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Das Bundesministerium für soziale Verwaltung beehrt 
sich, 25 Ausfertigungen des Entwurfes eines Bundesge
setzes, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz 
geändert wird (41.Novelle zum ASVG), samt Erläuterungen 
und Textgegenüberstellungen zu übermitteln. Es wird er
sucht, die Obmänner der parlamentarischen Klubs zu 
beteilen. 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates anläß
lich der Verabschiedung des Geschäftsordnungsge�etzes 
wurden die begutachtenden Stellen aufgefordert, 25 Aus
fertigungen ihrer Stellungnahme dem Präsidium des 
Nationalrates zu übermitteln. 

Die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme wurde mit 
13.September 1985 festgesetzt • 

.Jtt!M ' p 

Für den Bundesminister: 
H a u  s n e r 

Für die Richtigkeit 

DV�, 0011001 u. 0011019 
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REPUBLI K  ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR SOZ IALE VERWALTUNG 
Z l .  2 0 . 0 41/ 3 9-1a / 85 

Bunde s gesetz vom • • • • • • • • • • • • • • • • • • • .  , mit dem da s 

Allgeme ine Sozialversicherungsgesetz geändert wird 

(41 . Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsge setz ) 

Der Nationalrat hat bes chlossen : 

Artikel I 

Da s Allgemeine So zialversicherungsgesetz, BGB1 . Nr . 18 9 / 1955, in der Fassung der Bundesgesetze BGB1 . Nr . 2 6 6 /1956, BGB1 . Nr . 171/1957, BGB1 . Nr . 29 4 /1957, BGB1 . Nr . 157 /1958, BGB1 . Nr . 29 3 /1958, BGB1 . Nr . 65/1959, BGB1 . Nr . 29 0 /1959, BGB1 . Nr . 8 7 /19 6 0, BGB1 . Nr . 16 8 /19 6 0, BGB1 . Nr . 29 4 /19 6 0, BGB1 . Nr . 13/19 62, BGB1 . Nr . 85/19 63,  BGB1 . Nr . 18 4 /19 63,  !GB1 . Nr . 253/19 6 3, BGBl . Nr . 320 /19 6 3, BGBl . Nr . 3 01/19 6 4, BGBl . Nr . 81/19 65, BGBl . Nr . 9 6 /19 65, BGBl . Nr . 220 /19 65, 8GB1 . Nr . 3 0 9 /19 65, BGBl . Nr . 168 /19 6 6, BGB1 . Nr . 6 7 /19 6 7, BGBl . Nr . 201/19 6 7, BGBl. Nr . 6 /19 6 8, BGBl . Nr . 282/19 6 8, BGB1 . Nr . 17/19 6 9, BGBl . Nr . 4 4 6 /19 6 9, BGBl . Nr . 3 85/19 7 0, BGBl . Nr . 3 7 3 /19 71, BGBl . Nr . 4 7 3 /19 71, BGBl . Nr . 162/19 72, BGB1 . Nr . 31/19 7 3 ,  BGB1 . Nr . 
7 0 4 /19 7 6, BGB1 . Nr . 
3 42/19 7 8, BGBl . Nr . 
53 0 /19 7 9, BGBl . Nr . 
58 8 /19 81, BGBl . Nr . 
121/19 8 3 ,  BGB1 . Nr . 
5 9 0 /19 83, BGBl . Nr . 

23 /19 7 4, BGBl . Nr . 7 75/19 7 4, BGBl . Nr . 
6 4 8 /19 7 7, BGB1 . Nr . 28 0 /19 7 8, BGBl . Nr . 
458 /19 7 8, BGB1 . Nr . 6 8 4 /19 7 8, �GB1 . Nr . 
585/19 8 0, BGBl . Nr . 282/19 81, tBl . Nr . 
54 4 /19 82, BGBl . Nr . 6 4 7 /19 82, GBl . Nr . 
135/19 8 3, BGB1 . Nr . 3 8 4 /19 8 3, GB1 .  Nr . 
656/19 8 3, BGB1 . Nr . 4 8 4 /19 8 4, SGBl . Nr . 55/19 85, BGBl . Nr . 205/19 85 und BGB1 . Nr . 217/19 85 wird in seinem Ersten Te il geändert wie fOlgt : 
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1. a )  § 5 Abs . 1 Z 7 lautet : 

" 7 .  Ge i stl iche der Katholis chen Kirche , sowie ge istliche 

Amtsträger der Evangelischen Kirche AB . in österreich oder 

der Evange lischen Kirche HB . in österre ich hinsichtl ich der 

Seelsorgetätigkeit und der sonstigen Tätigke it , die s ie in 

Erfül lung ihrer ge istl ichen Verpflichtung aus üben , zum 

Beispiel des Re ligionsunterrichtes ,  ferner Angehörige der 

Orden und Kongregationen der Katholischen Kirche sowie der 

Anstalten der Evange l i s chen Diakonie , a l le diese Personen , 

wenn s ie nicht in einern Dienstverhältnis zu einer anderen 

Körperschaft (Per son ) a l s  ihrer Kirche bzw. deren 

Einrichtungen (Orden , Kongregation , Anstalt der 

Evange l ischen Diakonie ) stehen ; "  

b)  Im § 5 Abs . 1 wird der Punkt am S chluß der Z 10  durch 

einen Strichpunkt ersetzt ; als Z 1 1  wird ange fügt : 

"11. !!:e itsoldaten im S inne de s Wehrgesetzes 19 7 8  

hins icht l ich einer Beschäftigung , die die Tei lvers icherung 

in der Kranken- und in der Pens ionsvers icherung gemäß § 8 

Abs . 1 Z 5 begründet . "  

2. a )  § 8 Abs . 1 Z 1 l it .  c lautet : 

" cl Personen , die aufgrund der Bestimmungen de s 

Wehrgesetzes 19 7 8  ordentlichen oder 

auBerordentlichen Präsenzdienst leisten 

- ausgenommen die in Z 5 genannten Z e itso ldaten -

sowe it s ie nicht nach diesem oder einern anderen 

Bunde s gesetz in der Krankenvers icherung 

pflichtvers ichert s ind , " 

b)  § 8 Abs . 1 Z 3 l i t .  g lautet : 

Hg) Einzelorgane und Mitgl ieder von Kol lektivorganen 

der gesetz l ichen beruflichen Vertret�hgen sowie 

der Berufsvereinigungen der Dienstnehmer und der 

Diens tgeber , der Landwirtschaftskammern sowie der 

- 2 -
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im § 8 Abs . 1 Z 4 lit . b oder c genannten 

Per sonen , die aufgrund der diese Vertretung 

regelnden Vorschriften gewählt oder sonst beste l lt 

sind , in Ausübung der ihnen aufgrund ihrer 

Funktion obliegenden P flichten , sowe it nicht eine 

landesgesetz liche Rege lung über Un fall fürsorge 

besteht ; "  

c} Im § 8 Abs .  1 Z 4 wird der Punkt am Schluß der lit . d 

durch einen Strichpunkt ersetzt ; als Z 5 wird ange fügt : 

"5. in der Kranken- und Pensionsvers icherung 

Zeitsoldaten , soweit sie Anspruch auf berufliche Bildung 

haben (§§ 3 3  bzw . 41 Abs . 4 de s Wehrgesetzes 1978) , im 

letzten Jahr ihres Wehrdienstes als Zeitsoldaten . "  

3 .  a} Im § 10 Abs . 2 wird der Ausdruck " sowie der 

Mitglieder der Organe der ge setz lichen beruflichen 

Vertretungen " durch den Ausdruck " sowie der Mitglieder der 

Organe der ge setz lichen beruflichen Vertretungen und der 

Berufsvereinigungen der Dienstnehmer und der Dienstgeber"  

ersetzt . 

b} § 10 Abs .  5 erster Satz lautet : 

" Die P flichtversicherung der im § 4 Abs . 3 Z 3 und 6 und § 8 

Abs . 1 Z 1 lit . c ,  Z 3 lit . f ,  h und i sowie Z 4 und 5 

be zeichneten Personen und der Personen , die in einer 

Einrichtung untergebracht s ind , die der medizinischen 

Rehabilitation oder Ge sundheitsvorsorge dient (§ 8 Abs . 1 

Z 3 lit . c )  und die Krankenversicherung der nach § 9 

e inbe zogenen Personen beginnt mit dem Eintritt de s 

Tatbestande s ,  der den Grund der Versicherung bildet . "  

4. Im § 10 Abs .  5 wird der Ausdruck "§ 4 Abs . 3 Z 3 und 6 

und § 8 Abs . 1 Z 3 lit . f ,  h und i sowie Z 4 be�eichneten 

- 3 -
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Personen" durch den Ausdruck "§ 4 Abs . 3 Z 3 und 6 und § 8 

Abs . 1 Z 1 1it . c ,  Z 3 lit . f ,  h und i sowie Z '4 und 5 

beze ichneten Personen" ersetzt . 

5. Im § 1 2  Abs . 4 wird der Ausdruck "der im § 4 Abs . 3 Z 3 

und 6 und § 8 Abs . 1 Z 3 l it . f ,  h und i sowie Z 4 

be zeichneten Personen und die Krankenversicherung der nach 

§ 9 einbe zogenen Personen" durch. den Ausdruck "der im § 10 

Abs . 5 be zeichneten Personen" ersetzt . 

6. Im § 14 Abs . 1 wird der Punkt am Schluß der Z 7 durch 

einen Strichpunkt ersetzt ; a l s  Z 8 wird ange fügt : 

"8. wenn s ie gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 a l s  Zeitsoldaten 

versichert s ind . "  

7. § 16 Abs . 3 letzter Satz lautet : 

"In allen übrigen Fällen beginnt die Selbstversicherung mit 

dem auf die AntragsteI lung folgenden Tag , be i Personen , die 

aus der Pflichtvers icherung gemäß § 2 des Gewerblichen 

Soz ia lversicherungsgesetzes bzw . gemäß § 2 des 

Bauern-So z ialversicherungsge setzes ausge schieden s ind , 

j edoch frühes tens mit dem Ablauf von 60 Kalendermonaten nach 

dem Ausscheiden aus dieser Pflichtversicherung . "  

8. § 17 Abs . 5 lit . d lautet : 

Ud) um Ze iten des ordentl ichen oder außerordentlichen 

Präsenzdienstes - ausgenommen Zeiten einer 

Pfl ichtvers icherung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 -

aufgrund der Bestimmungen des Wehrgesetzes 1978, " 

- 4 -
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9 .  Im § 25 Abs. 2 wird der Ausdruck "BGBl. Nr. 31/1968" 

durch den Ausdruck "BGBl. Nr. 31/1969" ersetzt. 

10. Im § 2 8  Z 2 lit. i wird der Ausdruck "Unfall- bzw. 

Pensionsversicherung" durch den Ausdruck "Kranken-, Unfall

bzw. Pensionsversicherung" ersetzt. 

11. § 3 0  Abs. 4 lautet: 

" (4) Für die nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. c 

Pflichtversicherten richtet sich die örtliche Zuständigkeit 

der Gebietskrankenkasse nach dem Wohnsitz des 

Wehrpflichtigen; ist ein solcher nicht gegeben, ist die 

Wiener Gebietskrankenkasse örtlich zuständig. Pür die 

genannten Personen, die unmittelbar vor dem Antritt des 

Präsenzdienstes in der Krankenversicherung pflichtversichert 

waren oder deren Pflichtversicherung nicht früher als acht 

Tage vor diesem Zeitpunkt geendet hat, bleibt für die Dauer 
des Präsenzdienstes jene Gebietskrankenkasse örtlich 

zuständig, die die dem Präsenzdienst zuletzt vorangegangene 

Krankenversicherung durchgeführt hat." 

12. a) § 31 Abs. 3 Z 8 lautet: 
"8 . die Statistik der Sozialversicherung insbesondere 

nach den Weisungen des Bundesministers für soziale 

Verwaltung zu besorgen;" 

b) § 31 Abs. 3 Z 11 lautet: 
"11 . a) in Wahrnehmung öffentlicher Interes�en 

vom Gesichtspunkt des Sozialversicherupgsrechtes 

und der wirtschaftlichen Tragfähigkei� 
Richtlinien über die ökonomische Verschreibweise 

von Heilmitteln und Heilbehelfen aufzustellen; in 

diesen Richtlinien soll insbesondere auch unter 

- 5 -
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Bedachtnahme auf die Art und Dauer der Erkrankung 

bestimmt werden, inwieweit Arzneispezialitäten 

für Rechnung der Sozialversicherungsträger 

abgegeben werden können: durch die Richtlinien 

darf der Heilzweck nicht gefährdet werden: 

b) unter Bedachtnahme auf § 133 Abs. 2 ein 

Heilmittelverzeichnis herauszugeben. In diesem 

Verzeichnis sind jene Arzneispezialitäten 

anzuführen, die entweder allgemein oder unter 

bestimmten Voraussetzungen (zB für gewisse 

Krankheitsgruppen oder Altersstufen von Patienten, 

in bestimmter Menge oder Darreichungsform) ohne die 

sonst notwendige chef- oder kontrollärztliche 

Bewilligung für Rechnung der 

Sozialversicherungsträger abgegeben werden können. 

In diesem Verzeichnis sind ferner jene Stoffe für 

magistrale Zubereitungen anzuführen, die entweder 

allgemein oder unter bestimmten Voraussetzungen nur 

mit vorheriger chef- oder kontrollärztlicher 

Bewilligung für Rechnung der 

Sozialversicher�ngsträger abgegeben werden können:" 

c) § 31 Abs. 4 erster Satz lautet: 

"Die gemäß Abs. 3 Z 4 und 11 lit. a aufgestellten 

Richtlinien und das gemäß Z 11 lit. b herausgegebene 

Heilmittelverzeichnis erlangen für den Bereich der 

Bauernkrankenversicherung beziehungsweise der Gewerblichen 

Selbständigenkrankenversicherung nur Wirksamkeit, wenn der 

Sektionsausschuß für die Träger der 

Selbständigen-Krankenversicherungen der Aufstellung der 

Richtlinien zustimmt." 

d) Im § 31 Abs. 5 zweiter Satz wird der Ausdruck "Abs. 3 

Z 3, 4, 11, 13, 15, 16 und 21" durch den Ausdruck "Abs. 3 

Z 3, 4, 11 lit. a, 13, 15, 16 und 21" ersetzt. 

- 6 -
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e )  § 3 1  Abs .  5 letzter Satz lautet : 

" D ie gemäß Abs .  3 Z 3, 1 1  lit . a ,  1 5 , 1 7  undi21 

aufgeste llten Richtlinien sowie das gemäß Ab$ . 3 Z 11 lit . b 

herausgegebene Hei lmittelverz eichni s  s ind in der 

Fachzeitschri ft " Soz iale Sicherheit" zu verlautbaren . "  

1 3 . a )  Dem § 33 Abs .  1 wird folgender Satz ange fügt : 

" Eine Abschr i ft (Kopie ) dieser Meldung hat der Träger der 

Krankenvers icherung dem Pflichtversicherten , lso fern er dies 

innerhalb von zwei Jahren verlangt und e inen�fre igemachten 

Briefumschlag beigelegt hat , zu übermitte ln� . der Träger der 

Krankenvers icherung kann dem P flichtversicherten statt 

de s sen auch eine mittels elektroni scher 

Datenverarbeitungsanlagen hergestel lte Aus fertigung der für 

die letzten zwei Jahre vorgemerkten Vers icherungszeiten 

übermitte ln . "  

b )  Dem § 3 3  wird folgender Abs . 3 ange fügt : 

"(3) Die Dienstgeber und sonstigen meldepflichtigen 

Personen haben dem zuständigen Krankenversicberungsträger 

als Grundlage für die Einre ihung nach § 1 0 8  a Abs .  2 eine 

Aufstellung über die auf den Kalendertag entfal lenden Te i le 

der al lgemeinen Beitragsgrundlagen der VersiCherten am 

Z ählungstag bis  zum 20 . des darauffolgenden �onate s zu 

übermitteln , wobei für j eden Versicherten au�h die 

Versicherungsnummer anzugeben i st . " 

1 4 . Dem § 3 4  Ab s .  1 wird folgender Satz ange fügt : 

" §  3 3  Abs .  1 letzter Satz gilt entsprechend . "  

- 7 -
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15. Im § 36 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch 

einen Strichpunkt ersetzt; als Z 6 wird angefügt: 

"6 . für die pflichtversicherten Zeitsoldaten (§  8 Abs. 1 

Z 5) dem Bundesminister für Landesverteidigung." 

16 . Der bisherige Inhalt des § 40 erhält die Bezeichnung 

Abs. 1. Als Abs. 2 wird angefügt: 

"(2) Abs. 1 gilt entsprechend für Personen, die eine 

Leistung beantragt haben bzw. die nach § 408 zur Fortsetzung 

des Verfahrens berechtigt sind, sobald sie vom 

Versicherungsträger nachweislich über den Umfang ihrer 

Meldepflicht belehrt wurden." 

17. Im § 44 Abs. 1 wird der Punkt am Schluß der Z 6 durch 

einen Strichpunkt ersetzt; als Z 7 wird angefügt: 

"7. bei den nach § 8 Abs. 1 Z 5 pflichtversicherten 

Personen das Taggeld, die Dienstgradzulage und die 

Monatsprämie." 

18. a) Im § 49 Abs. 3 Z 1 wird der zweite und dritte Satz 

durch folgenden Satz ersetzt: 

"Unter Tages- und Nächtigungsgelder fallen auch Vergütungen 

für den mit Arbeiten außerhalb des Betriebes verbundenen 

Mehraufwand, wie Bauzulagen, Trennungsgelder, Zehrgelder, 

Entfernungszulagen, Aufwandsentschädigungen, Stör- und 

Außerhauszulagen uä., wenn sie 

a) aufgrund gesetzlicher Vorschriften, von 

Gebietskörperschaften erlassener Dienstordnungen, 

aufsichtsbehördlich genehmigter 

Dienst(Besoldungs) ordnungen der Körperschaften des 

öffentlichen Rechtes oder der vom österreichischen 

Gewerkschaftsbund für seine Bediensteten 

festgelegten Arbeitsordnung, 

- 8 -
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b) aufgrund von Normen der kollektiven 

Rechtsgestaltung oder 

c) aufgrund von Vereinbarungen, die bei Fehlen von 

Normen der kollektiven Rechtsgestaltung zwischen 

einem einzelnen Dienstgeber und einer 

kollektivvertrags fähigen Körperschaft der 

Dienstnehmer abgeschlossen wurden, 

gezahlt werden und nach § 26 des 

Einkommensteuergesetzes 1972, BGB1. Nr. 440, nicht der 

Einkommensteuer (Lohnsteuer) pf1icht unterliegen; " 

b) § 49 Abs. 3 Z 2 lautet: 

"2. Schmutzzulagen, wenn sie aufgrund von in Z 1 1it. a 

bis c angeführten Regelungen gezahlt werden, soweit sie nach 

§ 68 Abs. 1 und 4 des Einkommensteuergesetzes 1972 nicht der 

Einkommensteuer (Lohnsteuer) pflicht unter1iegen; -

c) § 49 Abs. 3 Z 6 lautet: 

"6. Werkzeuggelder, wenn sie aufgrund von in Z 1 1it. a 

bis c angeführten Regelungen gezahlt werden; " 

d) Im § 49 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 24 durch 

einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 25 und 26 werden 

angefügt: 

"25. Nachlässe des Dienstgebers bei Versich�rungsprämien 

seiner Dienstnehmer, soweit diese Nachlässe für alle 

Dienstnehmer oder bestimmte Gruppen seiner Dienstnehmer 

gewährt werden und der Preisvorteil für den einzelnen 

Dienstnehmer nicht über jenen Vorteil hinausgeht, den der 

Dienstgeber üblicherweise auch anderen Personen, 

insbesondere anderen Versicherungsnehmern (Groß� und 

Dauerkunden) , aufgrund von Einzelvereinbarungen �oder 

feststehenden Tarifen gewährt; 

26. Kündigungsentschädigung (Inso1venz-Ausf�11ge1d 

anstelle von Kündigungsentschädigung) ." 

- 9 -
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e) § 49 Abs. 4 erster Satz lautet: 

"Der Hauptverband kann nach Anhörung der 

Interessenvertretungen der Dienstnehmer und Dienstgeber 

feststellen, ob und in welchem Ausmaß Bezüge, die in den im 

Abs. 3 Z 1 angeführten Regelungen vorgesehen und als Bezüge 

im Sinne des Abs. 3 Z 1, 2, 6 oder 11 bezeichnet sind, nicht 

als Entgelt im Sinne der Abs. 1 und 3 gelten." 

19. Im § 51 Abs. 1 erster Halbsatz wird der Ausdruck " § 4 
Abs. 1 Z 3" durch den Ausdruck "§ 4 Abs. 1 Z 3 und 8" 

ersetzt. 

20. Dem § 52  wird ein Abs. 3 mit folgendem Wortlaut 

angefügt: 

" (3) Für Teilversicherte nach § 8 Abs. 1 Z 5 sind die 

Beiträge mit dem gleichen Hundertsatz der Beitragsgrundlage 

(§  44 Abs. 1 Z 7) zu bemessen, wie er in § 51 Abs. 1 Z 1 

lit. a bzw. Z 3 lit. a festgesetzt ist1 diese Beiträge sind 

zur Gänze vom Bund zu tragen." 

21. Dem § 56 a wird ein Abs. 3 mit folgendem Wortlaut 

angefügt: 

" (3) Abs. 2 gilt nicht für Personen, die gemäß § 8 Abs. 1 

Z 5 in der Kranken- und in der Pensionsversicherung 

teilversichert sind. Für diese Personen gilt § 52  Abs. 3." 

22. a) Im § 58 Abs. 1 wird der erste Satz durch folgende 

Sätze ersetzt: 

"Die allgemeinen Beiträge sind am letzten Tage-des 

Kalendermonates fällig, in den das Ende des 

Beitragszeitraumes fällt, sofern die Beiträge nicht gemäß 

Abs. 3 vom Träger der Krankenversicherung dem 

- 10 -
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Beitragsschuldner vorgeschrieben werden. Die ge�äß Abs. 3 

vorgeschriebenen Beiträge sind mit Ablauf des zweiten Tages 

nach der Aufgabe der Beitragsvorschreibung zur Post bzw. mit 

dem Zeitpunkt der Zustellung durch Organe des Ttägers der 

Krankenversicherung fällig." 

b) § 58 Abs. 2 zweiter und dritter Satz lauten: 

"Er hat diese Beiträge auf seine Gefahr und Kosten zur Gänze 

einzuzahlen. Die den Heimarbeitern gleichgestellten Personen 

( §  4 Abs. 1 Z 7 )  schulden die Beiträge selbst und haben die 

Beiträge auf ihre Gefahr und Kosten ebenfalls zur Gänze 

selbst einzuzahlen." 

c) Im § 58 Abs. 3 wird der erste Satz durch folgende 

Sätze ersetzt: 

"Der Beitragsschuldner hat die Beiträge an den zuständigen 

Träger der Krankenversicherung unaufgefordert einzuzahlen, 

sofern die Beiträge nicht von diesem dem Beitragsschuldner 

vorgeschrieben werden. Der Träger der Krankenve�sicherung 

kann die Beiträge in den Fällen vorschreiben, in denen dies 

zur Erleichterung der Beitragseinzahlung zweckmäßig 

erscheint." 

23. § 59 Abs. 3 lautet: 

" (3 )  Der im Abs. 1 vorgesehene Zeitraum von elf Tagen 

beginnt in den Fällen, in denen die Beiträge vom Träger der 

Krankenversicherung gemäß § 58 Abs. 3 dem Beitragsschuldner 

vorgeschrieben werden, erst mit Ablauf des zweiten Tages 

nach Aufgabe der Beitragsvorschreibung (sie gilt als 

Zahlungsaufforderung) zur Post; wird die , 
Beitragsvorschreibung durch Organe des Trägers dtr 

Krankenversicherung zugestellt, so beginnt die F, ist mit dem 

Zeitpunkt der Zustellung. Darüber hinaus kann die Satzung 

des Trägers der Krankenversicherung für bestimmte Gruppen 

von Beitragsschuldnern - soweit dies aus Gründen der 

- 11 -

165/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)12 von 179

www.parlament.gv.at



Verwaltungsvereinfachung erforderlich ist - und für 

knappschaftliche Betriebe den im Abs. 1 vorgesehenen 

Zeitraum von elf Tagen mit einem anderen als dem dort 

angegebenen Zeitpunkt beginnen lassen." 

24. a) § 67 Abs. 4 lautet: 

"(4) Der Erwerber eines Betriebes haftet für Beiträge, 

die sein Vorgänger zu zahlen gehabt hätte, unbeschadet der 

fortdauernden Haftung des Vorgängers sowie der Haftung des 

Betriebsnachfolgers nach § 1409 ABGB und der Haftung des 

Erwerbers nach § 25 des Handelsgesetzbuches für die Zeit von 

höchstens zwölf Monaten vom Tag des Erwerbes 

zurückgerechnet. Im Fall einer Anfrage beim 

Versicherungsträger haftet er jedoch nur mit dem Betrag, der 

ihm als Rückstand ausgewiesen worden ist." 

b) Dem § 67 werden folgende Abs. 5 bis 11 angefügt: 

" (5) Abs. 4 gilt nicht bei einem Erwerb aus einer 

Konkursmasse oder im Zuge eines Vollstreckungsverfahrens. 

(6) Geht der Betrieb auf 

1. einen Angehörigen des Betriebsvorgängers gemäß 

Abs. 7 ,  

2. eine am Betrieb des Vorgängers wesentlich beteiligte 

Person gemäß Abs. 8 oder 

3. eine Person mit wesentlichem Einfluß auf die 

Geschäftsführung des Betriebsvorgängers (zB Geschäftsführer, 

leitender Angestellter, Prokurist) , 

über, so haftet dieser Betriebsnachfolger ohne Rücksicht auf 

das dem Betriebsübergang zugrunde liegende Rechtsgeschäft 

wie ein Erwerber gemäß Abs. 4, solange er nicht nachweist, 

daß er die Beitragsschulden nicht kannte bzw. trotz seiner 

Stellung im Betrieb des Vorgängers nicht kennen konnte. 

(7) Angehörige gemäß Abs. 6 Z 1 sind: 

1. der Ehegatte; 
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2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten 

zweiten und dritten Grades in der Seitenlinie, und zwar auch 

dann, wenn die Verwandtschaft auf einer unehelichen Geburt 

beruht; 

3. die Verschwägerten in gerader Linie un� die 

Verschwägerten zweiten Grades in der Seitenlihie, und zwar 

auch in Fällen unehelicher Verwandtschaft; 

4. die Wahl(Pflege) eltern und die Wahl(Pf�ege) kinder; 

5. der Lebensgefährte; 

6. die im § 32 Abs. 2 der Konkursordnung �enannten 

Personen. 

(8) Eine Person ist an einem Betrieb wesentlich 

beteiligt, wenn sie zu mehr als einem Viertel Anteil am 

Betriebskapital hat. Bei der Beurteilung des Anteiles am 

Betriebskapital ist der wahre wirtschaftliche Gehalt und 

nicht die äußere Erscheinungsform des Sachverhaltes 

maßgebend. Die §§ 22 bis 24 der Bundesabgabenordnung sind 

sinngemäß anzuwenden. 

(9) Stehen Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb dienen, 

nicht im Eigentum des Betriebsinh�bers, sondern im Eigentum 

einer der im Abs. 6 genannten Personen, so hattet der 

Eigentümer der Wirtschaftsgüter mit diesen Gütern für die 

Beiträge, solange er nicht nachweist, daß er die 

Beitragsschulden nicht kannte bzw. trotz seiner Stellung im 

Betrieb nicht kennen konnte. 

(10) Die zur Vertretung juristischer Personen berufenen 

Personen und die gesetzlichen Vertreter natürlicher Personen 

haften neben den durch sie vertretenen Beitraqsschuldnern 

für die von diesen zu entrichtenden Beiträgen .insoweit, als 

die Beiträge infolge schuldhafter Verletzung der den 

Vertretern auferlegten Pflichten nicht entrictitet wurden. 

(11) Notare, Rechtsanwälte und Wirtschafts�reuhänder 

haften wegen Handlungen, die sie in Ausübung �hres Berufes 

bei der Beratung in Beitragssachen vorgenomme� haben, gemäß 

Abs. 10 nur dann, wenn diese Handlungen eine �erletzung 
i 

ihrer Berufspflichten enthalten. Ob eine solc�e Verletzung 
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der Berufspflichten vorliegt, ist auf Anzeige des 

Versicherungsträgers im Disziplinarverfahren zu 

entscheiden." 

25. § 69 lautet: 

"Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge 

§ 69. (1) Zu Ungebühr entrichtete Beiträge können, soweit 

im folgenden nichts anderes bestimmt wird, zurückgefordert 

werden. Das Recht auf Rückforderung verjährt binnen zwei 

Jahren nach deren Zahlung. Der Lauf der Verjährung des 

Rückforderungsrechtes wird durch Einleitung eines 

Verwaltungsverfahrens zur Herbeiführung einer Entscheidung, 

aus der sich die Ungebührlichkeit der Beitragsentrichtung 

ergibt, bis zu einem Anerkenntnis durch den 

Versicherungsträger bzw. bis zum Eintritt der Rechtskraft 

der Entscheidung im Verwaltungsverfahren gehemmt. 

(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine 

Formalversicherung begründet wurde, sowie von Beiträgen zu 

einer Versicherung, aus welcher innerhalb des Zeitraumes, 

für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine 

Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum 

ausgeschlossen. Desgleichen ist die Rückforderung 

ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für den Beiträge 

ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt 

worden ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß 

des Leistungsanspruches von Einfluß waren, es sei denn, der 

zur Leistungserbringung zuständige Versicherungsträger hätte 

die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des Verfahrens 

(§  69 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1950) 

neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden. 

(3) Wenn statt des Versicherungsträgers, an den die 

Beiträge zu Ungebühr entrichtet worden sind, ein anderer 

Versicherungsträger zur Leistungserbringung zuständig war 
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und dem ersteren Versicherungsträger gegenübe� dem letzteren 

ein Ersatzanspruch für zu Unrecht erbrachte Leistungen gemäß 

§ 3 20 b zusteht, hat der unzuständige Versiche�ungsträger 

die ungebührlich entrichteten Beiträge ohne Rücksicht auf 

die Verjährungsfrist (Abs. 1) für den gesamten ! Zeitraum, für 

den an den zuständigen Versicherungsträger nachträglich 

Beiträge zu entrichten sind, an den zuständigen 

Versicherungsträger zu überweisen. Der überwiesene Betrag 

ist auf die vom zuständigen Versicherungsträger geschuldeten 

Beiträge anzurechnen. Der zuständige Versicherungsträger hat 

einen hiedurch allenfalls entstehenden Uberschuß an 

Beiträgen dem Beitragsschuldner gutzuschreiben bzw., falls 

dies nicht möglich ist, zu erstatten. 

(4) Abs. 2 gilt nicht für Beiträge, die zwar nicht zur 

Gänze ungebührlich, jedoch von einer zu hohen 

Beitragsgrundlage oder unter Anwendung eines zu hohen 

Beitragssatzes entrichtet worden sind, sofern innerhalb des 

in Betracht kommenden Zeitraumes nur solche Leistungen 

erbracht wurden, die auch dann, wenn die Beiträge in 

richtiger Höhe entrichtet worden wären, im gleichen Ausmaß 

gebührt hätten. 

(5) Wird die Rückforderung ungebührlich entrichteter 

Beiträge geltend gemacht, so hat der zur Entscheidung 

zuständige Versicherungsträger vorerst bei den 

Versicherungsträgern, denen nach § 411 Parteist$llung im 

Verfahren vor den Verwaltungsbehörden zukommt, $owie beim 

zuständigen Landesarbeitsamt anzufragen,'ob gemäß Abs. 2 im 

Hinblick auf erbrachte oder zu erbringende Leistungen aus 

der Unfall-, Pensions- oder Arbeitslosenversich�rung ein 

Einwand gegen die Rückerstattung der ungebührlidh 

entrichteten Unfall- Pensions- oder 

Arbeitslosenversicherungsbeiträge besteht. . 

(6) Die Rückforderung ungebührlich entrichteJer Beiträge 

steht dem Versicherten zu, soweit er die Beiträqe selbst 
! 

getragen hat, im übrigen dem Dienstgeber. " 
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26. Im § 74 Abs. 3 Z 4 wird nach dem Ausdruck "der 

gesetzlichen beruflichen Vertretungen" der Ausdruck 

" (Berufsvereinigungen) " und nach dem Ausdruck "gesetzlichen 

beruflichen Vertretung" der Ausdruck " (Berufsvereinigung) " 

eingefügt. 

27. a) § 76 Abs. 1 Z 2 lautet: 

"2. im § 16 Abs. 2 bezeichneten Selbstversicherten, 

sofern diese das 35. Lebens jahr noch nicht vollendet, kein 

Hochschulstudium im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. d des 

Studienförderungsgesetzes absolviert haben und kein 

Einkommen im Sinne des § 4 des Studienförderungsgesetzes 

beziehen, der Tageswert der Lohnstufe (§  46 Abs. 4) in die 

der gemäß § 76 a Abs. 3 genannte, jeweils geltende Betrag 

fällt." 

b) § 76 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Abs. 2 und 3 gelten nicht für die im § 16 Abs. 2 

bezeichneten Personen, sofern diese das 3 5 .  Lebens jahr noch 

nicht vollendet, kein Hochschulstudium im Sinne des § 2 

Abs. 1 lit. d des Studienförderungsgesetzes absolviert haben 

und kein Einkommen im Sinne des § 4 des 

Studienförderungsgesetzes beziehen." 

28. § 80 Abs. 1 lautet: 

"(I) In der Pensionsversicherung leistet der Bund für 

jedes Geschäftsjahr einen Beitrag in der Höhe des Betrages, 

um den 100, 5 vH der Aufwendungen die Erträge übersteigen. 

Hiebei sind bei den Aufwendungen die Ausgleichszulagen und 

die außerordentlichen Zuschüsse des Trägers der 

Pensionsversicherung als Dienstgeber zur Rückstellung für 

Pensionszwecke, bei den Erträgen der Bundesbeitrag und die 

Ersätze für Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen." 
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· i�,f/ClWutc� 
öSTER REIC H () REPUBLIK 

BUNDESMINISTERIUM 
FüR SOZIALE VERWALTUNG 

Zl.20.041/39-la/85 
Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Allgemeine Sozial
versicherungsgesetz geändert wird 
(41.Novelle zum ASVG) i 

Einleitung des Begutachtungs
verfahrens. 

10tO Wien, den 9. Juli 1985 
Stubenring I 
Telefon 7500 Telex 111145 oder t 11780 
Auskunft 

Poperl 

Klappe 6348 Durmwahl 

,....-------------, . .  __ . 

G f 
e set zen t vv u r�' 

ZL ................ 2r ............ -GE/19.(.$. .. 

An das 
Präsidium 

DatumdÖ!L�l: 
.

. l� '/. 
des Nationalra

�:�e i l t 1�J U��T 
'7 

, (fl-'O-/ - ._ Parlament 
1017 W i e n 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung beehrt 
sich, 25 Ausfertigungen des Entwurfes eines Bundesge
setzes, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz 
geändert wird (41.Novelle zum ASVG), samt Erläuterungen 
und Textgegenüberstellungen zu übermitteln. Es wird er
sucht, die Obmänner der parlamentarischen Klubs zu 
beteilen. 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates anläß
lich der Verabschiedung des Geschäftsordnungsgasetzes 
wurden die begutachtenden Stellen aufgefordert, 25 Aus
fertigungen ihrer Stellungnahme dem Präsidium des 
Nationalrates zu übermitteln. 

Die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme wurde mit 
13.September 1985 festgesetzt. 
... f F 

Für den Bundesminister: 
H a u  s n e r 

Für die Rlchtigkeit 

DV�, 00\100\ u. 00\10\' 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR SO ZIALE VERWALTUNG Zl. 20.041/39-1a/85 

Bundesgesetz vorn • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  , mit dem das 

Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert wird 

(41. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGB1. Nr. 

189/1955, in der Fassung der Bundesgesetze BGB1. Nr. 266/1956, 

BGB1. Nr. 171/1957, BGB1. Nr. 294/1957, BGB1. Nr. 157/1958, BGB1. 

Nr. 293/1958, BGB1. Nr. 65/1959, BGB1. Nr. 290/1959, BGB1. Nr. 

87/1960, BGB1. Nr. 168/1960, BGB1. Nr. 294/1960, BGB1. Nr. 

13/1962, BGB1. Nr. 85/1963, BGB1. Nr. 184/1963, BGB1. Nr. 

253/1963, BGB1. Nr. 320/1963, BGB1. Nr. 301/1964, BGB1. Nr. 

81/1965, BGB1. Nr. 96/1965, BGB1. Nr. 220/1965, BGB1. Nr. 

309/1965, BGB1. Nr. 168/1966, BGB1. Nr. 67/1961, BGB1. Nr. 

201/1967, BGB1. Nr. 6/1968, BGB1. Nr. 282/1968, BGB1. Nr. 

17/1969, BGB1. Nr. 446/1969, BGB1. Nr. 385/1970, BGB1. Nr. 

373/1971, BGB1. Nr. 473/1971, BGB1. Nr. 162/1972, BGB1. Nr. 

31/1973, BGB1. Nr. 23/1974, BGB1. Nr. 775/1974,: BGB1. Nr. 

704/1976, BGB1. Nr. 648/1977, BGB1. Nr. 280/19781, BGB1. Nr. 

342/1978, BGB1. Nr. 458/1978, BGB1. Nr. 684/ 1978�, BGB1. Nr. 

530/1979, BGB1. Nr. 585/1980, BGB1. Nr. 282/1981 � BGB1. Nr. 

588/1981, BGB1. Nr. 544/1982, BGB1. Nr. 647/1982, BGB1. Nr. 

1 21/1983, BGB1. Nr. 135/1983, BGB1. Nr. 384/1983, BGB1. Nr. 

590/1983, BGB1. Nr. 656/1983, BGB1. Nr. 484/1984, BGB1. Nr. 

55/1985, BGB1. Nr. 205/1985 und BGBL Nr. 217/19'5 wird in seinem 
i 

Ersten Teil geändert wie folgt: 
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1. a) § 5 Abs. 1 Z 7 lautet: 

"7. Geistliche der Katholischen Kirche, sowie geistliche 

Amtsträger der Evangelischen Kirche AB. in österreich oder 

der Evangelischen Kirche HB. in österreich hinsichtlich der 

Seelsorgetätigkeit und der sonstigen Tätigkeit, die sie in 

Erfüllung ihrer geistlichen Verpflichtung ausüben, zum 

Beispiel des Religionsunterrichtes, ferner Angehörige der 

Orden und Kongregationen der Katholischen Kirche sowie der 

Anstalten der Evangelischen Diakonie, alle diese Personen, 

wenn sie nicht in einem Dienstverhältnis zu einer anderen 

Körperschaft (Person) als ihrer Kirche bzw. deren 

Einrichtungen (Orden, Kongregation, Anstalt der 

Evangelischen Diakonie) steheni" 

b) Im § 5 Abs. 1 wird der Punkt am Schluß der Z 1 0  durch 

einen Strichpunkt ersetzt; als Z 11 wird angefügt: 

"11. �eitsoldaten im Sinne des Wehrgesetzes 1978 

hinsichtlich einer Beschäftigung, die die Teilversicherung 

in der Kranken- und in der Pensionsversicherung gemäß § 8 

Abs. 1 Z 5 begründet. " 

2. a) § 8 Abs. 1 Z 1 lit. c lautet: 

"cl Personen, die aufgrund der Bestimmungen des 

Wehrgesetzes 1978 ordentlichen oder 

außerordentlichen Präsenzdienst leisten 

- ausgenommen die in Z 5 genannten Zeitsoldaten -

soweit sie nicht nach diesem oder einem anderen 

Bundesgesetz in der Krankenversicherung 

pflichtversichert sind, " 

b) § 8 Abs. 1 Z 3 lit. g lautet: 

"g) Einzelorgane und Mitglieder von Kollektivorganen 

der gesetzlichen beruflichen Vertret�hgen sowie 

der Berufsvereinigungen der Dienstnehmer und der 

Dienstgeber, der Landwirtschaftskammern sowie der 

- 2 -
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im § 8 Abs. 1 Z 4 lit. b oder c genannten 

Personen, die aufgrund der diese Vertretung 

regelnden Vorschriften gewählt oder �onst bestellt 

sind, in Ausübung der ihnen aufgrund ihrer 

Funktion obliegenden Pflichten, soweit nicht eine 

landesgesetzliche Regelung über Unfallfürsorge 

besteht;" 

c} Im § 8 Abs. I Z 4 wird der Punkt am Schl�ß der lit. d 

durch einen Strichpunkt ersetzt; als Z 5 wird angefügt: 

"5. in der Kranken- und Pensionsversicherung 

Zeitsoldaten, soweit sie Anspruch auf beruflicbe Bildung 

haben ( §§ 33 bzw. 4 1  Abs. 4 des Wehrgesetzes 197 8 ) , im 

letzten Jahr ihres Wehrdienstes als Zeitsoldatan." 

3. a} Im § 1 0  Abs. 2 wird der Ausdruck "sowie der 

Mitglieder der Organe der gesetzlichen beruflichen 

Vertretungen" durch den Ausdruck "sowie der Mitglieder der 

Organe der gesetzlichen beruflichen Vertretungen und der 

Berufsvereinigungen der Dienstnehmer und der Dienstgeber" 

ersetzt. 

b) § 1 0  Abs. 5 erster Satz lautet: 

"Die Pflichtversicherung der im § 4 Abs. 3 Z 3 und 6 und § 8 

Abs. 1 Z 1 lit. c, Z 3 lit. f, h und i sowie Z 4 und 5 

bezeichneten Personen und der Personen, die in einer 

Einrichtung untergebracht sind, die der medizinischen 

Rehabilitation oder Gesundheitsvorsorge dient ( §  8 Abs. 1 

Z 3 lit. c) und die Krankenversicherung der nach § 9 

einbezogenen Personen beginnt mit dem Eintritt des 

Tatbestandes, der den Grund der Versicherung bi�det." 
I 
" 

4 .  Im § 1 0  Abs. 5 wird der Ausdruck " §  4 Abs. 3 Z 3 und 6 

und § 8 Abs. 1 Z 3 lit. f, h und i sowie Z 4 be�eichneten 
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Personen" durch den Ausdruck "§ 4 Abs. 3 Z 3 und 6 und § 8 

Abs. 1 Z 1 lit. c, Z 3 lit. f, h und i sowie Z '4 und 5 

bezeichneten Personen" ersetzt. 

5. Im § 1 2  Abs. 4 wird der Ausdruck "der im § 4 Abs. 3 Z 3 

und 6 und § 8 Abs. 1 Z 3 lit. f, h und i sowie Z 4 

bezeichneten Personen und die Krankenversicherung der nach 

§ 9 einbezogenen Personen" durch den Ausdruck "der im § 10 

Abs. 5 bezeichneten Personen" ersetzt. 

6. Im § 14 Abs. 1 wird der Punkt am Schluß der Z 7 durch 

einen Strichpunkt ersetzt1 als Z 8 wird angefügt: 

"8. wenn sie gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 als Zeitsoldaten 

versichert sind." 

7. § 16 Abs. 3 letzter Satz lautet: 

"In allen übrigen Fällen beginnt die Selbstversicherung mit 

dem auf die AntragsteIlung folgenden Tag, bei Personen, die 

aus der Pflichtversicherung gemäß § 2 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes bzw. gemäß § 2 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes ausgeschieden sind, 

jedoch frühestens mit dem Ablauf von 60 Kalendermonaten nach 

dem Ausscheiden aus dieser Pflichtversicherung." 

8. § 17 Abs. 5 lit. d lautet: 

"d) um Zeiten des ordentlichen oder außerordentlichen 

Präsenzdienstes - ausgenommen Zeiten einer 

Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 -

aufgrund der Bestimmungen des Wehrgesetzes 1978, " 
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9. Im § 25 Abs. 2 wird der Ausdruck "BGBl. Nr. 31/196S" 

durch den Ausdruck "BGBl. Nr. 31/1969" ersetzt. 

10. Im § 2S  Z 2 lit. i wird der Ausdruck "Unfall- bzw. 

Pensionsversicherung" durch den Ausdruck "Kranken-, Unfall

bzw. Pensionsversicherung" ersetzt. 

11. § 30 Abs. 4 lautet: 

" (4) Für die nach § S Abs. 1 Z 1 lit. c 

Pflichtversicherten richtet sich die örtliche Zuständigkeit 

der Gebietskrankenkasse nach dem Wohnsitz des 

Wehrpflichtigen; ist ein solcher nicht gegeben, ist die 

Wiener Gebietskrankenkasse örtlich zuständig. Für die 

genannten Personen, die unmittelbar vor dem Antritt des 

Präsenzdienstes in der Krankenversicherung pflichtversichert 

waren oder deren Pflichtversicherung nicht früher als acht 

Tage vor diesem Zeitpunkt geendet hat, bleibt für die Dauer 

des Präsenzdienstes jene Gebietskrankenkasse ö�tlich 

zuständig, die die dem Präsenzdienst zuletzt vorangegangene 

Krankenversicherung durchgeführt hat." 

1 2. a) § 31 Abs. 3 Z S lautet: 

"S. die Statistik der Sozialversicherung itisbesondere 

nach den Weisungen des Bundesministers für soziale 

Verwaltung zu besorgen;" 

b) § 3 1  Abs. 3 Z 11 lautet: 

"11. a) in Wahrnehmung öffentlicher Interesisen 

vom GesiChtspunkt des Sozialversicher�gsrechtes 

und der wirtschaftlichen Tragfähigkei� 

Richtlinien über die ökonomische Verschreibweise 

von Heilmitteln und Heilbehelfen aufzustellen; in 

diesen Richtlinien soll insbesondere auch unter 
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Bedachtnahme auf die Art und Dauer der Erkrankung 

bestimmt werden, inwieweit Arzneispezialitäten 

für Rechnung der Sozialversicherungsträger 

abgegeben werden können� durch die Richtlinien 

darf der Heilzweck nicht gefährdet werden� 

b) unter Bedachtnahme auf § 133 Abs. 2 ein 

Hei1mittelverzeichnis herauszugeben. In diesem 

Verzeichnis sind jene Arzneispezialitäten 

anzuführen, die entweder allgemein oder unter 

bestimmten Voraussetzungen (zB für gewisse 

Krankheitsgruppen oder Altersstufen von Patienten, 

in bestimmter Menge oder Darreichungsform) ohne die 

sonst notwendige chef- oder kontrollärztliche 

Bewilligung für Rechnung der 

Sozialversicherungsträger abgegeben werden können. 

In diesem Verzeichnis sind ferner jene Stoffe für 

magistrale Zubereitungen anzuführen, die entweder 

allgemein oder unter bestimmten Voraussetzungen nur 

mit vorheriger chef- oder kontrollärztlicher 

Bewilligung für Rechnung der 

Sozialversicherungsträger abgegeben werden können�" 

c) § 31 Abs. 4 erster Satz lautet: 

"Die gemäß Abs. 3 Z 4 und 11 lit. a aufgestellten 

Richtlinien und das gemäß Z 11 lit. b herausgegebene 

Heilmittelverzeichnis erlangen für den Bereich der 

Bauernkrankenversicherung beziehungsweise der Gewerblichen 

Selbständigenkrankenversicherung nur Wirksamkeit, wenn der 

Sektionsausschuß für die Träger der 

Selbständigen-Krankenversicherungen der Aufstellung der 

Richtlinien zustimmt." 

d) Im § 31 Abs. 5 zweiter Satz wird der Ausdruck "Abs. 3 

Z 3, 4, 11, 13, 15, 16 und 21" durch den Ausdruck "Abs. 3 

Z 3, 4, 11 lit. a, 13, 15, 16 und 21" ersetzt. 
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e) § 31 Abs. 5 letzter Satz lautet: 

" Die gemäß Abs. 3 Z 3, 11 lit. a, 15, 17 und 21 

aufgestellten Richtlinien sowie das gemäß Abs. 3 Z 11 lit. b 

herausgegebene Heilmittelverzeichnis sind in der 

Fachzeitschrift " Soziale Sicherheit" zu verlautbaren." 

13. a) Dem § 33 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

" Eine Abschrift (Kopie) dieser Meldung hat der Träger der 

Krankenversicherung dem Pflichtversicherten, sofern er dies 

innerhalb von zwei Jahren verlangt und einen freigemachten 

Briefumschlag beigelegt hat, zu übermitteln; , der Träger der 

Krankenversicherung kann dem Pflichtversiche�ten statt 

dessen auch eine mittels elektronischer 

Datenverarbeitungsanlagen hergestellte Ausfertigung der für 

die letzten zwei Jahre vorgemerkten Versicherungszeiten 

übermitteln." 

b) Dem § 33 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) Die Dienstgeber und sonstigen meldepflichtigen 

Personen haben dem zuständigen Krankenversicherungsträger 

als Grundlage für die Einreihung nach § 108 a Abs. 2 eine 

Aufstellung über die auf den Kalendertag entfallenden Teile 

der allgemeinen Beitragsgrundlagen der Versicherten am 

Zählungstag bis zum 20. des darauffolgenden Monates zu 

übermitteln, wobei für jeden Versicherten auch die 

Versicherungsnummer anzugeben ist." 

14. Dem § 34 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

" §  33 Abs. 1 letzter Satz gilt entsprechend. I' 

\ 
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15. Im § 36 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch 

einen Strichpunkt ersetzt: als Z 6 wird angefügt: 

"6. für die pflichtversicherten Zeitsoldaten ( §  8 Abs. 1 

Z 5) dem Bundesminister für Landesverteidigung." 

16. Der bisherige Inhalt des § 40 erhält die Bezeichnung 

Abs. 1. Als Abs. 2 wird angefügt: 

"( 2) Abs. 1 gilt entsprechend für Personen, die eine 

Leistung beantragt haben bzw. die nach § 408 zur Fortsetzung 

des Verfahrens berechtigt sind, sobald sie vom 

Versicherungsträger nachweislich über den Umfang ihrer 

Meldepflicht belehrt wurden." 

17. Im § 44 Abs. 1 wird der Punkt am Schluß der Z 6 durch 

einen Strichpunkt ersetzt: als Z 7 wird angefügt: 

"7. bei den nach § 8 Abs. 1 Z 5 pflichtversicherten 

Personen das Taggeld, die Dienstgradzulage und die 

Monatsprämie." 

18. a) Im § 49 Abs. 3 Z 1 wird der zweite und dritte Satz 

durch folgenden Satz ersetzt: 

"Unter Tages- und Nächtigungsgelder fallen auch Vergütungen 

für den mit Arbeiten außerhalb des Betriebes verbundenen 

Mehraufwand, wie Bauzulagen, Trennungsgelder, Zehrgelder, 

Entfernungszulagen, Aufwandsentschädigungen, Stör- und 

Außerhauszulagen uä., wenn sie 

a) aufgrund gesetzlicher Vorschriften, von 

Gebietskörperschaften erlassener Dienstordnungen, 

aufsichtsbehördlich genehmigter 

Dienst (Besoldungs) ordnungen der Körperschaften des 

öffentlichen Rechtes oder der vom österreichischen 

Gewerkschaftsbund für seine Bediensteten 

festgelegten Arbeitsordnung, 

- 8 -

165/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)26 von 179

www.parlament.gv.at



b) aufgrund von Normen der kollektiven 

Rechtsgestaltung oder 

c) aufgrund von Vereinbarungen, die bei Fehlen von 

Normen der kollektiven Rechtsgestaltung zwischen 

einem einzelnen Dienstgeber und einer 

kollektivvertrags fähigen Körperschaft der 

Dienstnehmer abgeschlossen wurden, 

gezahlt werden und nach § 26 des 

Einkommensteuergesetzes 1972, BGBI. Nr. 440, nicht der 

Einkommensteuer (Lohnsteuer) pflicht unterliegen; " 

b) § 49 Abs. 3 Z 2 lautet: 

"2. Schmutzzulagen, wenn sie aufgrund von in Z 1 lit. a 

bis c angeführten Regelungen gezahlt werden, so�eit sie nach 

§ 68 Abs. 1 und 4 des Einkommensteuergesetzes 1972 nicht der 

Einkommensteuer (Lohnsteuer) pflicht unterliegen;" 

c) § 49 Abs. 3 Z 6 lautet: 

"6. Werkzeuggelder, wenn sie aufgrund von in Z 1 lit. a 

bis c angeführten Regelungen gezahlt werden; " 

d) Im § 49 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 24 durch 

einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 25 und 26 werden 

angefügt: 

"25. Nachlässe des Dienstgebers bei Versicherungsprämien 

seiner Dienstnehmer, soweit diese Nachlässe für alle 

Dienstnehmer oder bestimmte Gruppen seiner Dienstnehmer 

gewährt werden und der Preisvorteil für den einaelnen 

Dienstnehmer nicht über jenen Vorteil hinausgeht, den der 

Dienstgeber üblicherweise auch anderen Personen, 

insbesondere anderen Versicherungsnehmern (Groß- und 

Dauerkunden) , aufgrund von Einzelvereinbarungen ,
.

;oder 

feststehenden Tarifen gewährt; � 
26. Kündigungsentschädigung (Insolvenz-Ausf�llgeld 

anstelle von Kündigungsentschädigung) . " 
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e) § 49 .Abs. 4 erster Satz lautet: 

"Der Hauptverband kann nach Anhörung der 

Interessenvertretungen der Dienstnehmer und Dienstgeber 

feststellen, ob und in welchem Ausmaß Bezüge, die in den im 

Abs. 3 Z 1 angeführten Regelungen vorgesehen und als Bezüge 

im Sinne des Abs. 3 Z 1, 2, 6 oder 11 bezeichnet sind, nicht 

als Entgelt im Sinne der Abs. 1 und 3 gelten." 

19. Im § 51 Abs. 1 erster Halbsatz wird der Ausdruck "§ 4 

Abs. 1 Z 3" durch den Ausdruck "§ 4 Abs. 1 Z 3 und S" 

ersetzt. 

20. Dem § 5 2  wird ein Abs. 3 mit folgendem Wortlaut 

angefügt: 

" (3) Für Teilversicherte nach § S Abs. 1 Z 5 sind die 

Beiträge mit dem gleichen Hundertsatz der Beitragsgrundlage 

(§  44 Abs. 1 Z 7) zu bemessen, wie er in § 51 Abs. 1 Z 1 

lit. a bzw. Z 3 lit. a festgesetzt ist1 diese Beiträge sind 

zur Gänze vom Bund zu tragen." 

21. Dem § 56 a wird ein Abs. 3 mit folgendem Wortlaut 

angefügt: 

" (3) Abs. 2 gilt nicht für Personen, die gemäß § 8 Abs. 1 

Z 5 in der Kranken- und in der Pensionsversicherung 

teilversichert sind. Für diese Personen gilt § 52  Abs. 3." 

22. a) Im § 58 Abs. 1 wird der erste Satz durch folgende 

Sätze ersetzt: 

"Die allgemeinen Beiträge sind am letzten Tage-des 

Kalendermonates fällig, in den das Ende des 

Beitragszeitraumes fällt, sofern die Beiträge nicht gemäß 

Abs. 3 vom Träger der Krankenversicherung dem 
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Beitragsschuldner vorgeschrieben werden. Die gemäß Abs. 3 

vorgeschriebenen Beiträge sind mit Ablauf des zweiten Tages 

nach der Aufgabe der Beitragsvorschreibung zur Post bzw. mit 

dem Zeitpunkt der Zustellung durch Organe des Trägers der 

Krankenversicherung fällig." 

b) § 58 Abs. 2 zweiter und dritter Satz lauten: 

" Er hat diese Beiträge auf seine Gefahr und Kosten zur Gänze 

einzuzahlen. Die den Heimarbeitern gleichgestellten Personen 

(§ 4 Abs. 1 Z 7)  schulden die Beiträge selbst und haben die 

Beiträge auf ihre Gefahr und Kosten ebenfalls zur Gänze 

selbst einzuzahlen." 

c) Im § 58 Abs. 3 wird der erste Satz durch folgende 

Sätze ersetzt: 

"Der Beitragsschuldner hat die Beiträge an den zuständigen 

Träger der Krankenversicherung unaufgefordert einzuzahlen, 

sofern die Beiträge nicht von diesem dem Beitraqsschuldner 

vorgeschrieben werden. Der Träger der Krankenversicherung 

kann die Beiträge in den Fällen vorschreiben, in denen dies 

zur Erleichterung der Beitragseinzahlung zweckm�ßig 

erscheint." 

23. § 59 Abs. 3 lautet: 

" (3) Der im Abs. 1 vorgesehene Zeitraum von elf Tagen 

beginnt in den Fällen, in denen die Beiträge vom Träger der 

Krankenversicherung gemäß § 58 Abs. 3 dem Beitragsschuldner 

vorgeschrieben werden, erst mit Ablauf des zweiten Tages 

nach Aufgabe der Beitragsvorschreibung (sie gilt, als 

Zahlungsaufforderung) zur Post; wird die 

Beitragsvorschreibung durch Organe des Trägers der 

Krankenversicherung zugestellt, so beginnt die Frist mit dem 

Zeitpunkt der Zustellung. Darüber hinaus kann di� Satzung 

des Trägers der Krankenversicherung für bestimmte Gruppen 

von Beitragsschuldnern - soweit dies aus Gründen der 
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Verwaltungsvereinfachung erforderlich ist - und für 

knappschaftliche Betriebe den im Abs. 1 vorgesehenen 

Zeitraum von elf Tagen mit einem anderen als dem dort 

angegebenen Zeitpunkt beginnen lassen. " 

24. a) § 67 Abs. 4 lautet: 

"(4) Der Erwerber eines Betriebes haftet für Beiträge, 

die sein Vorgänger zu zahlen gehabt hätte, unbeschadet der 

fortdauernden Haftung des Vorgängers sowie der Haftung des 

Betriebsnachfolgers nach § 1409 ABGB und der Haftung des 

Erwerbers nach § 25 des Handelsgesetzbuches für die Zeit von 

höchstens zwölf Monaten vom Tag des Erwerbes 

zurückgerechnet. Im Fall einer Anfrage beim 

Versicherungsträger haftet er jedoch nur mit dem Betrag, der 

ihm als Rückstand ausgewiesen worden ist. " 

b) Dem § 67 werden folgende Abs. 5 bis 11 angefügt: 

"(5) Abs. 4 gilt nicht bei einem Erwerb aus einer 

Konkursmasse oder im Zuge eines Vollstreckungsverfahrens. 

(6) Geht der Betrieb auf 

1. einen Angehörigen des Betriebsvorgängers gemäß 

Abs. 7, 

2. eine am Betrieb des Vorgängers wesentlich beteiligte 

Person gemäß Abs. 8 oder 

3. eine Person mit wesentlichem Einfluß auf die 

Geschäftsführung des Betriebsvorgängers (zB Geschäftsführer, 

leitender Angestellter, Prokurist) , 

über, so haftet dieser Betriebsnachfolger ohne Rücksicht auf 

das dem Betriebsübergang zugrunde liegende Rechtsgeschäft 

wie ein Erwerber gemäß Abs. 4, solange er nicht nachweist, 

daß er die Beitragsschulden nicht kannte bzw. trotz seiner 

Stellung im Betrieb des Vorgängers nicht kennen konnte. 

(7) Angehörige gemäß Abs. 6 Z 1 sind: 

1. der Ehegatte; 
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2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten 

zweiten und dritten Grades in der Seitenlini�, und zwar auch 

dann, wenn die Verwandtschaft auf einer unehelichen Geburt 

beruht 1 

3. die Verschwägerten in gerader Linie und die 

Verschwägerten zweiten Grades in der Seitenlinie, und zwar 

auch in Fällen unehelicher Verwandtschaft1 

4. die Wahl{Pflege) eltern und die Wahl(P(lege) kinder1 

5. der Lebensgefährte; 

6. die im § 32  Abs. 2 der Konkursordnung genannten 

Personen. 

(8) Eine Person ist an einem Betrieb wesentlich 

beteiligt, wenn sie zu mehr als einem Viertel Anteil am 

Betriebskapital hat. Bei der Beurteilung des Anteiles am 

Betriebskapital ist der wahre wirtschaftliche· Gehalt und 

nicht die äußere Erscheinungsform des Sachverhaltes 

maßgebend. Die §§ 22 bis 24 der Bundesabgabenordnung sind 

sinngemäß anzuwenden. 

(9) Stehen Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb dienen, 

nicht im Eigentum des Betriebsinhabers, sondern im Eigentum 

einer der im Abs. 6 genannten Personen, so haftet der 

Eigentümer der Wirtschaftsgüter mit diesen Gütern für die 

Beiträge, solange er nicht nachweist, daß er die 

Beitragsschulden nicht kannte bzw. trotz seiner Stellung im 

Betrieb nicht kennen konnte. 

(10) Die zur Vertretung juristischer Personen berufenen 

Personen und die gesetzlichen Vertreter natürlicher Personen 

haften neben den durch sie vertretenen Beitra,sschuldnern 

für die von diesen zu entrichtenden Beiträgen insoweit, als 

die Beiträge infolge schuldhafter Verletzung der den 

Vertretern auferlegten Pflichten nicht entrichtet wurden. 

(11) Notare, Rechtsanwälte und Wirtschaftstreuhänder 

haften wegen Handlungen, die sie in Ausübung ihres Berufes 

bei der Beratung in Beitragssachen vorgenommen haben, gemäß 

Abs. 10 nur dann, wenn diese Handlungen eine Verletzung 

ihrer Berufspflichten enthalten. Ob eine solc�e Verletzung 
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der Berufspflichten vorliegt, ist auf Anzeige des 

Versicherungsträgers im Disziplinarverfahren zu 

entscheiden." 

25. § 69 lautet: 

" Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge 

§ 69. (1) Zu Ungebühr entrichtete Beiträge können, soweit 

im folgenden nichts anderes bestimmt wird, zurückgefordert 

werden. Das Recht auf Rückforderung verjährt binnen zwei 

Jahren nach deren Zahlung. Der Lauf der Verjährung des 

Rückforderungsrechtes wird durch Einleitung eines 

Verwaltungsverfahrens zur Herbeiführung einer Entscheidung, 

aus der sich die Ungebührlichkeit der Beitragsentrichtung 

ergibt, bis zu einem Anerkenntnis durch den 

Versicherungsträger bzw. bis zum Eintritt der Rechtskraft 

der Entscheidung im Verwaltungsverfahren gehemmt. 

( 2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine 

Formalversicherung begründet wurde, sowie von Beiträgen zu 

einer Versicherung, aus welcher innerhalb des Zeitraumes, 

für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine 

Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum 

ausgeschlossen. Desgleichen ist die Rückforderung 

ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für den Beiträge 

ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt 

worden ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß 

des Leistungsanspruches von Einfluß waren, es sei denn, der 

zur Leistungserbringung zuständige Versicherungsträger hätte 

die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des Verfahrens 

(§  69 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1950) 

neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden. 

(3) Wenn statt des Versicherungsträgers, an den die 

Beiträge zu Ungebühr entrichtet worden sind, ein anderer 

Versicherungsträger zur Leistungserbringung zuständig war 
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und dem ersteren Versicherungsträger gegenübe� dem letzteren 

ein Ersatzanspruch für zu Unrecht erbrachte Leistungen gemäß 

§ 3 20 b zusteht, hat der unzuständige Versicherungsträger 

die ungebührlich entrichteten Beiträge ohne Rücksicht auf 

die Verjährungsfrist (Abs. 1 )  für den gesamten Zeitraum, für 

den an den zuständigen Versicherungsträger nachträglich 

Beiträge zu entrichten sind, an den zuständigen 

Versicherungsträger zu überweisen. Der überwiesene Betrag 

ist auf die vom zuständigen Versicherungsträger geschuldeten 

Beiträge anzurechnen. Der zuständige Versicherungsträger hat 

einen hiedurch allenfalls entstehenden tlberschuß an 

Beiträgen dem Beitragsschuldner gutzuschreiben bzw., falls 

dies nicht möglich ist, zu erstatten. 

( 4 )  Abs. 2 gilt nicht für Beiträge, die zwar nicht zur 

Gänze ungebührlich, jedoch von einer zu hohen 

Beitragsgrundlage oder unter Anwendung eines zu hohen 

Beitragssatzes entrichtet worden sind, sofern innerhalb des 

in Betracht kommenden Zeitraumes nur solche Leistungen 

erbracht wurden, die auch dann, wenn die Beiträge in 

richtiger Höhe entrichtet worden wären, im gleichen Ausmaß 

gebührt hätten. 

(5)  Wird die Rückforderung ungebührlich entrichteter 

Beiträge geltend gemacht, so hat der zur Entscheidung 

zuständige Versicherungsträger vorerst bei den 

Versicherungsträgern, denen nach § 4 1 1  Parteist$llung im 

Verfahren vor den Verwaltungsbehörden zukommt, $owie beim 

zuständigen Landesarbeitsamt anzufragen, 'ob gemäß Abs. 2 im 

Hinblick auf erbrachte oder zu erbringende Leistungen aus 

der Unfall-, Pensions- oder Arbeitslosenversicherung ein 

Einwand gegen die Rückerstattung der ungebührliah 

entrichteten Unfall- Pensions- oder 

Arbeitslosenversicherungsbeiträge besteht. I 
(6) Die Rückforderung ungebührlich entrichte�r Beiträge 

steht dem Versicherten zu, soweit er die Beiträge selbst 

getragen hat, im übrigen dem Dienstgeber." 
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26. Im § 74 Abs. 3 Z 4 wird nach dem Ausdruck "der 

gesetzlichen beruflichen Vertretungen" der Ausdruck 

" (Berufsvereinigungen) " und nach dem Ausdruck "gesetzlichen 

beruflichen Vertretung" der Ausdruck " (Berufsvereinigung) " 

eingefügt. 

27. a) § 76 Abs. I Z 2 lautet: 

" 2. im § 16 Abs. 2 bezeichneten Selbstversicherten, 

sofern diese das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet, kein 

Hochschulstudium im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. d des 

Studienförderungsgesetzes absolviert haben und kein 

Einkommen im Sinne des § 4 des Studienförderungsgesetzes 

beziehen, der Tageswert der Lohnstufe ( §  46 Abs. 4) in die 

der gemäß § 76 a Abs. 3 genannte, jeweils geltende Betrag 

fällt." 

b) § 76 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Abs. 2 und 3 gelten nicht für die im § 16 Abs. 2 

bezeichneten Personen, sofern diese das 35. Lebensjahr noch 

nicht vollendet, kein Hochschulstudium im Sinne des § 2 

Abs. 1 lit. d des Studienförderungsgesetzes absolviert haben 

und kein Einkommen im Sinne des § 4 des 

Studienförderungsgesetzes beziehen." 

28. § 80 Abs. 1 lautet: 

"(1) In der Pensionsversicherung leistet der Bund für 

jedes Geschäftsjahr einen Beitrag in der Höhe des Betrages, 

um den 100, 5 vH der Aufwendungen die Erträge übersteigen. 

Hiebei sind bei den Aufwendungen die Ausgleichszulagen und 

die außerordentlichen Zuschüsse des Trägers der 

Pensionsversicherung als Dienstgeber zur Rückstellung für 

Pensionszwecke, bei den Erträgen der Bundesbeitrag und die 

Ersätze für Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen." 
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29 . a )  § 8 4  Abs .  2 Z 2 laute t : 

" 2. d i e  Al l geme i n e  Un fa l lver s icherun gs ans talt 

a)  b i s  zu 5 vH de s im Rechnungsabschluß nachgewie senen 

GebarungsUbe r s chus s e s , oder 

b )  bi s z u  1 vT der Erträge an Ver s icherungsbe i träg� n , "  

b )  D em § 8 4  Abs . 2 wird a l s  Z 3 ange fügt : 

" 3 . d i e  Träge r  der Pens ionsve r s i cherung von den Erträgen 

an Ve rs icherungsb e i trägen b i s  z u  den nac h s t ehend ange führten 

Tau s e nd s ät z e n , und zwar 

a )  d i e  P e n s ionsver s icherungs ans ta l t  d e r  Arbe iter und 

die Ver s icherungs a ns ta l t  d e r  ö s t e r r e i chi schen 

E i s e nbahnen bis z u  1 , 1  vT , 

b )  d i e  Pen s io n s ve r s i cherungs ans ta l t  d e r  Anges t e l l ten 

b i s  zu 1 , 0  vT und 

c )  die Ver s iche ru ng s an s t a l t  d e s  ö s te r r e ich i s chen 

Bergbaue s bis zu 3 , 0  vT 

überwe i s en . " 

c )  § 8 4  Abs .  3 laute t : 

" ( 3 )  Uberwe i sungen n ach Abs .  2 Z 1 l i t. b ,  Z 2 l i t .  b und 

Z 3 dür fen nur so we i t  e r fo l gen , da ß d i e  Mitte l des 

Unters tüt z ungs fonds am Ende de s Ge s c h ä ft s j ah r e s  

1 .  bei d e n  Träge rn der Krankenve r s icherung d e n  B e trag 

von 5 vT , 

2 .  be i den Trägern d e r  Un fa l lve r s icherung den Be trag von 

2 vT und 

3 .  b e i  den Trägern d e r  Pens ion sve r s i ch e rung den 

nachs tehend ange führten Tausends a t z , und z war 

a)  b e i  d e r  P e n s i o n s ve r s icherungsan s talt der Arbeiter 

und der Ver sicherungsan s ta l t der ö s terreichi sche n 

E i s e nbahnen 2, 2 vT , 

b )  be i d e r  Pens ion sver s i cherungs an s talt der 

Ange s t e l l ten 2 , 0 vT und 
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c ) bei der Versicherungsanstalt des ö sterreichischen 

Bergbaues 6 , 0  vT 

der Erträge an Versicherungsbeiträgen nicht . übersteigen . "  

30 . Im § 8 6  Ahs . 3 wird der erste Satz durch folgende 

Sätze ersetzt : 

"Hinterbliebenenpensionen aus der Pensionsversicherung, mit 

Ausnahme solcher nach einem Pensionsemp fänger, fallen mit 

dem Eintritt des Versicherungsfalles an, wenn der Antrag 

binnen sechs Monaten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

gestellt wird . Die Antrag s frist verlängert sich bei 

Waisenpensionsberechtigten um die Dauer eines Verfahrens zur 

Feststellung der Vaterschaft und beginnt bei 

Waisenpensionsberechtigten, die erst nach dem Eintritt des 

Versicherung s falles geboren werden, mit dem Tag der Geburt ."  

3 1 .  § 89 a lautet : 

"Ruhen der Leistungsansprüche bei 

Ahleistung des Präsenzdienstes 

§ 89 a .  Für die Dauer des aufgrund der Bestimmungen des 

Wehrgesetzes 19 7 8  zu leistenden ordentlichen oder 

außerordentlichen Präsenzdienstes - ausgenommen bei den in 

§ 8 Ahs . 1 Z 5 genannten Personen - ruht der Anspruch des 

Wehrp flichtigen auf Leistungen der gesetzlichen 

Krankenversicherung für seine Person ." 

3 2 . § 102 Ab s .  1 letzter Satz lautet : 

"Bei Geldleistungen verlängert sich diese Frist um jene 

Zeiten, innerhalb deren die Leistung gemäß § 104 auszuzahlen 

i st . " 
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33. § 107 Abs. 2 lautet: 

"(2) Das Recht auf Rückforderung nach Abs. I 

a) besteht nicht, wenn der Versicherungsträger 

erkennen mußte, daß die Leistung zu Unrecht 

erbracht worden ist; 

b) verjährt binnen zwei Jahren nach dem Zeitpunkt, in 

dem dem Versicherungsträger bekannt �eworden ist, 

daß die Leistung zu Unrecht erbracht i worden ist. " 

34. § 108 g Abs. 1 lautet: 

"(1) Mit Wirksamkeit ab 1. Jänner eines jeden Jahres sind 

die Renten aus der Unfallversicherung mit dem 

Anpassungsfaktor zu vervielfachen; die erstmalige Anpassung 

von Renten, die nicht nach festen Beträgen bemessen sind, 

ist ab dem auf den Eintritt des Versicherungs falles 

folgenden 1. Jänner mit dem um 0,75  erhöhten �ierten Teil 

des Anpassungsfaktors vorzunehmen. " 

3 5. a) § 113 Abs. 1 lautet : 

" ( 1 ) Beitragszuschläge können den in § 111 genannten 

Personen (Stellen) in folgenden Fällen vorgesc�rieben 

werden: 

1. Wenn eine 

erstattet worden 

Anmeldung zur PflichtverSiChe�Ung nicht 

ist oder wenn das Entgelt nicht gemeldet 

worden ist, kann ein Beitragszuschlag bis zum Doppelten 

jener Beiträge, die auf die Zeit ab Beginn der 

Pflichtversicherung bis zur Feststellung des F$hlens der 

Anmeldung bzw. bis zur Feststellung des Entgeltes durch den 

Versicherungsträger entfallen, vorgeschrieben werden. 

2 .  Wenn eine Anmeldung zur Pflichtversiche�ung verspätet 

erstattet worden ist oder wenn das Entgelt ver�pätet 

gemeldet worden ist, kann ein Beitragszuschlag bis zum 
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Doppelten jener Beiträge, die auf die Zeit ab Beginn der 

Pflichtversicherung bis zum Eintreffen der verspäteten 

Anmeldung bzw. bis zum Eintreffen der verspäteten Meldung 

des Entgeltes beim Versicherungsträger entfallen, 

vorgeschrieben werden. 

3. Wenn ein zu niedriges Entgelt gemeldet worden ist, 

kann ein Beitragszuschlag bis zum Doppelten der Differenz 

zwischen den Beiträgen, die sich aus dem zu niedrig 

gemeldeten Entgelt ergeben, und den tatsächlich gebührenden 

Beiträgen vorgeschrieben werden. 

Bei der Festsetzung des Beitragszuschlages hat der 

Versicherungsträger insbesondere die wirtschaftlichen 

Verhältnisse des Beitragsschuldners und die Art des 

Meldeverstoßes zu berücksichtigen. Der Beitragszuschlag darf 

jedoch die Höhe der Verzugszinsen nicht unterschreiten, die 

ohne seine Vorschreibung aufgrund des § 59 Abs. 1 für die 

nachzuzahlenden Beiträge zu entrichten gewesen wären." 

b) § 113 Abs. 5 lautet: 

" (5) § 83 und § 112 Abs. 3 gelten entsprechend." 

Artikel II 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz in der im 

Art . I Einleitung bezeichneten Fassung wird in seinem 

Zweiten Teil geändert wie folgt: 

1 .  § 1 2 2  Abs . 2 Z 2 dritter Satz lautet: 

" Die Frist von drei Wochen verlängert sich um die Dauer 

eines aufgrund der Bestimmungen des Wehrgesetzes 1978 zu 

leistenden ordentlichen oder außerordentlichen 

Präsenzdienstes - ausgenommen um Zeiten einer 

Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 - bzw. eines 
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aufgrund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes zu 

leistenden ordentlichen oder außerordentlichen 

Zivildienstes." 

2. a) Im § 123  Abs. 6 erster Satz entfallen die Worte 

"nach Abs. 2". 

b) § 123  Abs. 9 lautet: 

"(9) Eine im Abs. 2 Z 1 sowie Abs. 7 und a genannte 

Person gilt nur als Angehöriger, soweit es s�ch nicht um 

eine Person handelt, die 

a) im § 2 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die 

Sozialversicherung freiberuflich selbstandig 

Erwerbstatiger, BGBI. Nr. 624/ 1978, oder im § 1 

Abs. 1 des Notarversicherungsgesetzes 1972, 

BGBI. Nr. 66/ 1972, angeführt ist oder 

b) eine Pension nach den in lit. a genannten 

Bundesgesetzen bezieht." 

3. Im § 124 Abs. 1 wird der erste Satz durch folgende 

Sätze ersetzt: 

"Bei den Selbstversicherten in der Krankenversicherung ist 

die Leistungspflicht allgemein, soweit nicht für einzelne 

Leistungen eine langere Wartezeit vorgesehen �st, von der 

Erfüllung einer Wartezeit von drei Monaten un�ittelbar vor 

Eintritt des Versicherungsfalles abhangig. Dies gilt nicht 

für die im § 16 Abs. 2 bezeichneten Personen, sofern sie das 

35. Lebensjahr noch nicht vollendet, kein HocQschulstudium 

im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. d StudienförderuQgsgesetz 

absolviert haben und kein Einkommen im Sinne �es § 4 

Studienförderungsgesetz beziehen." 

4. § 128 Abs. 2 wird aufgehoben. 
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5. Im § 143 Abs. 1 wird der Punkt am Schluß der Z 5 durch 

einen Strichpunkt ersetzt� als Z 6 wird angefügt: 

"6. solange der Versicherte Präsenzdienst im Sinne des 

Wehrgesetzes 1978 leistet und gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 als 

Zeitsoldat in der Kranken- und in der Pensionsversicherung 

teilversichert ist. " 

6. Im § 16 2 Abs. 1 zweiter Satz wird der Ausdruck "Mütter" 

durch den Ausdruck "Weibliche Versicherte" ersetzt. 

Artikel 1 1 1  

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz in der im 

Art. I Einleitung bezeichneten Fassung wird in seinem 

Dritten Teil geändert wie folgt: 

1. § 177 Abs. 1 lautet: 

" ( I )  Als Berufskrankheiten gelten die in der Anlange 1 zu 

diesem Bundesgesetz bezeichneten Krankheiten unter den dort 

angeführten Voraussetzungen, wenn sie durch Ausübung der die 

Versicherung begründenden Beschäftigung in einem in Spalte 3 

der Anlage bezeichneten Unternehmen verursacht sind. " 
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2. § 179 lautet: 

"Bemessungsgrundlage unter BerUcksichtigung 

der Beitragsgrundlagen 

§ 179. (1) Bemessungsgrundlage, soweit sie nicht nach 

§ 181 zu ermitteln ist, ist die Summe der allgemeinen 

Beitragsgrundlagen im Kalenderjahr vor dem Eintritt des 

Versicherungsfalles. Sonderzahlungen nach § 49 Abs. 2 sind 

bei der Bemessung in der Weise zu berücksichtigen, daß die 

Bemessungsgrundlage um einen durch die Satzung des 

Versicherungsträgers allgemein festzusetzenden Hundertsatz 

erhöht wird; der Hundertsatz kann einheitlich oder gesondert 

für bestimmte Gruppen von Versicherten unter Bedachtnahme 

auf den Durchschnittswert der für die Beitragsb�messung 

heranzuziehenden Sonderzahlungen (§  54 Abs. 1) festgesetzt 

werden. Werden jedoch die Sonderzahlungen aufgr�nd einer 

Festsetzung gemäß § 54 Abs. 2 mit einem einheitlichen 

Hundertsatz der allgemeinen Beitragsgrundlage der Berechnung 

der Sonderbeiträge zugrunde gelegt, so ist die Summe der 

allgemeinen Beitragsgrundlagen um diesen Hundertsatz zu 

erhöhen. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind au f die gemä B § 7 

Z 3 lit. b in der Unfallversicherung Teilversicherten so 

anzuwenden, als ob für sie Beiträge zur Unfallversicherung 

wie für Vollversicherte zu entrichten wären. 

(3) Hat die Versicherung im Kalenderjahr vor dem Eintritt 

des Versicherungsfalles mindestens sechs Wochen gedauert, so 

ist Bemessungsgrundlage der Betrag, der sich bei 

entsprechender Anwendung des Abs. 1 ergeben würde, wenn die 

Versicherung während des ganzen Kalenderjahres bestanden 

hätte. " 

(4) Hat die Versicherung im Kalenderjahr vor �em Eintritt 

des Versicherungsfalles weniger als sechs Wochen " gedauert, 

so ist die Bemessungsgrundlage aufgrund der 

Beitragsgrundlagen zu errechnen, die für Versicherte der 
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selben Art mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend 

zutreffen." 

3. Im § 181 Abs. 4 wird der Ausdruck "§ 8 Abs. 1 Z 3 

lit. c" durch den Ausdruck "§ 8 Abs. 1 Z 3 lit. c und f It 

ersetzt. 

4. Im § 18 1 a Abs. 2 letzter Satz wird der Ausdruck "§ 181 

Abs. 1 erster Satz" durch den Ausdruck "§ 181 Abs. 1" 

ersetzt. 

5. Im § 203 wird der Punkt am Ende des Abs. 2 durch einen 

Strichpunkt ersetzt; folgender Halbsatz wird angefügt: 

"die Versehrtenrente gebührt für die Dauer der Minderung der 

Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 vH." 

6. § 205 Abs. 4 lautet: 

" (4) Versehrte, die Anspruch auf eine Versehrtenrente von 

mindestens 50 vH oder auf mehrere Versehrtenrenten nach 

diesem oder einem anderen Bundesgesetz haben, deren 

Hundertsätze zusammen die Zahl 50 erreichen, gelten als 

Schwerversehrte." 

7. § 210 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Wird ein Versehrter neuerlich durch einen Arbeitsunfall 

oder eine Berufskrankheit geschädigt und beträgt die durch 

diese neuerliche Schädigung allein verursachte Minderung der 

Erwerbsfähigkeit mindestens 10 vH, so ist die Entschädigung 

aus diesen mehreren Versicherungsfällen nach Maßgabe der 

Abs. 2 bis 4 festzustellen, sofern die Gesamtminderung der 

Erwerbsfähigkeit 20 vH (bei den nach § 8 Abs. 1 Z 3 lit. h 
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und i te il  versicherten Schülern und Studenten , ferner bei 

Mitberücks ichtigung einer Berufskrankheit im Sinne des § 177 

Abs . 2 50 vH) erreicht . "  

8. Im § 2 1 1  Abs . 1 erster Satz wird der Aiusdruck " der s ie 

dieser Ge fahr nicht aus setzt"  durch den Ausdruck " die sie 

dieser Gefahr nicht aussetzt" ersetz t .  

Artikel IV 

Das Allgeme ine Soz ialvers icherungsgesetz in der im 

Art . I Einleitung bezeichneten Fas sung wird in seinem 

Vierten Te il geändert wie folgt : 

1. a )  § 227 Z 5 lautet : 

"5. in dem Zweig der Pens ionsversicherung , in dem die 

letz te vorangegangene Beitragszeit vorliegt , die Zeiten , 

während derer der Versicherte nach dem 31. De zember 1970 

wegen Arbeitslos igkeit eine Ge ldlei s tung au s der 

Arbe its losenversicherung nach dem 

Arbeitslosenvers icherungsgesetz 1977, BGBl . Nr . 609, oder 

Uberbrückungsh i l fe nach dem Uberbrückungsh i l fegesetz , 

BGB l .  Nr . 174/ 19 63, be zog ; " 

b )  Im § 227 Z 7 und 8 werden j ewei l s  nach dem Ausdruck 

" Prä senzdienst" die Worte " - ausgenommen Zeiten einer 

P flichtvers icherung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 - " einge fügt . 

c )  § 227 Z 10 lautet : 

" 10. in dem Zweig der pens ionsvers icheru�g ,  in dem die 

letz te vorangegangene Beitrags zeit vorliegt , Zeiten , während 

derer der Versicherte Ubergangsgeld gemäß § 199 bzw .  § 30 6 
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dieses Bundesgesetzes, gemäß § 164 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes bzw. gemäß § 156 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes bezog;" 

2. § 228 Abs. 1 Z 4 erster Satz lautet: 

"in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die letzte 

vorangegangene Beitrags- oder Ersatzzeit vorliegt, nach dem 

9. Mai 1945 gelegene Zeiten, während derer der Versicherte 

infolge einer Freiheitsbeschränkung - sofern es sich nicht 

um Zeiten einer Freiheitsbeschränkung aufgrund einer Tat 

handelt, die nach den österreichischen Gesetzen im Zeitpunkt 

der Begehung strafbar war oder strafbar gewesen wäre, wenn 

sie im Inland gesetzt worden wäre - an der Verfügung über 

seine Arbeitskraft gehindert gewesen ist." 

3. Im § 235 Abs. 3 lit. b wird der Ausdruck 

" 2 1. Lebensjahr" durch den Ausdruck "24. Lebensjahr" 

ersetzt. 

4. Im § 242 Abs. 6 wird der Strichpunkt am Ende des ersten 

Halbsatzes durch einen Punkt ersetzt; der zweite Halbsatz 

entfällt. 

5. Im § 25 1 Abs. 5 wird der Ausdruck "Abs. 4 erster Satz" 

durch den Ausdruck "Abs. 4 "  ersetzt. 

6. § 25 3 a Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"Dem Bezug von Geldleistungen aus der 

Arbeitslosenversicherung stehen 

1. das Vorliegen einer neutralen Zeit gemäß § 234 Abs. 1 

Z 2, 
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2. eine Ersatzzeit gemäß § 2 2 7  Z 6, 

3 .  ein Zeitraum von höchstens neun Monaten, für den eine 

Vergütung aus Anlaß der Beendigung des Dienstverhältnisses 

(§ 49 Abs. 3 Z 7) gewährt wird, 

4. Zeiten der Arbeitslosigkeit, für die 

Kündigungsentschädigung gebührt, 

gleich." 

7. a) Im § 261 a Abs. 1 wird der Ausdruck " Abs. 2 und 4" 

durch den Au sdruck "Abs. 2 und 5 "  ersetzt. 

b) § 261 a Abs. 2 lautet: 

" (2) Die Summe der Hundertsätze nach Abs. 1 und nach 

§ 2 6 1  Abs. 2 darf den Grenzhundertsatz nach Abs. 3 nicht 

Übersteigen. I st die Summe der Hundertsätze nach § 261 

Abs. 2 und 3 kleiner als der sich aufgrund dar dieser Summe 

zugrunde liegenden Versicherungsmonate und Monate für die 

Bemessung des Zurechnung s zuschlag s (§ 261 Aba. 3) ergebende 

Grenzhundertsatz nach Abs. 3, darf die Summe der 

Hundertsätze nach Ab s. 1, nach § 261 Ab s. 2 und § 261 Abs. 3 

den Grenzhundertsatz nicht Übersteigen." 

c) § 2 6 1  a Abs. 3 lautet: 

" (3) Der Grenzhundertsatz beträgt bei Vorliegen von 

weniger als 61 Versicherungsmonaten bzw. Monaten für die 

Bemessung des Zurechnungszuschlags 2 7. Er erhÖht sich für 

jeden weiteren Versicherung smonat bzw. Monat für die 

Bemessung des Zurechnungs zu schlags vom 61. Monat bis zum 

360. Monat um 0,1." 

Der bisherige Abs. 3 erhält die Bezeichnung 4 l 

d) § 261 a Abs. 5 lautet: 

" (5) Bei Vorliegen von mehr als 359 Versic4erungsmonaten 

und wenn die Summe der Hundertsätze nach § 26 1 Ab s. 2 und 3 
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größer oder gleich dem sich aufgrund der dieser Summe 

zugrunde liegenden Versicherungsmonate und Monate für die 

Bemessung des Zurechnungszuschlags ergebenden 

Grenzhundertsatz nach Abs. 3 ist, gebührt keine Erhöhung des 

sich nach § 26 1 ergebenden Hundertsatzes." 

8. § 276 a Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"Dem Bezug von Geldleistungen aus der 

Arbeitslosenversicherung stehen 

1. das Vorliegen einer neutralen Zeit gemäß § 234 Abs. 1 

Z 2, 

2. eine Ersatzzeit gemäß § 227 Z 6, 

3. ein Zeitraum von höchstens neun Monaten, für den eine 

Vergütung aus Anlaß der Beendigung des Dienstverhältnisses 

(§ 49 Abs. 3 Z 7) gewährt Mird, 

4. Zeiten der Arbeitslosigkeit, für die 

Kündigungsentschädigung gebührt, 

gleich." 

9. a) Im § 284 a Abs. 1 wird der Ausdruck "Abs. 2 und 4" 

durch den Ausdruck "Abs. 2 und 5" ersetzt. 

b) § 284 a Abs. 2 lautet: 

" ( 2) Die Summe der Hundertsätze nach Abs. 1 und nach 

§ 284 Abs. 2 darf den Grenzhundertsatz nach Abs. 3 nicht 

übersteigen. Ist die Summe der Hundertsätze nach § 284 

Abs. 2 und 3 kleiner als der sich aufgrund der dieser Summe 

zugrunde liegenden Versicherungsmonate und Monate für die 

Bemessung des Zurechnungszuschlags (§  284 Abs. 3) ergebende 

Grenzhundertsatz nach Abs. 3 ,  darf die Summe der 

Hundertsätze nach Abs. 1, nach § 284 Abs. 2 und § 284 Abs. 3 

den Grenzhundertsatz nicht übersteigen." 
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c) § 284 a Abs. 3 lautet : 

" (3) Der Grenzhundertsatz beträgt bei Vorliegen von 

weniger als 6 1  Versicherungsmonaten bzw. Monaten für die 

Bemessung des Zurechnungs zuschlags 27. Er erhöht sich für 

jeden weiteren Versicherungsmonat bzw. Monat für die 

Bemessung des Zurechnungs zuschlags vom 6 1. Monat bis zum 

280. Monat um 0, 1. " 

Der bisherige Abs. 3 erhält die Bezeichnung 4 .  

d) § 284 a Abs. 5 lautet: 

"(5) Bei Vorliegen von mehr als 279 Versicherungsmonaten 

und wenn die Summe der Hundertsätze nach § 28 4 Abs. 2 und 3 

größer oder gleich dem sich aufgrund der dieser Summe 

zugrunde liegenden Versicherungsmonate und Monate für die 

Bemessung des Zurechnungs zuschlags ergebenden 

Grenzhundertsatz nach Abs. 3 ist, gebührt keine Erhöhung des 

sich nach § 284 ergebenden Hundertsatzes." 

10. Im § 289 Einleitung wird der Ausdruck "Witwenpension" 

durch den Ausdruck "Witwen(Witwer) pension" ersetzt. 

1 1. § 294 Abs. 3 letzter Satz lautet: 

"Ist die Unterhalts forderung trotz durchgeführter 

Zwangsmaßnahmen einschließlich gerichtlicher 

Exekutionsführung ganz oder teilweise uneinbringlich oder 

erscheint die Verfolgung des Unterhaltsanspruches offenbar 

aussichtslos, unterbleibt eine Zurechnung zum Nettoeinkommen 

bzw. erfolgt eine Zurechnung nur bis zur Höhe �es teilweise 

geleisteten Unterhaltes." 

1 2. Im § 295 Abs. 2 wird der Ausdruck "§§ 89 Abs. 3 Z 3, 

90 und 94 bis 96" durch den Ausdruck "§§ 90 und . 94 bis 96" 

ersetzt. 
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13. § 311 Abs. 5 dritter Satz lautet: 

"War der Dienstnehmer unmittelbar vor seinem Ausscheiden aus 

dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis gegen 

Entfall des Entgelts beurlaubt, so ist der Berechnung des 

Uberweisungsbetrages das letzte volle Monatsentgelt zugrunde 

zu legen, auf das der Dienstnehmer zum Zeitpunkt des 

Ausscheidens Anspruch gehabt hätte, wenn er nicht beurlaubt 

gewesen wäre. " 

Artikel V 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz in der im 

Art. I Einleitung bezeichneten Fassung wird in seinem 

Fünften bis Zehnten Teil geändert wie folgt: 

1. § 324 Abs. 3 erster Satz lautet: 

"Wird ein Renten (Pensions) berechtigter auf Kosten eines 

Trägers der Sozialhilfe in einem Alters (Siechen) heim oder 

Fürsorgeerziehungsheim, einer Heil- und Pflegeansta1t für 

Nerven- und Geisteskranke, einer Trinkerheilstätte oder 

einer ähnlichen Einrichtung bzw. außerhalb einer dieser 

Einrichtungen im Rahmen eines Familienverbandes oder auf 

einer Pflegestelle einer kirchlichen oder anderen 

karitativen Vereinigung verpflegt, so geht für die Zeit 

dieser Pflege der Anspruch auf Rente bzw. Pension 

(einschließlich allfälliger Zulagen und Zuschläge) bis zur 

Höhe der Verpflegskosten, höchstens jedoch bis zu 8 0  vH, 

wenn der Renten (Pensions) berechtigte aufgrund einer 

gesetzlichen Verpflichtung für den Unterhalt eines 

Angehörigen zu sorgen hat, bis zu 5 0  vH dieses Anspruches 

auf den Träger der Sozialhilfe über." 
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2. a) Die Uberschrift zu § 3 3 1  lautet: 

"Bevorschussung von Pensionen aus der 

Pensionsversicherung und des Ubergang$geldes 

aus den Mitteln der Arbeitslosenversicherung" 

b) Im § 3 3 1  wird nach dem Ausdruck "der 

Pensionsversicherung" der Ausdruck "bzw. des Ubergangsgeldes 

aus der Pensions- oder Unfallversicherung" ei�gefügt. 

3. § 3 50 Abs. 1 lautet: 

" ( 1 )  Heilmittel ( S  1 3 6) dürfen von den öffentlichen 

Apotheken (ärztlichen Hausapotheken) für Rechnung der Träger 

der Krankenversicherung nur abgegeben werden, wenn sie von 

e inem mit dem Träger der Krankenversicherung in einem 

Vertragsverhältnis stehenden Arzt verschrieben werden und 

nach den Richtlinien über d ie ökonomische Verschreibweise 

sowie dem Heilmittelverzeichnis ( §  3 1  Abs. 3 Z .  1 1 )  ohne 

chef- oder kontrollärztliche Bewilligung abgeg�ben werden 

können oder wenn die Abgabe vom Chef- oder Kontrollarzt 

bewilligt ist." 

4. Dem § 4 20 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

"§ 107 Abs. 4 g ilt entsprechend." 

5. Im § 43 1  Abs � 1 erst�r Satz wird der Ausd1uck "im 

Vorstand" durch den Ausdruck "im Vorstand und �n der 

Hauptversammlung" ersetzt. 
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6. a) § 433 Abs. 3 lit. c lautet : 

"c) 15 weiteren von der Hauptversammlung aus ihrer 

Mitte oder aus dem Kreis der Stellvertreter ihrer 

Mitglieder zu wählenden Mitgliedern, von denen 

zehn der Gruppe der Dienstnehmer und fünf der 

Gruppe der Dienstgeber anzugehören haben." 

b} § 433 Abs. 3 dritter Satz lautet : 

"Für jedes der unter lit. a und c bezeichneten Mitglieder 

des Vorstandes ist von der Hauptversammlung aus ihrer Mitte 

oder aus dem Kreis der Stellvertreter ihrer Mitglieder ein 

Stellvertreter zu wählen1 für jedes der unter lit. b 

bezeichneten Mitglieder des Vorstandes ist von dem in 

Betracht kommenden Ausschuß aus seiner Mitte ein 

Stellvertreter zu wählen1 der Stellvertreter hat im Falle 

der zeitweiligen Verhinderung des Mitgliedes Sitz und Stimme 

im Vorstand." 

c) § 433 Abs. 6 erster Satz lautet : 

"Die Vertreter in der Hauptversammlung und in den 

Sektionsausschüssen sind von den Vorständen, die Vertreter 

im Uberwachungsausschu ß von den Uberwachungsausschüssen der 

in Betracht kommenden Versicherungsträger aus ihrer Mitte 

oder aus der Mitte der Hauptversammlung des betreffenden 

Versicherungsträgers zu wählen." 

d) Im § 433 Abs. 6 zweiter Satz wird der Ausdruck "Das 

Bundesministerium für soziale Verwaltung" durch den Ausdruck 

"Der Bundesminister für soziale Verwaltung " ersetzt. 

7. a) § 435 Abs. 2 lautet : 

"(2) Die Hauptversammlung des Hauptverbandes hat jährlich 

mindestens einmal zusammenzutreffen. Sie ist vom Vorstand 

einzuberufen. Ihr ist jedenfalls vorbehalten : 
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1. die Erfüllung der in Abs. 1 Z 1 und 5 angeführten 

Aufgaben für den Bereich des Hauptverbandes; 

2. die Beschlußfassung über den Rechnungsabschluß für 

den Hauptverband und für die bei ihm errichteten Fonds, 

sowie über die Entlastung des Vorstandes sowie der ständigen 

Ausschüsse gemäß § 453 Abs. 2 und der Sektionsausschüsse 

gemäß § 440; 

3. die Beschlußfassung über die Satzung (Nustersatzung 

gemäß § 455 Abs. 2) und deren Änderung." 

Die bisherigen Abs. 2 und 3 erhalten die Bezeichnung 3 

und 4. 

b) Im § 435 Abs. 4 (neu) erster Satz wird der Ausdruck 

"im Abs. 1 Z 2 und 4 und im Abs. 2 "  durch den Ausdruck "im 

Abs. 1 Z 2 und 4, im Abs. 2 Z 2 und 3 und im Al:>s. 3 "  

ersetzt. 

8. Im § 447 a Abs. 5 zweiter Satz wird der Ausdruck 

"2,4  vH" durch den Ausdruck "1 vH" ersetzt. 

9. Dem § 447 g Abs. 6 wird folgender Satz an�efügt: 

"Um eine ungünstige Kassenlage eines Trägers der 

Pensionsversicherung ganz oder teilweise zu beheben, kann 

der Hauptverband zusätzliche Vorschußzahlungen vornehmen." 

10. Dem § 453 werden folgende Abs. 3, 4 und 5 angefügt: 

" (3) Durch die Satzung des versicherungsträ�ers (des 

Hauptverbandes) kann vorgesehen werden, daß Angelegenheiten, 
I 

die in den Wirkungsbereich der Hauptversammlung, des 

Vorstandes oder eines durch die Satzung errich�eten 

ständigen Ausschusses fallen, bei Gefahr im Verzug zur 

Abwendung eines dem Versicherungsträger (dem Hauptverband) 
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drohenden Schadens bzw. zur Sicherung eines dem 

Versicherungsträger (dem Hauptverband) entgehenden Vorteiles 

vorläufig durch Verfügung des Obmannes (des Präsidenten des 

Hauptverbandes) zu regeln sind, wenn der in Betracht 

kommende Verwaltungskörper nicht rechtzeitig zusammentreten 

kann. Die Verfügungen sind im Einvernehmen mit den 

Stellvertretern des Obmannes (des Präsidenten) zu treffen, 

bei ihrer Abwesenheit oder ihrer Verhinderung auch ohne 

deren Mitwirkung. Der Obmann (Der Präsident) hat in 

derartigen Fällen vom zuständigen Verwaltungskörper die 

nachträgliche Genehmigung einzuholen. 

(4) Abs. 3 gilt auch für Angelegenheiten, in denen der 

Vorstand gemäß § 438 Abs. 1 im Einverständnis mit dem 

Uberwachungsausschuß vorzugehen hat. In solchen 

Angelegenheiten hat der Obmann (Präsident) , wenn dies ohne 

Aufschub möglich ist, auch das Einvernehmen mit dem 

Vorsitzenden des Uberwachungsausschusses herzustellen. 

Dieser hat die von ihm abgegebene Stellungnahme dem 

Uberwachungsausschuß zur nachträglichen Beschlußfassung 

vorzulegen. 

(5) In Angelegenheiten, die in den Wirkungskreis des 

Landesstellenausschusses fallen, gilt Abs. 3 entsprechend 

mit der Maßgabe, daß die dort bezeichneten Befugnisse des 

Obmannes (Präsidenten) dem Vorsitzenden des betreffenden 

Verwaltungskörpers zustehen." 

1 1. Im § 466 Abs. 2 erster Satz wird der Ausdruck "bei 

einer Gebietskrankenkasse kurzfristig beschäftigten 

Arbeiter" durch den Ausdruck "bei einer Gebietskrankenkasse 

versicherten, kurzfristig beschäftigten Arbeiter" ersetzt. 

1 2. a) § 50 2 Abs. 5 lautet: 

"(5) Abs. 4 gilt entsprechend auch für Personen, die sich 

nach dem 9. Mai 1945 in österreich aufgehalten haben und 
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danach ausgewandert sind, sofern diese Auswanderung aus 

Gründen, auf die der (die) Betreffende keinen Einfluß hatte, 

nicht früher ' möglich war und sie nicht später als am 

3 1. Dezember 1949 erfolgt ist." 

b) § 502 Abs. 6 lautet : 

" (6) Abs. 1 gilt auch für Personen, die ' vor der Haft, 

Strafe, Anhaltung, Arbeitslosigkeit oder Ausbü�gerung aus 

Gründen, auf die der (die) Betreffende keinen Binfluß hatte, 

keine Beitragszeiten gemäß § 226 oder Ersatzzeiten gemäß 

§§ 228  und 229 zurückgelegt haben, sofern der (die) 

Betreffende am 12. März 1938 seinen Wohnsitz i� Gebiet der 

Republik österreich hatte." 

c) Dem § 502 werden ein Abs. 7 und 8 mit fo�gendem 

Wortlaut angefügt : 

" (7) Bei der Anwendung der Vorschriften der Abs. 1 bis 5 

gilt § 228  Abs. 1 Z 3 mit der Maßgabe, daß Schuljahre, die 

aus einem der im § 500 genannten Gründe abgebrophen werden 

mußten, als vollendet gelten. 

( 8) Die Vorschriften der Abs. 1 bis 7 gelten auch, wenn 

der Versicherungsfall schon vor dem 1. Jänner 1956 

eingetreten ist." 

13. Dem Neunten Teil wird ein Abschnitt V I  mit folgendem 

Wortlaut angefügt : 

"ABSCHNITT VI  

Sonderbestimmung für Zollausschlußgebi�te 

§ 506 b. Zur Durchführung der Sozialversicherung in 

Zollausschlußgebieten kann der Bundesminister für soziale 

Verwaltung das Nähere, wie insbesondere die Festsetzung von 

Schillingbeträgen in Beträgen in der jeweils im 
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Zollausschlußgebiet geltenden Fremdwährung, durch Verordnung 

regeln." 

Artikel V I  

tlbergangsbestimmungen 

(1) Die erstmaligen Meldungen für Personen, die nach den 

Bestimmungen dieses Bundesgesetzes der Pflichtversicherung 

nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz am 1. Jänner 

1986 unterliegen und nicht schon zur Pflichtversicherung 

angemeldet sind, sind bis 31. März 1986 beim zuständigen 

Versicherungst�äger zu erstatten . Die Bestimmungen der §§ 33 

bis 38, 41 bis 43 und 111 bis 113 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Personen, die nach den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes als Pflichtversicherte in die 

Unfallversicherung einbezogen werden und die am 

1. Jänner 1986 bei einem Versicherungsunternehmen 

vertragsmäßig unter Einschluß der Arbeitsunfälle 

unfallversichert sind oder für die ein solcher Vertrag 

abgeschlossen worden ist, können den Versicherungsvertrag 

bis 30. Juni 1986 zum Ablauf des auf die Aufkündigung 

folgenden Kalendermonates aufkündigen. Für e inen Zeitraum 

nach dem Erlöschen des Versicherungsvertrages bereits 

entrichtete Versicherungsbeiträge (Prämien) sind vom 

Versicherungsunternehmen nicht zu erstatten. 

(3) Versicherungsunternehmen, die das 

Versicherungsgeschäft betreiben, können jene Teile der 

versicherungstechnischen Rückstellungen, die zufolge 

Kündigung gemäß Abs. 2 aufzulösen sind, steuerfrei auf eine 

Sonderrücklage für die Umstellung des Geschäftsbetriebes 
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übertragen. Diese Rücklage ist in den folgenden 

Geschäfts jahren mit einem Teilbetrag von je 2 0  vH 

gewinnerhöhend (verlustmindernd) aufzulösen. 

(4) Die Bestimmungen des § 69 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z 25 

gelten auch für noch nicht verjährte Rückforderungen, die 

vor Beginn des Beitragszeitraumes Jänner 1986 entstanden 

sind. 

(5) Die Bestimmungen des § 84 Abs. 2 Z 2 lit. a des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der am 

31. Dezember 1984 in Geltung gestandenen Fassung sind für 

die nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 

eingerichteten Pensionsversicherungsträger mit der Maßgabe 

solange weiterhin anzuwenden, bis die Mittel das 

Unterstützungs fonds am Ende eines Geschäfts jahres den im 

§ 84 Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in 

der Fassung des Art. I Z 29 lit. c angeführten Tausendsatz 

der Erträge an Versicherungsbeiträgen erreicht haben. 

(6) Die Bestimmungen der §§ 86 Abs. 3, 2 27 Z 5 und 10, 

2 28 Abs. 1 Z 4, 235 Abs. 3 lit. b, 242 Abs. 6 und 251 Abs. 5 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung 

des Art. I Z 30 bzw. Art. IV Z 1 lit. a und c und 2 bis 5 

sind nur anzuwenden, wenn der Stichtag nach dem 

31. Dezember 1985 liegt. 

(7) Der Anspruch auf die Leistungen der 

Krankenversicherung für Personen, die am 31. De�ember 1985 

als Angehörige gelten, nach den Bestimmungen di1ses 

Bundesgesetzes aber nicht mehr als Angehörige g1lten, bleibt 

auch über das Ende der Angehörigeneigenschaft a�frecht, 

solange die Voraussetzungen für den am 31. Deze�ber 1985 

bestandenen Leistungsanspruch gegeben sind. 
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( 8 ) Leidet ein Versicherter am 1 .  Jänner 1 9 8 6  an einer 

Krankheit, die erst aufgrund der Bestimmung des § 1 7 7  Abs. 1 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung 

des Art. III Z 1 als Berufskrankheit anerkannt wird, so sind 

ihm die Leistungen der Unfallversicherung zu gewähren, wenn 

der Versicherungsfall nach dem 3 1 . Dezember 1 9 5 5  eingetreten 

ist und der Antrag bis 3 1 .  Dezember 1 9 8 6  gestellt wird. Die 

Leistungen sind frühestens ab 1 .  Jänner 1 9 8 6  zu gewähren. 

Wird der Antrag später gestellt, gebühren die Leistungen ab 

dem Tag der Antragsteilung. 

( 9 )  Im Falle des durch eine Krankheit verursachten Todes 

des Versicherten, die erst aufgrund der Bestimmung des § 1 7 7  

Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der 

Fassung des Art. III Z 1 als Berufskrankheit anerkannt wird, 

sind die Leistungen der Unfallversicherung an die 

Hinterbliebenen zu gewähren, wenn der Versicherungsfall nach 

dem 3 1 . Dezember 1 9 5 5  eingetreten ist und der Antrag bis 

3 1 .  Dezember 1 9 8 6  gestellt wird. Die Leistungen sind 

frühestens ab 1 .  Jänner 1 9 8 6  zu gewähren. Wird der Antrag 

später gestellt, gebühren die Leistungen ab dem Tag der 

Antragsteilung. 

( 1 0 )  Die Bestimmungen des § 1 7 9  des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. III Z 2 

sind nur auf Versicherungsfälle anzuwenden, die nach dem 

3 1 . Dezember 1 9 8 5  eingetreten sind. 

( 1 1 )  Die Bestimmungen der §§ 2 6 1  a und 2 8 4  a des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des 

Art. IV Z 7 und 9 sind nur auf Versicherungsfälle 

anzuwenden, in denen der Stichtag nach dem 3 1 . Dezember 1 9 8 4  

liegt. 

( 1 2 )  Die Bestimmungen der SS 2 5 3  a Abs. 1 und 2 7 6  a 

Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der 
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Fassung des Art. IV Z 6 und 8 sind nur auf 

Versicherungsfälle anzuwenden, in denen der Sticht�g nach 

dem 31. Dezember 1985 liegt. 

(13) Die Bestimmung des § 311 Abs. 5 des Alilgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des! Art. IV Z 13 

gilt nur in den Fällen, in denen der Stichtag hach § 308 

Abs. 7 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nach dem 

31. Dezember 1985 liegt bzw. das Ausscheiden aus dem 

pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis nach dem 
, 

31. Dezember 1985 erfolgt. 

(14) Personen, die erst aufgrund der Bestimmungen des 

§ 502 Ahs. 5 bis 8 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. V Z 1 2  

Anspruch auf eine Leistung aus der PensionsverSicherung nach 

dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz erha�ten, gebührt 

diese Leistung ab 1. Jänner 1986, wenn der Antrag bis zum 

31. Dezember 1986 gestellt wird, sonst ab dem auf die 

AntragsteIlung folgenden Tag. Befindet sich der 

Antragsteller im Zeitpunkt der AntragsteIlung in Auswirkung 

einer aus den Gründen des § 500 Abs. 1 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes erfolgten Auswanderung noch im 

Ausland, ist das Zutreffen der Voraussetzungen für den 

Leistungsanspruch abweichend von der Bestimmung t des § 223 

Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset�es zum 

Zeitpunkt des Eintrittes des Versicherungsfalles zu prüfen. 

(15) Die Bestimmungen des § 50 2 Abs. 5 bis 8 des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der �assung des 

Art. V Z 1 2  sind auf Antrag auch auf Leistungsa�sprüche 

anzuwenden, die am 31. Dezember 1985 bereits beltehen. 

sich daraus ergebende Erhöhung der Leistungsans rüche 

gebührt ab 1. Jänner 1986, wenn der Antrag bis t 
31. Dezember 1986 gestellt wird, sonst ab dem d1r 

Antragstellung folgenden Monatsersten. !! i 
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Artikel VII  

Schlußbestimmungen 

(1) Art. VIII Abs. 9 der 37. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz, BGB1. Nr. 588/1981, lautet: 
. ' . 

" (9) § 254 Abs. 4 des Allgemeinen 

Soz ialversicherungsgesetzes gilt entsprechend auch für einen 

Bezieher einer Invaliditätspension 

(Berufsunfähigkeitspension, Knappschaftsvollpension) bzw. 

für einen Bezieher einer Pension aus dem Versicherungsfall 

der dauernden Erwerbsunfähigkeit nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz oder dem 

Bauern-Sozia1versicherungsgesetz, ohne daß ihm Maßnahmen der 

Rehabilitation gewährt worden sind, sofern er während des 

Anspruches auf diese Pension mindestens 36 Beitragsmonate 

der Pflichtversicherung durch eine Beschäftigung erworben 

hat und seine Arbeitsfähigkeit in den von ihm nach dem 

Anfall dieser Pension ausgeübten Berufen info1ge seines 

körperlichen oder geistigen Zustandes auf weniger als die 

Hälfte derjenigen eines körperlich und geistig gesunden 

Versicherten von ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen 

Kenntnissen und Fähigkeiten in jedem dieser Berufe 

herabgesunken ist." 

(2) Art. V Abs. 5 und 6 der 39. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz, BGB1. Nr. 590/1983, lauten: 

" (5) Die Träger der nach dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz geregelten Pensionsversicherung 

haben Zuführungen an die Liquiditätsreserve nach § 444 a des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes für das 

Geschäftsjahr 1984 nur im Sinne des Art. IV Abs. 4 

vorzunehmen. Für das Geschäftsjahr 1985 haben die Träger der 

nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz geregelten 
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Pensionsversicherung bei der Berechnung einer weiteren 

Zuführung im Sinne des § 444 a Abs. 2 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes über die Zuführung nach Art. IV 

Abs. 4 hinaus den im Rechnungsabschluß nachgewiesenen 

Gebarungsüberschuß um den nach Art. IV Abs. 4 der 

Liquiditä�sreserve zuzuführenden Betrag zu ver�indern. 

(6) Die Sozialversicherungsanstalt der gewe�blichen 

Wirtschaft ,und die Sozialversicherungsanstalt cler Bauern als 

Träger der Pensionsversicherung haben Zuführungen an die 

Liquiditätsreserve nach § 217 des Gewerblichen i 

Sozialversicherungsgesetzes bzw. § 205 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes für das 

Geschäftsjahr 1984 nur im Sinne des Art. IV Abs. 5 

vorzunehmen. Für das Geschäftsjahr 1985 haben die 

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und 

die Sozialversicherungsanstalt der Bauern als Träger der 

Pensionsversicherung bei der Berechnung einer weiteren 

Zuführung im Sinne des § 217 Abs. 2 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes bzw. § 205 Abs. 2 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes über die Zufihrung nach 

Art. IV Abs. 5 hinaus den im Rechnungsabschluß 

nachgewiesenen Gebarungsüberschuß um den nach Art. IV Abs. 5 

der Liquiditätsreserve zuzuführenden Betrag zu vermindern." 

(3) Art. V Abs. 7 der 40. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz, BGB1. Nr. 484/1984, lautet: 

" (7) Die nach Abs. 5 bzw. 6 zu tilgenden Beträge sind bei 

der Berechnung des Bundesbeitrages nach § 80 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes für das Geschäftsjahr 1984 und 

bei der Festsetzung der Aufteilungsschlüssel nach § 447 g 

Abs. 8 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz�s für das 

GeschäftSjahr �1986 bei den Erträgen außer Betrac�t zu 
'I 

lassen. Für :die Berechnung der Uberweisung an dep 

Unterstützungs fonds nach § 84 Abs. 2 Z 2 lit. a aes 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ist der �m 

Rechnungsabschlu B nachgewiesene Gebarungsübersch�B für das 
: 
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Geschäftsjahr 1984 um die nach Abs. 5 bzw. 6 getilgten 

Beträge zu vermindern." 

Die bisherigen Abs. 7 bis 9 erhalten die Bezeichnung 8 

bis 10. 

(4) Dem Art. V der 40. Novelle zum ASVG, 

BGBI. Nr. 484 /1984, wird folgender Abs. 11 angefügt : 

" (11) Bei der Anwendung der §§ 108 a und 108 d des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des 

Art. I Z 21 sind als Aufwertungszahlen für die Jahre 1984 

und 1985 die Richtzahlen für diese Jahre heranzuziehen." 

Artikel VIII  

Inkrafttreten 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgenden nichts 

anderes bestimmt wird, am 1. Jänner 1986 in Kraft. 

( 2) Es treten in Kraft : 

a) rückwirkend mit 1. Jänner 1984 Art. I Z 1 lit. b, 2 

lit. a und c, 4 bis 6, 8, 15, 17, 20, 21, 31, 

Art. 1 1  Z 1 und 5, Art. IV Z 1 lit. b und Art. VII 

Abs. 1 und 2 ;  

b) rückwirkend mit 1. Jänner 1985 Art. I Z 28, Art. IV 

Z 7, 9 und Art. VII  Abs. 3 ;  

c) mit dem Beginn des Beitragszeitraumes Jänner 1986 

Art. I Z 18 lit. a bis d, 19, 22  und 23 ; 

d) mit dem Beginn des Beitragszeitraumes' Juli :'1986 

Art. I Z 13 lit. b. 
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Artikel IX 

Vollziehung 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes s ind betraut: 

a) hinsichtlich der Bestimmungen des § 8 0  des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der 

Fassung des Art . I Z 2 8  der Bundesminister für 

soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Finanzen; 

b) hinsichtlich der Bestimmungen der �§ 2 6 1  a bzw . 

2 8 4  a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

in der Fassung des Art . IV Z 7 bzw � 9 der 

Bundesminister für soziale Verwalt�ng im 

Einvernehmen mit dem Bundesministe� für Familie, 

Jugend und Konsumentenschutz; 

c) hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der 

Bundesminister für soziale Verwaltung. 
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A SVG 

V o r  b 1 a t t 

A. Problem und Ziel 

Änderungsvorschläge , die im Rahmen der 39 . und 4 0 . Novelle 

zum ASVG nicht berUcksichtigt werden konnten. 

B. Lösung 

Bereinigung zahlreicher Bestimmungen zur Verbesserung 

der Praxis des Sozialversicherungsrechts. 

c .  Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Keine. 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR SOZ IALE VERWALTUNG Z l .  2 0 . 0 4 1 / 3 9 - 1 a / 8 5  

E r I ä u t e r u n  g e n  

Im Mitte lpunkt der 3 9 . Novel le zum ASVG (in Kraft 

getreten am 1 .  Jänner 1 9 8 4 )  standen 

sozialversicherungsrechtl iche Begleitmaßnahmen zu den im 

Rahmen der Arbeitsmarktpolitik unternommenen Schritte zur 

Sicherung der Arbeitsplätz e sowie finanzielle Maß nahmen zur 

Entlastung de s Bunde shaushaltes . 

Hauptinhalt der 4 0 . Novel le zum ASVG ( in Kraft getreten 

am 1 .  Jänner 1 9 8 5 ) war die Pensionsreform .  

Alle übrigen , mit den Z ielen der 3 9 . und 4 0 . Novelle 

zum ASVG nicht im Zusammenhang stehenden 

Novel lierungsvorschläge , vor allem solche , die s ich aus der 

Praxi s des Soz ialversicherungsrechts ergaben und die eine 

gewi sse Bereinigung dieses Rechtsbereiches bewirken sollten , 

mußten zurückgeste l lt werden . Aufgabe des vorliegenden 

Novel lenentwurfes ist es daher , die se von den verschiedenen 

Ste l len , a llen voran die von den großen 

Interes sensvertretungen und dem Hauptverband der 

österreichischen Soz ialversicherungsträger an �as 

Bundesmini sterium für soz iale Verwaltung herangetragenen , 

sowie die im Re s sort vorgemerkten Änderungsvorschläge 

nunmehr zu+ Di skussion zu ste llen . 

Dementsprechend erstrecken s ich die vorgeschlagenen 

Änderungen auf alle Tei le des ASVG und behande ln keine 

substantielle F inanz fragen ( finanzie l le Erläuterungen 

erübrigen s ich daher ) . Im einzelnen handelt es $ ich im 

wesentlichen , der Reihenfolge nach aufgezählt , � folgende 

Neuerungen : 

* Sozialversicherungsrechtlicher Schutz für Zei�soldaten in 

Durchführung des Wehrrecht sänderungsgesetzes 1 9 8 3 1 
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* Unfallvers icherungs schutz für Gewerkschafts funktionäre in 

Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit ; 
* Schaf fung einer einwandfreien Rechtsgrundlage für das vom 

Hauptverband herausgegebene Hei lmittelverzeichnis ;  
* Verpflichtung des Krankenversicherungsträgers , eine Kopie 

der Me ldungen dem Versicherten auf de s sen Verlangen zu 

übermitte ln ; 
* Verp flichtung der Pensionswerber zur Meldung von während 

des Pens ionsfestste l lungsverfahrens eingetretenen 

maßgeblichen Sachverhaltsänderungen ; 

* Klarste llung , daß eine Kündigungsentschädigung 

( Insolvenz-Ausfallgeld ) nicht als  Entgelt für die Zwecke 

der Soz ialvers i cherung gi lt ; 
* Beitrags freiheit der Nachläs se von Versicherungsprämien 

für Versicherungsangeste llte ; 
* Neuregelung der Betriebsnachfolgerhaftung ; 

* Bessere Dotierungsmögichkeiten für den Unterstützungs fonds 

in der Pens ionsversicherung ; 

* Aus schluß des Rück forderungsrechtes des 

Vers icherungsträgers , wenn er erkennen mußte , daß eine 

Leistung zu Unrecht erbracht worden ist ; 

* K larste llungen im Zusammenhang mit der Pensionsre form; 
* Verbes serungen des Ausgleichszulagenrechts durch Mi lderung 

der pauschalierten Unterha ltsanrechnung ; 

* gesetz liche Ab sicherung der satzungsmäß igen Ermächtigung 

für Obmannver fügungen bei Gefahr im Verzug ; 

* Erwe iterung der Begünstigungsbestimmungen (§§ 5 0 0  ff ASVG) 

auf Personen , 

a )  die erst nach dem 9 .  Mai 1 9 4 5  endgültig aus ö sterreich 

auswandern konnten , 

b )  die vor der Ver folgung keine Versicherungszeiten 

erworben haben (Jahrgang 1 9 2 2  und folgende ) , 

c )  die wegen der Verfolgung ein Schulj ahr nicht vollenden 

konnten . 

Die Zuständigkeit des Bunde s zur Erlas sung der im 

vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen gründet s ich auf 
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den Kompetenztatbestand Soz ialvers icherungswesen de s Art .  10 

Abs . 1 Z 1 1  B-VG . 

Zu  den einzelnen Bestimmungen ist folgendes zu 

bemerken : 

Zu Art . I Z 1 lit . a ( s  5 Abs .  1 Z 7) : 

Die Änderung de s codex j uris canonici hat �uch 

Auswirkungen auf das ASVG : 

Derzeit s ind in § 5 Abs .  1 Z 7 ASVG " Geistl iche der 

katholischen Kirche , die auf den Tite l der Diözese geweiht 

s ind " , von der Vol lversicherung ausgenommen . 

Nach dem neuen Kirchenrecht gibt es  ke ine �Weihe au f 

den Titel der Diözese " mehr - die Vorschri ften über den 

Weihetite l s ind vollkommen wegge fal len . Der We ihetitel 

sol lte in früheren Zeiten den Unterhalt und die medi z inische 

Versorgung der Kleriker s icherstel len . Nunmehr ist im 

kathol i schen Kirchenrecht vorgesehen , daß j eder Kleriker 

auch ohne We ihetitel versorgt sein muß (canon 2 8 1 ) . 

Die Bestimmungen des ASVG , nach denen nur Ge istl iche 

mit Weihetite l von der Vol lver s icherung ausgeno�en s ind , 

gehen daher ins Leere . 

Es wird vorgeschlagen , die entsprechende Formulierung 

ersatz los zu streichen und damit der Rechtsänderung im 

kirchl ichen Bereich Rechnung zu tragen . 
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Zu Art . I Z 1 lit . b ,  Z 2 lit . a und c Z 4 bis 6 ,  8 ,  1 5 , 1 7 , 

2 0 , 2 1 , 3 1 , Art .  1 1  Z 1 und 5 und Art . IV Z 1 l it . b ( § §  5 

Abs .  1 Z 1 1 ,  8 Abs .  1 Z 1 lit . C ,  8 Abs .  1 Z 5 ,  1 0  Abs .  5 ,  

1 2  Abs .  4 ,  1 4  Abs .  1 Z 8 ,  1 7  Abs .  5 lit . d ,  3 6  Abs .  1 Z 6 ,  

4 4  Abs .  1 Z 7 ,  5 2  Abs .  3 ,  5 6  a Abs .  3 ,  8 9  a ,  1 2 2  Abs .  2 Z 2 ,  

1 4 3  Abs .  1 Z 6 und 2 2 7  Z 7 und 8 ) : 

Das am 1 .  Jänner 1 9 8 4  in Kra ft getretene 

Wehrre�htsänderungsgesetz 1 9 8 3 , BGB1 . Nr . 5 7 7 , s ieht die 

Schaf fung einer neuen Art des auß erordentlichen 

Präsenzdienstes , nämlich den Wehrdienst als  Zeitsoldat , vor . 

Für Zeitsoldaten , die Anspruch auf berufl iche Bi ldung haben , 

ist - abweichend von den bi sherigen Präsenzdienstarten - ein 

spe z ie l ler sozialvers icherungsrechtlicher Schutz im Bereich 

der Kranken- und Pensionsversicherung vorge sehen . Eine 

Einbez iehung in die Unfallvers icherung nach dem ASVG 

erscheint nicht erforderlich , da durch das 

Heere sversorgungsgesetz eine hinreichende sozia lrechtliche 

Sicherung auch für die Zeit nach Beendigung de s Wehrdienste s 

a l s  Zeitsoldat gegeben i st .  

§ 1 7  b des Heere sgebührengesetzes in der Fas sung des 

Art . 1 1  Z 2 2 " des  Wehrrechtsänderungsgesetzes 1 9 8 3  s ieht vor , 

da ß Zeitso ldaten , die Anspruch auf berufliche Bi ldung ( § §  3 3  

bzw. 4 1  Abs .  4 de s Wehrgesetzes 1 9 7 8 )  haben , im letzten Jahr 

ihres Wehrdienstes als  Zeitsoldat in der Kranken- und 

Pens ionsversicherung nach Maßgabe des Al lgeme inen 

Soz ia lversicherungsge setzes pflichtvers ichert s ind . Diese 

Bestimmung ist nicht unmitte lbar vo llz iehbar , sie bedarf 

vielmehr der näheren Aus führung im ASVG . 

Die Einbez iehung der Zeitsoldaten in die Kranken- und 

Pens ionsversicherung nach dem ASVG soll nach Maßgabe 

folgender Grundsätze vorgenommen werden : Die vorge schlagene 

Anfügung einer Z 5 im § 8 Abs . 1 ASVG steht in 

Ubereinstimmung mit § 1 7  b des Heere sgebührengesetzes . Die 

berufliche Bi ldung der Zeitsoldaten kann u . a .  in Form eines 

Lehrverhältni s ses  erfolgen . Durch die in § 5 Abs .  1 
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Z 1 1  ASVG vorgeschlagene Regelung soll klarge stellt werden , 

daß in solchen Fällen nur die Pflichtversicherung als  

Zeitsoldat eintreten sol l . 

Im § 1 0  Ahs . 5 ASVG wird vorgesehen , daß die 

Pflichtversicherung der in Rede stehenden Z e i� so ldaten mit 

dem Eintritt des Tatbestandes beginnt , der den Grund der 

Versicherung bi ldet . Das Ende der Pflichtversicherung der 

Zeitsoldaten soll im Rahmen des § 1 2  Abs . 4 ASVG klar 

geregelt werden . 

Eine ausdrückliche Regelung der sachlichen 

Zuständigkeit im Bereich der Krankenversicherung für 

Zeitsoldaten erscheint im Hinblick auf die Gemeralklausel 

des § 26  Ahs . 1 Z 1 ASVG nicht erforderlich . 

Gemäß § 1 4  Abs . 1 Z 8 ASVG werden Zeitsoldaten zur 

Pens ionsversicherung der Angeste l lten versich�rungs zugehörig 

sein . Dies trägt der vorge sehenen Gleichstell�ng der 

Zeitsoldaten mit Vertragsbediensteten des 

Entlohnungs schemas I im Sinne des 

Vertragsbedienstetengesetz 1 9 4 8  Rechnung . 

Die örtliche Zuständigkeit für Zeitsoldaten richtet 

s ich gemäß § 3 0  Ahs . 1 ASVG nach dem Be schä ftigungsort des 

Versicherten . 

Meldepflichtige Stel le im Sinne des § 3 6  ASVG s ind die 

zuständigen Stellen des Bunde sheeres . Diesen wird es 

obliegen , die Meldungen zur Soz ialversicherung dem 

zuständigen Krankenversicherungsträger zu erstatten . 

Als allgemeine Be itragsgrundlage bei den Zeitsoldaten 

gilt gemäß § 4 4  Ahs . 1 Z 7 ASVG das Taggeld , die 

Dienstgradzulage und die Monatsprämie (vgl . diesbezüglich 

auch § 1 7  b Ahs .  2 des Heeresgebührengesetzes ) . 

Die Anfügung eines Ahs .  3 zu § 5 6  a ASVG dient der 

Klarstellung , daß die Pauschalregelung des § 5 6  a 

Abs .  2 ASVG für teilversicherte Zeitsoldaten zq ent fallen 

hat , da die Teilversicherung ohnehin eine Beit agspflicht 

des Bunde s mit s ich bringt . 

- 5 -

165/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 67 von 179

www.parlament.gv.at



Für die teilversicherten Z eitsoldaten so l l  im Hinblick 

auf den Beitragssatz in der Krankenversicherung von 5 vH 

gemäß § 1 4 3  Abs .  1 Z 6 ASVG der Anspruch auf Krankengeld für 

die Dauer der Präsenzdienstleistung ruhend geste llt werden . 

D ies  ist auch deshalb unproblemati sch , weil  nach den 

geltenden wehrrechtlichen Bestimmungen die Bezüge des 

Präsenzdieners im Erkrankungs fa l l  nicht wegfallen . 

Die übrigen vorgeschlagenen Änderungen ( §§ 8 Abs .  1 Z 1 

lit . c ,  1 7  Abs .  5 lit . d ,  8 9  a ,  1 2 2  Abs .  2 Z 2 ,  2 2 7  Z 7 und 

8 )  enthalten die im Zusammenhang mit dem Einbau des 

sozialversicherungsrecht lichen Schutzes der Zeitsoldaten in 

das ASVG notwendigen textlichen Anpassungen . 

Um einen lückenlosen Ubergang zu den Bestimmungen des 

Wehrrechtsänderungsgesetzes  1 9 8 3  z u  gewährleisten , wird 

vorgeschlagen , die in Rede stehenden Änderungen rückwirkend 

mit Wirksamkeit ab 1 .  Jänner 1 9 8 4  in Kra ft zu setzen . 

Zu  Art .  I Z 2 lit . b ,  3 lit . a und 2 6  ( § §  8 Abs .  1 Z 3 

lit . g ,  1 0  Abs .  2 und 7 4  Abs . 3 Z 4 ) : 

Wie die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt darauf 

hingewiesen hat , haben s ich in der Praxis 

Abgrenzung s schwierigkeiten bei Personen ergeben , die einen 

Unfa l l  im Zusammenhang mit der Ausübung einer Funktion im 

Rahmen von Interes senvertretungen , denen die Eigenschaft 

einer gesetz lichen beru f lichen Vertretung nicht zukommt , 

erlitten haben . Eine Erweiterung des geset z l ichen 

Unfal lversicherungs s chutzes für Gewerkschafts funktionäre in 

Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit haben in erster 

L inie der österreichi sche Arbeiterkammertag sowie der 

österreichische Gewerkschaftsbund ( Gewerkschaft ö f fentlicher 

Dienst) beantragt . 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung so ll der 

Unfa l lversicherungs schutz gemäß § 8 Abs . 1 Z 3 lit . g ASVG 

auf Funktionäre der Berufsvereinigungen der Dienstnehmer und 
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der Dienstgeber erweitert werden , die keine geset z lichen 

beruflichen Interes senvertretungen s ind . 

Zu Art . I Z 3 l it . b ( §  1 0  Abs . 5 ) : 

Für die in § 8 Abs .  1 Z 3 lit . c ASVG zuletzt genannten 

Personengruppen - Rehabi l itanden und Personen , denen 

Maß nahmen der Gesundheitsvorsorge gewährt w�rden - findet 
I 

sich derzeit keine ge set z l iche Rege lung übe� die Dauer ihrer 

Tei lversicherung in den §§ 1 0  und 1 2  ASVG zum Unterschied 

von den sonst im § 8 Abs .  1 Z 3 lit . c ange führten 

Personengruppen . Eine entsprechende Rege lun� wird daher an 

der in Betracht kommenden Stelle (§ 1 0  Abs . 5 erster 

Satz ASVG) einge fügt . 

Zu Art . I Z 7 ( §  1 6  Abs . 3 ) : 

Die vorge schlagene Änderung dient der Beseitigung von 

in der Praxis im Hinblick auf die einzuhaltende Frist von 

6 0  Monaten nach dem Aus scheiden aus der P fliahtversicherung 

nach dem GSVG bzw . BSVG aufgetretenen Härte fä llen . Die 

Regelung hat zB  bewirkt , daß ein Student nach Beendigung 

seiner au fgrund des Be zuges einer Waisenpens ion begründeten 

Pflichtversicherung nach dem GSVG nicht der 

Selbstvers icherung gemäß § 1 6  ASVG beitreten konnte . Da 

diese Auswirkungen vom Ge setzgeber bei Einführung der 

6 0 -Monats frist nicht beabsichtigt waren , soll !  im § 1 6  Abs .  3 
letzter Satz ASVG ausdrückl ich die Bestimmung des § 2 GSVG 

bzw .  § 2 BSVG zitiert werden . 

Zu  Art . I Z 9 ( §  2 5  Abs . 2 ) : 

Die vorgeschlagene Änderung dient ledigl�ch der 

Beseitigung eine s Z iti erfehlers . 
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Zu Art . I Z 1 0  ( §  2 8  Z 2 lit . i ) : 

Nach dem Wort laut de s § 8 Abs .  1 Z 3 lit . c ASVG genügt 

die Unterbringung in einer Rehabi litations- oder 

Ge sundhe itsvorsorgeeinrichtung zur Begründung der 

Unfal lversicherung , der " Titel"  der Einwe isung erscheint 

unbeacht lich , sodaß auch Personen , die unter Anwendung de s 

§ 1 0 0  Bauern-Soz ialversicherungsgesetz in derartigen 

Einrichtungen behandelt werden , unter 

Unfal lversicherungsschutz stehen . Für diese Personen i st die 

Soz ia lversicherungsanstalt der Bauern j edoch nicht als 

Unfall- oder Pens ionsversicherungsträger , sondern a ls 

Krankenvers icherungsträger " sachlich" zuständig . § 2 8  Z 2 

lit . i ist  daher ent sprechend z u  ergänzen . 

Zu  Art . I Z 1 1  ( §  3 0  Ab s • 4 ) : 

Bis  zum Jahre 1 9 8 1  waren Personen , die auf Grund der 

Bestimmungen des Wehrge setzes 1 9 7 8  ordentlichen oder 

außerordentlichen Präsenzdienst lei steten , nur dann in der 

Krankenversicherung teilvers ichert , wenn sie unmitte lbar 

vorher aufgrund einer Beschä ftigung krankenversichert waren . 

Für die Krankenversi cherung dieser Tei lversicherten war die 

Gebiet skrankenkas se örtlich zuständig , bei der diese 

Personen unmittelbar vorher versichert waren . Mit der 

3 5 . Novel le zum ASVG , BGBl . Nr . 5 8 5 / 1 9 8 0 , wurden ab dem 

Jahre 1 9 8 1  auch j ene Präsenzdienst lei stenden Personen in 

die Tei lvers icherung einbe zogen , die vor dem Präsenzdienst 

noch keiner Beschäftigung nachgegangen waren . Die örtl iche 

Zuständigkeit wurde auf den Wohnsitz des Wehrp flichtigen 

abgeste l lt . 

Durch diese Änderung der örtlichen Zuständigkeit traten 

in der Folge Schwierigkeiten bei der Erfas sung der 

Präsenzdiener durch die Geb ietskrankenkas sen auf . Ein 
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Wechsel der Zuständigkeit konnte von den 

Gebietskrankenkas sen nicht erfaßt werden , solange nicht 

durch eine Beitragsleistung für Angehörige ein Anhaltspunkt 

gegeben war . Auch da aber war es  fast unmöglich , zwischen 

den einzelnen Gebietskrankenkas sen die Z ahlen der 

Präsenzdiener abzustimmen . Ohne Schwierigkeit�n statistisch 

erfaßbar s ind Präsenzdiener nur dann , wenn s ie nach einern 

Beschäftigungsverhältni s den Präsenzdienst antreten und die 

selbe Krankenkas se vers icherungszuständig i st .  

Eine Datenübermittlung über Präsenzdiene� durch das 

Bunde smini sterium für Lande sverteidigung ist nicht möglich . 

Da derzeit die Zahlen der Präsenzdiener fast 

aus schließ lich nur geschätz t  werden können und dieser 

Zustand auf Dauer nicht haltbar ist , kann eine Lösung des 

Problems nur dadurch ge funden werden , daß die örtliche 

Zuständigkeit der Gebietskrank�nkas sen für Personen , die 

unmitte lbar vor Antritt des Präsenzdienstes beschä ftigt 

waren , wieder so wie vor dem Jahre 1 9 8 1  geregelt wird . 

Außerdem i st die ser Personenkre is genau der , der für die 

Ermittlung des Beschäftigtenstande s maß gebend ist . 

Zu Art . I Z 1 2  1it . a ( §  3 1  Abs .  3 Z 8 ) : 

Die vorliegende Änderung dient der Klarste Ilung , daß 

der Hauptverband neben den auf Wei sungen des Bundesmini sters 

für soz iale Verwaltung beruhenden Statistiken auch weitere 

Stati stiken , die zur Erfüllung seiner gesetz liohen Aufgaben 

notwendig sind ( zB Ärztekosten- und Honorarstatistiken) ,  zu 

besorgen hat . 
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Zu Art . I Z 1 2  lit . b ,  c ,  d und e und Art .  V Z 3 ( §  3 1  

Abs .  3 Z 1 1 , § 3 1  Abs .  4 ,  § 3 1  Abs .  5 und § 3 5 0  Abs .  1 ) : 

Der Hauptverband der ö sterreichischen 

Soz ialversicherungsträger gibt seit Jahrzehnten das 

" Spez ial itätenverzeichni s "  heraus , in dem die von den Ärzten 

am häufigsten für Rechnung der Krankenversicherungsträger 

verordneten Heilmittel mit Preis , Anwendungsbereich , 

Packungsgröße ua . angeführt s ind . Dieses Verzeichnis 

schränkt de� Rechtsanspruch der Patienten auf die 

notwendigen Heilmitte l nicht ein und hat s ich a l s  

Arbeitsbehel f  für die Vertragsärzte bestens bewährt . Die 

Krankenversicherungsträger verz ichteten nämlich 

üblicherwei se darauf , Verordnungen von Präparaten aus dem 

Spez ialitätenverz eichnis vom Che farzt begutachten zu 

las sen . 

Die vorge schlagene Gesetzesänderung soll die 

Rechtsgrundlage des seit Jahrzehnten bewährten 

Verzeichni sses  (we lches nun der bes seren Verständlichkeit 

halber " Hei lmitte lverzeichni s "  genannt wird) verbes sern : 

Bisher war die Rechtsgrundlage dieses Verzeichnis ses in 

Punkt 34 der " Richtlinien über die ökonomi sche 

Verschreibweise von Arz nei- und Hei lmitte ln sowie 

Hei lbehe lfen" (vgl . § 3 1  Abs .  3 Z 1 1  ASVG) enthalten . Es 

wurde in der wis senschaft lichen Literatur bestritten , daß 

diese Rechtsgrundlage für das Spe z ialitätenverzeichnis 

ausreichend sei (vg l . Winkler-Barfuß -Raschauer : 

" Arzneimittelprei se und Soz ialversicherung " , Signum-Verlag , 

Wien 1 9 8 3 ) . 

Den Patienten der ö sterreichischen Sozialversicherung 

können a l le erhältlichen Medikamente verordnet werden , wenn 

dies im einzelnen Behandlungs fall den gesetz lich 

festgelegten Kriterien einer ausreichenden , zweckmäß igen und 

das Maß des Notwendigen nicht überschreitenden 

Krankenbehandlung dient ( §  1 3 3  Abs . 2 ASVG) . 
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In das Hei lmitte lverzeichni s werden j ene Medikamente 

aufgenommen , die den oben z itierten gesetz lichen Kriterien 

entsprechen . Im Einze l fa l l  kann nach wie vor j edes 

Hei lmittel verordnet werden . Vor der Aufnahme eines 

Hei lmittel s  in das Hei lmittelverzeichnis wird der 

Hauptverband zu prüfen haben , ob das Präparat auch 

tatsächlich der geset z lich umschriebenen Krankenbehandlung 

dienen kann . 

Das Hei lmitte lverzeichni s  soll wegen sei�er großen 

praktischen Bedeutung auc� in der Fachzeitschni ft " Soz iale 

S icherheit" veröf fentlicht werden und damit j edem 

Interes s ierten zugänglich sein (bereits bi sher erhie lt j eder 

Vertragsarzt der ö sterreichischen Sozialversicherung , j ede 

öffentliche Apotheke und j ede gemeinnütz i ge K rankenanstalt 

das Spezialitätenverzeichni s  kostenlos ) .  

In § 3 1  Ahs .  3 Z 1 1  lit . a ASVG und in § 3 5 0  ASVG 

sollen Ausdrücke in Zusammenhang mit der vorgeschlagenen 

Änderung richtiggeste llt werden : 

Das Wort "Arzneimittel" soll aus dem Titel der 

Richtlinien über die ökonomi sche Verschreibweise gestrichen 

werden � in § 3 5 0  ASVG sol l zusätz lich auf das 

Hei lmittelverzeichni s  Bezug genommen werden . 

Weitere formelle Änderungen ergeben s ich daraus , daß in 

§ 3 1  Ahs . 4 ASVG die Zuständigkeit des Sektion$aus schusses 

" Selbständigen-Krankenversicherung" auch für die 

Verbindlichkeit des Hei lmitte lverzeichni sses formuliert 

werden muß und daß in § 3 1  Ahs .  5 ASVG das 

Hei lmittelverzeichni s  auch in der Publikationsvorschri ft für 

die " So z iale Sicherheit " zu erwähnen ist . 

Z u  Art .  I Z 1 3  lit . a und 1 4  (§§ 3 3  Ahs .  1 und 34 Abs . 1 ) : 

Wie der ö sterreichis che Arbeiterkammertag arauf 

hingewiesen hat , kommt es  in der Praxis immer w ' eder vor , 

daß Dienstgeber die im Gesetz vorgeschriebenen eldungen zur 
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Soz ia lver sicherung verspätet erstatten oder ein z u  niedriges 

Entge lt me lden . Solche Verstö ße gegen die Me ldep flicht 

z iehen mitunter schwere Nachtei le für die betro ffenen 

Dienstnehmer nach s ich . 

Aus gegebenem Anlaß hat auch der Hauptverband die 

gegenständliche Frage im Einvernehmen mit den in Betracht 

kommenden Sozialversicherungsträgern geprüft und hat hiez u  

ua . folgendes ausgeführt : 

" Es wäre nach Meinung des Hauptverbandes nicht 

gerechtfertigt , das gesamte , im großen und ganzen doch 

bewährte System des Meldewesens z ur Gänze umzustoßen und neu 

z u  rege ln , nur um j ene im Verhältnis zur Gesamtheit nicht 

be sonders z ahlreichen Dienstgeber , die ihren 

Me ldeverpf lichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommen , zu 

einem gesetzestreuen Vorgehen zu veranlas sen . Dienstnehmer , 

die der Meinung sind , daß s ie von ihrem Dienstgeber 

überhaupt nicht oder mit einem zu niedrigen Entgelt 

angeme ldet worden s ind ,  haben auch nach der gegenwärtigen 

Rechts lage die Möglichkeit , Schritte dagegen zu unternehmen . 

S ie können s ich j ederzeit bei der zuständigen Krankenkasse 

erkundigen , ob und mit welchem Entgelt sie von ihrem 

Dienstgeber angeme ldet worden s ind . " 

Diese bereits j etzt bestehende Mög lichkeit sol l  nunmehr 

ausdrücklich im Gesetz verankert werden : Danach so l len die 

Krankenversicherungsträger gesetz lich verpflichtet werden , 

j edem Versicherten auf Verlangen eine Bestätigung über die 

für ihn erstattete Meldung auszustellen , wobei diese 

Be stätigung zB auch in Form eines EDV-Ausdruckes über die 

vorliegenden Vers icherungszeiten und Beitragsgrundlagen 

erfo lgen könnte . 

Z u  Art . I Z 1 3  lit . b ( §  3 3  Abs .  3 ) : 

Nach § 1 0 8  a ASVG wird die Aufwertungszahl und der 

Richtwert ( früher Richtzahl ) ,  die für die Anpas sung der 
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Pens ionen maß gebend s ind , au fgrund einer zweimal im Jahr 

statt findenden Einreihung der Versicherten in die Lohnstu fen 

errechnet . Diese Einreihung der Versicherten in die 

Lohnstufen (Grundz ählung) gibt dem Bunde sministerium für 

soz iale Verwaltung bereits seit Jahren Anlaß zu Uberlegungen 

hinsicht lich der Erfas sung der Daten , vor a llem deshalb , 

wei l  immer wieder festgeste llt werden mußte , daß die 

derzeitige Regelung zu fehlerhaften Auswertunfen führen 

kann . Derzeit reiht j eder Dienstgeber seine Dienstnehmer auf 

entsprechenden Formularen in die Lohnstufen ein und 

übersendet dieses Formular den z uständigen Kr�nkenkas sen . 

Eine Uberprü fung dieser Einreihung durch die �assen kann nur 

stichprobenweise durchge führt werden . Fehlerha fte 

Einreihungen durch die Dienstgeber können daher von der 

Kas se nur sehr schwer erkannt und berichtigt werden . Dazu 

kommt noch , daß nicht a l le Dienstgeber die für die 

Grundzählung notwendigen Me ldungen erstatten und diese 

Versicherten bei der Erstel lung der Grundzählung 

dazugeschätzt werden müs sen . 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung müßte 

daher immer wieder einzelne Krankenversicherungsträger 

au ffordern , die Grundzählung zu überprüfen bzw. logi sch 

richtig zu stellen . Häufige Fehleinreihungen kamen in 

früheren Jahren immer wieder im Jänner eines Jahres vor , 

wenn einzelne Dienstgeber die neue Höchstbeitragsgrundlage 

bei der Einreihung einfach übersahen . Jeweils bei der 

Umstel lung des Lohnstufenschemas yon 5 auf 1 0  bzw. 1 0  auf 

2 0  S und der damit verbundenen probewei sen Doppelzählung 

nach altem und neuem Schema konnten gravierend� 

Fehleinreihungen nachgewie sen werden . Die Grun4z ählungen zum 

Termin Juli 1 9 8 3  wei sen bei mehreren Kassen äußerst 

unwahrscheinliche Ergebni s se auf und auch zum 

Jänner 1 9 8 5  mußten wiede.r fehlerhafte 

Grundzählungsergebni s se festgestellt werden . 

letzten Termin 

I 
Die Güte der Datenbasis der Grundzählung �ängt vor 

allem von der genauen und vollständigen Mitarb�it der 
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Dienstgeber ab . Die vorgeschlagene Nove1 1ierung versucht 

hier in zwei facher Hinsicht eine Verbesserung zu erreichen . 

Einerseits sollen die Dienstgeber verp f lichtet werden , 

Meldungen zu den Grundzählungsterminen zu erstatten , 

andererseits soll die doch relativ kompliz ierte Einreihung 

in die Lohnstufen ent fallen und nur mehr Grunddaten in 

einfacher Form geme ldet werden . Es ist sowohl für den 

Dienstgeber mit weniger Dienstnehmern als  auch für j enen mit 

vielen Dienstnehmern einfacher , pro Versicherten nur die 

Vers icherungsnummer und die zugehörige Beitragsgrundlage in 

ein entsprechende s Formular e inzutragen , als eine Einreihung 

in Lohnstufen vornehmen zu müs sen . Für Großbetriebe i st 

ebenfa l l s  die EDV-mäß ige Durchführung der neuen Regelung 

leichter zu handhaben . 

Die Krankenversicherungsträger werden durch die 

Neurege lung der Datenerfas sung zwar stärker belastet als  

bi sher , der Vortei l  liegt j edoch in der besseren 

Uberprüfbarkeit und Genauigkeit der Daten . Um die neue Art 

der Erfas sung technisch durchführen zu können , ist j edoch 

eine möglichst vollständige Erfassung aller Dienstgeber 

notwendig . Auch aus diesem Grund wird daher die 

Verp f lichtung zur Meldung e ingeführt . 

Ein weiterer pos itiver Nebene ffekt der neuen Erfas sung 

ist auch die wesentlich größere Aussagekraft der neuen 

Datenbasi s ,  da über die Versicherungsnummer auch eine 

alters-spe z i fische Lohnstufenstati stik erstel lt werden kann , 

die für Prognosezwecke bi sher gefehlt hat . 

Zu Art . I Z 1 6  ( §  4 0 ) : 

Nach § 4 0  ASVG haben Leistungsemp fänger bzw . 

Z ahlungsempfänger j ede Änderung in den für den Fortbestand 

der Bezugsberechtigung maßgebenden Verhältnis sen binnen zwei 

Wochen dem Pens ionsversicherungs träger anzuz eigen . Für die 

Zeit des Festste llungsver fahrens fehlt j edoch eine solche 
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Verpflichtung . Insoweit auf die zu me ldenden Umstände vorn 

Ver s icherungsträger hingewiesen wird , soll die Me ldepflicht 

auch für die Zeit de s Pension s feststellungsver fahrens 

gelten . 

Z u  Art . I Z 1 8  lit . a ,  b ,  c und e ( §  4 9  �s .  3 Z 1 ,  2 und 6 

und Abs . 4 ) : 

Die vorge schlagene Neurege lung des § 4 9  Ab s .  3 Z 1 ,  2 ,  

sowie 6 und Ab s .  4 ASVG geht von den Uberlegungen aus , die 

der Verfas sungsgerichtsho f bei der AUfhebung einzelner Worte 

dieser Ge setze sbestimmung (vg l . Erkenntni s de s 

Ver fas sungsgerichtsho fes vorn 2 8 . Juni 1 9 8 4 � G 3 6 , 3 7 / 8 2 - 1 2  

ua . )  angestellt hat . E r  stellte fest , daß !emühungen de s 

Gesetzgebers , die Umgehung von Steuervorschriften durch 

entsprechende Gestaltung der Arbeitsverträge zu verhindern , 

vorn Zweck her nicht unsachlich seien . Gleiches muß auch für 

entsprechende Bemühungen des Gesetzgebers bezüglich der 

Beitragspflicht zur Soz ialversicherung gelten . Der 

Ver fassungsgerichtsho f hat a l lerdings das von § 4 9  Ab s .  3 

Z 2 ASVG ( in seiner bis 1 .  Juni 1 9 8 5  in Ge ltung gestandenen 

Fas sung) verfolgte Prinzip , die Beitrags freiheit von 

Schmutz zulagen aus s chließ lich vorn Vorliegen 

ko l lektivvertraglicher Regelungen abhängig zu machen , a l s  zu 

enges und damit als unsachliches D i f ferenzierungsmerkmal 

bezeichnet , wei l  hiedurch eine erhebliche Anz ahl von 

Arbeitnehmern ausge schlos sen würde . In die sem Zusammenhang 

hat der Ver fas sungsgerichtsho f ausdrücklich auf die 

Bestimmungen des § 6 8  Abs . 2 Satz 2 lit . a bi s  c 

Einkommensteuergesetz 1 9 7 2  verwiesen und die Notwendigkeit 

betont , die dort aufgez ählten Rege lungs instrurnente a l s  

Abgrenzungskriterien zu berücks ichtigen . Aus diesem Tei l  der 

Entsche idung läßt s ich somit entnehmen , daß der 

Ver fas sungsgerichtsho f die Sachgerechtigkeit der 
. �  

Abgrenzungskriterien o ffenbar dann akzeptiert , wenn alle im 
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§ 6 8  Abs .  2 lit . a bi s  c des Einkommensteuergesetzes 1 9 7 2  

enthaltenen Rege lung sinstrumente herangez ogen werden . 

Das So z ia lvers icherungs-Änderungsgesetz 1 9 8 5 , 

BGB 1 .  Nr.  2 0 5 / 1 9 8 5 , s ieht aus diesem Grund entsprechende 

Änderungen des § 4 9  Abs .  3 Z 1 und 2 ASVG mit Wirksamkeit ab 

Beginn des Beitragszeitraumes Juni 1 9 8 5  vor . Diese 

Änderungen bedürfen j edoch in inhaltlicher sowie text licher 

Hins icht einer K larstel lung . So hat insbe sondere die 

Aus legung des § 4 9  Abs .  3 Z 1 ASVG durch den Verwei s  auf die 

Bestimmungen de s § 26 und § 6 8  de s EStG 1 9 7 2  zu Zwe i fe ln 

Anlaß gegeben . 

Die vorliegende Neufassung des § 4 9  Abs .  3 Z 1 ,  2 und 6 

und Abs .  4 ASVG trägt dem oben dargestellten Grundgedanken 

de s Verfas sungsgerichtshofes weiterhin Rechnung . D ies  

a l lerdings nicht durch Verwei sung auf die entsprechenden 

Bestimmungen des Einkommensteuerrechtes - wie die s  im 

Soz ialversicherungs-Änderungsgesetz 1 9 8 5 , 

BGB 1 .  Nr . 2 0 5 / 1 9 8 5 , vorgesehen i st - die terminologisch wie 

systemati s ch überholt s ind , sondern durch entsprechende 

Aufnahme die ser Rege lungs instrumente in den § 4 9  ASVG . 

Für die nunmehr vorgeschlagene Neu fassung s ind darüber 

hinaus fo lgende tlber legungen maß gebend : 

Die Aufeinanderfolge der in § 4 9  Abs .  3 Z 1 ASVG 

aufge z ählten Rege lung s instrumente hält s ich an die in § 6 8  

de s Einkommensteuergesetzes 1 9 7 2  vorgegebene Systematik . 

Eine bei spielswei se Anführung der Normen der 

ko l lektiven Rechtsge staltung in § 4 9  Ab s .  3 Z 1 lit . b 

sche int entbehrlich . Durch den Ausdruck "Normen der 

kol lektiven Rechtsgestaltung " so llen im Sinne de s 

Arbeitsverfas sungsgesetzes , BGB 1 . Nr . 2 2 / 1 9 7 4  nicht nur in 

Kollektivverträgen geregelte Aufwandsentschädigungen erfaßt 

werden , sondern auch derartige Rege lungen in 

Betriebsvereinbarungen , Satzungen , Mindestlohntari fen oder 

genere ll festgesetzten Lehr lingsentschädigungen . 

Das Einkommensteuergesetz begünstigt im § 6 8  Abs .  2 

lit . b nur Kol lektivverträge und Betriebsvereinbarungen , die 
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aufgrund besonderer kol lektivvertraglicher Ermächtigung 

abgeschlos sen worden sind . Betriebsvereinbarungen im S inne 

des § 2 9  ArbVG , dh . Vereinbarungen zwi schen Arbeitgeber und 

Betriebsrat ohne Beiz iehung der Gewerkschaft oder ohne 

Kollektivvertrags-Ermächtigung , wie s ie seinerzeit in § 2 

Abs .  2 des Kollektivvertragsgesetzes enthalten waren , hat 

diese Bestimmung des Einkommensteuergesetzes nicht im Auge 

gehabt . 

Daher ist die in § 6 8  Abs . 2 lit . c EStG 1 9 7 2  

vorgesehene Konstruktion der Betriebsvere inbarung bei Fehlen 

einer kol lektivvertrags fähigen Arbeitgeberkörp�rschaft 

insoweit verständlich , als hier zwar eine 

Betriebsvereinbarung zugelas sen wird , bei der �ine 

kol lektivvertrags fähige Körperschaft der Arbeitnehmer die 

Garantie übernimmt , daß kein Mißbrauch geschieht . 

Wenn nunmehr die neue Konstruktion durch die Worte 

" Normen der kol lektiven Rechtsge staltung" ohnehin 

Betriebsvereinbarungen im Sinne de s § 2 9  ArbVG 1 zuläß t ,  also 

Vereinbarungen , die ohne Garantie der Gewerkschaft 

abgeschlos sen werden können , so erscheint es sinnvo l l , 

Vereinbarungen auch auf Betriebsebene zuzulas sen , die 

Betriebe betre ffen , in denen keine Betriebsräte bestehen und 

die daher keine Betriebsvereinbarungen im Sinne des 

§ 2 9  ArbVG abschließen können . 

Durch die vorgeschlagene Formulierung werden ganz 

allgemein betriebliche Vereinbarungen ermöglicht - nicht nur 

bei Fehlen einer kol lektivvertrags fähigen Körperschaft der 

Arbeitgeber - ,  wenn auf Arbeitnehmerse ite die 

kollektivvertrags fähige Körperschaft Vertragstea l ist . 

Z u  Art . I Z 1 8  1it . d (§  4 9  Abs .  3 Z 2 5  und 2 6 ) : 

In vielen Branchen kommen den Dienstnehmer+ 
Vergünstigungen zugute , die sich aus dem j eweiltgen 

Geschä ftsbereich ergeben . Zum Tei l  be steht beretts 
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Beitrags fre iheit für bestimmte Produkte und Lei s tungen , wie 

den Haustrunk im Brauereigewerbe (§ 4 9  Abs . 3 Z 1 4  ASVG) , 

den Freitabak ( §  4 9  Abs .  3 Z 1 5  ASVG ) , die Fre imilch ( §  4 9 · 

Abs .  3 Z 1 3  ASVG) oder die Be förderung bei 

Beförderungsunternehmungen (§ 49 Abs .  3 Z 20 ASVG) , wobei 

diese Leistungen des Unternehmens zur Gänze unentgeltlich 

erbracht werden . In anderen Branchen erhalten die 

Dienstnehmer verbill igte Leistungen zum Einkaufs- oder 

Selbstkostenpre i s . . 

Nach der herrschenden Praxis haben hingegen die 

Dienstnehmer von Versicherungsunternehmungen für gewährte 

Nachlässe be i Versicherungsprämien 

Soz ialversicherungsbeiträge zu z ahlen . Dies ent spricht zwar 

der ge ltenden Rechtslage (vgl . insbesondere Bescheid des 

Landeshauptmannes von Steiermark vom 1 5 . März 1 9 8 4 , 

Z l . 5 - 2 2 6  VI 9 / 9 - 1 9 8 3  sowie Rundbriefe des Hauptverbandes 

vom 3 .  Oktober 1 9 8 4  und vom 2 4 . Oktober 1 9 8 4 , 

Z l .  3 2 - 5 3 . 1 1 / 8 4  U / Rm) , wird j edoch von den betrof fenen 

Dienstnehmern und Dienstgebern a l s  unbe friedigend erachtet . 

Der Verband der Versicherungsunternehmungen hat daher 

angeregt , die an Dienstnehmer von 

Vers icherungsunternehmungen gewährten Prämiennachlässe in 

den Katalog des § 4 9  Abs .  3 ASVG aufzunehmen . Begründet wird 

diese Anregung im wesentlichen wie folgt : Diese Nachlässe 

bei Versicherungsprämien ergeben s ich durch ersparte 

Verwaltungskosten . Bei den Versicherungsverträgen mit den 

eigenen Dienstnehmern der Versicherungsgese llschaft fällt 

keine Provi s ion an , ent fa l len die Porto- und Mahnkosten , und 

es gibt auch Ersparni s se beim I nkas so der 

Versicherungsprämien . Diese genannten Kosten s ind gewöhnlich 

in den prämien einkalkuliert . Die Prämiennachläs se aufgrund 

der Ersparnis von Verwaltungskosten genießen nicht nur die 

Dienstnehmer einer Versicherungsunternehmung , sondern auch 

andere Vers icherungsnehmer aufgrund von Einzelvereinbarungen 

oder feststehenden Tari fen ( zB verbill igte Gruppentari fe , 

Flottenrabatte , Schalterpolizze) . 
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Weiters hat der genannte Verband auch auf die 

herrschende Praxis der steuerrechtlichen Behandlung von 

Prämiennachläs sen hingewiesen . Diese Praxis geht in die 

Richtung , Angeste l ltenrabatte nicht der Einkommensteuer zu 

unterz iehen , soweit der Preisvortei l  nicht j enen Vorteil 

übersteigt , den der Arbeitgeber auch anderen Personen , 

insbesondere Groß - und Dauerkunden gewährt . 

Die Gewerkschaft der Privatangeste llten - Sektion 

Versicherung , hat als  zuständige Interes senvertretung der 

Dienstnehmer einer diesbezüglichen Gesetzesän�erung 

grundsätzlich zugestimmt . 

Die Beitrags fre iheit der in Rede stehend�n 

Prämiennachlässe soll in der neu geschaffenen Z 2 5  des § 4 9  

Ahs .  3 ASVG verankert werden , wobei versucht wurde , die im 

Bereich des Steuerrechts entwicke lten Grundsätze zu 

übernehmen . 

Unter Kündigungsentschädigung verstehen Lehre und 

Rechtsprechung den Anspruch des Dienstnehmers auf das 

Entgelt für den Zeitraum , der bis zur Beendig�ng des 

Dienstverhältni sses durch Ablauf der Vertragszeit oder durch 

ordnungsgemäße Kündigung hätte verstreichen mUs sen , wenn der 

Dienstgeber den Dienstnehmer im Sinne der §§ 29 Abs .  1 AngG 

bzw . 1 1 6 2 . b  ABGB vorzeitig entläßt oder wenn ihn ein 
; . 

Verschulden an dem vorzeitigen Austritt des Dienstnehmers 

trifft . 

In der arbeitsrechtlichen Judikatur werdeh die 

AnsprUche des Dienstnehmers nach § 29 Abs .  1 AngG bzw . 

1 1 6 2 b ABGB als  Schadenersatzansprüche und nicht als 

Ansprüche auf Entge lt angesehen . Diese Rechtslage soll nun 

auch in der Sozialversicherung Geltung haben . burch die 

ausdrückliche Aufnahme der Kündigungsentschädi9ung bzw .  des 

Insolvenz-Ausfallge ldes in den Katalog der nicht zum Entgelt 

im Sinne des § 4 9  Abs .  1 . gehörigen Einkommensb�standteile 

wird zunächst bewirkt , daß § 11  Abs . 1 letzter Satz ASVG 

keine Anwendung mehr findet . Dies bedeutet in weiterer 

Folge , daß der Anspruch auf Alterspension bzw . ( der Anspruch 
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auf Krankengeld von einer Kündigungsentschädigung unberührt 

bleibt . 

S chon aufgrund des § 1 1  Abs . 1 letz ter Satz des 

Insolvenz -Entgeltsicherungsgesetze s  ergibt sich , daß durch 

den Ubergang �er Ansprüche auf den Fonds keine Änderung des 

Rechtsgrundes der Forderung eintritt . Der Klammerausdruck 

dient daher lediglich der K larsteIlung . 

Zu Art . I Z 1 9  ( §  5 1  Abs . 1 ) : 

Für die gemäß § 4 Abs . 1 Z 8 ASVG vollversicherten 

Rehabilitanden ist derzeit kein Beitragssatz vorgesehen . 

§ 5 1  Abs . 1 ASVG bedarf daher e iner Ergänzung . Die 

vorgeschlagene Änderung entspricht der bereits bestehenden 

Praxis und dient somit nur der K larsteIlung . 

Z u  Art .  I Z 2 2  ( §  5 8  Abs .  1 , 2 und 3 ) : 

Der Vorschlag auf Änderung des § 5 8  Abs .  1 ASVG s ieht 

eine eigene Fälligkeitsregelung in den Fäl len der 

Vorschreibung von Beiträgen vor . Da in den Fällen der 

Vorschreibung von Beiträgen dem Beitrag s schuldner die zur 

Beitragsentrichtung notwendigen Angaben viel fach erst nach 

dem Fäll igkeitszeitpunkt bekanntgegeben werden , muß - um 

unbi llige Härten zu vermeiden - eine eigene 

Fälligkeitsregelung für die Vorschreibungs fä lle getro ffen 

werden . 

Es  ist ein generel ler Grundsatz des Beitragsrechts der 

Soz ialversicherung , daß der Beitragsschu ldner die Beiträge 

" auf seine Ge fahr und Kosten" einzuzahlen hat . Dieser 

Grundsatz soll im Z uge der vorgeschlagenen Änderung des § 5 8  

Abs .  3 ASVG durch die E inbez iehung in Abs .  2 leg cit stärker 

betont werden . Es handelt sich hiebei nicht um eine 

inhaltliche Änderung , sondern um das Bemühen nach ' einer 

eindeutigen , j eden Zwe i fe l  aus schließenden Formulierung . 
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Seit Jahren werden die Beiträge , für die die 

a l lgemeinen Beitragsgrundlagen nach Lohnstu fen e rmittelt 

werden , vom K rankenversicherungsträger zur Einzahlung durch 

den Beitrags schuldner vorgeschrieben . 

Auch die j enigen Krankenversicherungsträge r , die das 

Lohnstufenschema nicht mehr verwenden , schreiben die 

Beiträge in den Fällen vor , in denen der Beitrag s schuldner 

mangel s  eines qua l i f i z ierten Lohnbüros z ur 

Beitragsabrechnung nach dem Lohnsummenver fahren nicht in der 

Lage i s t . 

Das Vor schreiben von Beiträgen i s t  s owohl in den 

Satzungen der Krankenversicherungsträger als auch in der 

Mus tersatzung vorgesehen , entbehrt aber der�eit e iner 

gesetz lichen Grundlage , die hiemit gescha ffen werden soll 

(§  58  Abs .  1 und 3 ASVG) . 

Die vorge schlagene Änderung soll an der seit 

Jahrzehnten bewährten Praxis der Beitragsvorschreibung 

nichts ändern . Der gegenständliche Vorschlag , der auf eine 

Anregung des Hauptverbande s zurückgeht , wurde durch die 

Bedenken ausge löst , die das Bundesmini sterium für so z iale 

Verwaltung in seinem Erlaß vom 1 0 . Oktober 1 9 8 4 , 

Z l . 2 6 . 6 5 0 / 1 - 3 / 8 4 , geäuß ert hat (vg 1 . auch SoS i , Nr . 9 / 1 9 8 4 , 

S .  3 7 2 ) . 

Zu Art . I Z 2 3  ( § 5 9  Ab s .  3 ) : 

Die Z ahlungs frist von 1 1  Tagen kann in Fäl len , in denen 

die Beiträge vorge schrieben werden , nicht ab dem 

Fälligkeit s z eitpunkt zu laufen beginnen , da in der P raxi s  

die Vorschreibung dem Beitragss chuldner mei stens nicht 

einmal innerha lb der Frist zugestellt wird . 

Dieses Problem wurde bisher so ge lö st , :daß die 

Satzungen der Krankenversicherungsträger di�
.

I Jj enigen 

Beitragsschuldner , denen die Beiträge vorge�hrieben wurden , 

a l s  Gruppen von Beitrags schuldnern im Sinne oes § 5 9  

Ab s .  3 ASVG deklariert haben . 
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Die Ermächtigung des § 5 9  Abs .  3 ASVG i s t  aber 

vol lkommen unbestimmt und inso fern ver fassungsrechtlich 

bedenklich . Der Novel lierungsvorschlag s ieht folgende Lö sung 

vor : 

- Für die j enigen Beitrag s schuldner , für die die 

Beiträge vorn Krankenversicherungsträger 

vorgeschrieben werden - die Mögl ichkeit soll s ich j a  

nach dem Änderungsvorschlag z u  § 5 8  Abs .  3 ASVG 

unmitte lbar aus dem Gesetz ergeben - , regelt das 

Gesetz selbst einen vorn Fälligkeitszeitpunkt 

abweichenden Beginn des Fri stenlaufes . 

- Die Ermächtigung des Krankenver s icherungsträgers zur 

abweichenden Regelung des Beginne s des Fristenlaufes 

in der Satzung bleibt zwar darüber hinaus bestehen , 

wird aber dadurch bestimmt , daß die abweichende 

Regelung aus Gründen der Verwaltungsvere infachung 

erforderlich sein muß . 

Z u  Art . I Z 2 4  ( §  6 7  Abs .  4 bis 1 1 ) : 

Der Nove l lierung svorschlag verfolgt zwei Z ie le . Er soll 

- einerseits der j üngsten Judikatur de s 

Verwa ltung sgerichtsho fes Rechnung tragen und 

- anderer seits die Haftungsrege lungen des ASVG an die der 

Bundesabgabenordnung anpas sen . 

Der Verwaltungsgerichtshof vertritt in seiner 

Rechtsprechung zu § 6 7  Abs .  4 ASVG in j üngster Zeit die 

Au ffas sung , (vgl . insbesondere Erkenntni s vorn 3 0 . 1 1 . 1 9 8 3 , 

Z l . 8 2 / 0 8 / 0 0 2 1 )  , daß unter dem " Betriebsnachfo lger " j ene 

Person zu verstehen ist , die den Betrieb oder einen 

organi satori sch selbständigen Te ilbetrieb aufgrund eines 

Veräußerungsgeschäftes mit dem Betriebsvorgänger erworben 

hat . 

Er stütz t  sich bei dieser Interpretation ausdrückl ich 

auf § 1 4  BAD , den er als " parallele Vorschri ft " bezeichnet . 
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Der Novel lierungsvorschlag trägt dieser Ans icht des 

Verwaltungsgerichtsho fe s  Rechnung , indern bei �er Neufas sung 

des Abs . 4 eine Anpas sung an die Terminologie des § 1 4  BAO 

erfolgt und mit dem neuen Abs .  5 eine dem § 1 J  Abs .  2 BAO 

gleichartige Regelung vorge sehen i st .  

In Abs .  4 wird außerdem ausdrücklich auf die Haftung 

des Erwerbers nach § 2 5  HGB hingewiesen . 

Der neue Abs .  6 soll die mißbräuchliche Umgehung der 

Erwerberhaftung nach Abs .  4 verhindern . Das Naheverhä ltnis 

der in Abs .  6 aufgez ählten Personen zum Betri�bsvorgänger 

erleichtert nämlich den Abschluß von Rechtsge�chä ften , die 

die Erwerberhaftung nach Abs .  4 nicht eintret1n lassen , 

anste lle von Veräußerungsgeschä ften ( zB Pacht) i . In manchen 

Fällen könnten derartige Rechtsgeschäfte auch nur zum Schein 

abgeschlos sen werden , um ein tatsächlich vorliegendes 

Veräußerungsgeschäft zu verdecken . 

Die in Abs .  6 aufgezählten Personen sol len aber die 

Möglichkeit haben , s ich durch den Nachweis , daß s ie die 

Beitragsschulden nicht kannten bzw . trotz ihrer Stellung im 

Betrieb des Vorgängers nicht kennen konnten , von der Ha ftung 

zu be freien . 

Die Angehörigen , die von der Bestimmung des Abs . 6 

erfaßt werden sollen , werden in Abs .  7 aufgezählt . Der in 

den Z 1 bi s 4 aufgez ählte Personenkreis i st vom 

Angehörigenbegri f f  der Bunde sabgabenordnung ( §  2 5  BAO) 

erfaßt . 

Abs . 8 de finiert die wesentliche Beteiligpng an einern 

Betrieb im Sinne des Abs .  6 .  Die De finition is� derj enigen 

de s § 1 6  BAO nachgebi ldet . Bei der Beurtei lung eine s 

Betriebsanteiles ist der wahre wirtscha ftliche Gehalt und 

nicht die äußere Erscheinungs form des Sachverh�ltes 

maßgebend (Muster für diese Regelung i st § 2 1  �s .  1 BAO) , 

wobei die s inngemäße Anwendung der §§ 2 2  bis 2 BAO 

vorgesehen ist . 

Abs .  9 sieht in Analogie zu § 1 6  BAO eine Haftung 

bestimmter (dem Betriebsinhaber nahestehender)  Eigentümer 

- 2 3  -

165/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 85 von 179

www.parlament.gv.at



von Wirtschaftsgütern , die dem Betrieb dienen , vor . Der 

betro f fene Personenkreis ist der gleiche wie im Abs .  6 .  

Abs . 1 0  normiert eine Ha ftung von Vertretern 

j uristi scher Personen und gesetz lichen Vertretern 

natürlicher Personen bei schuldhafter Pflichtverletzung ; 

Abs . 1 1 schränkt diesen Haftungstatbestand für Notare , 

Rechtsanwälte und Wirtscha ftstreuhänder ein (die Haftung 

besteht nur bei einer im Disz iplinarver fahren festgestel lten 

Verletzung der Berufspflichten ) .  Das Mode ll für die Abs . 1 0  

und 1 1  bi ldet § 9 BAO . 

Z u  Art . I Z 2 5  ( §  6 9 ) : 

Der Hauptverband hat in �er Vergangenheit bereits 

mehr fach Vorschläge zur Nove llierung des § 6 9  ASVG 

erstattet . Um eine breitere Diskus s ion zu ermögl ichen , wird 

nunmehr der j üngste Vorschlag in den Entwurf aufgenommen . 

Zur Begründung der Neufas sung , die vorn Bunde smini sterium für 

soz iale Verwaltung wörtlich übernommen worden ist , führt der 

Hauptverband im wesent lichen folgende s aus : 

§ 6 9  ASVG in der geltenden Fas sung s ieht in seinem 

ersten Satz bezüglich des Rechtes auf Rück forderung 

ungebührlich entrichteter Beiträge eine Aus schluß frist von 

zwei Jahren , gerechnet ab der Z ahlung , vor . Der zweite Satz 

enthält eine Sonderregelung für j ene Fälle , in denen die 

Ungebührlichkeit der Entrichtung der Beiträge durch den 

Versicherungsträger anerkannt oder im Verwa ltungsver fahren 

fe stgeste l lt worden i st ;  in diesen Fällen können die 

Beiträge innerhalb von zwei Jahren nach dem Erkenntnis bzw .  

nach dem Eintritt der Rechtskraft der Feststel lung im 

Verwaltungsver fahren zurückge fordert werden . Der 

Verwa ltungsgerichtshof hat dahingehend entschieden , daß die 

ungebührlich entrichteten Beiträge innerhalb von zwei Jahren 

nach einern solchen Anerkenntnis bzw . nach einer solchen 

Festste l lung im Verwaltungsver fahren auch zurückgefordert 
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werden können , wenn die Z ahlung mehr als  zwei Jahre 

zurückliegt ( Erkenntnis vom 1 2 . Juni 1 9 6 3 , Z l .  1 7 7 3  und 

1 7 7 4 / 6 2 , Erkenntni s vom 1 6 . Juni 1 9 7 1 , Z l .  1 3 8 / 7 1 ) . Diese 

Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entspricht zwar dem 

Wortlaut des § 6 9  ASVG , erscheint aber inso fern 

unbe friedigend , wei l  auf diese Weise ein 

Rückforderungsrecht , welches bereits infolge Ablaufes der 

zwe i j ährigen Aus s ch luß frist erloschen ist , unter Umständen 

neuerlich wiederaufleben kann , wobei s ich dann das 

Rückforderungsrecht ohne j ede z e itliche Begrenzung auf 

sämtliche in der Vergangenheit ungebührlich e4trichteten 

Beiträge erstreckt . 

Im Erkenntni s  vom 5 .  März 1 9 8 2 , Z l .  8 1 / 0 8 / 0 0 0 9 , hat der 

Verwaltungsgerichtsho f die Rechtsmeinung ausgesprochen , daß 

die Rückforderbarkeit von Sozialversicherungsbeiträgen nur 

für j ene Beitragszeiträume ausgeschlossen sei , in denen 

tatsächlich Leistungen erbracht wurden . Der 

Verwaltungsgerichtsho f ist bei der erwähnten Entsche idung 

davon ausgegangen , daß bei der Rückz ahlung ungebührlich 

entrichteter Beiträge und der Prüfung der Frage des 

Le istungsbezuges von den einzelnen Beitragszeiträumen 

aus zugehen ist . Eine solche Aus legung widerspricht allen 

versicherungsrechtlichen Grundsätzen , da berüc�sichtigt 

werden muß , daß die Versicherungsträger für den gesamten 

Z eitraum das Versicherungsrisiko getragen haben . 

Durch die vorgeschlagene Neufas sung des § 6 9  ASVG soll 

eine entsprechende KlarsteIlung herbeigeführt und versucht 

werden , die Hauptprobleme bei der Anwendung des § 6 9  ASVG zu 

beseitigen . 

Um die vom Gesetzgeber schon in der Stammfas sung des 

§ 6 9  ASVG verfolgte Absicht zu verwirklichen , �rscheint es 

zweckmäßig , statt einer Aus schluß frist eine Verj ährungs frist 

vorzusehen , die j edenfalls ab dem Zeitpunkt de Z ahlung zu 

rechnen i st . Es  soll aber eine Hemmung der Ver ährung 

eintreten , wenn innerhalb der Ver j ährungsfrist ein Verfahren 

einge leitet worden i st ,  das darauf hinz ielt , d e 
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Ungebühr lichkeit der Beitragsentrichtung festzuste l len ; 

gehemmt soll die Verj ährung nach dem vorliegenden Vorschlag 

bi s zu  einem Anerkenntnis durch den Versicherungsträger bzw . 

bis zum Eintritt der Rechtskraft einer Entsche idung im 

Verwaltungsver fahren sein . Außerdem soll klargeste l lt 

werden , daß im Fal le einer Lei stungserbringung das 

Rückforderungsrecht j edenfa l l s  für den gesamten in Betracht 

kommenden Zeitraum ausgeschlo s sen ist , also nicht nur für 

j ene Beitragszeiträume , in denen gerade eine Leistung 

erbracht worden ist . 

Mit der vorge schlagenen Neufassung des § 6 9  ASVG sollen 

aber zugleich auch Härten vermieden werden , die sonst unter 

Umständen , wenn das Rückforderungsrecht zu sehr 

eingeschränkt wird , eintreten könnten . Hiebei wird 

einerseits an j ene Fäl le gedacht , in denen die 

Pflichtversicherung an sich gesetz lich begründet war , j edoch 

bei einem anderen Versicherungsträger als  j enem , an den die 

Beiträge gezahlt wurden , andererseits auch an solche Fälle , 

in denen die Pflichtversicherung an sich ordnungsgemäß 

durchgeführt wurde , j edoch unter Anwendung e iner zu hohen 

Beitragsgrundlage oder eines zu hohen Beitrags satzes .  Für 

die erwähnten Fälle enthalten die Ahs .  3 und 4 der 

vorgeschlagenen Neufas sung des § 6 9  ASVG spez ie l le 

Rege lungen , durch welche ungerechtfertigte Härten vermieden 

werden . 

Es  bedarf schließ lich einer Vorkehrung , um die 

rechtlichen Interes sen der Unfall- und 

Pensionsvers icherungsträger sowie des Bundes als Träger der 

Arbeitslosenversicherung zu wahren . Deshalb soll der zur 

Entscheidung über einen Rückforderungsantrag zuständige 

Vers icherungsträger - dies ist in der Regel der 

Krankenversicherungsträger - dazu verhalten sein , vor der 

Entscheidung bei den zus.tändigen Trägern der Unfall- und 

Pensionsversicherung sowie beim zuständigen Landesarbeitsamt 

anzufragen , ob im Hinb lick auf erbrachte oder zu erbringende 

Leistungen aus der Unfall- , Pensions- oder 
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Arbeitslosenversicherung ein Einwand gegen die 

Rückerstattung der ungebührlich entrichteten �n fall- , 

Pens ions- oder Arbeitslosenversicherungsbeitr�ge besteht . 

Auch in anderer Hinsicht soll die ge setz �iche Regelung 

mehr , als es  bi sher der Fall i s t ,  darauf Bedadht nehmen , daß 

es - spe z ie l l  bei der Prüfung , ob Leistungen aus der 

vermeintlichen Versicherung erbracht wurden - nicht nur auf 

die tatsächlich erbrachten Leistungen ankommen soll , sondern 

auch darauf ,  inwieweit die zu Unrecht erbrachten Beiträge 

Einfluß auf künftige Leistungen haben können , was 

insbesondere im Bereich der Pensionsversicheruhg nicht 

selten vorkommt . Deshalb soll das Rückforderungsrecht auch 

dann ausgeschlossen sein , wenn s ich die Beiträge auf den 

Bestand oder das Ausmaß eines späteren Leistungsanspruches 

ausgewirkt haben , es  sei denn , der zur Leistungserbringung 

zuständige Versicherungsträger hätte die Möglichkeit , im 

Wege einer Wiederau fnahme des Ver fahrens neuerlich über den 

Leistungsanspruch zu entsche iden . 

Zu Art . I Z 2 7  und Art . I I  Z 3 ( §§  7 6 Ahs . 1 und 4 und 1 2 4  

Ahs .  1 ) : 

E inige Gebietskrankenkas sen haben die Erfahrung 

gemacht , daß eine Reihe von Personen lediglich deshalb an 

den im § 1 6  Abs . 2 ASVG bezeichneten Lehranstalten 

inskribieren , um in den Genuß der 

Studentenselbstversicherung in der Krankenversicherung zu 

kommen . Dies gilt vor allem für selbständige oder 

freiberuflich Erwerbstätige , die keiner gesetz lichen 

Krankenversicherung unterliegen . In etlichen Fällen wird 

nach ordnungsgemäßer Beendigung des ersten Stu�iums ein 

weiteres begonnen , um di.e Versicherung gemäß § !1 6 

Ahs . 2 ASVG aufrecht zu erhalten . 1 
Die ermäß igte Beitragsgrundlage gemäß Ahs . ! 1 Z 2 soll 

deshalb über Anregung des Hauptverbandes künftib nur mehr 
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solchen Personen z ugute kommen , die s ich durch ihr Studium 

auf ihr künftiges Berufs leben vorbereiten . Die sem Z ie l  soll 

die Einführung einer Altersgrenze , die Berücks ichtigung 

eines absolvierten Studiums und die Berücks ichtigung eine s 

Einkommens - abgesehen von Studienbeihi l fen nach dem 

Studienförderungsgesetz - dienen . 

Es erscheint s innvoll , die Definitionen des 

Studienförderungsgesetzes auch in diesem Zusammenhang zu 

verwenden .  Die Bestimmungen des Studienförderungsgesetzes 

über das abgeschlossene Hochschulstudium und das Einkommen 

dienen nämlich ebenfalls  dem Z ie l , Studenten bei der 

Vorbereitung auf ihr künftiges Berufsleben zu unterstützen , 

mißbräuchl iche Inanspruchnahme von Begünstigungen j edoch zu 

unterbinden . 

Zu Art . I Z 2 8  ( §  8 0  Abs . 1 ) : 

Als eine der finanz iel len Maßnahmen der Pensionsre form 

wurde festge legt , daß die außerordentlichen Zuschüs se der 

Versicherungsträger a ls Dienstgeber zur Rückstel lung für 

Pensions zwecke au f Dauer wegfallen sol lten , nachdem s ie für 

das Jahr 1 9 8 3  und 1 9 8 4  j ährlich s istiert worden waren . 

Dieser Wegfall wäre in den Weisungen für die Rechnungs legung 

und Rechnungs führung der Soz ialversicherungsträger 

festgesetzt worden . Da sich die Versicherungsträger bei der 

Erste llung des Ergänzungsentwurfes der Wei sungen vehement 

gegen die endgültige Eliminierung des außerordentlichen 

Zuschus ses der Dienstgeber zur Rückstellung für 

Pens ionszwecke ausgesprochen hatten und der Hauptverband 

vorschlug , die auß erordentliche Zuführung zwar nicht 

aufzuheben , sondern sie nur bei der Ermittlung des 

Bundesbeitrages außer Ansatz zu las sen , wurde in die 

Ergänzung der Wei sungen für die Rechnungs legung und 

Rechnungs führung der Soz ialvers icherungsträger die se 

Vorgangswei se aufgenommen . 
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Da in den Vorschri ften für die Ermittl�ng d�s 

Bundesbeitrage s nach dem ASVG , GSVG und BSVG j ewei l s  taxativ 

aufge z ählt ist , we lche Aufwendungen und Ertuäge bei der 

Berechnung nicht zu berücksichtigen s ind , i st es notwendig , 

die in den We isungen für die Rechnungs legung und 

Rechnungs führung der Soz ialversicherungsträger au fgenommene 

Vorgangsweise auch ge setzlich zu rege ln .  

Z u  Art . I Z 2 9  ( § 8 4  Ab s .  2 Z 2 ) : 

Im Zuge der Umwandlung der gebundenen Rücklage in eine 

Liquiditätsreserve im Jahre 1 9 7 6  bei a l len 

Pens ionsversicherungsträgern bzw . aufgrund der hohen 

Mehrerträge der Pensionsversicherungsanstalt der 

Angeste l lten Ende der s iebz iger Jahre ohne Inanspruchnahme 

eines Bundesbeitrages , wurden aufgrund der Bestimmung , daß 

bis zu 5 vH des im Rechnungsabschluß nachgewi esenen 

Gebarungsüberschusses ohne Höchstbegrenzung dem 

Unterstützungs fonds zuge führt werden können , beträchtliche 

Mittel den Unterstütz ungs fonds zuge führt . Der Stand der 

Unterstützungs fonds lag damit weit über der nach § 8 4  

Abs . 3 ASVG statuierten Höchstgrenze von 2 v1 der Erträge 

von Versicherungsbeiträgen . Da das Ausmaß der Au fwendungen 

aus dem Unterstützungs fonds vor allem von der Gesamtz ahl der 

betreuten Personen , ds . Versicherte und Pensionisten , 

abhängig ist , spielt auch bei der Dotierung der 

Unterstützungs fonds die Belastungsquote (di . das Verhältnis 

von Pens ioni sten zu aktiv Versicherten ) eine gewis se Rol le .  

Dadurch ist bei den Pensionsversicherungsträge rn ,  die 

au fgrund der Regelung nach § 84 Abs . 2 Z 2 lit .  a ASVG keine 

so große Aufstockung der Fondsmittel vornehmen konnten , der 

Wunsch laut geworden , die Dotierungsmöglichkeit zu 

verbe s sern . 

Grundsätz lich geht der nunmehrige Vorschlag davon aus , 

daß nicht so sehr die Höhe des Standes des 
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Unterstützungs fonds maßgebend i st , sondern eine j ährlich

ausreichende Dotierung unter Berücksichtigung der 

Belastungsquote vorgenommen werden sol l , wobei durch die 

Festsetzung einer Höchstgrenz e  im Ausmaß vom Doppe lten einer 

normalen Dotierung eine gewi s se Reserve geschaf fen wird . Die 

neue Regelung wird dazu führen ,  daß unnötig hohe Stände der 

Unterstützung s fonds abgebaut werden und daß die Liquidität 

der Träger verbes sert wird , andererseits die für j eden 

Träger im erforderlichen Ausmaß notwendige Dotierung de s 

Unterstützungs fonds j ährlich gegeben ist . 

Die folgenden Ubersichten zeigen , daß die 

Pen s ionsvers icherungsanstalt der Arbe iter und die 

Pens ionsversicherungsanstalt der Angeste llten in den letzten 

Jahren aus schlie ß l ich Uberwei sungen an den 

Unterstützungs fonds in der Höhe von 5 vH der Mehrerträge 

vorgenommen haben , da in beiden Fäl len der Stand des 

Unterstützungs fonds sogar mehr als 5 vT der 

Beitragseinnahmen betrug . 

Beitrags- Stand des in % 0  der Aufwendungen in %0 der 

einnahmen U-Fonds Beitrags - des U-Fonds Beitrags-

in Mio . S  in Mio . S  e innahmen in Mio . S  einnahmen 

PVA der Arbeiter : 

1 9 8 0  2 8 . 7 3 5 , 2  2 20 , 8  7 , 7  2 7 , 3  1 , 0 

1 9 8 1  3 0 . 2 8 0 , 0 2 0 3 , 1  6 , 7 3 0 , 1  1 , 0 

1 9 8 2  3 0 . 8 0 9 , 7  1 8 2 , 5  5 , 9 3 4 , 0  1 , 1  

1 9 8 3  3 1 . 3 3 1 , 2  1 6 7 , 2  5 , 3 2 9 , 8  1 , 0  
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VA d . ö . Eisenbahnen : 

1 9 8 0  5 5 1 , 8  0 , 3 0 , 6 0 , 4  

1 9 8 1  6 3 9 , 3  0 , 4  0 , 7  0 , 4  

1 9 8 2  6 7 6 , 4  0 , 6 0 , 8 0 , 4 

1 9 8 3  7 2 0 , 4  0 , 8  1 , 1  0 , 3  

PVA der Angestellten : 

1 9 8 0  3 0 . 5 5 3 , 4  2 8 3 , 8  9 , 3  j 3 , 7  

1 9 8 1  3 3 . 0 9 9 , 1  2 5 8 , 4  7 , 8  3 8 , 4  

1 9 8 2  3 5 . 0 1 0 , 8  2 2 6 , 0  6 , 5 4 1 , 7  

1 9 8 3  3 6 . 4 2 8 , 3  1 9 8 , 6  5 , 5  j 7 , 9  

VA d . ö . Bergbaues :  

1 9 8 0 6 8 9 , 1  5 , 0  7 , 2  1 , 9  

1 9 8 1  7 1 5 , 6  3 , 7  5 , 2  1 , 9  

1 9 8 2  7 3 0 , 6  3 , 9  5 , 3  2 , 0 

1 9 8 3  7 3 4 , 8  4 , 0  5 , 5  2 , 1  

Am Beispiel der Versicherungsanstalt des 

ö sterreichischen Bergbaues wird deutlich , daß die 

Bestimmungen über die Dotierung des Unterstützungs fonds im 

ASVG ( ebenso im GSVG und BSVG) auf eine neue Basis gestellt 

werden sol l . Da bei der Versicherungsanstalt des 

österreichi s chen Bergbaues eine hohe Anzahl von Pensionisten 

einer nur geringen Anzahl von Versicherten gegenübersteht , 

sind die Aufwendungen des Unterstützungs fonds - geme ssen an 

den Beitragseinnahmen - überproportional hoch , $ie würden 

mit fast 3 vT der Beitragseinnahmen sogar das HCßchstausmaß 

des Standes des Unterstützungs fonds überschreit�n . In 

Anbetracht dieser ungünstigen Relation zwischen Versicherten 

und Pensionisten war es notwendig ,  im Rahmen einer 

Ubergangs lö sung (Art . VI I I  der 3 7 . Novel le zum ASVG , 
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BGB l . Nr . 5 8 8 / 1 9 8 1 )  bei der Versicherungsanstalt des 

österreichi schen Bergbaues den Unterstützungs fonds 

aufzustocken . Diese Sonderregelung kann j edoch weder 

verlängert werden , noch in anderen Bereichen Anwendung 

finden . Durch die nunmehr vorgeschlagene Rege lung soll in 

allen Bereichen der Pens ionsversicherung eine einheitliche 

Lösung getro ffen werden , die bei j edem einzelnen 

Pensionsvers icherungsträger auf das j ewei lige z ahlenmäß ige 

Verhältnis von Pensioni sten zu Versicherten Bedacht nimmt . 

Dies ergibt für die Pens ionsversicherungsträger nach dem 

ASVG folgende Promil le-Sätze gemes sen an den 

Beitragseinnahmen sowohl für die Dotierung ( §  8 4  Ahs .  2 Z 3 

lit . b ASVG) als  auch für die Obergrenze des Standes ( §  8 4  

Ahs .  3 ASVG) des Unterstützung s fonds . 

PVA der Arbeiter 

VA d . ö . Ei senbahnen 

PVA der Angeste llten 

VA d . ö . Bergbaues 

Zuführung 

1 , 1  

1 , 1  

1 , 0  

3 , 0 

Stand 

2 , 2  

2 , 2  

2 , 0  

6 , 0 

Da der Stand des Unterstützungs fonds nicht 

unnötigerweise über den Bedarf an Aufwendungen hinaus erhöht 

werden so l l ,  hätte eine Dotierung nach § 8 4  Ahs .  2 Z 2 

lit . a ASVG in Hinkunft zur Gänze zu unterb leiben . Da j edoch 

einige Pens ionsversicherungsträger dadurch in den nächsten 

Jahren keine Möglichkeit hätten , an ihren . 

Unterstützungs fonds Zuführungen zu überweisen , sollen 

übergang sweise noch Zuführungen gemäß Ahs . 2 Z 2 lit . a 

möglich sein - solange , bis auch ihr Stand des 

Unterstützungs fonds die j ewei l ige Obergrenze nach § 8 4  

Ahs .  3 ASVG in der Fassung des Novellierungsvorschlages 

erreicht haben wird (vg l .  Art . VI Ahs .  5 ) . 
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Zu Art . I Z 3 0  ( §  8 6  Abs .  3 ) : 

Gemäß § 8 6  Abs .  3 ASVG fallen Hinterb liebenenpensionen 

aus der Pens ionsversicherung , mit Ausnahme solcher nach 

einem Pensionsemp fänger , mit dem Eintritt des 

Versicherung s fa l les  an , wenn der Antrag binnen sechs Monaten 

nach Eintritt des Versicherungs falles ge stellt wird ; diese 

Antrags fri st beginnt bei Wai senpensionsberechtigten , die 

erst nach dem Eintritt de s Versicherungs falles geboren 

werden , mit dem Tag der Geburt . 

Die Verbindungsstelle der Bunde sländer �at in die sem 

Zusammenhang eine Änderung der z itierten Ges�tzesste lle im 

Interesse der wai senpens ionsberechtigten Minderj ährigen in 

j enen Fällen angeregt , in denen die Vaterscha ft des 

Verstorbenen erst durch ein gerichtl iche s Ver fahren 

festge ste l lt werden muß te . 

Diese Ergänzung scheint aus den Er fahrungen der Praxis 

heraus notwendig , da es  immer häufiger vorkommt , daß bei 

unehe lich geborenen Kindern seitens der 

Bez irksverwaltungsbehörde als Amtsvormund , infolge Tode s des 

vermutlichen Vaters vor Abgabe eines 

Vaterscha ftsanerkenntni sses , gegen den Nachlaß de s 

verstorbenen vermutlichen Vaters ein Prozeß auf Festste l lung 

der Vaterschaft ge führt werden muß . Dabei ist im 

Durchschnitt mit einer Prozeßdauer von einem Jahr und mehr 

zu rechnen . Daraus folgt aber wieder , daß die im § 8 6  Abs . 3 

ASVG vorgesehene Antrags frist von sechs Monaten nach 

Eintritt des Versicherungs falles - Tod des Vers icherten -

o ft sehr wesent lich überschritten wird . Dies aber hat wieder 

zur Fo lge , daß das Kind Wai senpens ionsansprüche verliert . 

Die Stel lung eines Pensionsantrages durch den Vertreter 

des Kindes vor erfolgter rechtskrä ftiger 

Vaterschafts feststellung ist aber nicht möglich . 

Diese Rechtsansicht steht auch im Einklang mit einem 

Erkenntni s des Oberlandesgerichte s Wien vom 

1 4 . Oktober 1 9 8 0 , Z l .  3 1  R 2 1 7 / 8 0 : 
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" Der Wortlaut des § 8 6  Abs .  3 ASVG läßt einen früheren 

Leistungsbeginn auch bei Hinderni ssen , die e iner 

rechtzeitigen Antragstellung zwingend entgegenstehen , nicht 

zu . Dies auch dann nicht , wenn die Vaterschaft erst durch 

ein Gerichtsurtei l  festgestellt werden mußte und dies dazu 

führte , daß der Pensionsantrag nicht innerhalb der 

6 -Monatsfrist nach Eintritt des Versicherung s fa l les gestellt 

werden konnte . "  

Durch die vorgeschlagene Änderung des § 8 6  Abs .  3 ASVG 

soll bewirkt werden , daß sich die Antragsfrist in den in 

Rede stehenden Fällen um die Dauer eines Verfahrens zur 

Feststellung der Vaterschaft verlängert . 

Zu Art . I Z 3 2  ( §  1 0 2  Abs . I ) : 

Das ASVG unterscheidet hinsichtlich der 

Geldleistungsansprüche aus der Krankenversicherung ua . 

zwi schen dem Zeitpunkt 

a )  des Entstehens des Lei stungsanspruches ( §  8 5 ) , 

b )  des Anfalles der Leistung ( §  8 6 ) , 

c )  der Festste llung des Leistungsanspruches ( §  3 6 1  

Abs . 1 Z 1 )  und 

d) der Aus zahlung der Leistung ( §  1 0 4  Abs .  1 und 3 ) . 

Es  s ieht des weiteren im § 1 0 2  Abs .  1 ASVG zwar einen 

Verfall von Lei stungsansprüchen infolge Zeitablaufs vor , 

wobei aber zufolge des zweiten Satzes dieser Bestimmung bei 

den hier in Rede stehenden Geldleistungen der Zeitraum 

zwischen dem Entstehen des Leistungsanspruches und dem 

Zeitpunkt , in dem die Leistung gemäß § 1 0 4  ASVG auszuzahlen 

i st ,  außer Betracht zu lassen ist .  Innerhalb dieses 

Zeitraumes muß aber - da. in der Krankenversicherung zufolge 

§ 3 6 1  Abs .  1 Z 1 ASVG das Antragsprinz ip herrscht - der 

Zeitpunkt der Antragstellung liegen . Wenn nun bei der 

Beurteilung der Frage des Verfalls eines Leistungsanspruches 

infolge Zeitablaufs j ener Zeitraum , innerhalb dessen der 
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Antragszeitpunkt denknotwendigerweise liegen muß (also die 

Zeit zwischen dem Enstehen des Anspruches und der Erbringung 

der Leistung) außer Betracht zu lassen ist , so hat dies zur 

Folge , daß ein solcher Leistungsanspruch vor einer 

entsprechenden AntragsteIlung überhaupt nicht verfallen kann 

(vgl . OLG Wien , 3 5 R  2 5 5 / 8 4  vom 3 .  Dezember 1 9 8 . ) . 

Ob eine solche Regelung in der Abs icht· de� Gesetzgebers 
I 

gelegen i st ,  darf bezweifelt werden . Dessen Ah,icht dür fte 

vielmehr darauf gerichtet gewesen sein , für dit 

Geldleistungsberechtigten die zweij ährige Verf4llsfrist des 

§ 1 0 2  Ahs . 1 erster Satz ASVG um j enen Zeitra� zu 

verlängern, innerhalb dessen der versicherungs�räger zufolge 

der sich an ihn richtenden Vorschri ft des § 1 0 4  Ahs .  1 und 

3 ASVG die Leistung auszuzahlen hat . Diesem Z iel dient die 

nunmehr vorgeschlagene Änderung . 

Zu Art . I Z 3 3  ( §  1 0 7  Ahs . 2 ) : 

Der Zahlungsempfänger unterliegt gemäß § 40  ASVG einer 

Anzeigeverpflichtung und trägt damit die Verant�ortung für 

einen entstandenen Uberbezug auch dann , wenn der 

Soz ialversicherungsträger Ausdrucke über Änderungen in den 

für den Fortbestand der Bezugsberechtigung maß gebenden 

Verhältnis sen anderer Stellen , in erster Linie des 

Hauptverbandes ,  besitzt . 

Durch die vorgeschlagene Regelung , die auf eine 

Anregung des österreichischen Arbeiterkammertages 

zurückgeht , soll s ichergestellt werden , daß der 

Sozialversicherungsträger eine von ihm erbrachte Leistung 

dann nicht zurückfordern kann , wenn er aufgrund i der 

gegebenen Sach- und Rechtslage erkennen mußte , 4aß die 

Lei stung zu Unrecht erbracht worden i st .  I 

• 
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Zu Art . I Z 3 4  ( §  1 0 8  g Abs .  1 ) : 

Werden zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für 

Renten aus der Unfal lversicherung die allgemeinen 

Beitragsgrundlagen des letzten Kalenderj ahres vor dem 

Eintritt des Versicherungsfalles herangezogen ( statt wie 

bisher des letzten Beitragsj ahres )  , wie dies im Rahmen der 

Änderung des § 1 7 9  ASVG in der Fassung des Entwurfes 

vorgesehen ist , so ist es erforderlich , gleichzeitig - um 

eine SChlechterstellung bei der Bemessung der Leistung durch 

diese durchschnittlich halbj ährige Zurückverlegung der 

Beitragszeiträume in die Vergangenheit zu vermeiden bzw . 

auszugleichen - der Anpassungsmodus nach § 1 0 8  g ASVG 

abzuändern . 

I st der versicherungsfall  im ersten Halbj ahr 

eingetreten , so bedeutet dies eine durchschnittl iche 

" zeitliche "  Benachtei ligung bei der Heranziehung der 

Beitragszeiträume von einem Vierte l j ahr . Nach der bisherigen 

Regelung wurde diese Leistung im ersten Jahr nach dem 

Vers icherungsfall keiner Anpassung unterzogen ; nunmehr wird 

j edoch die Rente bereits im ersten Jahr mit einem Viertel 

j enes Prozentsatzes angehoben , der der allgemeinen Erhöhung 

durch den Anpassungs faktor entspricht , dh . die Erhöhung der 

Rente ist daher bereits am 1 .  Jänner des dem 

Versicherungsfall folgenden Jahres mit dem um 0 , 7 5  erhöhten 

durch vier geteilten Anpassungsfaktor vorzunehmen . I st der 

Versicherungsfall  im zweiten Halbj ahr eingetreten , so 

bedeutet dies e ine durchschnittliche " zeitliche" 

Benachtei ligung von einem Dreiviertelj ahr . Bisher wurde 

diese Leistung erst im zweiten Jahr nach dem 

Versicherungsfall mit dem um 0 , 5 erhöhten halben 

Anpassungs faktor angehoben ; nunmehr ist die Erhöhung dieser 

Rente sowohl am 1 .  Jänner des dem Versicherungsfall 

folgenden Jahres mit dem um 0 , 7 5 erhöhten durch vier 

geteilten Anpas sungs faktor als auch am 1 .  Jänner des 

folgenden Jahres mit dem vo llen Anpassungsfaktor 
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vorzunehmen . Die unterschiedliche Vorgangsweise bei der 

Anpassung von Renten in Abhängigkeit davon , ob der 

Versicherungsfall im ersten oder im zweiten Halbj ahr 

eingetreten i st , ist  demzufolge hinfällig . 

Zu Art . I Z 3 5  lit . a (§  1 1 3  Abs .  1 ) : 

Nach einer Mitteilung des Hauptverbandes hat das Amt 

der Wiener Landesregierung in einern Schreiben �n die Wiener 

Gebietskrankenkas se die Auf fassung vertreten , qaß ein 

Beitragszuschlag nur dann verhängt werden kann � wenn 

aufgrund eines Meldeverstoße s  tatsächlich Beit�äge 

nachzuzahlen s ind . 

Aus einern Schreiben des Hau�tverbandes vom 

1 0 . Apri l  1 9 7 9 , 1 5-42 . 0 1 / 7 9  SclEn , ergibt sich , daß einzelne 

Krankenversicherungsträger ebenfal l s  die Auf fassung 

vertreten , daß Beitragszuschläge nur dann vorgeschrieben 

werden können , wenn Beiträge tatsächlich nachzuzahlen s ind . 

Diese Auffassung wird mit dem Wortlaut des § 1 1 3  Abs .  1 ASVG 

( nachzuzahlende Beiträge ) begründet . 

Beitragszuschläge sind aber nach dem Konzept des ASVG 

Sanktionen gegen Meldeverstöße und haben mit der Frage , ob 

unabhängig davon Beiträge entrichtet wurden , nichts zu tun . 

E s  wäre zum Beispiel durchaus denkbar ,  daß ein Dienstgeber 

überhaupt keine Anmeldung erstattet , die Beiträie j edoch im 

Rahmen des Lohnsurnrnenver fahrens termingerecht abführt . 

Da die Vorschriften über die Anmeldung nicht nur für 

die Beitragsentrichtung , sondern auch für die 

Leistungsgewährung von groß er Bedeutung sind ,  ist ein 

Beitrags zuschlag als Sanktion für die Verletzung dieser 

Vorschri ften durchaus gerechtfertigt . 

Der gegenständliche Änderungsvorschlag umsqhreibt die 

drei Tatbestände und die daran geknüpften Sankt�onen genau : 

1 .  Bei nicht erstatteter Anmeldung bzw . nicj: 
erstatteter Meldung des Entgeltes soll der Beit_rgSZUSChlag 

, 
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das Doppe lte der Beiträge für die Zeit ab Beginn der 

Pflichtversicherung bis zur Feststellung des Fehlens der 

Anmeldung bzw .  bis zur Festste l lung des Entgeltes durch den 

Versicherungsträger ausmachen ; 

2 .  bei verspätet erstatteter Anmeldung oder bei 

verspätet erstatteter Meldung des Entgeltes sol l  der 

Beitragszuschlag das Doppelte der Beiträge für die Zeit ab 

Beginn der Pflichtvers icherung bis zum Eintre ffen der 

verspäteten Anmeldung bzw. bis zum Eintre ffen der 

verspäteten Meldung des Entgeltes beim Versicherungsträger 

ausmachen;  

3 .  bei Meldung eines zu niedrigen Entgeltes soll der 

Beitragszuschlag das Doppelte der Differenz zwischen den 

Beiträgen auf Grundlage des zu niedrigen Entgeltes und den 

tatsächlich gebührenden Beiträgen ausmachen . 

Gemäß § 1 1 3 Abs .  1 ASVG kann den im § 1 1 1  ange führten 

Personen (Ste llen) unter den dort angeführten 

Voraussetzungen ein Beitragszuschlag bis  zum zwei fachen 

Ausmaß der nachzuzahlenden Beiträge vorgeschrieben werden . 

Bei der Festsetzung des Beitragszuschlages hat der 

Versicherungsträger die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Beitragsschuldners , das Ausmaß der nachzuzahlenden Beiträge 

und die Art des Meldeverstoßes zu berücksichtigen . 

Das Ausmaß der Beitragszuschläge i st somit zwar nach 

oben hin , nicht aber nach unten hin - beispielsweise durch 

das Ausmaß der ansonst zu entrichtenden Verzugszinsen -

begrenzt ; die Wortgruppe " • • •  das Ausmaß der nachzuzahlenden 

Beiträge • • •  " im zweiten Satz des § 1 1 3  Abs . 1 ASVG 

erscheint , wie sich in der Praxis gezeigt hat , nicht 

geeignet , die Versicherungsträger in eindeutiger Wei se 

festzulegen . Andererseits s ind Verzugszinsen aber überhaupt 

nur dann zu entrichten , wenn nicht ein Beitragszuschlag 

vorgeschrieben wird . 

Es erscheint j edenfalls nicht im Sinne der Bestimmung 

des § 1 1 3  ASVG zu liegen , durch die Verhängung eines 

geringen , j edenfalls unter der Verzugsz insenhöhe liegenden 
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Beitragszuschlages einen Beitragsschuldner unabhängig von 

der Höhe der Schuld von der Verpflichtung zur Entrichtung 

von Verzugsz insen zu entbinden . 

Um die Krankenversicherungsträqer nicht der Belastung 

auszusetzen , auch bei kleinen , auf Me1deverstöß1e 

z urückzuführenden Beitragsrückständen j edesmal i�rst die 

Verzugsz insen genau ausrechnen und vorschreibed zu müs sen , 

soll eine Lösung dieser Problematik in der vor�sch1agenen 

Form dadurch erfolgen , daß im § 1 1 3  Ahs .  1 ASV� ein Satz 
! 

eingefügt wird , der eine entsprechende Untergrepze für den 

Beitragszuschlag festlegt . 

Zu Art . I Z 3 5  1 it .  b ( §  1 1 3  Ahs .  5) : 

Wie der Hauptverband mitgeteilt hat , sind in der Praxis 

Fäl le bekannt geworden , in denen kurz fristig Dienstnehmer 

beschäftigt und nicht zur Soz ialversicherung ge�e 1det 

werden . Nachträglich können nicht einmal die Namen der 

Dienstnehmer festgestellt werden , so daß gemäß S 1 1 3  

Ahs . 1 ASVG nur ein Beitragszuschlag , der sich .n der Höhe 

der nichtgemeldeten Beiträge orientiert , vorges<::hrieben 

werden kann . 

Nach der Judikatur des Landeshauptmannes vQn Wien s ind 

j edoch d ie Haftungsbestimmungen de s § 6 7  ASVG mangel s  einer 

ausdrücklichen gesetz lichen Bestimmung auf Beit�agszusch1äge 

nicht anzuwenden . 

1 

Dieses Ergebni s i st für die Sozia1versiche ung 

unbefriedigend , sodaß vorgeschlagen wird , die R ge1ung des 

§ 8 3  ASVG ausdrücklich im Rahmen des § 1 1 3  Ahs .  ]5 ASVG für 

anwendbar zu erklären . 
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Zu Art . I I  Z 2 1it . a ( §  1 2 3  Abs . 6 ) : 

Die Aus schlußbestimmung auf Leistungsbezug bei 

mehrfacher Angehörigeneigenschaft bez ieht s ich nur auf die 

im Abs .  2 des § 1 2 3  ASVG angeführten Angehörigen . Durch 

Weglas sen der Z itierung " nach Abs .  2 "  soll k largestellt 

werden , daß diese Regelung für alle im § 1 2 3  ASVG 

angeführten Angehörigen , also auch die im Abs .  7 und 8 

genannten Personen , gelten soll . 

Zu Art . II  Z 2 1it . b (§  1 2 3  Abs .  9 ) : 

Der Nove11ierungsvorsch1ag , der auf eine Anregung des 

Hauptverbandes der österreichischen 

Soz ialversicherungsträger zurückgeht , erweitert den Krei s  

j ener Personen , die nicht a l s  Angehörige i m  Sinne des ASVG 

mitversichert sein können ; er soll verhindern , daß eine 

bestehende Lücke im Vers icherungsrecht des ASVG zu Lasten 

der Versicherungsgemeinschaft ausgenützt wird . 

Durch die 3 8 .  Novelle zum ASVG , BGB1 . Nr 6 4 7 / 1 9 8 2 , 

wurde die Angehörigeneigenschaft für Familienmitglieder neu 

geregelt . Aufgrund der Neuregelung s ind ab 1 .  Jänner 1 9 8 3  

nur mehr die im § 2 Abs . 1 FSVG genannten Gruppen von 

freiberuflich selbständig Erwerbstätigen von vornherein von 

der Mitversicherung als Angehörige gemäß § 1 2 3  ASVG 

ausgeschlossen .  

I n  der Praxis hat s ich gezeigt , daß bei der 

Nove11ierung des § 1 2 3  Abs . 9 ASVG die besondere Rechtslage 

für j ene Personen ( zB Ärzte ) , die ehemals freiberuflich 

tätig waren und nun eine Pension nach dem Bundesgesetz über 

die Soz ialversicherung freiberuflich selbständig 

Erwerbstätiger bez iehen , außer Acht gelassen wurde . Dieser 

Personenkreis , der gemäß § 4 Abs . 1 FSVG nicht 

krankenversichert i st , konnte aufgrund der bis 

3 1 . Dezember 1 9 8 2  geltenden Rechts lage in der gesetzlichen 
• 

- 4 0  -

165/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)102 von 179

www.parlament.gv.at



Krankenversicherung nur selbstversichert seini aufgrund der 

seit 1 .  Jänner 1 9 8 3  geltenden Rechtslage kann für diese 

Personen der Anspruch auf die Lei stungen der gesetz lichen 

Krankenversicherung als Angehörige geltend gemacht werden , 

wei l  § 1 2 3  Abs . 9 ASVG in der geltenden Fas sung nur die 

aktiv tätigen freiberuflich Erwerbstätigen ( §  2 Abs . 1 FSVG) 

von der Angehörigeneigenschaft nach dem Allge�einen 

Sozialversicherungsgesetz ausschließ t . 

Um ein solches sozialpolitisch zweifellos 

ungerechtfertigtes Ergebni s  für die Zukunft auszuschließen , 

soll § 1 2 3  Abs . 9 ASVG neuerlich geändert wer4en . 

Zu Art . 1 1  Z 4 ( §  1 2 8  Abs .  2 ) : 

Die vorgeschlagene Änderung dient der Beseitigung eines 

Redaktionsversehens , das auf die 3 8 . Novelle zum ASVG , 

BGBl . Nr . 6 4 7 / 1 9 8 2 , zurückgeht . Durch diese Novelle wurden 

nämlich in die frühere Fassung die Wörter " und der 

Bestattungskostenbeitrag" sowie " ausgenommen der 

Bestattungskostenbeitrag" , ferner der Satzteil " oder eines 

anderen Bundesgesetzes " einge fügt . Damit s ind �ber nunmehr 

auch die in dem § 1 2 8  Ab s . 2 ASVG angeführten Fälle einer 

Krankenversicherung aufgrund der im § 2 Abs .  2 ASVG 

bezeichneten Vorschriften schon durch § 1 2 8  Abs . 1 ASVG 

erfaßt , sodaß des sen Absatz 2 j ede Bedeutung verloren hat 

und somit aufgehoben werden soll . 

Zu Art . II  Z 6 ( §  1 6 2  Abs .  2 ) : 

Die vorgeschlagene Änderung dient der Kla�stellung , daß 

das Wochengeld im Falle einer Kaiserschnittentqindung auch 

dann für die Dauer von 1 2  Wochen nach der Entb�ndung zu 

gewähren ist , wenn es sich um eine Totgeburt g handelt hat . 
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Zu Art . 1 1 1  Z 1 ( §  1 7 7  Abs . 1 ) : 

Dieser auf eine Anregung der Allgemeinen 

Unfallversicherungsanstalt sowie der Versicherungsanstalt 

öffentlich Bediensteter zurückgehende Novellierungsvorschlag 

hängt zusammen mit der Berufskrankheit Nr . 3 8  der Liste der 

Berufskrankheiten ( Infektionskrankheiten) . Diese 

Berufskrankheit ist auf Betriebe bestimmter Art beschränkt . 

Nach hersehender Auffassung ist der Versicherungs schutz 

davon abhängig , daß der Vers icherte in dem in Spalte 3 

genannten Unternehmen als  Dienstnehmer dieses Unternehmens 

beschäftigt ist (vgl . OLG Wien 4 . 3 . 1 9 6 8 , 1 3 R  2 5 /6 8 , 

1 4 . 2 . 1 9 7 9 , 3 1 R  3 / 7 9 ) . 

Das Fremdpersonal in Krankenanstalten 

(Krankenpflegepersonal ,  welches nicht in einem 

Dienstverhältnis zum Rechtsträger der Krankenanstalt steht) , 

ist vom Versicherungsschutz nicht erfaSt . Damit diese 

Personen in den Versicherungsschutz einbezogen sind ,  soll es 

in Hinkunft genügen , daß die Erkrankung durch Ausübung der 

die Versicherung begründenden Beschäftigung in einem der 

angeführten Unternehmen verursacht wurde . 

Zu Art . 1 1 1  Z 2 ( §  1 7 9 ) : 

Die Vorschläge auf Änderung des § 1 7 9  ASVG gehen auf 

Anregungen der Allgemeinen Unfal lversicherungsanstalt zurück 

mit welchen den Einschaumittei lungen des Rechnungshofes 

Rechnung getragen werden soll , und bewirken eine Änderung 

der Bestimmung über die Bi ldung der Bemes sungsgrundlage in 

zwei wesentlichen Punkten , und zwar durch 

a) Verlegung der Bemessungszeit auf das Kalenderj ahr 

vor den Eintritt des Versicherungsfalles und 

b)  Einführung einer Satzungsermächtigung zur 

pauschalen Berücksichtigung und Sonderzahlungen 
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( ähnlich j ener ,  die bereits j etzt im S 1 2 5  

Abs . 3 ASVG für die Krankenversicheru�gsträger 

besteht) • 

Die Verwirklichung der Vorschläge wird das 

Leistungsfeststellungsverfahren der Unfallversicherung 

wesentlich vereinfachen . Insbesondere wird dadurch auch der 

in der Praxi s  schwierig zu handhabende Unterschied zwischen 

den " Beitragsj ahr" ( für welches in der Versicherungsdatei 

des Hauptverbandes die Beitragsgrundlagensummen gespeichert 

s ind) und dem " Bemessungsj ahr" gemäß § 1 7 9  Abs . !  1 ASVG , 

welches üblicherweise mit dem Beitragsj ahr nicht 

übereinstimmt , beseitigt . Im einzelnen hat hiezu die 

Allgemeine Unfallversicherungsanstalt folgendes ausgeführt : 

"Die vorgegebene Systematik der Erfassung und 

Speicherung der Versicherungsdaten ( §§ 3 1  Abs . 3 Z 1 5 , 4 5 7  

ASVG) bringt es mit s ich , daß mitunter nicht (mehr) 

festgestellt werden kann , wie sich die 

Beitragsgrundlagensumme ,  die dem vor dem Eintritt des 

Versicherungs falles liegenden " Beitragsj ahr"  zugeordnet i st , 

auf die einzelnen Beitragszeiträume dieses Jahres verteilt . 

Da aber das " Bemessungsj ahr"  im Sinne des § 1 7 9  ASVG in 

dieses vorangegangene Beitragsj ahr in aller Regel nur mehr 

oder weniger weit hineinreicht , bedarf es hil fsweiser 

Berechnungen zur Ermittlung des auf den kongruenten Teil 

beider Zeiträume entfallenden Anteiles der 

Beitragsgrundlagensumme aus dem vorangegangenen ! 

Beitragsj ahr . Diese hilfswei sen Aliquotierungen : sind der 

Kritik ausgesetzt , daß sie lediglich die durchsQhnittliche 

Beitragsgrundlage für die im Kalenderj ahr vor d�m Eintritt 

des Versicherungsfalles liegenden maß geblichen \ 
Beitragszeiträume , nicht aber die e ffektiven 

Beitragsgrundlagen für eben diese Beitragszeiträume ergeben . 

Die Ermittlung dieser e ffektiven Beitragsgrundlagen durch 

Auskünfte der Dienstgeber stellt gleichfalls nu� ein 

hilfsweises Surrogat dar , da von rechtswegen all�in die vom 

Krankenversicherungsträger vorgemerkten Beitragsgrundlagen 
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für die Berechnung der Bemessungsgrundlage maßgebend sind 

(SSV 1 / 1 5 7  sowie 1 9  R 1 5 9 / 7 3  des OLG Wien vom 

1 5 .  November 1 9 7 3  - nicht veröffentlicht ) . 

Eine Änderung des hochentwicke lten Systems der 

Erfas sung und Speicherung der Vers icherungsdaten wäre ein 

Rückschritt und kann daher gewiß nicht in Betracht gezogen 

werden . Die dargestellten Probleme bei Ermittlung der 

Bemes sungsgrundlage gemäß § 1 7 9  ASVG lassen s ich daher nur 

dadurch lösen , daß j ene allgemeinen Beitragsgrundlagen 

herangezogen werden , die für den Versicherten im letzten 

Kalenderj ahr vor dem Eintritt des Versicherungs falles 

gemeldet wurden ( ähnlich § 2 3 8  Ahs . 2 ASVG) . 

Diese "Verlegung der Bemessungszeit" auf das 

Kalenderj ahr vor dem Eintritt des Versicherungsfa lles fUhrt 

allerdings zu einer Verlagerung des Valutamittelpunktes der 

Bemessungsgrundlage in die Vergangenheit , und zwar um 

durchschnittlich ein halbes Jahr . Zum Ausgle ich dieser 

"Entaktualisierung" der Bemessungsgrundlage bedarf es einer 

flankierenden Modifiz ierung der Anpassungsregeln (§ 1 0 8  g 

ASVG) . "  

Bezüglich der Einzelheiten der in diesem Zusammenhang 

vorgeschlagenen Änderung der Anpassungsmethodik der 

Versehrtenrente aus der Unfallversicherung wird auf die 

Erläuterungen zu § 1 0 8  g ASVG hingewiesen . 

Zu Art . 1 1 1  Z 3 ( §  1 8 1  Ahs . 4 ) : 

Die gemäß § 8 Ahs . 1 Z 3 lit . f ASVG in der 

Unfallversicherung Teilversicherten haben gemäß § 7 4  

Ahs . 2 ASVG die gleiche Beitragsgrundlage wie die gemäß § 8 

Ahs .  1 Z 3 lit . c ASVG in der Unfallversicherung 

teilversicherten Personen . 

Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt hat angeregt , 

die beiden Personenkreise auch hinsichtlich der 

Bemessungsgrundlage gleichzustellen , und die gemäß § 8 
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Abs .  1 Z 3 lit . f in der Unfallversicherung Teilversicherten 

in § 1 8 1  Abs .  4 ASVG einzubez iehen . 

Zu Art . I I I  Z 4 (§  1 8 1  a Abs . 2 ) : 

Die vorgeschlagene Änderung dient einer 

Richtigstellung . 

Zu Art . I 1 I  Z 5 ( §  2 0 3  Abs . 2 ) : 

I 
te4tlichen 

j 

Die vorgeschlagene Ergänzung , die der Regelung des 

§ 2 0 3  Abs .  1 ASVG nachgebi ldet i st , ist notwendi� , um eine 

Fehlinterpretation dieser Bestimmung dahingehend , daß der 

Rentenanspruch bei späterem Abs inken der Minderung der 

Erwerbs fähigkeit unter 5 0  vH gleichwohl fortbest�he , 

aus zuschließen .  Wie sich bereits aus dem Bericht des 

Sozialausschusses zur 3 2 . Novelle zum ASVG ( 3 8 8  der Beilagen 

XIV GF ) unmißverständlich ergibt , soll der Anspruch auf 

Versehrtenrente auf die Fälle einer Minderung der 

Erwerbs fähigkeit von mindestens 50 vH beschränkt werden . 

Zu Art . I I 1  Z 6 ( §  2 0 5  Abs .  4 ) : 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll im Rahmen der 

Feststel lung der Schwerversehrteneigenschaft in Analogie zu 

§ 1 0 3  Abs .  3 B-KUVG auch auf Versehrtenrenten nac� dem 

B-KUVG Bedacht genommen werden . 

,1 

I Zu Art . I I I  Z 7 (§  2 1 0  Abs . 1 ) : 

:\ 
Die vorgeschlagene Ergänzung (Erwähnung der ! 

11 
Sonderregelung für Berufskrankheiten im KlammeraulrruCkl 

! 
i 
,I 
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dient der Klarstellung , daß eine Entschädigung aus mehreren 

Versicherungs fällen - so fern der neuerliche 

Versicherungs fall auf eine Berufskrankheit im Sinne der 

Generalklausel des § 1 7 7  Abs .  2 ASVG zurückgeht - nur dann 

vorzunehmen i st , wenn die Gesamtminderung der 

Erwerb sfähigkeit 5 0  vH erreicht . Diese Lösung hängt damit 

zusammen , daß eine Berufskrankheit nach § 1 7 7  Abs .  2 ASVG 

bekanntlich erst dann zu einer Versehrtenrente führt , wenn 

die Minderung der Erwerbs fähigkeit mindestens 5 0  vH beträgt . 

Es  ist dies dieselbe Regelung , die schon derzeit aus 

ähnlichen Gründen im Bereich der Schülerunfallversicherung 

im Zusammenhang mit einer Entschädigung aus mehreren 

Versicherungs fällen gilt . 

Zu Art . I I I  Z 8 ( §  2 1 1  Abs . 1 ) : 

Die vorgeschlagene Änderung dient lediglich der 

Bereinigung einer sprachlich unrichtigen Ausdrucksweise . 

Zu Art . IV Z 1 lit . a ( §  2 2 7  Z 5 ) : 

Nach den Bestimmungen des Uberbrückungshilfegesetzes , 

BGBI . Nr . 1 7 4 / 1 9 6 3 , i st j enen Bundesbediensteten , die von 

der Arbeitslosenversicherungspflicht ausgenommen s ind und 

die aus dem Bundesdienstverhältnis aus scheiden , ohne daß ein 

Anspruch auf einen laufenden Ruhebezug besteht , bei 

Zutreffen der übrigen Voraussetzungen eine 

Uberbrückungshilfe zu gewähren . 

Diese Leistungen des ehemaligen ö ffentlich-rechtlichen 

Dienstgebers entsprechen sowohl hinsichtlich des Anfal les 

als auch hinsichtlich der Höhe den Lei stungen der 

Arbeitslosenversicherung und sollen daher ebenso wie Zeiten 

des Bezuges einer Geldleistung aus der 

Arbe itslosenversicherung gemäß § 2 2 7  Z 5 ASVG als  

Ersatzzeiten gelten . 

- 4 6  -

165/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)108 von 179

www.parlament.gv.at



Zu Art . IV Z 1 lit . c ( §  2 2 7  Z 1 0 ) : 

Im Hinblick auf allfällige Wanderversicherungs fälle 

erscheint es zweckmäß ig , im § 2 2 7  Z 1 0  ASVG auch die 

entsprechenden Bestimmungen des Gewerblichen 

Soz ialversicherungsgesetzes bzw. des 

Bauern-Soz ialversicherungsgesetzes über das Ubergangsgeld 

anzuführen . 

Zu Art . IV Z 2 ( §  2 2 8  Abs .  1 Z 4 ) : 

Die bereits in den Erläuternden Bemerkungen zur 

Regierungsvorlage des Stammgesetzes des ASVG ( 5 9 9  d . B .  

VI I .  GP) zum Ausdruck gebrachte Absicht des Di�nstgebers , 

" die Zeiten einer Freiheitsbeschränkung , die während der 

Besetzung österreichs ab April 1 9 4 5  verfügt wurde , ohne daß 

ein nach den österreichischen Gesetzen strafbarer Tatbestand 

vorlag , unter analogen Voraussetzungen wie die 

Kriegsdienstzeiten als Ersatzzeiten" zu erfassen , wurde im 

Gesetzestext nicht eindeutig verwirklicht , weil  die 

Einleitung des § 2 2 8  Abs . 1 von " Ersatz zeiten aus der Zeit 

vor dem 1 .  Jänner 1 9 5 6 "  spricht und die Z 4 des Abs . 1 keine 

zeitliche Einschränkung enthält . 

Die §§ 5 0 0  f f  ASVG sehen die Begünstigungen aus 

politischen oder religiösen Gründen oder aus GrUnden der 

Abstammung , bis zum 9 .  Mai 1 9 4 5  vor . Es erscheint daher 

folgerichtig , im § 2 2 8  Abs .  1 Z 4 ASVG nur die Zeiten nach 

dem 9 .  Mai 1 9 4 5  zu erfassen . 
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Zu Art . IV Z 3 ( §  2 3 5  Abs . 3 lit . b ) : 

Wenn der Stichtag vor dem vollendeten 2 1 . Lebensjahr 

und der Versicherte mindestens sechs Versicherungsmonate 

erworben hat , entfällt gemäß § 2 3 5  Abs . 3 lit . b ASVG die 

Wartezeit für eine Leistung aus den Versicherungs fällen der 

geminderten Arbeitsfähigkeit oder des Todes . Gleiches gilt 

gemäß § 1 2 0  Abs .  1 lit . b GSVG ( §  1 1 1  Abs .  2 lit . b BSVG) im 

Bereich der Pensionsversicherung der Selbständigen , 

allerdings ist hier ein Stichtag bis zum vollendeten 

2 4 . Lebensj ahr des Versicherten vorgesehen . Die 

unterschiedliche Behandlung der ASVG-Versicherten einerseits 

bzw . der GSVG- und BSVG-Versicherten in diesem Punkt soll 

einem Vorschlag des österreichischen Arbeiterkammertages 

folgend , im S inne einer möglichst weitgehenden Gleichz iehung 

des Lei stungsrechtes behoben werden . 

Zu Art . IV Z 4 ( §  2 4 2  Abs . 6 ) : 

Bis zur 3 0 . Novelle zum ASVG , BGB1 . Nr . 2 3 / 1 9 7 4 , kamen 

für die Ermittlung der Bemessungszeit die letzten 6 0  

anrechenbaren Versicherungsmonate aus allen Zweigen der 

Pensionsversicherung vor dem Bemessungszeitpunkt ( Stichtag) 

in Betracht . Seit dem 1 .  Jänner 1 9 7 4  endet die 

Bemessungszeit mit dem letzten Beitragsmonat der 

Pflichtversicherung oder der freiwilligen Versicherung 

(allenfalls dem letzten Ersatzmonat nach § 2 2 9  ASVG) des 

Kalenderj ahres , das dem Bemessungszeitpunkt vorangeht . 

Gemäß § 2 4 2  Abs .  6 ASVG umfaßt  das Beitragsj ahr den 

Beitrags zeitraum ( §  4 4  Abs . 2 ) , in dem der 1 .  Jänner eines 

Jahres fällt , und die folgenden vollen Beitragszeiträume 

dieses Jahres � es  endet j edenfalls mit dem dem Stichtag 

vorangehenden Tag . 

Mit der 3 0 . Novelle zum ASVG i st der letzte Halbsatz 

dieser Gesetzesbestimmung somit inhaltslos geworden und soll 

aufgehoben werden . 
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Zu A�t . IV Z 5 (§  2 5 1  Ahs .  5 ) : 

Die Pensionsversicherungsträger sind bisher bei der 

Feststellung eines Leistungsanspruches in der 

Pensionsversicherung von dem Grundsatz ausgeg�gen , daß es 

vom Sozialversicherungsrecht zum Zeitpunkt de� Eintrittes 

des Versicherungs falles abhängt , ob s ich begünbtigt o 

anerkannte Versicherungszeiten anspruchsbegrün�end 

auswirken . Dies tri fft nur z u ,  wenn die Versicherungszeit , 

die zur Begünstigung geführt hat , zum Zeitpunkt des 

Eintrittes des Versicherungs falles oder - bei 

Direktpens ionen - zu dem durch die spätere Erfüllung der 

Anspruchsvoraussetzungen ausgelösten Stichtag �ereits eine 

Versicherungszeit dargestellt hat . In diesem Sinne hat sich 

auch das Oberlandesgericht Wien in seiner Entscheidung vom 

3 0 . September 1 9 7 5  ( SSV XV/ 7 9 ) aus führlich mit der Frage 

befaßt , in welcher Wei se sich gemäß § 5 0 2  Abs . 4  ASVG 

begünstigt anerkannte Pflichtbeitragszeiten im Leistungsfall 

anspruchsbegründend auswirken können . Es führt dort ua . aus , 

daß mit dem Begünstigungsbescheid nicht bindend 

ausgesprochen werde , daß der Behinderungszeitraum vom 

1 3 . März 1 9 3 8  bis zum Todestag ( in diesem Fall der 

1 2 . Mai 1 9 5 3 )  auch als Pflichtbeitragszeit nach § 1 1 4  SV-UG 

anzusehen i s t .  Dieser Begünstigungsbescheid enthalte 

keinerlei Aussagen über Vorversicherungszeiten und auch 

keinen Hinweis auf den Wirksamkeitsbeginn der Begünstigung , 

sondern lediglich die Bestätigung , daß der verstorbene 

Versicherte einen versicherungsrechtlichen Nachtei l  durch 

einen der im § 5 0 0  Abs .  1 ASVG bezeichneten Gründe erlitten 

habe . Wäre davon auszugehen ,  daß mit dem 

Begünstigungsbescheid auch schon dargetan i st ,  daß der 

verstorbene Versicherte damit auch sämtliche Voraussetzungen 

für eine soz ialversicherungsrechtliche Begünstigung erfüllt 

habe , so bliebe für eine Entscheidung des 
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Soz ia lvers icherungsträgers in Leistungs s achen kein Raum , was 

j edoch , wie die Bestimmungen der §§ 5 0 0  bis 5 0 6  ASVG , wenn 

man s ie in ihrer Gesamtheit und im einzelnen betrachtet , 

eindeutig hervorgeht , nicht dem Wi l len des Gesetzgebers 

entspräche . Diese Z eit würde nur unter der Voraus setzung zur 

Pflichtbe itragsz eit im Sinne de s § 1 1 4  SV-UG , wenn 

Versicherungszeiten nach dem Recht zum Zeitpunkt des 

Eintrittes des Versicherung s falles  vorgelegen s ind . 

In den in j üngerer Zeit ergangenen Entscheidun,gen (vg1 . 

3 1 R 1 3 1 / 8 3 , S SV 2 1 / 7 2 � 3 1R 2 7 7 / 8 2 �  3 1 R  3 0 7 / 8 2 )  vertritt das 

Oberlandesgericht Wien nunmehr die Rechtsauf fassung , daß die 

Rechts lage zum Zeitpunkt des Eintrittes de s 

Versicherungs fa l le s  nicht maßgebend ist . Im § 2 5 1  

Abs .  5 ASVG werde ausdrücklich angeordnet , daß die 

Vorschri ften de s Absatzes 4 erster Satz auch dann zu ge lten 

haben , wenn der Versicherung s fa l l  schon vor dem 

1 .  Jänner 1 9 5 6  eingetreten ist . 

In den Entscheidungsgründen zum Erkenntni s  3 1 R  2 7 7 / 8 2  

wird ua . folgendes ausgeführt : 

"Wie das Oberlandesgericht Wien in der neueren 

Judikatur ( S SV 2 1 / 7 2 )  ausge führt hat , ist nicht die 

Rechts lage zur Zeit des Vers icherungsfalles  maßgebend . Im 

Hinblick auf die Bestimmung des § 2 5 1  Abs .  5 ASVG soll die 

Bestimmung des § 2 5 1  Abs . 4 erster Satz auch dann angewendet 

werden , wenn der Ver s icherung s fall schon vor dem 1 . 1 . 1 9 5 6  

eingetreten i st und gerade dadurch ermöglicht werden , daß 

auch in solchen Fäl len derartige Begünstigungszeiten auf die 

Wartezeit angerechnet werden können und damit der 

Leistungsanspruch zustande kommt . Nach dem Wil len des 

Ge setzgebers soll diese Bestimmung ausdrücklich bewirken , 

daß auch j enen Witwen eine Witwenpens ion zuerkannt werden 

kann , deren Gatte , wie im gegenständlichen Fal l , vor 

Inkrafttreten des ASVG verstorben ist ( 2 8 6  B1g . NR . 1 1 . GP 

S . 2 3 ) . Weil  nach der bi sher igen Rechtsprechung und Aus legung 

der vorhandenen gesetzlichen Bestimmungen in 

Begünstigungsfällen ein Lei stungsanspruch nicht gewährt 
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wurde , soll dieser die Bestimmung des § 2 5 1  Ahs . 5 ASVG 

Abhi l fe geschaffen werden . "  ( richtig : • • •  , soll durch die 

Bestimmung • • •  ) .  " Die Bestimmung des § 2 5 1  Abs . 4 ASVG läßt 

keinen Zweifel offen , daß Z eiten , die nach § 5 0 2  Abs .  4 ASVG 

begünstigt angerechnet und für die auch Beiträge entrichtet 

wurden , als  Beitrag s z eiten der Pflichtversich�rung zu gelten 

haben (vgl . hiezu auch Manz ' sche Gesetze sausgabe 3 9  a ASVG 

3 5 . Erg . -Lie ferung Anm . 8 zu § 2 5 1  ASVG S . 1 2 5 3 ) . "  

In die sem Zusammenhang hat s ich die Frag� ergeben , wie 

die Pensionsleistung zu bemessen ist , wenn de� 
Lei stungsanspruch aus schließlich auf gemäß § 5\0 2  Abs . 4 ASVG 

begünstigt anerkannten Beitragszeiten beruht . �ange l s  I , 
Rückwirkung des zweiten Satzes  des § 2 5 1  Abs .  4 ASVG kann in 

die sen Fäl len eine Beme s sungsgrundlage nicht e�mitte lt 

werden . 

Aufgrund eine s Vorschlages des Hauptverbandes soll 

§ 2 5 1  Abs .  5 ASVG dahin geändert werden , daß nicht nur der 

erste Satz , sondern der gesamte Inha lt dieser Bestimmungen 

gilt , wenn der Versicherungs fa ll schon vor dem 

1 .  Jänner 1 9 5 6  eingetreten i st .  Dies würde bedeuten , daß für 

die in Betracht kommenden Fäl le eine Beitragsgrundlage von 

7 S für den Kalendertag gi lt . 

Zu Art . IV Z 6 und 8 ( § §  2 5 3  a Ahs .  1 und 2 7 6  a Abs . 1 ) : 

Das Arbeits10senversicherungsgesetz wurde aurch das 

Bundesgesetz vom 2 1 . Oktober 1 9 8 3 , BGB l .  Nr . 5 9 4 / 1 9 8 3 , ab 

1 .  Jänner 1 9 8 4  geändert . 

Gemäß § 1 6  Ahs .  1 lit . k AIVG ruht nunmehr der Anspruch 

auf Arbeits losenge ld während des Zeitraumes , für den ein 

Anspruch auf Kündigungsentschädigung gebührt . 

Gemäß § 1 6  Ahs . 2 AIVG wird das Arbeitslos�ge ld für 
I 

diesen Zeitraum als Vorschuß auf die Kündigungse�tschädigung 
I 

gewährt , wenn der Anspruch auf KündigungsentSChäf' igung 

strittig ist oder Kündigungsentschädigung aus so

, 

stigen 

Gründen nicht bezahlt wird . 

i 
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D iese Rege lung hat zur Folge , daß Z eiten , in denen 

Arbe itslosengeld bezogen wurde und für die gleichzeitig 

Anspruch auf Kündigungsent schädigung besteht , be i der 

Feststel lung der besonderen Anspruchsvoraus setzungen für die 

vorzeitige Alterspens ion bei Arbeitslos igkeit gemäß § 2 5 3 a  

Abs .  1 ASVG (b zw . gemäß § 2 7 6 a  Abs .  1 ASVG) nicht zu 

berück s ichtigen s ind . 

Das Arbeitsamt (und damit auch der 

Pensionsversicherungsträger )  kann j edoch erst nach 

endgültiger Entsche idung über die Kündigungsent schädigung 

festste l len , für welche Z e iten das Arbe itslo senge ld als  

Vorschuß zu  betrachten i st und welche Zeiten damit für die 

Erfül lung der be sonderen Anspruchsvoraus setzungen nicht 

berücks icht igt werden können . 

Der Hauptverband der ö sterre ichischen 

Soz ialvers icherungsträger hat im E invernehmen mit den 

Pens ionsversicherungsträgern vorgeschlagen , Zeiten der 

Arbeitslosigkeit , für die Kündigungsentschädigung gebührt , 

hins ichtl ich der besonderen Anspruchsvoraus setzungen für die 

vorze itige Alterspension bei Arbeits lo sigkeit dem 

Arbe itslosengeldbezug gleichzuste l len . 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll ledigl ich die 

Rechts lage wiederherge stellt werden , die vor dem 

1 .  Jänner 1 9 8 4  be standen hat , so daß von einem finanziellen 

Mehraufwand im herkömmlichen Sinn nicht gesprochen werden 

kann . Weiters soll damit den Interes sen sowohl der 

Vers icherten als  auch der Pens ionsversicherungsträger an 

e iner raschen Durchführung der 

Pens ions fe ststel lungsverfahren Rechnung getragen werden . 

Zu Art . IV Z 7 und 9 (§§  2 6 1  a ,  2 8 4  a ) : 

Im Zuge der Beratungen der 4 0 . Novel le zum ASVG im 

Aus schuß für soz iale Verwaltung des Nationalrate s wurde 

gegenüber der Regierungsvorlage bei der Berechnung de s 
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K inderzuschlags , wenn auch ein Zurechnungs zuschlag anfällt , 

eine Änderung vorgenommen . Es sol lte nicht zuerst der 

K inderzuschlag und dann der Zurechnungszuschlag , sondern 

zuerst der Zurechnungszuschlag und dann der Kinderzuschlag 

in die Berechnung eingehen (vgl . Bericht des Aus s chusses für 

soz iale Verwaltung , 3 9 0  der Beilagen zu den stenographischen 

Protokollen des Nationarates , XVI . GP , S .  5 ) . D ie 

Formulierung dieser Abs i cht ist nicht vol l st�ndig geglückt . 

Durch die vorgeschlagene Fassung soll die ser i Grundsatz 

( entsprechend der derzeitigen Berechnungsmethode der 

Versicherungsträger , die auch vom Bundesmini�terium für 
! 

soz iale Verwaltung für richtig angesehen wir� ) rechtlich 
; 

einwandfrei verankert werden . 1. 

Zu Art . IV Z 1 0  ( §  2 8 9 ) : 

Die vorge schlagene Änderung dient der textlichen 

Anpas sung an die seit der 3 6 . Nove lle zum ASVG , 

BGBl . Nr . 2 8 2 / 1 9 8 1 , geltende Rechts lage . 

Zu Art . - IV Z 1 1  ( §  2 9 4  Abs .  3 ) : 

Au fgrund der geltenden Rechts lage im 

Ausgle ichs zulagenrecht sind Unterhaltsansprüche gegen den 

geschiedenen Ehegatten glei chviel , ob und in welcher Höhe 

die Unterhaltslei stung tatsächlich erbracht wird , dadurch zu 

berücks ichtigen , daß dem Nettoeinkommen de s 

Pensionsberechtigten 1 5  vH des monatlichen Nettoeinkommens 

des ge schiedenen Ehegatten zuzurechnen s ind ($ 2 9 4  Abs .  1 

lit . b ASVG) . Die Volksanwaltscha ft hat unter Bezugnahme auf 

bei ihr anhängige Bes chwerde fäl le darauf hing,wiesen , daß 

nach dieser Rege lung , wenn der geschiedene Eh gatte etwa 

aufgrund eine s Urtei ls weniger als 1 5  vH sein s monatlichen 

Nettoeinkommens an Unterhalt zu leisten hat , 
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Unterhaltsanspruch des Pen sionsberechtigten dennoch seinem 

Nettoeinkommen im Ausmaß von 1 5  vH des genannten Betrages 

zuzurechnen ist . 

Wenn auch nach Meinung der Volksanwaltschaft die Höhe 

einer auf diese We i se bemes senen Ausgleichszulage den 

ge ltenden Bestimmungen entspricht , so verwe i st s ie darauf , 

daß die Zurechnung einer Unterhalts lei stung zur Pens ion des 

Ausgleichszulagenberechtigten vol lständig unterb leibt , wenn 

die Unterhalts forderung trotz durchgeführter Zwangsmaßnahmen 

einschließ lich gerichtlicher Exekutions führung 

uneinbringl ich i st oder die Verfolgung de s 

Unterha ltsanspruches o f fenbar aus s icht s los erscheint . 

Die Anrechnung erfolgt nach dem ausdrücklichen Wortlaut 

de s § 2 9 4  Abs . 1 ASVG unabhängig davon , ob und in welcher 

Höhe die Unterhalts leistung tatsächlich erbracht wird . 

Wie der Begründung der Regierungsvorlage einer 

2 9 . Nove l le zum ASVG ( 4 0 4  der Beilagen zu den 

stenographi schen Protokol len des Nationalrates XIII . GP )  zu 

entnehmen i st , soll dadurch verhindert werden , daß zu  Lasten 

der Ausgleichszulage auf Unterha lt verz ichtet wird . Es kann 

wohl nicht bezwei fe lt werden , daß mit dieser Regelung 

schut zwürdige Interes sen gewahrt werden 1 durch die abstrakte 

Anrechnung so l l  j a  - wie bereits erwähnt - die 

mi ßbräuchl iche Uberwä lzung von Unterhaltsp f lichten auf die 

Al lgemeinheit , die die Kosten für Ausg leichszulagen z u  

tragen hat , hintangeha lten werden . 

Die 3 5 . Nove lle zum ASVG , BGB 1 . Nr . 5 8 5 / 8 0 , die am 

1 .  Jänner 1 9 8 1  in Kraft getreten ist , bestimmt nun , daß die 

Anrechnung des paUSCha lierten Unterhaltsanspruches weg fäl lt 

oder eingeschränkt wird , wenn das Einkommen de s 

Unterhaltspflichtigen nach Abzug des Unterhaltsanspruches 

unter den Richtsatz fäl lt . Der Grund für eine derartige 

Regelung liegt in der Ta.tsache , daß in Fällen dieser Art 

eine z ivi lrechtliche Ge ltendmachung des Unterhaltsanspruches 

des Unterhaltsberechtigten gegen den 

Unterhaltsverpflichteten aus s ichtslos wäre . 
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Nach Au ffas sung der Volksanwaltschaft hat die 

dargeste l lte Mi lderung der Zurechnungsbestimmungen ab 

1 .  Jänner 1 9 8 1  durch die 3 5 . Nove l le zum ASVG die 

Prob lematik nicht zur Gänze beseitigen können . Ihrer Meinung 

nach müß te nämlich auch die Zurechnung des Te iles  

unterbleiben , der den Pauschalunterhal tsbeitrag wegen einer 

gerichtli chen Einschränkung der Höhe des 

Unterhaltsanspruches unterschreitet . 

Aus den oben wiedergegebenen Erwägungen ! ist die 

Volksanwaltschaft j eden falls der Meinung , da$ Härtefä l le der 

von ihr geschi lderten Art beseitigt werden s�llten , und regt 

eine ent sprechende Änderung de s § 2 9 4  ASVG uJd der in 

Betracht kommenden Bestimmungen in den Parallelgesetzen an . 

Anges ichts der grundsätz lichen Bedeutun� der angeregten 

Änderung für das Ausgleichs zulagenrecht hat qas 

Bundesministerium für soz iale Verwaltung zu dieser Frage 

Ste llungnahmen des Bundesmini steriums für FiI1!anzen , des 

Hauptverbandes der ö sterreichi schen 

Sozialversicherungsträger , des österreichi schen 

" Arbeiterkammertages sowie der Bunde skammer der gewerblichen 

Wirtschaft eingeholt . 

In den Stel lungnahmen des Bunde smini steriums für 

Finanzen , de s Hauptverbande s sowie der Bundeskammer der 

gewerbli chen Wirtschaft wurde die Be fürchtung geäußert , daß 

eine Novellierung des § 2 9 4  Abs . 1 ASVG in der von der 

Volksanwaltschaft vorge schlagenen Form dem 

Anspruchsberechtigten einen Verz icht auf den �ustehenden 

Unterhalt ermöglichen würde , da er in einem 

Gerichtsverfahren von vornherein eine zu geringe Forderung 

stel len könnte . 

Der ö sterreichische Arbeiterkammertag hat in diesem 

Zusammenhang folgendes ausgeführt : 

li Es wurde se itens des österreichischen 

Arbeiterkammertage s sCh?n wiederholt darauf h��. gewiesen , 

bei Berechnung der Ausgleichs zulage gemäß § 2 9  ASVG für 

eine Geschiedene oder eine vom Ehegatten dauer d getrennt 

1:\ 
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lebende Ehegattin höhere Unterhaltsbeträge heranzuziehen 

s ind , als  gerichtlich vom geschiedenen oder dauernd getrennt 

lebenden Ehegatten durchgesetzt werden können . Für die 

Betro ffenen ist es  unver ständlich , daß ihnen e inerseits vom 

Pens ionsversicherungsträger nahege legt wird , die D i f ferenz 

auf den Richt satz vom geschiedenen Ehegatten gerichtlich 

e inzuklagen und ihnen dann andererseits im Zuge eine s 

daraufhin ge führten Z ivi lgerichtspro z e s ses  der Richter 

mittels  Urte i l s  bekanntgibt , daß gegenüber dem geschiedenen 

oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten ke in 

Unterhaltsanspruch in der vom Pensionsversicherungsträger 

behaupteten Höhe be steht . 

In der Prax i s  kann es  dann vorkommen , daß hinsichtlich 

der Berechnung de s Anspruches auf Ausgleichszulage das 

Oberlande sgericht Wien die Unterhaltsverpflichtung des 

Gatten mit 1 5 %  seines Nettoeink?mmens berücksichtigt , 

obgleich der Oberste Gerichtsho f  im Z ivi lrechtsweg einen 

höheren Unterhaltsanspruch als  1 0 %  dieses Einkommens 

abweist . 

D ie Bestimmung des § 2 9 4  Abs .  3 ASVG hi l ft in diesen 

Fällen nur wenig , wei l  nur dann , wenn die 

Unterhalts forderung überhaupt uneinbringl ich i st oder die 

Verfo lgung des Unterhaltsanspruches an sich a l s  aus sicht s los 

ersche int , die Zurechnung zum Einkommen der 

Au sgleichs zulagenbez ieherin unterbleibt . 

D iese Rege lung führt auch zu einem sozialpolitisch 

äußerst unbe friedigendem Ergebnis . E ine aus ihrem alleinigen 

Verschulden Geschiedene erfährt keine Kürzung ihrer 

Ausgleichs zulage , da sie keinen Unterhaltsanspruch gegenüber 

ihrem geschiedenen Gatten bes itzt . D ie aus dem a lleinigen 

Verschulden des Ehegatten geschiedene 

Ausgleichszulagenbez ieherin erhält im Endergebnis weniger , 

wei l  der Unterhaltsanspruch gegenüber ihrem ge schiedenen 

Gatten immer mit 1 5 % seines Nettoeinkommens angerechnet 

wird ; und zwar auch dann , wenn ihr im Unterhaltsprozeß nur 

ein Bruchte i l  de s zustehenden Unterhaltsanspruches 

zuge sprochen wurde . 
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Zwe i fe l lo s  liegt der Vorteil von Pausch�lregelungen 

darin , daß es den Pensionsversicherungsträge�n adminis trativ 

erle ichtert wird , mögliche unterhaltsverträg� oder 

Unterhaltsvergleiche zu ihren Lasten zu verh�ndern . 

Das darf aber nicht dazu führen , daß 

Le i stungsempfänger ,  die trotz Aus schöpfung a�ler ihnen 

zustehenden rechtlichen Möglichkeiten keine hPheren 

Unterhalts forderungen durchsetzen können , niedrigere 

Ausgleichs zulagen erhalten . 

Aus diesem Grunde erscheint eine Novel l ierung de s § 2 9 4  

Abs . 1 ASVG er forderlich . "  

Das Bundesmini sterium für soz iale Verwaltung hat in 

weiterer Folge eine Ste l lungnahme de s Bunde sm�ni steriums für 

Justi z eingeholt , welches zur Frage des Verhä�tni s ses der 

pauschal ierten Hundertsätze de s § 2 9 4  Abs .  1 ASVG zu den 

durchschnittlichen von den Z ivi lgerichten zuetkannten 

Unterhaltsbeiträgen folgende s ausgeführt hat : 

" Obwohl es  eine umfangreiche Rechtsprechllng zur Höhe 

des Unterhaltsanspruchs des ge schiedenen Ehegatten gibt , 

läßt s ich die Frage , ob die Hundertsätze von 3 0  ( für den 

getrennt lebenden Ehegatten ) bez iehungswei se von 1 5  ( für den 

ge schiedenen Ehegatten) in etwa den von den Gerichten 

zuerkannten Beträgen entsprechen , nicht beantworten . Hier 

geht es  nicht um Unterhaltsbeiträge , die ein einkommens loser 

Ehegatte vorn anderen fordern kann ( in die sem Fall könnte man 

Hundertsätze von 4 0 , 3 3  und weniger - j e  nach ,den 

Sorgepflichten des Unterhaltspflichtigen - anführen) , 

sondern es  geht um einen Unterha lt , den ein Ehegatte mit 

einer eigenen Pens ion , bekommt . Dieser Unterha[t wird in der 

Wei se berechnet , daß zunächst aus den Einkommeh beider 

Ehegatten ein Gesamteinkommen gebi ldet wird ; dann rechnet 

das Gericht aus , auf welchen Hundertsatz des 

Gesamteinkommens der unterhaltsberechtigte Ehegatte einen 

Anspruch hat , und dann z ieht das Gericht das eigene 

Einkommen des Unterhaltsberechtigten ab ; erreicht dieses 

Einkommen nicht diese Hundertsatzgrenze , spricht das Gericht 
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die D i f ferenz zu . Unterscheiden s ich die Einkommen der 

Ehegatten voneinander nicht sehr we sentlich , wird diese 

D i f ferenz nur gering sein und der Unterhaltsberechtigte wird 

nur einen geringen Unterhalt bekommen .  Fällt die Höhe der 

be iden Einkommen j edoch deut lich auseinander ( die Frau 

bez ieht zum Beispiel nur eine bescheidene Pension , während 

der Mann e in Spitzenverdiener i st) , wird die D i f ferenz 

größer sein ; der Unterhaltsberechtigte erhä lt dann 

se lbstverständl ich e inen höheren Unterhalt . Wie hoch diese 

Di fferenz en im Durchschnitt sind , läßt sich durch Einsicht 

in Entscheidungssammlungen nicht festste llen , da diese Höhe 

in erster Linie von den tatsächlichen 

Einkommensverhältnis sen und nicht von der Beurtei lung von 

Rechts fragen abhängt . "  

Anges ichts der grundsätz lichen Bedeutung der angeregten 

Änderung für das Ausgleichszulagenrecht muß schlie ß l ich auch 

in Betracht gezogen werden , ob eine re lativ kleine Z ahl von 

Fällen e ine gesetzgeberische Maßnahme rechtfertigt . In den 

mei sten Fäl len , in denen der ge schiedenen Ehegatte zu seiner 

bescheidenen Pension ( im Anwendungsbereich des § 2 9 4  ASVG 

geht e s  durchwegs um niedrige Pens ionen) einen 

Unterhaltsanspruch von weniger als 1 5 vH se ine s 

Nettoeinkommens hat , wird der letz te Satz de s § 2 9 4  

Abs .  1 ASVG anzuwenden sein ; der Unterhalt wird j a  zumeist 

wegen des niedrigen Einkommens des Unterhaltsp flichtigen so 

niedrig ausgeme s sen . Fälle , in denen trotz des geringen 

Unterhalts der letzte Satz des § 2 9 4  Abs . 1 ASVG nicht 

anwendbar i st , dür ften eher die Ausnahme sein . Be i getrennt 

lebenden Ehegatten ( §  2 9 4  Abs .  1 l it . a ASVG ) kommt es  

j edoch mög licherweise öfter vor , daß  der zuerkannte 

Unterhalt niedriger als  der pauschalierte Hundertsatz i s t ,  

ohne daß der letzte Satz de s § 2 9 4  Abs .  1 ASVG anzuwenden 

i s t ;  hier geht es immerhin um einen Hundertsatz von 3 0 . 

Bei Gegenüberstel lung aller Argumente " FUR" und "WIDER" 

eine Nove llierung kommt das Bundesmini sterium für soziale 

Verwaltung zum Ergebnis ,  da ß eine Änderung de s § 2 9 4  Abs .  3 
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letzter Satz ASVG , durch die in Hinkun ft Fälle der 

geschi lderten Art aus ge s chlossen werden , ge�echtfertigt und 

vertretbar i s t  (vgl . in diesem Zusammenhang die Mi lderung 

der Anrechnungsbestimmung des § 2 9 4  Abs .  1 ASVG durch die 

3 5 . Novelle zum ASVG , BGB l . Nr . 5 8 5 / 1 9 8 0 ) . 

Zu Art . IV Z 1 2  (§  2 9 5  Ab s .  2 ) : 

Die vorge schlagene Änderung dient der Anpas sung an die 

durch die 3 4 . Novel le zum ASVG , BGB l . Nr . 5 3 0 / 1 9 7 9 , 

geschaffene Rechts lage , durch welche die Z 3 1 des § 8 9  

Abs . 3 ASVG wegge fal len i st . 

Zu Art . IV Z 1 3  ( §  3 1 1  Abs .  5 ) : 

In den Fäl len , in denen dem Dienstnehmer vor seinem 

Aus scheiden aus dem pensionsvers icherungs freien 

D ienstverhältni s ein Urlaub gegen Karenz der Bezüge gewährt 

wird , ist nach der derz eitigen Formulierung qe s § 3 1 1  Abs . 5 

dr itter Satz ASVG der Berechnung de s Uberwei sungsbetrages 

das letzte volle Monatsentgelt zugrunde zu legen , auf das 

der Dienstnehmer vor seiner Beurlaubung Ansp�uch hatte . Die 

Anwendung die ser Bestimmung führt dann zu einem 

unbe friedigenden Ergebni s ,  wenn es j e  nach Da�er de s 

Karenzurlaubes auf Grund der zwischenzeitige� Änderung de s 

Gehalts schemas oder Umreihungen zu D i fferenzen kommt 

zwi schen dem Entge lt , das dem Uberweisungsbet�ag zugrunde zu 

legen i st und dem Entgelt , da s dem Uberweisungsbetrag 

zugrunde gelegt werden müß te , wenn der Bedienstete nicht 

beurlaubt gewesen wäre . 

Nach dem vor l iegenden Novellierungsvorschlag soll j ener 

Entgeltanspruch für die Berechnung des Uberwei sungsbetrages 

herangezogen werden , auf den der Dienstnehmer zum Z eitpunkt 

de s Ausscheidens Anspruch gehabt hätte , wenn �r nicht 
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beurlaubt gewesen wäre . Eine so lche Geset zesänderung ist 

auch für den Versicherten vortei lhaft , und zwar dann , wenn 

die dem Uberwei sungsbetrag zugrunde l iegenden Entgelte bzw .  

Beitragsgrundlagen für die Berechnung der 

Bemes sungsgrundlage heranzuz iehen s ind. 

Zu Art . V Z 1 (§  3 2 4  Ab s .  3 ) : 

Wird ein Renten ( Pensions ) berechtigter auf Kosten eines 

Trägers der Sozia lhi lfe in einem Alters ( S iechen) heim oder 

Fürsorgeer z iehungsheim , e iner Heil- und Pflegeanstalt für 

Nerven- und Gei s teskranke , einer Trinkerhe i l stätte oder 

einer ähnlichen Einrichtung verpf legt , so geht gemäß § 3 2 4  

Abs . 3 ASVG (§  1 8 5  Abs .  3 GSVG , § 1 7 3  Abs . 3 BSVG , § 1 2 1  

Abs .  3 B-KUVG) für die Zeit dieser Anstaltspflege der 

Anspruch auf Rente bzw .  Pens ion bis zur Höhe der 

Verp flegskosten , höchstens j edoch b i s  zu 8 0  vH die ses 

Anspruche s auf den Träger der Soz ialhil fe über . Uber die 

Verbindungsste lle der Bunde sländer wurde im Jahre 1 9 8 1  

mehrfach die Anwendung der Lega lzession gemäß § 3 2 4  

Abs .  3 ASVG bei Unterbringung von P fleg lingen in sogenannten 

p sychiatrischen Außenpflegestel len und in p sychiatrischer 

Außenpflege im Fami lienverband di skutiert . Diese Form der 

Behandlung von Nerven- und Geiste skranken ist in mehreren 

Bundes ländern , be sonders in Kärnten , Niederö sterre ich , 

Oberö sterreich , Steiermark , Vorarlberg und Wien 

gebräuchlich . In weiterer Folge hat der Hauptverband der 

ö sterreichi schen Sozialvers icherungsträger dem 

Bunde smini sterium für soz iale Verwaltung seine Abs icht 

bekanntgegeben , an die Pensionsversicherungsträger eine 

entsprechende Emp fehlung zu richten , wonach der 

Anspruchsübergang auch in den Fällen der Unterbringung in 

p sychiatrischen Außenste llen und in psychiatri scher 

Außenpflege im Fami lienverband anzuerkennen i st . Das 

Bundesministerium für soz iale Verwaltung vertrat j edoch in 
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diesem Zusammenhang die Meinung , daß eine de�artige 

Vorgangsweise im Gesetz keine Deckung findet!, vielmehr eine 

ausdrückliche ge setz liche Regelung anzustreb�n sei . Der 

Vorschlag auf ausdrückliche Einbeziehung der 1 Fäl le der 
I 

sogenannten " psychiatrischen Außenpflege " in 1 die 
I 

Legalzes s ion gemäß § 3 2 4  Ahs . 3 ASVG wurde zrnächst im 

Einvernehmen mit dem Bunde smini sterium für Gtsundheit und 

Umwe ltschutz geprüft . Dieses hat hiezu wie f�lgt Stel lung 

genommen : 

" Grundsätz lich ist festzuhalten , daß au' mediz inischer 

Sicht die in Aus s icht genommene Unterbringun� auß erhalb von 

Krankenanstalten als  durchaus positiv anzuse�en ist . Dies 

gilt vor al lem im Hinblick auf die Reintegra�ion von 
i 

psychisch erkrankten bzw . ge störten Personen . Es  wird 

allerdings darauf Bedacht zu nehmen sein , daß durch 

entsprechende Kontrollmaßnahmen für einen ausreichenden 

Schutz insbesondere vor Mißbrauch etwa davor , daß der Kranke 

bloß als  billige Arbeitsk raft betrachtet und entsprechend 

behandelt wird , Sorge getragen wird . " 

Mit Rück sicht darauf , daß die gegenständl iche Anregung 

auch aus gesundhe itspol itischer Sicht positiv beurte ilt 

worden i st ,  soll § 3 2 4  Abs .  3 erster Satz ASVG im 

vorgeschlagenen Sinn geändert werden . 

Zu Art . V Z 2 ( §  3 3 1 ) : 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll in Anpassung an 

§ 2 3  AIVG in der Fas sung des Bundesgesetzes 

BGBl . Nr . 5 9 4 / 1 9 8 3  auch das in Fäl len der Rehabilitation aus 

der Unfall- bzw .  Pens ionsversicherung gewährte Ubergangsge ld 

( §§ 1 9 9  bzw . 3 0 6  ASVG) in die Regelung des § 3 3 1  ASVG 

einbez ogen werden . 
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Zu Art . V Z 4 ( §  4 2 0  Abs . 5 ) : 

Die aufgrund de s § 4 2 0  Abs .  5 ASVG und der 

g leichlautenden Vorschri ften der übrigen 

Sozialvers icherungsgesetze erlas senen Grundsätze des 

Bundesministers für soz iale Verwaltung für die Gewährung von 

Entschädigungen an die Mitglieder von Verwaltungskörpern 

sehen im § 1 0  Abs .  2 vor , daß Entschädigungsleistungen , die 

wegen einer Verletzung der Melde- und Auskunftsp flicht als  

zu Unrecht erbracht ge lten , zurückzufordern bzw .  auf  später 

zu gewährende Lei stungen anzurechnen s ind . Der Vornahme der 

Aufrechnung werden sich in aller Regel keine Hinderni s se 

entgegenste llen . Wenn j edoch der Versicherungsträger 

pflichtgemäß eine Rückforderung zu Unrecht erbrachter 

Entschädigung s leistungen vorzunehmen hat , wäre eine 

Vol lstreckung derartiger Rückforderungsbesche ide auf 

gerichtlichem Weg nur dann zulä s s ig , wenn dem 

Versicherungsträger zur Eintreibung derartiger Forderungen 

die Einbringung im Verwaltungsweg (politi sche Exekution) im 

Sinne de s § 3 Abs .  3 Verwaltungsvo l lstreckungsgesetz 1 9 5 0  

gewährt i st .  

Mit dem vor liegenden Nove l lierungsvorsch lag soll eine 

Vo llstreckungsmöglichkeit im vorstehend angeführten S inne 

s icherge ste l lt werden , wie dies nach der geltenden 

Rechts lage schon im Verfahren zur Eintre ibung der Beiträge 

( §  6 4  Abs .  1 ASVG) und im Ver fahren zur Rückforderung zu 

Unrecht erbrachter Le istungen ( §  1 0 7  Abs .  4 ASVG) vorgesehen 

ist . 

Z u  Art . V Z 5 ( §  4 3 1  Abs .  1 ) : 

Die vorge schlagene Ergänzung dient der ausdrück lichen 

gesetz lichen K larstel lung , wer den Vorsitz in der 

Hauptversammlung eines Versicherungsträgers zu führen hat . 
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Zu Art . V Z 6 ( §  4 3 3  Ahs . 3 und 6 ) : 

§ 4 3 3  Ahs . 6 ASVG regelt den Zusammenhan� zwischen den 

Verwaltungskörpern des Hauptverbandes und den 

Verwaltungskörpern der Versicherungsträger . D�r letz te 

Halbsatz des ersten Satzes , der die Wahl von �itgliedern des 

Vorstandes des Hauptverbandes durch die Haupt�ersamrnlung des 

Hauptverbandes vorsieht , paßt nicht an diese �telle des 

Gesetzes und soll daher entfallen . 

Diese Regelung gehört systematisch in Ahs. . 3 der s ich 

mit der Zusammensetzung des Vorstandes des Hauptverbandes 

be faßt .  E s  wird daher im Ahs .  3 lit . c des § 4ß 3 ASVG eine 

entsprechende Ergänzung vorgesehen . 

Im Zusammenhang damit wird im Ahs .  3 auch bestimmt , daß 

Ste llvertreter von Vorstandsmitgliedern gemäß �s . 3 lit . a 

und c aus dem Kreis der Stel lvertreter der Mit9lieder der 

Hauptversammlung gewählt werden können , da es �nlogisch i st , 

wenn ordentliche Mitglieder des Vor standes dem Kreis der 

stellvertretenden Mitglieder der Hauptversamml�ng entstammen 

können , Ersatzmitglieder des Vorstandes j edoch nur dem Kreis 

der ordentlichen Mitglieder der Hauptversammlu�g .  

Im Ahs . 6 wird außerdem der Ausdruck 

" Bundesministerium" durch den verfas sungsrechtlich gebotenen 

Begriff  " Bundesminister" ersetzt . 

Zu Art . V Z 7 ( §  4 3 5 Ahs . 2 ,  3 und 4 ) : 

Die Au fgaben der Hauptversammlung de s Haup�verbandes 

sind nicht völlig identi sch mit den Aufgaben der 
Hauptversammlung eines Versicherungst�ägers . Derzeit ist 

beides im § 4 3 5  Ahs .  1 ASVG geregelt , so daß di,se 

Bestimmung für einen Versicherungsträger ebenso I wie für den 

Hauptverband zum Tei l  unanwendbar ist . 
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So gibt es  beim Hauptverband als  Dachorganisation keine 

statistischen Nachwei sungen , wie s ie die Versicherungsträger 

aufgrund von Weisungen des Bundesmini sters für soz iale 

Verwaltung zu erstel len haben . Umgekehrt gibt es  beim 

Hauptverband Sondervermögen , für die bereits seit Jahren 

Rechnungsab schlüsse erste l lt werden ; eine gesetz liche 

Grundlage besteht aber derzeit nicht . Die Beschluß fassung 

über die Entlastung der Sektionsausschüsse ist 

aus s chließ lich eine Aufgabe des Hauptverbandes ;  auf der 

anderen Seite i st die Beschluß fas sung über allfällige 

Zuwei sungen an den Unterstützungs fonds nur eine Aufgabe der 

Hauptversammlung eines Versicherungsträgers . 

Der Änderungsvorschlag s ieht daher die Einfügung eines 

neuen Ab s .  2 vor , der spe z ie l l  die Aufgaben der 

Hauptversammlung des Hauptverbandes regelt , während der 

bestehende Abs .  1 darauf beschränkt wird , die Aufgaben der 

Hauptversammlung des Versicherungsträgers aufzuzäh len . 

Die Änderung in der Absatzbezeichnung für die neuen 

Abs .  3 und 4 (bi sherige Abs .  2 und 3 des § 4 3 5 ASVG) ergibt 

s ich aus der Einfügung des neuen Abs . 2 .  

Die Ergänzung im Abs .  4 ( neu) des § 4 3 5  ASVG ist 

ebenfalls durch die Einfügung de s neuen Abs .  2 bedingt . 

Z u  Art . V Z 8 ( §  4 4 7  a Abs . 5 ) : 

Bereits für das Ge schäftsj ahr 1 9 7 9  (Art . XXI Abs .  1 1  der 

3 3 .  Novel le zum ASVG) , das Geschäftsj ahr 1 9 8 0  (Art . VI I 

Abs .  6 der 3 4 . Nove l le zum ASVG) und das Geschäftsj ahr 1 9 8 1  

(Art . IX Abs .  7 der 3 5 . Novel le zum ASVG) hat der 

Gesetzgeber die Obergrenze für die besondere Rücklage des 

Ausgleichs fonds der Krankenversicherungsträger von 2 , 4  vH 

auf 1 , 5 vH der Summe der Beitragseinnahmen der am Fonds 

beteiligten Krankenver sicherungsträger herabgesetzt . Für das 

Jahr 1 9 8 2  wurde durch Art . VI I I  Abs .  5 und 1 5  der 

3 7 . Nove lle zum ASVG die besondere Rücklage verringert , 
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sodaß sie zum Stichtag 3 1 . Dezember 1 9 8 2  nur 3 2 1 , 3  Mil lionen 

Schi lling betrug . Der theoreti sche Höchststand zu diesem 

. Stichtag ( 2 , 4  vH der Summe der Beitragseinnahmen) hätte 

bereits 7 2 5 , 5  Mi l lionen Schilling betragen . 

Es wird daher vorge schlagen , daß der Höchstbetrag der 

gebundenen Rücklage auf Dauer mit 1 vH der Summe der 

Be itragse innahmen der am Ausgleich s fonds beteiligten 

Krankenversicherungsträger begrenzt wird . Im Jahre 1 9 8 4  

wUrde damit die gebundene Rücklage die Höhe vop 

3 4 8  Mi llionen Schi l ling erreichen . Dieser Betr�g reicht zur 

Erfüllung der Zwecke , für die die gebundene Rü�klage 

geschaffen wurde , aus . 
. " j 

Zu Art . V Z 9 (§  4 4 7  g Abs . 6 ) : 

Die vorgeschlagene Änderung geht auf eine Anregung des 

Hauptve rbandes zurück . Durch die nach dem Vorsdhlag 

ermögl ichten zusätz lichen Uberwei sungstermine �ollen die 

nach dem 2 0 . eine s Monats einge langten Beträge den am Fonds 

beteiligten Pens ionsversicherungsträgern frühe� zur 

Verfügung gestellt werden , als  es der geltende Gesetzestext 

vorsieht . Eine ungünstige Kas senlage des 

Pensionsversicherungsträgers wird dann anzunehmen sein , wenn 

zur Aus zahlung der Pensionen mehr a l s  die Häl fte der 

Sperreinlagen aufgelöst werden müs sen . 

Z u  Art . V Z 1 0  ( §  4 5 3  Abs .  3 ,  4 und 5 ) : 

Gemäß § 1 3  Ahs .  4 der Mustersatzung des HaQptverbandes 

hat der Obmann im Einvernehmen mit seinen Ste ll�ertretern , 

im Falle ihrer Abwesenheit oder Verhinderung auah ohne deren 

Mitwirkung , Angelegenheiten , die in den Wirkungskrei s  der 

Hauptversammlung , de s Vorstandes oder eines ständigen 

Aus schus ses fallen , bei Ge fahr im Verzug so weit selbst zu 
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besorgen , ala e s  notwendig ist , um einen der Kasse drohenden 

Schaden abzuwehren bzw .  einen ihr entgehenden Vortei l zu 

sichern . Da s ich auch in j enen Fällen , in denen der Vorstand 

gemäß § 4 3 8  Abs .  1 ASVG im Einverständnis mit dem 

Uberwachungsaus schuß vorzugehen hat , die Notwendigkeit 

ergeben kann , durch unverzügliche Handlungen den 

Versicherungsträger vor drohendem Schaden zu bewahren , soll 

au fgrund eines Vorschlages des Hauptverbandes die 

sogenannten Obmann-Verfügung auch auf diese Fä l le ausgedehnt 

werden . Gleichzeitig soll die sowohl in der Satzung des 

Hauptverbandes als  auch in der Mustersatzung des 

Hauptverbandes für die Krankenvers icherungsträger als  

verbindlich vorgesehene Bestimmung über die 

Obmann-Verfügungen im Gesetz verankert werden . 

Z u  Art . V Z 1 1  ( §  4 6 6  Abs .  2 ) : 

Die vorge schlagene Änderung dient der besseren 

Lesbarke it dieser Bestimmung . 

Zu Art . V Z 1 2  ( §  5 0 2  Abs .  5 ,  6 ,  7 und 8 ) : 

Nach den einschlägigen Bestimmungen des ASVG s ind 

Personen , die in der Z eit vom 4 .  März 1 9 3 3  bis 9 .  Mai 1 9 4 5  

aus politischen Gründen - außer wegen 

nationa lsoz ialisti scher Betätigung - oder religiösen Gründen 

oder aus Gründen der Abstammung in ihren 

soz ialversicherungsrechtlichen Verhältnis sen einen Nachtei l  

erlitten haben bzw .  ausgewandert s ind und die vorher i n  der 

Zeit seit dem 1 .  Juli 1 92 7  Beitrags zeiten (§ 2 2 6  ASVG) oder 

Ersat z zeiten (§§  2 2 8  oder 2 2 9  ASVG ) zurückgelegt haben , zu 

begünstigen . 

Bei der Abfassung der Bestimmungen der § §  5 0 0 ff ASVG 

ließ s ich der Gesetzgeber von dem Wunsch leiten , den Kreis 
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der begünstigten Personen in den 

soz ialversicherungsrechtlichen Verhältni s sen . so zu ste l len , 

als  ob keine Benachtei ligung im Versicherung�verlauf 

eingetreten wäre . Das hat aber zur Voraus set�ung , daß dem 

Begünstigungstatbestand Beitragszeiten oder �rsatz zeiten -

ein soz ialversicherungsrechtl iches Verhältni� - vorangehen 

müs sen . 

Von dieser Voraus setzung soll nach dem Entwur f  in 

folgenden Fäl len Abstand genommen werden : 

1 .  Verfolgte Personen der Jahrgänge 1 9 2 2  und folgende 

waren aufgrund ihre s Lebensalters mitunter nicht in der 

Lage , vor der Zeit ihrer Ver folgung Versicherungs zeiten zu 

erwerben . Nach der geltenden Rechts lage kann �B eine 

dreieinhalbj ährige Haftz eit in Konzentrations �agern eines 

Versicherten des Geburtsj ahrganges 1 9 2 7  nicht l berücksichtigt 

werde n ,  we il vor der Freiheitsbeschränkung kelne 

Versicherungs zeiten vorl iegen . Die Erweiterun, der 

Begünstigungsvorschri ften im Sinne des Vorsch�ages auf 

Änderung de s § 5 0 2  Abs . 6 ASVG ist zweifellos sachlich 

gerechtfertigt und ste l lt eine Möglichkeit zut 

Wiedergutmachung der aus politischen Gründen , religiösen 

Gründen oder aus Gründen der Abstammung berei�s im 

Kindesalter eingetreten Verfolgung dar . 

2 .  Für die Beurtei lung , inwieweit der Beauch e iner 

mittleren Schule als Ersatz zeit im Sinne des S 5 0 2  ASVG 

gi lt , ist § 2 2 7  Z 1 ASVG heranzuz iehen . Demnaah muß der 

Schulbesuch folgende Merkmale aufwe isen : 

a )  muß e s  sich um Z eiten nach Vol lendung des 

1 5 . Lebensj ahres handeln , 

b )  muß das Schul ( Studien- bzw . Ausbildungs ) j ahr 

frühestens im Kalenderj ahr der Vol lendung de s 

1 5 . Lebensj ahres begonnen haben und 

c )  kann schließ lich nur ein volles Schulj ahr 

berücksichtigt werden , wobei auch die Anrechnungs

und Lagerungsvorschri ft ( acht Monate �b 

1 .  November )  zeigt , daß eine TeilberüCks ichtigung 
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ausgeschlos sen sein soll (vgl . diesbezüglich auch 

die Erkenntni s se des VwGH 8 7 3 / 6 9 , 8 8 4 / 7 4 ) . 

In letzter Zeit haben s ich Eingaben gemehrt , in denen 

eine Änderung der in Rede stehenden Bestimmungen verlangt 

wird . So komme e s  bei Emigranten des Geburt s j ahrganges 1 9 2 2  

immer wieder vor , daß s ie zwar noch in die sechste K lasse 

einer höheren Schule eingetreten s ind und damit das 

Schulj ahr begonnen haben , j edoch info lge der Ereigni sse im 

März 1 9 3 8  das Schulj ahr nicht mehr beenden konnten . Dieser 

Personenkrei s  könne somit nicht unter den Anwendungsbereich 

der Bestimmungen der §§ 5 0 0 f f ASVG fal len . Durch die 

vorgeschlagene Einfügung eines § 5 0 2  Abs .  7 ASVG soll für 

j enen personenkrei s , der das Schulj ahr 1 9 3 7 / 3 8 , für das 

erstmalig eine Ersatz z eit entstanden wäre , aus Gründen der 

Abstammung nicht mehr abschließen konnte , deren Schädigung 

aber erst nach Vol lendung des 1 5 . Lebensj ahres begonnen hat , 

die Möglichkei t  geschaf fen werden , von den 

Begünstigungsbestimmungen im Rahmen des ASVG Gebrauch zu 

machen . 

Gemäß dem durch die 3 2 . Novelle zum ASVG , 

BGB1 . Nr . 7 0 4 / 1 9 7 6 ,  eingefügten Absatz 5 de s § 5 0 2  gi lt 

Absatz 4 auch für Personen , bei denen nachweis lich eine 

Auswanderung aus Gründen , auf die der Betre ffende keinen 

Einfluß hatte , erst nach dem 9 .  Mai 1 9 4 5  möglich war , wenn 

die Auswanderung nicht später als  am 3 1 . Dez ember 1 9 4 9  

erfolgt ist . 

Nach den Erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage 

dieser Novel le ( 1 8 1  d . B . , XIV . GP ) reiche nach einem Hinwei s  

einer amerikanischen Stelle der Endtermin 9 .  Mai 1 9 4 5  in der 

Praxi s nicht aus und benachteilige vor a llem j ene Personen , 

die nach ihrer Befre iung aus den Konzentrationslagern nach 

österreich zurückgekehrt seien , um hier bis zur endgültigen 

Auswanderung in das Bestimmungs land ihren Aufenthalt zu 

nehmen . Die Praxis der Pensionsversicherungsträger in 

s inngemäßer Anwendung der im Aus landsrenten-Ubernahmegesetz 

vorgesehenen Regelung reiche nicht aus , in a llen Fällen eine 
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SchlechtersteIlung des Personenkreises, dem di� Emigration 

innerhalb dieses Zeitraumes nicht möglich war, zu 
verhindern. Deshalb solle dem § 5 0 2  ein neuer �satz 5 

angefügt werden. Der Ausschuß für soziale Verw,ltung ( 3 8 8  

BgINR, XIV.GP, ) ergänzte die Regierungsvorlage dadurch, daß 

der Endtermin für die begünstigte Auswanderung mit 

3 1 . Dezember 1 9 4 9  festgesetzt wurde. 

Wie der Verwa1tungsgerichtshof in seinem �rkenntnis vom 
8 .  Juni 1 9 7 9 , Zl. 2 6 9 4 / 7 8 , ausgeführt hat, erg�bt sich 

sowohl aus dem in den Erläuternden Bemerkungen jgegebenen 
Beispiel der Rückkehr nach österreich nach der IBefreiung aus 
dem Konzentrationslager a ls auch aus der weite�n Wendung, 

es sol le die SchlechtersteIlung jenes Personen�eises 

vermieden werden, dem die Emigration innerhalb des 

Zeitraumes bis 9 .  Mai 1 9 4 5  nicht möglich gewesen sei, 
schlüssig, daß eine Person, die vor. dem 9 .  Mai 1 9 4 5  

ausgewandert ist , nicht die Begünstigung unter Berufung auf 
§ 5 0 2  Ahs. 5 ASVG beanspruchen kann. 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

ist eine Auswanderung nur dann als "mißglückt" rttit der 

Rechtsfolge der Begünstigungen einer (neuerlich�n) 

Auswanderung gemäß § 5 0 2  Ahs. 5 ASVG anzusehen, wenn eine 

Person, die ihren ständigen Wohnsitz in das Ausland verlegt 

hat, dort von der Verfolgung durch den NS-Staat eingeholt 

wurde (Erkenntnis vom 2 5 . Jänner 1 9 8 0 , Z l. 3 2 5 6 / 7 8 ) . Unter 

Bedachtnahme auf die angeführte Judikatur ergibt sich 

folgendes: Nach der geltenden Rechtslage werden Emigranten 

begünstigt, die auf ihrer Flucht von der 
nationalsozialistischen Verfolgung eingeholt und (in 

Konzentrationslagern) festgehalten wurden. Jene Auswanderer 

aber, die an ihrem Fluchtort neuerlich (zB als "�eindlicher 

Ausländer" von der UdSSR in Karaganda) internier� wurden , 
dann (nach 1 9 4 5 )  nach österreich zurückkamen und :1 erst jetzt 
die Gelegenheit zur endgü ltigen Auswanderung fanCen, werden 

nicht ohne weiteres begünstigt. Ebenso nicht all emein 
begünstigt werden j ene Emigranten, die aus ihrem Exilort (zB 
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Shanghai)  neuerlich flüchteten , dabei zurück nach ö sterreich 

kamen und erst von hier aus endgültig ( zB in die USA) 

auswandern konnten . 

Aufgrund einer Anregung einer amerikanischen 

H i l fsorganisation für Opfer des Nationa l soz ialismus wird 

vorgeschlagen , die Bestimmungen des § 5 0 2  Abs .  5 ASVG 

dahingehend zu ändern , daß auch sogenannte " Spätemigranten" 

( d . s .  Personen , die erst nach dem 9 .  Mai 1 9 4 5  endgültig aus 

österreich auswandern konnten) in j edem Fal l  in den Genuß 

der Begünstigungsbestimmungen ( insbesondere der begünstigten 

Nachentrichtung von Vers icherungsbeiträgen) gemäß 

§§ 5 0 0 ff ASVG kommen sol len . 

In den in Rede stehenden Fällen hande lt e s  s ich um 

Einzelfä l le , sodaß für eine Nove l lierung nicht so sehr 

sozialpolitische , sondern humanitäre Gründe aus schlaggebend 

sind . 

Zu Art . V Z 1 3  (§  5 0 6  b ) : 

Im Zusammenhang mit Regelungen betre ffend die Ubernahme 

der Durchführung der Sozialversicherung in den 

Zollaus s chlußgebieten der Gemeinden Junghol z  ( politischer 

Bez irk Reutte) und Mittelberg (politischer Bez irk Bregenz ) 

durch die österreichischen Vers icherungsträger ( Z  1 4  des 

Schlußprotoko lls zum Ersten ö sterreichisch-deutschen 

Abkommen über So z ia lversicherung vom 2 1 . Apri l  1 9 5 1 , 

BGB1 . Nr . 8 / 1 9 5 3 )  wurde in dieser Bestimmung auch 

fe stge legt , daß " das Nähere zur Durchführung der 

Soz ialversicherung in diesen Gemeinden die oberste 

Verwaltungsbehörde der Republik ö sterreich durch Verordnung 

bestimmt" . 

Eine entsprechende Bestimmung wurde in das geltende 

österreichi sch-deutsche Abkommen über Soz iale Sicherheit vom 

2 2 . Dezember 1 9 6 6 , BGB1 . Nr . 3 8 2 / 1 9 6 9 , übernommen ( Z  2 1  des 

Schlußprotokolls  zu die sem Abkommen ) . 
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Aufgrund dieser Ermächtigung hat der Bun�esmini ster für 

soz iale Verwaltung a l s  zuständige Behörde im �inne de s 

Art . I Z 4 de s genannten Abkommens ( in der Fa�sung des 

Zweiten Zusatz abkommens , BGB I .  Nr . 2 8 0 / 1 9 7 5 )  �ie Verordnung 

vom 1 4 .  März 1 9 7 0 , BGB I . Nr . 1 1 3 , über die Duichführung der 
i 

Soz ialversicherung im Zollaus schlußgebiet der ; Gemeinden 

Junghol z  und Mitte lberg erlas sen . 

Diese Verordnung s ieht im we sentlichen vQr , daß bei 
I 

Durchführung der Sozialversicherung (Kranken- J Unfall- und 

Pens ionsversicherung) im Z o l laus schluß gebiet die 

Ver s icherungsbe iträge und Leistungen in DM festzustellen 

s ind , wobei im Hinb lick au f die unterschiedliqhen 
I 

wirt schaftlichen Verhältnis se eine Umrechnung �im Verhältnis 

5 S = 1 DM und umgekehrt festgelegt ist . 

Im Hinbl ick darauf , daß diese verordnung�ermächtigung 

sowie die Verordnung aus s chl ieß lich den inner�taatlichen 

ö sterreich i schen Rechtsbereich betre ffen , ersclheint es 

sinnvo ll und zweckmäß ig , die entsprechende Rechtsgrundlage 

zur Erlas sung einer solchen Verordnung im innerstaatlichen 

Bere ich selbst vorzusehen , wie dies zB auch im Bereich der 

Arbeitslosenversicherung der Fall ist (§ 6 6  des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1 9 7 7 , BGBI . Nr . 6 0 9 ) . Dies 

erscheint insbesondere im Hinblick darau f geboten , daß eine 

Änderung der ge ltenden Verodnung unter Berücksichtigung 

einer vom österreichischen Stati sti schen Zentralamt 

durchgeführten Ermittlung des Kaufkraftparitätsvergleiches 

Schi l ling-DM für das Kleine Walsertal vorgesehen ist . Diese 

neue Verordnung könnte sodann auf der Grundlage der 

innerstaatlichen Verordnungsermächtigung erlas sen werden . 

Zu Art . VI I Abs .  1 :  

Die Regelung de s Abs .  9 im Art . VI I I  der 3 7 . Nove lle 

zum ASVG , BGBI . Nr . 5 8 8 / 1 9 8 1 , wird im Rahmen der 

gleichzeitig zur Begutachtung geste l lten Entwürfe einer 
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1 0 .  Nove lle zum GSVG b zw . einer 9 .  Novelle zum BSVG 

sinngemäß übernommen . Allerdings wird s ie erweitert , und 

zwar dahin , daß sie auch für den Bez ieher einer 

Invaliditätspension 

( Berufsunfähigke its-Knapp scha ft svo11pension) nach dem ASVG 

gilt , der neben dem Bezug dieser Pension im Wege der 

Selbstrehabilitation Beitragsmonate der Pflichtversicherung 

aufgrund einer se lbständigen Erwerb stätigkeit erworben hat . 

Dementsprechend soll auch Art . VII I  Abs .  9 der 3 7 . Novel le 

zum ASVG in analoger Weise erweitert werden . 

Art . VII Abs .  2 (Art . V Abs .  5 und 6 der 3 9 .  Nove lle zum 

ASVG : 

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen einer 

finanztechni schen Bereinigung . 

Z u  Art . VII Abs .  3 :  

Artikel V Abs .  5 und 6 der 4 0 . Novel le zum ASVG sehen 

eine Ti lgung der Restschulden der 

Pensionsvers icherungsanstalt der Arbeiter und der 

Pensionsver sicherungsanstalt der Angestellten beim 

Bundesbe itrag mit 3 1 . Dezember 1 9 8 4  vor . Die vorgesehene 

Formul ierung war zum Zeitpunkt ihrer Erstellung als 

ausreichend angenommen worden.  Bei der prakti schen 

Durchführung ergeben sich nunmehr j edoch Schwierigkeiten , 

sodaß folgende K larste llung erforderlich ist : 

Die geti lgte Verbindlichkeit ist in die Erfolgsrechnung 

als  sonstiger Ertrag aufzunehmen und erhöht damit den 

Gebarung süberschuß . Aus diesem Grund muß aber bei der 

Berechnung des gebührenden Bunde sbeitrags für das 

Geschä ftsj ahr 1 9 8 4  der geti lgte Betrag außer Betracht 

b leiben . Ebenso soll als  Bemes sungsgrundlage für die 
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Uberwei sung an den Unterstützungs fonds der um den geti lgten 

Betrag verminderte Gebarungsüberschuß herangezogen werden . 

Das gleiche gilt für die Festsetzung der 

Auftei lungs schlüssel nach § 447 g Abs .  8 ASVG . Diese 

Klarste llungen . sollen als Abs .  7 in den Artikel V der 

40. Nove lle aufgenommen werden . 

Zu Art . VI I Abs .  4 :  

Die Berechnung der Aufwertungs z ahl nach § 108 a ASVG 

und de s Richtwertes nach § 108 d ASVG in der F�ssung der 

40. Nove lle , BGB1 . Nr . 484 / 19 84, erfordert die Kenntni s  der 

Aufwertungszahl des Ausgangsj ahres bzw . des 

Ausgangszeitraume s . Für die Jahre 19 84 und 19 8 51 gibt es 

j edoch nach der neuen Rechts lage noch keine 

Aufwertungs z ahlen . Dem Art . V der 40. Novelle zum ASVG sol l 

daher ein Abs . 1 1  angefügt werden , welcher bestarnrnt , daß als 

Aufwertungsz ahlen für die Jahre 19 84 und 1 9 8 5  die 

Richtzahlen für diese Jahre heranzuziehen s ind . 
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

Ausnahmen von der Vo l l ver s i cherung 

§ 5 .  ( 1 )  Von der Vo l l ver s i cherung nach § 4 s i nd -
unbeschadet e i ner nach § 7 oder nach § 8 e i n t r e t enden 
Te i l ver s i cherung - ausgenommen :  

1 .  b i s  6 .  unveränder t .  

7 .  Ge i s t l i che der K a t hol i schen K i rche , d i e  auf den 
T i t e l  der D i özese gewe i h t  s i nd ,  sow i e  ge i s t l i che 
Amt s t r äger der Evange l i schen K i r che Ae . i n  Os t er r e i Ch 
oder der E vange l i schen K i rche HB . i n  Os t er r e i ch 
h i ns i ch t l i ch der See l sorge t ä t i gke i t  und der sons t i gen 
Tä t i gke i t ,  d i e  s i e  i n  E r fü l l ung i hrer ge i s t l i chen 
Ver p f l i ch t ung ausüben , zum Be i sp i e l  des 
R e l i g i onsun ter r i ch t es , ferner Angehör i ge der Orden und 
Kongrega t i onen der K a t ho l i schen K i rche sow i e  der 
Ans t a l t en der E vange l i schen D i akon i e ,  a l l e  d i ese 
Per sonen , wenn s i e  n i ch t  i n  e i nem D i en s t ve r hä l t n i s  zu 
e i ner anderen Körper sch a f t  ( Per son ) a l s  i hrer K i rche 
bzw . deren E i nr i ch t ungen ( Orden , Kongregat i on ,  Ans t a l t 
der E vange l i schen D i akon i e )  s t ehen ; 

8 .  und 9 .  unveränder t .  

1 0 .  den He i ma r be i t ern nach den j ewe i l i gen 
geset z l i chen Vor schr i f t en über d i e  He i marbe i t  
g l e i chges t e l l t e Zw i schenme i s t er ( S t ückme i s t er ) ,  d i e  a l s  
s o l che i n  der Gewerb l i chen 
S e l bs t ä nd i genkr ankenver s i cherung ver s i cher t s i nd .  

( 2 )  unveränder t .  

Sonst i ge Te i l ver s i cherung 

§ 8 .  ( 1 )  Nur i n  den nachs tehend angeführ t en 
Ver s i cherungen s i nd überd i es auf Grund d i eses 
Bundesgese t zes vers i Cher t ( t e 1 l ver s 1cner t ) i  

1 .  i n  der Kr ankenver s i cherung 

a )  und b )  unveränder t .  

c )  Per sonen , d i e  aufgr und der Bes t i mmungen des 
Wehrgeset zes 1 978 orden t l i chen oder 

S E I TE . ,  

ASVG-Vorgesc h l . 
"
"Fassung 

Ausnahmen von der Vo l l ver s i cherung 

§ 5 .  ( 1 )  Von der Vo l l ver s i cherung nach § 4 s i nd -
unbeschade t e i ner nach § 7 oder nach § 8 e i n t re t enden 
Te i l ve r s i cherung - ausgenommen : 

1 .  b i s  6 .  unveränder t .  

* 7 .  Ge i s t l i che der K a t ho l i schen K i rche , sow i e  
* ge i s t l i che Amt s t r äger der E vange l i schen K i rche AB . i n  
* Os t erre i ch oder der Evange l i schen K i rche HB . i n  
* Os t er r e i ch h i n s i ch t l i ch der See l sorge t ä t i gke i t und der 
* sons t i gen Tä t i gke i t ,  d i e  s i e  i n  E r fü l l ung i hr er 
* ge i s t l i chen Verp f l i ch t ung ausüben , zum Be i sp i e l  des 
* R e l i g i onsun t er r i ch t es , ferner Angehör i ge der Orden und 
* Kongrega t i onen der K a t ho l i schen K i rche sow i e  der 
* Ans t a l t en der Evange l i schen D i akon i e ,  a l l e  d i ese 
* Per sonen , wenn s i e  n i ch t  i n  e i nem D i en s t verhä l t n i s  zu 
* e i ner anderen Körperscha f t  ( Per son ) a l s  i hr er K i rche 
* bzw . deren E i nr i Ch t ungen ( Orden , Kongrega t i on ,  Ans t a l t 
* der Evange l i schen D i akon i e )  s t ehen ; 
* 

8 .  und 9 .  unveränder t .  

1 0 .  den He i marbe i t er n  nach den j ewe i l i gen 
geset z l i Chen Vor schr i f t en über d i e  He i marbe i t  
g l e i chges t e l l t e Zw i schenme i s t er ( S t ückme i s t er ) ,  d i e  a l s  
sol che i n  der Gewer b l i chen 

* S e l bs t änd i genkr ankenver s i cherung ver s i cher t s i nd ;  

* 
* 
* 
* 

1 1 .  Zei t so l d a t en 1 m  S i nne des Wehrgeset zes 1 978 
h i n s i ch t l i ch e i ner Beschä f t i gung , d i e  d i e  
Te i l vers i cherung i n  der K r anken- und i n  der 
Pens i on sver s i cherung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 begründet .  

( 2 )  unveränder t .  

Sons t i ge Te i l vers i cherung 

§ 8 .  ( 1 )  Nur i n  den nach s t ehend angeführ t en 
Ver s L�berungen s 1 ng llber d 1 es auf Grund d ieses 
Blindesgese t zes ver s i cher t ( t  e 1 1  ver s i cher t ) : 

1 .  i n  der K r ankenver s i cherung 

SE I TE 

a )  und b )  unveränder t .  

c )  Per sonen , d i e  au fgrund der Bes t i mmungen des 
Wehrgese t zes 1 978 orden t l 1.chen oder 
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ASVG-Ge l t ende Fas sung 

außerorden t l i chen P räsenzd i en s t  l e 1 s t en ,  sowe 1 t  * 
s i e  n i ch t auf  Grund anderer bundesgese t z l i cher * 
Vor schr i f t en i n  der Krankenver s 1 cherung * 
p f l i ch t ve r s i cher t s i nd . * 

* 

d )  unveränder t .  

d i e  un ter l i t .  a ,  b und d genann t en Per sonen j edoch nur , 
wenn und sol ange s i e  s i ch s t änd i g  i m  I n l and a u fha l t en ; 

2 .  unveränder t .  

3 .  i n  der Unfa l l ver s i cherung h i ns i ch t l i ch der 
nach s t ehend beze i chne ten Tä t 1 gk e 1 t en 
( Beschä f t i gungSverhä l t n i sse ) : 

a )  b i s  f )  unveränder t .  

g )  E i nz e l or gane und M 1 t g 1 1 eder von 
Ko l l ek t 1 vorganen der gese t z l i chen beruf l i chen 
Ver t re t ungen der D i en s t nehmer und der * 
D i en s t geber , der Landw 1 r t scha f t sk ammer n  sow i e  * 
der 1 m  § · 8 Abs . 1 Z .  4 l i t .  b oder c genann t en * 
Per sonen , d i e  auf Grund der d i e se Ver t r e t ung * 
r ege l nden geset z l i chen Vor schr i f t en gewäh l t  * 
oder son s t  bes t e l l t  s i nd , i n  Ausübung der i hnen * 
auf Grund i hrer Funk t i on ob l i egenden P f 1 1 ch t en ,  * 
sowe i t  n i cht  e i ne l andesgese t z l i che Rege l ung * 
über Unfa l l für sorge bes t eh t ; * 

* 

h )  b i s  j )  unveränder t .  

4 .  i n  der Kr anken- und Un fa l l ver s i cherung 

a )  b i s  c )  unver änder t .  

d )  Z i v i l d i en s t l e i s t ende i m  S i nne des 
Z i v i l d i en s t gese t zes , BGB 1 . Nr . 1 87/ 1 974 . 

( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

SE I TE 2 

* 

* 
* 
* 
* 

ASVG-VorgeSch l .  Fassung 

außeror den t l i chen P räsenzd i en s t  l e i s t en 
- ausgenommen d i e  i n  Z 5 genann t en Ze i t so l d a t en 
- sowe i t  s i e  n i ch t  n ach d i e sem oder e i nem 
anderen Bundesgese t z  i n  der K r ankenve r s i cherung 
p f l i ch t ver s i cher t  s i nd , 

d )  unveränder t .  

d 1 e  un t er 1 1 t .  a ,  b und d genann t en Per sonen J edoch nur , 
wenn und so l ange s i e  s 1 ch s t änd i g  i m  I n l and au fha l t en ; 

. 2 .  unveränder t .  

3 .  i n  der U n fa l l ver s i cherung h i n s 1 ch t l i ch der 
nach s t ehend bez e i chne t en Tät 1 gke 1 ten 
( Beschä f t i gungSverhä l t n i s se ) : 

a )  b i s  f )  unveränder t .  

g )  E i nze l organe und M i t g l i eder von 
Ko l l ek t i vorganen der geset z l i chen ber u f l i chen 
Ver t re t ungen sow 1 e  der Beru fsvere 1 n 1 gungen der 
D i en s t nehmer und der D 1 en s t geber , der 
Landw i r t scha f t skammer n  sow i e  der 1 m  § 8 Abs . 1 
Z 4 l i t t  b oder c genann t en Per sonen , d i e  
au fgr und der d i ese Ver t re t ung r ege l nden 
Vor schr i f t en gewäh l t  oder son s t  bes te l l t  s i nd ,  
i n  Ausübung der i hnen au fgrund i hrer F unk t i on 
ob l i egenden P f l i ch t en , sowe i t  n i ch t e i ne 
l andesgese t z 1 1 ch e  Rege l ung über Unfa l l für sorge 
bes t eh t ; 

h )  b i s  j )  unverände r t .  

4 .  i n  der K r anken- und U n fa l l ver s i cher ung 

a )  b i s  c )  unveränder t .  

d )  Z i v 1 l d i en s t l e 1 s t ende 1 m  S 1 nne des 
Z 1 v i l d 1 en s t geset zes , BG8 1 . Nr . 1 87/ 1 974 ; 

5 .  i n  der K r anken- und Pens i on sver s i cherung 
Ze i t so l da t en ,  sowe i t  s i e  Anspruch auf beru f l i che 8 i l dung 
haben ( § § 33 b zw . 4 1  Abs . 4 des Wehrgese t zes 1 978 ) , i m  
l e t z t en Jahr 1 hres Wehrd 1 en s t es a l s  Z e 1 t so l da t en·. 

{ 2 )  b i s  � 6 )  UfwerenderT � - � . � n _0 
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AS VG-Ge 1 t ende Fas sung 

Beg i nn der P f l i ch t ve r s i cherung 

§ 1 0 .  ( 1 )  unver änder t .  

( 2 )  0 1 e  P f 1 i ch t ver s l cher ung der i n  der K r ankenp f l ege 
se l bs t änd i g  erwerbs t ä t i gen Per sonen , der se l bs t änd i gen 
Pecher und der se l b s t änd i gen W i n zer ( §  4 Abs .  3 Z .  2 ,  4 
und 9 ) , der s e 1 bs t änd l g  Erwerbs t ä t i gen und i hrer 
F am i l i enangehör i gen ( §  8 Abs 1 Z .  3 1 1 t .  a ) , der 
Te i l nehmer an Umschu l ungs- , Nachschu 1 ungs- und sons t i gen 
Ausb i l dungs l ehrgängen sow i e  der Lehrenden be i sol chen 
Lehrgängen und der VO l on t äre ( §  8 Abs . 1 Z .  3 l i t .  c )  
sow i e  der M i t g l i eder der Organe der gese t z l i chen 
beru f l i chen Ver t r et ungen ( §  8 Abs .  1 Z .  3 l i t .  g )  
beg i nn t  m i t dem Tag der Aufnahme der 
ver s i cherungsp f 1 1 ch t i gen Tä t i gke i t . 

( 3 )  und ( 4 )  unver änder t .  

( 5 )  O i e  P f l i ch t ver S l cherung der i m  § 4 Abs . 3 Z .  3 
und 6 und § 8 Abs . 1 Z .  3 l i t .  f ,  h und i sow i e  Z .  4 
beze i chne t en Per sonen und d i e  K r ankenve r s i cherung der 
nach § 9 e i nbezogenen Per sonen beg i nn t  m i t dem E i n t r i t t  
des Ta t bes t andes , der den Grund der Ver s i cher ung b i l de t . 
Das Nähere h i ns i ch t l i ch der Kr ankenver s i cherung der nach 
§ 9 e i nbezogenen Per sonen w i rd durch d i e  Verordnung über 
d i e E i nbez 1 ehung gerege l t .  

( 6 ) und ( 7 )  unveränder t .  

§ 1 2 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  O i e  P f l i ch t ver s l cherung der i m  § 4 Abs . 3 Z .  3 
und 6 und § 8 Abs . 1 Z .  3 l i t . f ,  h und i sow i e  Z .  4 
beze i chne t en Per sonen und d i e  K rankenver s i cherung der 
nach § 9 e l nbezogenen Per sonen endet  m i t dem Wegfa l l  des 
für d i e  Ver s i cherung maßgeb l i chen Ta t be s t andes . § 1 0  
Abs . 5 l e t z t er S a t z  g i l t  ent sprechend . 

( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  

S E I TE 3 

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

Beg i nn der P f l i ch t ver s i cherung 

§ 1 0 .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  O i e  P f l l ch t ver s i cherung der i n  der K r ankenp f l ege 
se l bs t änd 1 g  erwerbs t ä t i gen Per sonen , der s e l b s t änd i gen 
P echer und der se l bs t änd i gen W i nzer ( §  4 Abs . 3 Z .  2 ,  4 
und 9 ) , der se l bs t änd i g  E rwerbs t ä t i gen und i hrer 
F am i l i enangehör i gen (§  8 Abs 1 Z .  3 l i t .  a ) , der 
Te i l nehmer an Umschu l ungs- , Nachschu l ungs- und son s t i gen 
Ausb i l dungs l ehrgängen sow i e  der Lehrenden be i s o l chen 
Lehrgängen und der Vo l on t är e  ( §  8 Abs . 1 Z .  3 1 i t .  c )  
sow i e  der M i t g l i eder der Organe der gese t z l i chen 

* beru f l i chen Ver t r e t ungen und der Beru fsvere i n i gungen der 
* D i en s t nehmer und der D i en s t geber ( §  8 Abs .  1 Z .  3 
* 1 i t .  g )  beg i nn t  m i t dem Tag der Au fnahme der 
* ver s i cherungsp f l i ch t i gen T ä t i gke i t . 

( 3 )  und ( 4 )  unveränder t .  

* ( 5 )  O i e  P f l i ch t ver s i cher ung der i m  § 4 Abs . 3 Z 3 
* und 6 und § 8 Abs . 1 Z 1 1 i t .  c ,  Z 3 1 1 t .  f ,  h und i 
* sow i e  Z 4 und 5 beze i chne t en Per sonen und der P e r sonen , 
* d i e  i n  e i ner E 1 nr i ch t ung un t ergebr ach t s l nd ,  d i e  der 
* med i z i n i schen Rehab i l i t a t i on oder Ges undhe i t s vor sorge 
* d i en t  ( §  8 Abs . 1 Z 3 1 i t .  c )  und d i e  
* Kr ankenver s i cherung der nach § 9 e i nbezogenen Per sonen 
* beg i nn t  m i t dem E i n t r i t t  des Ta t bes t andes , der den Grund 
* der Ver s i cher ung b i l de t . Das Näher e  h i ns i cht l i ch der 
* Kr ankenver s i cherung der nach § 9 e i nbezogenen Per sonen 
* w i rd durch d i e  Verordnung über d i e  E i nbez i ehung 
* gerege l t .  

( 6 )  und ( 7 )  unveränder t .  

§ 1 2 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unver änder t .  

* ( 4 )  O i e  P f l i ch t ver s i cherung der i m  § 1 0  Abs . 5 
* bezei chne t en Per sonen ende t m i t dem Wegf a l l  des für d i e  
* Ver s i cherung maßgeb l i chen Ta t bes t andes . § 1 0  Abs .  5 
* l e t z t er S a t z  g i l t  en t sprechend . 
* 
* 

( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  
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ASVG-Ge l t ende Fas sung 

b )  Pens 1 onsver s 1 cher ung der Anges t e l l t en 

§ 1 4 .  ( 1 )  Zur Pen S i onsver s i cher ung der Anges t e l l t en 
gehören d i e  i n  der Pens i onsver s i cherung 
p f l i ch t ver s i cher ten Per sonen h i n s i ch t l i ch j ener 
BesChä f t i gungen , d 1 e  n 1 ch t  d i e  Zugehör i gke i t  zur 
knapPsch a f t l i chen Pens i onsver s i cherung nach § 1 5  
begr ünden , 

1 .  b i s  6 .  unveränder t .  

7 .  wenn s i e  gemäß § 7 Z . 4 l 1 t . b a l s  ge i s t l i che 
Amt s t räger der E vange l i schen K i rche H . B .  ver S i cher t 
s i nd .  

ASVG-Vorgesch l .  F �ssung 

b )  Pen s i onsver s i cherung der Ange s t e l l t en 

§ 1 4 .  ( 1 )  Zur Pens i onsver s i cher ung der Anges t e l l t en 
gehören d i e  i n  der Pens i onsver s i cherung 
p f l i ch t ver s i cher t en Personen h i ns i ch t l i ch j ener 
Beschä f t i gungen , d i e  n i ch t  d i e  Zugehör i gk e i t zur 
knappscha f t l i chen Pens i onsve r s i cher ung nach § 1 5  
begrÜnden , 

1 .  b i s  6 .  unveränder t .  

7 .  wenn s 1 e gemäß § 7 Z . 4  l 1 t . b  a l s  ge i s t l i che 
Amt s t r äger der E vange l i sChen K i rche H . B .  ver s i cher t 

* s i nd ;  

* 8 . wenn s i e  gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 a l s  Ze i t so l da t en 
* ver S i cher t s i nd . 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  ( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

S e l b s t ver s i cher ung i n  der Kr ankenver s i cherung S e l b s t ver s i cherung i n  der Kr ankenver s i cherung 

§ 1 6 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  § 1 6 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  D i e  Se l bs t ver s i cherung SCh l i eß t  be i Per sonen , d i e  
nach d i e sem oder e i nem .anderen Bundesgeset z - außer dem 
Gewer b l i chen Soz i a l ver s i cherungsgese t z  oder dem 
Bauern-Soz i a l ver S i cherungsgese t z  - k r ankenver s i cher t  
waren Oder für d i e  e 1 ne An spruchsberech t 1 gung i n  der 
Kr ankenver s i cherung bes t and , ze i t l i ch unmi t t e l bar an das 
E nde der vorangegangenen Ver s i cher ung bzw . 
Anspruchsberech t i gung an , wenn der An t r ag a u f  
Se l b s t ver s i cherung i nnerha l b  von sechs Wochen nach dem 
E nde der Ver s i cherung bzw . Anspruchsberech t i gung 
ges t e l l t  w i rd .  In a l l en übr i gen F ä l l en beg i nn t  d i e  
Se l bs t ver s i cherung m i t dem a u f  d i e  An t r ags t e l l ung 
fo l genden Tag , be i Per sonen , d i e  aus der 
P f l i ch t ver s i cherung i n  der Gewerb l i chen 
Se l bs t änd i gen-Kr ankenver s i cherUng oder i n  der 
Bauern-Kr ankenver s i cherung ausgesCh i eden s i nd , j edOCh 
fr ühes t ens m i t dem Ab l au f  von 60 K a l endermona t en nach 
dem Aus sche i den aus d i eser P f l i ch t ver s i cherung . 

( 4 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

S E I TE 4 

( 3 )  D i e  S e l bs t ver s i cherung SCh l i eß t  be i Per sonen , d i e  
nach d i esem oder e i nem anderen Bundesgeset z  - außer dem 
Gewe rb l i chen S oz i a l ver s i cherungsgese t z  oder dem 
Bauern-Soz i a l ve r s 1 cherungsgese t z  - k r ankenver s i cher t 
waren oder für d i e  e i ne An spruchsberecht i gung i n  der 
K r ankenver s i cherung bes t and , ze i t l i ch unm i t t e l ba r  an das 
Ende der vorangegangenen Ver s i cherung bzw . 
Anspr uchsberecht i gung an , wenn der An t r ag a u f  
Se l b s t ver s i cher ung i nnerha l b  von sechs Wochen nach dem 
Ende der Ver s i cherung bzw . Anspruchsberech t i gung 
ges t e l l t w i rd .  In a l l en übr i gen Fä l l en beg i nn t  d i e  
Se l b s t ver s i cherung m i t dem au f d i e  An t r ag s t e l l ung 
fo l genden Tag , be i Per sonen , d i e  aus der 

* P f l i ch t ver s i cher ung gemäß § 2 des Gewer b l i chen 
* Soz i a l ver s i cherungsgese t zes bzw . gemäß § 2 des 
* Bauer n-Soz i a l ver s i cherungsgeset zes ausgesch i eden s i nd , 
* j edoch frÜhes t ens m i t dem Ab l au f  von 60 K a l endermona t en 
* nach dem Aussche i den aus d i eser P f l i ch t ver s i cherung . 

. t 4 )  b 1 s  ( 6 )  unver änder t .  
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ASVG-Ge l t ende Fas sung 

We i t er ver s i cherung i n  der Pens i onsve r s i cherung 

§ 1 7 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unverän�er t .  

( 5 )  D i e  i m  Abs . 1 genann t en Ze i t räume , i n  denen 
m i nde s t en s  sechs bzw . zwö l f Ver s i cherungsmona t e  erworben 
s e i n  müs sen , der i m  Abs . 3 genan n t e  Ze i t r aum von 
60 Mona t en und d i e  i m  Abs . 4 genann t e  F r i s t  von sech s 
Mona t en ver l ängern s i ch 

a )  b i s  c )  unveränder t .  

d )  um Ze i t en des orden t l i chen oder 

ASVG-Vorgesch l .  Fas sung 

We i t erver s i cherung i n  der P en s i onsver s i cherung 

§ 1 7 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  D i e  1 m  Abs . 1 genann t en Z e i t räume , i n  denen 
m i ndes t ens sechs bzw . zwö l f  Ver s i cherungsmona t e  e rworben 
se i n  müs sen , der 1m Abs . 3 genann t e  Ze i t r aum von 
60 Mona t en und d i e  1m Abs .  4 genann t e  F r i s t  von sechs 
Mona t en ver l änger n s i ch 

a )  b i s  c )  unveränder t .  

außerorden t l i chen Präsenzd i en s t es auf Grund der * 
Bes t immungen des Wehrgeset zes 1 97 8 ,  * 

d )  um Ze i t en des orden t l i chen oder 
außerorden t l i chen Präsenzd i ens t es - ausgenommen 
Z e i t en e i ner P f l i ch t ver s i cherung gemäß § 8 

e )  unveränder t .  

( 6 )  b i s  ( 9 )  unveränder t .  

Träger der Pen s i onsver s i cherung 

§ 25 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  D i e  Tr äger der Pens i onsver s i cherung führen d i e  
Pen s i ons ver s i cherung , für d i e  s i e  zus t änd i g  s i nd ,  nach 
den Vor sch r i f t en d i eses Bundesgeset zes durch . S i e  s i nd 
nach Maßgabe der j ewe i l s  h i e für ge l t enden Vor schr i f t en 
berech t i g t , E i nr 1 ch t ungen zur E r fü l l ung der i n  den 
§§ 300 b i s  307 d beze i chnet en Aufgaben , ausgenommen 
E i n r i ch t ungen zur Durchführung von Maßnahmen gemäß § 1 9  
Abs . 1 l i t .  a oder b des Arbe i t smark t förder ungsgese t zes , 
BGB 1 . Nr . 3 1 / 1 968 , zu err i ch t en , zu erwerben und zu 
bet r e i b en oder s i ch an E i nr i ch t ungen zur E r f ü l l ung der 
i n  den §§ 300 b i s  307 d beze i chnet en Aufgaben zu 
be t e i l i gen . 

S ach l i che Zus t änd i gk e i t  der T räger 
der Un fa l l ver s i cherung 

§ 2 8 . Zur Durchfüh r ung der U n fa l l ver s i cherung s i nd 
sach l i ch z us t änd i g ;  

1 .  unveränder t 

2 .  d i e  Soz i a l ver s i cherungsan s t a l t der Bauern ( §  1 3  
des Bauern-Soz i a l ver s i cherungsgeset zes ) für 

S E I TE 5 

* 
* 

Abs . 1 Z 5 - aufgrund der Bes t i mmungen des 
Wehrgese t zes 1 978 , 

e )  unveränder t .  

( 6 )  b i s  ( 9 )  unveränder t .  

Träger der Pens i onsver s i cherung 

§ 2 5 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  D i e  Träger der Pen s i onsver s i cherung führ en d i e  
Pen s i on sver s i cherung , für d i e  s i e  zus t änd i g  s i nd , n ach 
den Vor schr i f t en d i eses Bundesgese t zes durch . S i e  s i nd 
nach Maßgabe der j ewe i l s  h i e für ge l t enden Vor SChr i f t en 
berech t i g t , E i nr i ch tungen zur E r fü l l ung der i n  den 
§ §  300 b i s  307 d beze i chne t en Au fgaben , ausgenommen 
E i n r i ch t ungen zur Durch fÜhr ung von Maßnahmen gemäß § 1 9  
Abs . 1 l 1 t .  a oder b des Arbe i t smar k t förderungsges e t zes , 

* BGB 1 . Nr . 3 1 / 1 969 , zu err i ch t en ,  zu erwerben und zu 
bet r e i ben oder s i ch an E i nr i ch t ungen zur E r fO l l ung der 
i n  den § §  300 b i s  307 d beze i chneten Aufgaben zu 
be t e i l i gen . 

S ach l i che Z u s t änd i gke i t  der Träger 
der U n fa l l ver s i cherung 

§ 2 8 . Zur Durch führunji cjer JJJ1fjl l 1 ver s i charung s i nd  
��l i ch  zust ancft9 j - .. _ .. 

1 .  unveränder t 

2 .  d i e  S oz 1 a l ver s i cherungsan s t a l t der Bauer n  ( §  1 3  
des Bauern-Soz i a l ver s 1 cherungsgese t zes ) für 

S E I TE 5 
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

a )  b 1 s  h )  unveränder t .  

1 )  d i e  gemäß § 8 Abs . 1 Z .  3 1 1 t .  c 1 n  der 
Un fa l l ver s i cherung t e i l ver s 1 c�er t en Per sonen , 
d i e  i n  e 1 ner E i nr i ch t ung un t ergebrach t s i nd , 
d i e  der med i z i n i schen Rehab i l i t a t i on oder 
Gesundhe i t svor sorge d i en t , sofern d 1 e  
Soz 1 a l ver s i cherungsan s t a l t  der Bauern für s i e  
gemäß l i t .  a b i s  c d i e ses Bundesgeset zes bzw . 
gemäß § 1 3  des 
Bauern-Soz i a 1 ver s i cherungsgese t ze s  zur 
Durch führ ung der Un fa l l - bzw . .  
Pens i onsver s i cherung sach l i ch z u s t änd i g  i s t ,  

j )  unveränder t .  

3 .  u nveränder t .  

Ör t l i che Zus t änd i gke i t der Geb i e t sk r ankenkassen 

§ 30 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Für d i e  nach § 8 Abs . 1 Z . l l i t . c 
P f l i ch t ver s i cher t en r i ch t e t  s i ch d i e  ör t l i che 
Z u s t änd i gke i t  der Geb i e t skrankenkasse nach dem Wohns i t z 
des Wehrp f l i ch t i gen ; 1 s t  e i n  s o l cher n 1 ch t  gegeben , 1 s t  
d i e  W i ener Geb l e t Sk rankenkasse ör t l i ch z u s t änd i g .  

( 5 )  unveränder t .  

Haupt ver band der ös t er r e i ch i schen 
S oz i a l ver s i cher ung s t r äger 

§ 3 1 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

(a.} lRM ebl legt liisbesonder e : 

1 .  b i s  7 .  unveränder t .  

8 .  d i e  S t a t i s t i k  der Soz i a l ve r s i cherung nach den 
We i sungen des Bundesm i n i s t er i ums für soz i a l e  Verwa l t ung 
zu besorgen : 

S E ITE 6 

* 

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

a )  b i s  h )  unveränder t .  

i )  d i e  gemäß § 8 Abs . 1 Z .  3 1 i t .  c i n  der 
Unfa l l ver s i cherung t e i l ver s i cher t en Per sonen , 
d i e  i n  e i ner E i nr i ch t ung u n t ergebracht s i nd ,  
d 1 e  der med i z i n 1 schen / Rehab 1 l i t a t i on oder 
Gesundh e i t svor sorge d i en t , sofern d i e  
S oz i a l ver s i cherungsans t a l t  der Bauer n  für s i e  
gemäß l i t .  a b i s  c d i eses Bunde sgese t ze s  bzw . 
gemäß § 1 3  des 
Bauern-Soz i a l ver s i cherungsgeset zes z u r  
Durch führung d e r  K r anken- , Unfa l l - bzw . 
Pens i on sver s i cherung sach l i ch z u s t änd i g  1 s t ,  

j )  unveränder t .  

3 .  unveränder t .  

Ör t l i che Zus t änd i gk e i t  der Geb i e t S kr ankenka s sen 

§ 30 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

* ( 4 )  Für d i e  nach § 8 Abs . 1 Z 1 1 i t .  c 
P f l i ch t vers i cher t en r i ch t e t  s i ch d i e  ör t l i che 
Zus t änd i gke 1 t  der Geb 1 e t sk r ankenk a s se nach dem Wohn s i t z  
des Wehr p f l i ch t i gen ; i s t  e i n  so l cher n i ch t gegeben , i s t  

* d i e  W i ener Geb i e t skrankenk asse ör t l i ch zus t änd i g .  Für  
* d i e  genann t en Per sonen , d i e  unm i t t e l bar vor dem An t r i t t  
* des Pr äsenzd i en s t e s  1 n  der Kr ankenve r s i cher ung 
* p f l l ch t ver s i cher t waren oder deren P f l i ch t ver s i cherung 
* n i ch t  früher a l s  ach t Tage vor d i esem Z e i t punk t geendet 
* hat , b l e i b t  für d i e  Dauer des P r äsenzd i en s t e s  j ene 
* Geb i e t sk r ankenk a s se ör t l i ch zus t änd i g ,  d i e  d i e  dem 
* Präsenzd i en s t  zu l e t z t  vor angegangene K r ankenver s i cherung 
* durChge fÜhr t hat . 

* 
* 
* 

( 5 )  unveränder t .  

Haupt verband der ös t er r e i ch i schen 
Soz i a l ver s i cher ungs t r äger 

§ 3 1 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t . 
• ---• . •  __ ...--=...-."-�=��-

_--,---===-,_0.- _ _ _ _ 

( 3 )  I hm ob l i eg t  i nsbesonder e : 

1 .  b i s  7 .  unveränder t .  

8 .  d i e  S t a t i s t i k  der S oz i a l ver s i cherung i ns besonder e  
nach den We i sungen des Bundesm i n i s t e r s  f ü r  soz i a l e  
Verwa l t ung z u  besorgen i 
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

9 .  und 1 0 . unveränder t .  

ASVG-Vorgesch l .  F assung 

9 .  und 1 0 .  unveränder t .  

* 1 1 .  a )  i n  Wahrnehmung ö f fen t l i cher I n t eressen 
* vom Ges i ch t spunk t des Soz i a l ver s i cherungsrecht es 
* und der w i r t scha ft l i chen Tragfäh i gke i t 
* R i ch t l i n i en über d i e  ökonom i sche Ver schre i bwe i se 
* von He i lm i t t e l n  und He i l behe l fen au fzus t e l l en ;  
* i n  d i esen R i ch t l i n i en so l l  i nsbesondere auch * un t er Bedach fnahme auf d i e  Ar t und Dauer der 
* E r k r ankung bes t i mmt werden , i nw i ewe i t 
* Arzne 1 spez 1 a l 1 t ä t en für Rechnung der 
* Soz i a l ver S i cherungs t räger abgegeben werden 
* können ; durch d i e  R i ch t l i n i en dar f der 
* He i l zweck n i cht ge fährde t werden ; 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

b )  un t er Bedach t nahme au f § 1 33 Abs . 2 e i n  
He i l m 1 t t e l ver ze i chn 1 s  herauszugeben . I n  d i esem 
Verze i Chn i s  s i nd j ene Arzne i spez i a l i t ä t en 
anzuführen , d i e  entweder a l l geme i n  oder u n t er 
bes t i mmt en Vorausset zungen ( zB für gew i s se 
Kr ankhe i t sgruppen oder A l t er s s t u fen von 
Pat i en t en ,  i n  bes t i mmt er Menge oder 
Dar r e i chungs form)  ohne d i e  son s t  notwend i ge 
chef- oder kon t ro l l är z t l i che Bew i l l i gung für 
Rechnung der Soz i a l ver S i cherungs t räger 
abgegeben werden können . In d i esem Ver ze i chn i s  
s i nd ferner j ene S t offe für mag i s t r a l e  
Zubere i t ungen anzu führen , d i e  ent weder 
a l l geme i n  oder u n t er bes t i mm t en Vorausset zungen 
nur m i t vorher i ger che f- oder 
kon t ro l l är z t l i cher Bew i l l i gung für Rechnung der 
Soz i a l ver s i cherungs t räger abgegeben werden 
können ; 

1 1 .  i n  Wahrnehmung ö f fen t l i cher I n t eres sen vom * 
Ges i ch t spunk t des Soz i a l ver s i cherungsrech t e s  und der * 
W i r t scha f t l i chen Tragfäh i gke i t  R i ch t l i n i en über d i e  * 
ökonomi sche Ver sch r e i bwe i se von A r zne i - und Hei l mi t t e l n  * 
sow i e  He i l behe lfen aUfzus t e l l en ;  i n  d i esen R 1 ch t  l i n i en * 
so l l i nsbesondere auch un t er Bedach tnahme a u f  d i e  A�t * 
und Dauer der E r k r ankung bes t immt werden , i nw i ewe i t  * 
Arzne i spez i a l i t ä ten für Rechnung der * 
S oz i a l ver s i cherungs t r ager abgegeben werden können ; durch * 
d i e  R i ch t l i n i en dar f der He i l zweck n i ch t ge fährdet * 
werden ; * 

1 2 .  b � . unveränder t .  1 2 .  b i s  22 . unverände r t . 

( 4 )  D i e  gemäß Abs . 3 Z .  4 und 1 1  aUfzu s t e l l enden 
R i ch t l i n i en er l angen für den Bere i ch der 
Bauernkrankenver s i cherung bez i ehungswe i se der 
Gewer b l i chen S e l b s t änd i genkr ankenver s 1 cherung nur 
W i rk samke i t ,  wenn der S ek t i onsaus schuß für d i e  Träger 

S E I TE 7 

* ( 4 )  D i e  gemäß Abs . 3 Z 4 und 1 1  1 1 t .  a a U fges t e l l t en 
* R i ch t l i n i en und das gemäß Z 1 1  1 1 t .  b herausgegebene 
* He i l m i t t e l verze i chn i s  er l angen für den Ber e i ch der 
* Bauernkrankenver s i cherung bez 1 ehungswe 1 se der 
* Gewer b 1 1 chen Se l bs t änd i genkr ankenver s i cherung nur 
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ASVG-Ge l t ende Fas sung 

der Se l bs t änd i gen-Kr ankenver s i cherungen der AUfs t e l l ung 
d i eser R i c h t l i n i en zust i mmt . D i e  gemäß Abs . 3 Z .  4 
aufzus t e l l enden R i ch t l i n i en er l angen für den Bere i ch der 
Pen s i on s ver s i cherung der i n  der gewer b l i chen W i r t scha f t  
se l b s t änd i g  E rwerb s t ä t i gen und für den Bere i ch der 
Pen s i onsver s i cherung der Bauern nur m i t Z us t i mmung des 
Sek t i onsau s schus ses für d i e  Träger der 
S e l b s t änd i gen-Pen s i onsver s i cherungen W i rk samke i t .  

( 5 )  D i e  vom Haup t verband aU fges t e l l t en R i ch t l i n i en 
und i m  Rahmen se i nes gese t z l i chen W i rkungSk r e i ses 
ge faß ten Besch l üsse s i nd für d i e  im Haup t verband 
zusammengefaß ten Ver s i cherungs t räger ver b i nd l i ch ;  j edoch 
ge l t en d i e gemäß Abs . 3 Z .  1 3  au fges t e l l t en R i ch t l i n i en 
n i ch t  für d i e Träger der nach den Vor schr i f t en über d i e  
Bauernkrankenver S i cherung , über d i e  Gewerb l i che 
S e l b s t änd i genkr ankenver s i cherung und über d i e  
Kr ankenvers i cherung ö f fen t l i ch Bed i en s t e t er gerege l t en 
Kr ankenvers i cherung .  D i e  gemäß Abs . 3 Z 3 ,  4 ,  1 1 ,  1 3 ,  
1 5 ,  1 6  und 2 1  au fges t e l l t en R i ch t l i n i en bedür fen zu 
i hrer W i r k samke i t  der Zus t i mmung des Bundesm i n i s t e r s  für 
soz i a l e  Verwa l t ung , d i e  gemäß Abs . 3 Z 1 8  au fges t e l l t en 
R i ch t l i n i en bedür fen zu i hrer W i r k samk e i t  der Zus t i mmung 
des Bundesm i n i s t er s  für soz i a l e  Verwa l t ung i m  
E i nvernehmen m i t dem Bundesm i n i s t er für Gesundhe i t  und 
Umwe l t schu t z . D i e  gemäß Abs . 3 Z .  3 ,  1 1 ,  1 5 ,  1 7  und 2 1  
au fges t e l l t en R i ch t l i n i en s i nd i n  der F achze i t schr i f t 
"Soz i a l e  S i cherhe i t "  zu ver l au t baren . 

( 6 )  b i s  ( 1 0 )  unveränder t .  

An- und Abme l dung der P f l i ch t ver s I cher t en 

§ 33 . ( 1 )  D i e  D I ens t geber haben j eden von i hnen 
beschä f t i g t en ,  i n  der Kr ankenver s i cherung nach d i esem 
Bundesgese t z  P f l i ch t ver s i cher t en ( Vo l l ver s i cher t e  und i n  
der Krankenver s i cherung Te i l ver S I cher t e )  b i nnen dre i 
Tagen nach Beg i nn der P f l i ch t ver s i cherung be i m  
zus t änd i gen Träger der Kr ankenver s i cherung anzume l den 
und b i nnen d r e i  Tagen nach dem E nde der 
P f l i ch t ver s i cher ung be i d i esem abzume l den . D i e  An- sow i e  
d i e  Abme l dung des D i en s t geber s w i rk t  auch für den 
Bereich . der I lnfal 1" �u Penstonsver stcnerung , sowe i t der 
Beschä f t i g t e  i n  d i esen Ver s i cherungen p f l i ch t vers I cher t 
1 s t . Durch d i e  S a t zung des Träge r s  der 
Krankenver s i cherung k ann d i e  Me l defr i s t  i m  a l l geme i nen 
b i s  z u  s i eben Tagen oder für e i n ze l ne Gruppen von 
P f l i ch t ver s i cher t en b i s  zu e i nem Mona t  er s t reck t werden . 
Der Träger der Kr ankenvers i cherung h a t  das  E i n l angen der 

SE I TE 8 

ASVG-Vorgesch l .  F assung 

* W i r k samke i t ,  wenn der Sek t i onsau sschuß für d i e  T räger 
* der S e l b s t änd i gen-Kr ankenver s i cherungen der Au f s t e l l ung 
* der R i ch t l i n i en z us t i mm t . D i e  gemäß Abs . 3 Z .  4 
* aufzus t e l l enden R i ch t l i n i en er l angen für den Bere i ch der 
* Pen s i onsver s i cherung der i n  der gewer b l i chen W i r t scha f t  
* se l bs t änd i g  Erwerbs t ä t i gen und für den Bere i ch der 
* Pen s i onsver s i cherung der Bauern nur m i t Zus t i mmung des 
* Sek t i on sausschusses für d i e  Tr äger der 
* Se l bs t änd i gen-Pens i onsver s i cherungen W i r k samke i t .  

( 5 )  D i e  vom Haup t verband au fges t e l l t en R i ch t l i n i en 
und i m  Rahmen se i nes geset z l i chen W i rkungsk r e i ses 
ge faß t en Besch l üsse s i nd für d i e  i m  Haupt verband 
zusammenge faß t en Ver s i cherungs t räger verb i nd l i ch ;  j edoch 
ge l t en d i e  gemäß Abs . 3 Z .  1 3  au fges t e l l t en R i ch t l i n i en 
n i ch t  für d i e  Träger der nach den Vor schr i f t en über d i e  
Bauernkr ankenver s i cherung , Ober d i e  Gewer b l i che 
S e l b s t änd i genkrankenver s i cherung und über d i e  
Kr ankenver s i cherung öffen t l i ch Bed i en s t e t er gerege l t en 

* Kr ankenver s i cherung . D i e  gemäß Abs . 3 Z 3 ,  4 ,  1 1  l i t .  a ,  
* 1 3 , 1 5 ,  1 6  und 2 1  au fges t e l l t en R i ch t l i n i en bedür fen zu 

i hr er W i r k samke i t  der Zus t immung des Bundesm i n i s t e r s  für 
soz i a l e Verwa l t ung , d i e  gemäß Abs . 3 Z 18 aU fges t e l l t en 
R i ch t l i n i en bedür fen zu i hrer W i rksamke i t  der Zu s t i mmung 
des Bundesm i n i s t er s  für soz i a l e  Verwa l t ung i m  
E i nvernehmen m i t dem Bundesm i n i s t er fOr Gesundhe i t  und 

* Umwe l t schut z .  D i e  gemäß Abs . 3 Z 3 ,  1 1  l i t .  a ,  1 5 ,  1 7  
* und 2 1  au fges t e l l t en R i c h t l i n i en sow i e  das gemäß Abs . 3 
* Z "  l i t .  b herausgegebene He i l m i t t e l verze i chn i s  s i nd i n  
* der F achze i t schr i f t "Soz i a l e  S i cherhe i t "  zu 
* ver l au t baren . 

( 6 )  b i s  ( 1 0 )  unveränder t .  

An- und Abme l dung der P f l i ch t ver s i cher ten 

§ 33 . ( 1 )  D i e  D i en s t geber haben j eden von i hnen 
beschä f t i g t en ,  i n  der K r ankenver s i cherung nach d i e sem 
Bundesgeset z  P f l i ch t ver s i cher t en ( Vo l l ver s i ch er t e  und I n  
der Krankenver s i cherung Te i l ver s I cher t e )  b i nnen d r e i 
Tagen nach Beg i nn der P f l i ch t ver s i cherung be i m  
zus t änd i gen T räger der K rankenver s i cherung anzume l den 
und b i nnen dre i Tagen nach dem Ende der 
P f l i ch t vers i cherung be i d i esem abzume l den . D i e  An- solll le 

�� .. AbmIii lOOng � tHenstge-oer s W'rrn uauCfl uTur den 
Ber e i ch der U n fa l l - und Pen s i onsver s i cherung , sowe i t  der 
Beschä f t i g t e  i n  d i esen Ver s i cherungen p f l i ch t ver s i cher t  
i s t .  Durch d i e  S a t zung des Träger s der 
Krankenver s i cherung kann d i e  Me l defr i s t im a l l geme i nen 
b i s  zu s i eben Tagen oder für e i nze l ne Gruppen von 
P f l i ch t ver S i Cher ten b i s  zu e i nem Mon a t  er s t reck t werden . 
Der Träger der Krankenver s i cherung h a t  das E i n l angen der 
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

Me ldung au f Ver l angen des D i ens t geber s zu bes t ä t i gen , 
wenn der Vordruck für d i e  Me l debes t ä t l gung vom 
D i ens t geber ordnungsgemäß au sge fü l l t  und f re l gemach t 
vorge l eg t  w i rd .  

ASVG-VorgeSch l .  Fassung 

Me l dung au f Ver l angen des D i en s t gebe r s  zu bes t ä t i gen , 
wenn der Vordruck für d 1 e  Me l debes t ä t 1 gung vom 
D i en s t geber ordnungsgemäß ausgefü l l t  und fre 1 gemacht 

* vorge l eg t  w 1 rd .  E 1 ne Abschr 1 f t ( Kop i e )  d i eser Me l dung 
* hat der Träger der Kr ankenver s i cherung dem 
* P f l i ch t ver s l cher t en ,  sofern er d 1 es i nnerha l b  von zwe 1 
* Jahren ver l angt und e l nen fre i gemac h t en Br i e fumsch l ag 
* be l ge l eg t  hat , zu übermi t te l n ;  der Träger der 
* Kr ankenver s i cherung kann dem P f l i ch t ver s i cher t en s t a t t 
* des sen auch e i ne m1 t t e l s  e l ek t ron l scher 
* D a t enverarbe i t ungSan l agen hergest e l l t e Aus fer t i gung der 
* für d 1 e  l e t z t en zwe 1 Jahre vorgemerk t en 
* Ver s i cherungsze l t en übermi t t e l n .  

( 2 )  unveränder t .  ( 2 )  unveränder t .  

* ( 3 )  D 1 e  D 1 en s t geber und sons t l gen me l depf l i cht i gen 
* Per sonen haben dem zus t änd i gen 
* K r ankenver s i cherung s t r äger a l s  Grund l age für d i e  
* E i nr e i hung nach § 1 08 a Abs . 2 e i ne Au f s t e l l ung über d i e  
* auf den Ka l ender t ag en t fa l l enden Te i l e der a l l geme i nen 
* Be 1 t r agsgrund l agen der Ver S 1 cher t en am Zäh l ungs t ag b 1 s  
* zum 20 . des darau f fo l genden Mon a t es zu überm l t t e l n ,  
* wobe i für j eden Ver s i cher t en auch d 1 e  
* Ver s i cherungsnummer anzugeben i s t .  

Me l dung von Änderungen Me l dung von Änderungen 

§ 34 . ( 1 )  D 1 e  D l ens t geber haben während des Best andes 
der P f l i ch t yer S 1 cher ung j ede für d i ese Ver s 1 cherung 
bedeu t same Anderung , i nsbesond�re j ede Anderung 1m 
BesChä f t i gungSVer hä l t n i s ,  w 1 e  Anderung der 
Be 1 t r agsgr Und l age , Un t er br echung und W i edere i n t r l t t  des 
E n t ge l t anspruches , 1 nnerha l b  der i m  § 33 Abs . 1 
fes t gese t z t en F r 1 s t  dem zus t änd i gen Träger der 
Kr ankenver s l cherung zu me l den . 

§ 34 . ( 1 )  D l e  D l enst geber haben während des Bes t andes 
der P f 1 1 ch t yer s l cherung j ede für d i ese Ver s i cherung 
bedeu t same Anderung , l nsbesond�re j ede Anderung i m  
Beschä f t l gungSVerhä l t n i s ,  w i e  Anderung der 
Be i t r agsgrUnd l age , Un t erbrechung und W i edere 1 n t r 1 t t  des 
E n t ge l  t anspruches , i nnerha l b  der i m  § 33 Abs . 1 
fes t gese t z t en F r i s t  dem z u s t änd l gen Träger der 

* Krankenver s 1 cherung zu me l den . § 33 Abs . 1 l e t z t e r  S a t z  
* g 1 l t  en t spreChend . 

( 2 )  unveränder t .  

Sons t i ge me l dep f 1 1 ch t 1 ge Per sonen ( S t e l l en )  

§ 3 6 . ( 1 )  D i e  1 n  den § §  33 und 34 beze 1 chne t en 
P f l ichten ob l i egen :  

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  für d i e  p f l i ch t ver s l cher t en Z i v 1 l d l en s t l e l s t enden 
( §  8 Abs . 1 Z .  4 l 1 t .  d )  dem Bundesm1 n i s t er 1 um für 
Inneres . * 

SE I TE 9 

( 2 )  unveränder t .  

Sons t i ge me l dep f l i ch t i ge Per sonen ( S t e l l en )  

"�-�. ( 1 ) Die tn den §§ 33 und 34 beze ichne t en 
P f l i ch t en ob l i egen : 

1 .  b l s  4 .  unveränder t .  

5 .  für d i e  p f l l ch t ver s i cher t en Z 1 v 1 l d i ens t l e i s t enden 
( §  8 Abs . 1 Z .  4 l l t .  d )  dem Bundesm 1 n 1 s t er 1 um für 
I nneres ; 
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ASVG-Ge l t ende Fas sung ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

* 6 .  für d i e  p f l i ch t ver s i cher t en Ze i t so l da t en ( §  8 
* Abs . 1 Z 5 )  dem Bundesm i n i s t er für L andesver t e i d i gung . 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  ( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

Me l dung der Zah l ungsemp fänger Me l dung der Zah l ungsemp fänger 

§ 49 . D i e  Zah l ungsemp fänger ( §  1 06 )  s i nd verp f l i ch t e t , 
j ede Anderung i n  den für den For t bes t and der 
eezugsberech t i gung maßgebenden Verhä l t n i s sen sow i e  j ede 
Anderung i hres WOhns i t zes bez i ehungswe i se des Wohn s i t zes 
des Anspruchsber ech t i gt en b i nnen zwe i Wochen dem 
zus tänd i gen Ver s i cherung s t r äger anzuze i gen . 
E i nkommensänderungen , d i e  au f Grund der a l l j ähr l i chen 
Ren t enanpas sung in der Kr i egsopfer- und Heer esver sorgung 
bew i rk t  werden , un t er l i egen n i ch t  der 
Anze i geverp f l i ch t ung . 

A l l geme i ne Be i t r agsgrund l age , E n t ge l t 

§ 44 . ( 1 )  Grund l age für d i e  Bemes sung der a l l geme i nen 
Be i t räge ( a l l geme i ne Be i t r agsgr und l age ) i s t für 
P f l i ch t ver s i cher t e ,  sofern i m  fo l genden n i ch t s  anderes 
bes t immt w i rd ,  der im Be i t r agsze i t raum gebührende a u f  
vol l e  Sch i l l i ng gerunde t e  Arbe i t sver d i en s t  m i t Ausnahme 
a l l fä l l i ger Sonder zah l ungen nach § 49 Abs . 2 .  A l s  
Arbe i t sverd i ens t i n  d i esem S i nne g i l t :  

1 .  b i s  5 .  unveränder t .  

6 .  be i den nach § 4 Abs . 3 Z 1 0  p f l i ch t ver S i cher t en 
Per sonen d i e  Bezüge , d i e  d i ese Per sonen aus der d i e  
P f l i ch t ver s i cherung begründenden Tät i gke i t er z i e l en .  

( 2 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  

SE I TE 1 0  

* § 40 . ( 1 )  D i e  Zah ] ungsemp fänger ( §  1 06 ) s i nd 
* verp f l i ch t e t , j ede Anderung i n  den für den F or t bes t and 
* der B�zugsberecht i gung maßgebenden Verhä l t n i s sen sow i e  
* j ede Anderung i hres Wohns i t zes bez i ehungswe i se des 
* Wohns i t zes des Anspr uch sberecht i g t en b i nnen zwe i Wochen 
* dem z u s t änd i gen Ver s i cherungs t räger an zuze i gen . 

* 
* 
* 
* 
* 

E i nkommensänderungen , d i e  auf Gr und der a l l j ähr l i chen 
Ren t enanpassung i n  der Kr 1 egsop fer- und Heeresver sorgung 
bew i rk t  werden , un t er l i egen n i ch t  der 
Anze i geverpf l i ch t ung . 

( 2 )  Abs . 1 g i l t  ent sprechend für Per sonen , d i e  e i ne 
Le i s t ung beant ragt haben bzw . d i e  nach § 408 zur  
For t se t zung des Ver fahrens berech t i gt s i nd ,  soba l d  s i e  
vom Ver s i cherungs t räger nachwe i s l i ch über den Umfang 
i hrer Me l dep f l i c h t  be l ehr t wurden . 

A l l geme i ne Be i t r agsgrund l age , E n t ge l t  

§ 44 . ( 1 )  Grund l age für d i e  Bemessung der a l l geme i
.
nen 

Be i t räge ( a l l geme i ne Be i t r agsgrund l age ) i s t  für 
P f l i ch t ver s i cher t e ,  sofern im fo l genden n i ch t s  anderes 
bes t i mmt w i rd ,  der 1 m  Be i t r agsze i t r aum gebühr ende auf 
vol l e  Sch i l l i ng gerunde t e  Arbe i t sverd i en s t  m i t Ausnahme 
a l l fä l l i ger Sonder zah l ungen nach § 49 Ab s .  2 .  A l s  
Arbe i t sver d i en s t  i n  d i esem S i nne g i l t :  

1 .  b i s  5 .  unverände r t . 

6 .  be i den n ach § 4 Ab s .  3 Z 1 0  p f l i ch t ver s i cher t en 
Per sonen d i e Bezüge , d i e  d i ese Per sonen aus der d i e  

* P f l i ch t ver s i cherung begründenden T ä t i gke i t e r z i e l en ;  

* 7 .  be i den nach § 8 Abs . 1 Z 5 p f 1 1 ch t ve r s i cher t en 
* Personen das Tagge l d ,  d i e  D i en s t gradzu l age und d i e  
* Mon a t spräm i e . 

_�o_ < ( 2 )  b 1 s  (7}  unveränder t .  
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

E n t ge l t 

§ 49 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  A l s  E n t ge l t  1 m  S i nne des Abs . 
n i cht : 

und 2 ge l t en 

1 .  Vergü t ungen des D i en s t gebe r s  an den D i en s t nehmer 
( Lehr l i ng ) , durch we l che d i e  durch d i ens t l i che 
Ver r i ch t ungen für den D i ens t geber ver an l aß t en 
Au fwendungen des D i ens t nehmers abgego l t en werden 
( Aus l agenersa t z ) ; h 1 ez u  gehören i nsbesondere Bet räge , 
d i e  den D i en s t nehmern ( Lehr l i ngen ) a l s  
F ahr t kos t envergü t ungen e i nSCh l i eß l i ch der Vergü t ungen 
für Wochenend ( F am i 1 1en ) he i mfah r t en ,  Tages- und 
NAch t i gungsge l der gezah l t  werden , sowe i t  s i e  d i e  
t a t säch l i chen Au fwendungen n i ch t über s t e i gen . Unter 
Tages- und Näch t i gungsge l der fa l l en auch d i e  au fgrund 
von Normen der kol l ek t i ven Rech t sges t a l t ung 
( Ko l l ek t i vver t räge , Bet r i ebsvere i nbarungen uä . )  
gezah l t en Vergü t ungen für den m i t Arbe i t en außerha l b  des 
Bet r i ebes verbundenen Mehrau fwand , w i e  Bauzu l agen , 
Trennungsge l der , Zehrge l der , E n t fernungSzu l agen , 
Au fwandsen t schäd i gungen , S t ör - und Außerhauszu l agen uä . 
I nsowe i t  e i ne ko l l e k t i ve Rege l ung 1 m  S i nne des vor i gen 
S a t zes n i ch t  vor l i eg t , f a l l en Vergü t ungen für den m i t 
Arbe i t en außerha l b  des �e t r 1 ebes verbundenen Mehr au fwand 
un t e r  den Begr i f f " Tages- und Nächt 1 gungsge l der " ,  sowe i t  
s i e  nach § 26 und § 68 des E i nkommens t euergese t zes 1 972 , 
BGB 1 . Nr . 440 , n i ch t  der 
E i nkommen s t euer ( Lohn s teuer ) P f l 1 c h t  unter l i egen ; 

SE I TE 1 1  

� 

ASVG-VorgeSch l .  Fassung 

E n t ge l t  

§ 49 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  A l s  E n t ge l t  i m  S i nne des Abs . 
n i ch t : 

und 2 ge l t en 

1 .  Vergü t ungen des D i en s t geber s an den D i en s t nehmer 
( Lehr l i ng ) , durch we l che d i e  durch d i ens t l i che 
Ver r i ch t ungen für den D 1 en s t geber ver an l aß t en 
Au fwendungen des D i en s t nehmer s abgego l t en werden 
( Aus l agener sa t z ) ;  h 1 ezu gehören i n sbesonder e  Be t r äge , 
d i e  den D i en s t nehmern ( Lehr l i ngen ) a l s  
Fahr t kos t envergü t ungen e i nsch l i eß l i ch der Vergü t ungen 
für Wochenend ( Fam1 l i en ) he i mfahr t en ,  Tages- und 
Näch t 1 gungsge l der gezah l t  werden , sowe i t  s i e  d i e  
t a t säch l i chen Au fwendungen n i ch t  über s t e i gen . U n t e r  

* Tages- und Näch t i gungsge l der fa l l en auch Verg ü t ungen f ü r  
* den m i t Arbe i t en außerha l b  des Bet r i ebes verbundenen 
* Mehrau fwand , w i e  Bauzu l agen , Trennungsge l der , 
* Zehrge l der , E n t fernungSzu l agen , Au fwandsen t schäd i gungen , 
* S t ör- und Außerhaus zu l agen uä . ,  wenn s i e  
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

a )  au fgrund gese t z l i cher Vor schr i f t en ,  von 
Geb 1 et skörper scha f t en · er l assener 
D i en s t ordnungen , aufs 1 ch t sbehör d 1 1 Ch 
genehm i g t er D i ens t ( Beso l dungs ) ordnungen der 
Körper scQa f t en des ö f fen t l i chen Rech t es oder 
der vom Öster r e i ch i schen Gewerk scha f t sbund für 
se i ne Bed i ens t e t en fes t ge l eg t en Ar be i t sordnung , 

b )  aufgrund von Normen der k o l l ek t i ven 
Recht sgest a l t ung oder 

e} aufgruntt von Vere�n, �(ne be i Feh l en von 
Normen der k o l l ek t i ven Rech t sges t a l t ung 
zw i schen e i nem e i nze l nen D i en s t geber und e i ner 
k o l l ek t i vver t r ags fäh i gen Körper scha f t  der 
D i en s t nehmer abgesch l ossen wurden , 

gez ah l t  werden und nach § 2 6  des 
E i nkommen s t euergese t zes 1 97 2 , BGB 1 . Nr . 440 , n i ch t  der 
E i nkommen s t euer ( Lohns t euer ) P f l 1 ch t  un t er l i egen ; 
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ASVG-Ge l tende Fassung 

2 .  SChmu t z zu l agen , wenn s i e  au fgrund von Normen der 
ko l l ek t i ven Rech t sges t a l t ung oder au fgrUnd von 1m § 68 
Abs . 2 zwe 1 t er S a t z  des E 1 nkommen s t euergese t zes 1 972 
angeführ t en Rege l ungen gezah l t  werden , sowe 1 t  s 1 e  nach 
§ 68 Abs .  1 oder 4 des E 1 nkommen s t euergeset zes 1 972 
n 1 ch t  der E i nkommen s t euer ( Lohns t euer ) p f l i Ch t  
unter 1 1 egen ; 

3 .  b 1 s  5 .  unveränder t .  

6 .  Werk zeugge l der , wenn s i e  auf Grund 
k o l l ek t 1 vver t r ag 1 1 cher Rege l ungen gewähr t werden ; 

7 .  b 1 s  23 . unveränder t .  

24 . Präm i en für Verbes serungsvOr sch l äge 1 m  Bet r 1 eb , 
sowe i t s i e  auf Grund l ohnges t a l t ender Vor schr 1 f t en 1m 
S i nne des § 68 Abs . 2 des E i nkommen s t euergeset zes 1 972 , 
BGB 1 . Nr . 440 , gewähr t  werden . 

( 4 )  Der Haupt verband kann nach Anhörung der 
I n t eressenver t r e t ungen der D 1 ens t nehmer und D i en s t geber 
fest s t e l l en ,  ob und i n  we l chem Ausmaß Bezüge , d i e  i n  
k o l l ek t 1 vver t r ag l i chen Rege l ungen vorgesehen und a l s  
Bezüge 1 m  S 1 nne des Abs . 3 Z .  1 ,  2 ,  6 oder 1 1  beze i chne t 
s i nd , a l s  n 1 ch t  z um E n t ge l t im S i nne der Abs . 1 und 3 
gehörend ge l t en . Derar t i ge Fest s te l l ungen s i nd i n  der 
F achze 1 t schr i f t " Soz i a l e  S i cherhe 1 t "  zu ver l au t baren und 
für a l l e  Soz f a l ver s 1 cherungs t räger und Behörden 
verb i nd l i ch .  

���"� ---

( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  

S E ITE 1 2  

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

ASVG-VorgeSch l .  Fassung 

2 .  SChmu t z zu l agen , wenn s i e  au fgrund von i n  Z 1 
1 1 t .  a b i s  c angeführ t en Rege l ungen gezah l t  werden , 
sowe i t  s 1 e  nach § 68 Abs . 1 und 4 des 
E 1 nkommen s t euerQese t zes 1 972 n i ch t  der 
E i nkommen s t euer ( Lohn s t euer ) p f 1 1 Ch t  u n t er 1 1 egen ; 

3 .  b i s  5 .  unveränder t .  

* 6 .  Werk zeugge l der , wenn s i e  aufgr und von 1 n  Z 1 * l i t .  a b i s  c angeführ t en Rege l ungen gezah l t werden ; 

7 .  b 1 s  23 . unveränder t . 

24 . Präm i en für VerbesserungSvor sch l äge 1 m  Be t r i eb ,  
sowe i t  s i e  auf  Grund l ohnges t a l t ender Vor schr i f t en 1 m  
S i nne des § 6 8  Abs . 2 des E 1 nkommen s t euergese t zes 1 972 , * BGB 1 . Nr . 440 , gewähr t  werden ; 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

25 . Nach l äs se des D 1 en s t geber s be i 
Ver s i cherungspräm i en se i ner D i ens t nehmer , sowe i t  d i ese 
Nach l ässe für a l l e  D i en s t nehmer oder bes t i mm t e  Gruppen 
se i ner D i ens t nehmer gewähr t  werden und der Pre 1 svor t e i l 
für den e i nze l nen D i en s t nehmer n i c h t  über j enen Vor t e 1 1 
h i nausgeh t , den der D i ens t geber üb l 1 cherwe 1 se auch 
anderen Per sonen , i nsbesondere anderen 
Ver s i cherungsnehmern ( GrOß- und Dauer kunden ) ,  aufgrund 
von E 1 n ze l vere 1 nbarungen oder fes t s t ehenden Tar i fen 
gewähr t ;  

2 6 . Künd 1 gungsen t schäd 1 gUng ( In so l venz-Au s fa l l ge l d  
ans t e l l e von Künd i gungsen t sChäd 1 gung ) . 

( 4 )  Der Haup t verband kann nach Anhörung der 
I n t eres senver t re t ungen der D i ens t nehmer und D i en s t geber * fest s t e l l en ,  ob und 1 n  we l chem Ausmaß Bez üge , d i e  1 n  den * 1m Abs . 3 Z 1 angeführ t en Rege l ungen vorgeSehen und a l s  

* Bezüge 1 m  S 1 nne des Abs . 3 Z 1 ,  2 ,  6 oder 1 1  beze i chne t * s i nd ,  n i ch t  a l s  E n t ge l t  i m  S i nne der Abs . 1 und 3 * ge l ten . Derar t i ge Fest s t e l l ungen s i nd i n  der 
F achze i t schr i f t "Soz i a l e  S i cherhe i t "  zu ver l au t baren und 
für a l l e Soz 1 a 1 ver s 1 cherung s t räger und Behörden 
verb1RQHoo. 

( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  
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ASVG-Ge l t ende F assung 

A l l geme i ne Be i t räge für Vo l l vers i cher t e  

§ 5 1 . ( 1 )  F ü r  vo l l ver s i cher t e  D i en s t nehmer ( Lehr l i nge ) 
sow i e  für d i e  gemäß § 4 Abs . 1 Z .  3 p f l i c h t ver s i cher t en ,  
n i c h t  a l s  D i en s t nehmer beschä f t i g t en Per sonen 1 s t , 
sofern i m  fol genden n i ch t  anderes bes t i mmt w i r d ,  a l s  
a l l geme i ner Be i t rag zu l e i s t en :  

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

A l l geme i ne Be i t r äge für Vo l l ver s 1 cher t e  

§ 5 1 . ( 1 )  Für vO l l ver s i cher t e  D i en s t nehmer ( Lehr l i nge ) 
* sow i e  für d i e  gemäß § 4 Abs . 1 Z 3 und 8 
* p f l i ch t ver s i cher ten , n i ch t  a l s  D i en s t nehmer 
* beSChä f t i g t en Per sonen i s t , sofern im fo l genden n i ch t  
* anderes bes t immt w i rd ,  a l s  a l l geme i ner Be i t r ag zu 
* l e i s t en :  

1 .  b i s  3 .  unveränder t .  1 .  b i s  3 .  unveränder t .  

( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  ( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

A l l geme i ne Be i t räge für Te i l ver s i cher t e  A l l geme i ne Be i t räge für Te i l ver s i cher t e  

§ 52 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  § 52 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

* ( 3 )  Für Te i l ver s i cher t e  nach § 8 Abs . 1 Z 5 s i nd d i e  
* Be i t r äge mi t dem g l e i chen Hunder t sa t z  der 
* Be i t r agsgrund l age ( §  44 Abs . 1 Z 7 )  zu bemessen , w i e  er 
* in § 5 1  Abs .  1 Z 1 l i t .  a bzw . Z 3 l i t .  a fes t gese t z t  
* i s t ; d i ese Be i t räge s i nd zur Gänze vom Bund z u  t r agen . 

Be i t räge während der Le i s t ung des P räsenzd i en s t es Be i t räge während der Le i s t ung des Präsenzd i en s t es 

§ 56a . ( 1 )  und ( 2 )  un�e�änder t .  § 56a . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

* ( 3 )  Abs . 2 g i l t  n i ch t  für Per sonen , d i e  gemäß § 8 
* Abs . 1 Z 5 i n  der Kranken- und i n  der 
* Pens i on sver s i cherung t e i l vers i cher t s i nd .  Für d i ese 
* Per sonen g i l t  § 52  Abs . "3 .  

F ä l l i gke i t und E i nzah l ung der Be i t r äge F ä l l i gke i t und E i nzah l ung der Be i t r äge 

§ 58 . ( 1 )  D i e  a l l geme i nen Be i t r äge s i nd am l e t z t en 
Tage des K a l endermona tes fä l l i g ,  i n  den das Ende des 
Be 1 t r agSze i t r aumes fä l l t .  D i e  S a t z ung kann , sofern s i e  
e i nen anderen a l s  den i m  § 44 Abs . 2 ers t e r  S a t z  
beze i chne t en Be i t ragSze i t raum bes t immt und für den F a l l ,  
daß durch Vere i nbarung mi t dem D i en s t geber e i n  
abwe i chender Be i t ragsze i t r aum fes t ge l eg t  w i rd .  vor sehen , 
daß d i e  Be i t r äge am l e t z t en Tag des Be i t r agsze i t r aumes 
fä l 1 1g werden . D te Fä l l i gke i t �er Sonderbe i t räge w i rd 
durch d i e  S a t zung des Ver s i cherung s t räge r s  gerege l t .  

SE I TE 1 3  

§ 58 . ( 1 )  D i e  a l l geme i nen Be i t räge s i nd am l e t z t en 
Tage des Ka l endermona t es fä l l i g ,  i n  den das Ende des * Be i t r ag s ze 1 t r aumes fä l l t ,  sofern d i e  Be i t r äge n i ch t  

* gemäß Abs .  3 vom Träger der Krankenver s i cherung dem 
* Be i t r agsschu l dner vorgeSCh r i eben werden . D i e  gemäß 
* Abs . 3 vorgeschr i ebenen Be i t r äge s i nd m i t Ab l au f  des 
* zwe i t en Tages nach der Aufgabe der Be i t r a�svor sch r e i bUng 
f�����t Ww-. fft+t � -re-ttpmmr aer Zu�te lung durch 
* Organe des Trägers der Kr ankenver s i cher ung fä l l i g .  D i e  
* S a t zung kann , sofern s i e  e i nen anderen a l s  den i m  § 44 
* Abs . 2 e r s t er S a t z  beze i chne t en Be i t r ag s ze i t r aum 
* bes t i mmt und für den F a l l ,  daß durch Vere i nbarung mi t 
* dem D i en s t geber e i n  abwe i chender Be i t r agsze i t r aum 
* fes t ge l eg t  w i rd ,  vor sehen , daß d i e Be i t räge am l e t z t en 
* Tag des 8e i t ragSzei t r aumes fä l l i g werden . D i e  F ä l l i gke i t 
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ASVG-Ge l t ende Fassung ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

( 2 )  O i e  auf den Vers i cher t en und den D i en s t geber . be i 
He i marbe i t ern auf den Auft r aggeber ent fa l l enden Be i t räge 
schu l de t  der D i ens t geber ( Au f t r aggeber ) .  Er hat d i ese 
Be i t räge zur Gänze e i n zuzah l en .  D i e  den He i marbe i t ern 
g l e i chges t e l l t en Per sonen ( §  4 Abs . 1 Z .  7 )  schu l den d i e  
Be i t r äge und haben d i ese zur Gänze se l bs t  e i nzuzah l en . 

( 3 )  Der Be i t r agsschu l dner hat auf se i ne Ge fahr und 
Kos t en d i e  Be i t räge an den zust änd i gen Träger der 
K r ankenver s i cherung unaufgeforder t e i nzuzah l en .  Für d i e  
i n  der Unfa l l - und Pen s i onsver s i cherung Te i l ver s i cher t en 
und für d i e  nur i n  der Pens i onsver s i cherung 
Te i l ver s i cher t en s i nd d i e  Be i t räge an den Träger der 
Krankenver s i cherung bez i ehungswe i se an den Träger der 
Pen s i onsver s i cherung e i nzuzah l en ,  be i dem d i e  Me l dungen 
gemäß § 33 Abs . 2 bez i ehungswe i se § 37 a zu er s t a t t en 
s i nd . 

( 4 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Ver zugsz i nsen 

§ 59 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  D i e  S a t zung des Träger s der Krankenver s i cherung 
kann für bes t immt e Gruppen von Be i t r agsschu l dnern und 
für knapp scha f t l i che Be t r i ebe den im Abs . 1 vorgesehenen 
Ze i t r aum von e l f  Tagen mi t e i nem anderen a l s  dem dor t 
angegebenen Ze i t punk t beg i nnen l as sen . 

( 4 )  unver änder t .  
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• der S onderbe i t r äge w i rd durch d i e  S a t zung des 
• Ver s i cherung s t r äger s gerege l t .  

( 2 )  O i e  auf den Ver s i cher t en und den D i ens t geber . be i 
He i marbe i t er n  auf den Auf t raggeber ent f a l l enden Be i t räge 
schu l de t  der D i en s t geber ( Au f t r aggeber ) .  Er hat d i ese 

• Be i t r äge auf se i ne Ge fahr und Kos t en zur Gänze 
• e i nzuzah l en . D i e  den He i marbe i t ern g l e i chges t e l l t en 
• Personen ( §  4 Abs . 1 Z 7 )  schu l den d i e  Be i t r äge se l bs t  
* und haben d i e  Be i t r äge auf i hre Gefahr und Kos t en 
* eben fa l l s  zur Gänze se l bs t  e i nzuzah l en .  

* ( 3 )  Der Be i t r agsschu l dner ha t d i e  Be i t r äge an den 
* zust änd i gen Träger der K r ankenver s i cherung 
* unaufge forder t e i nzuzah l en ,  sofern d i e  B e i t r äge n i ch t  
* von d i esem dem Be i t r ags schu l dner vorgeschr i eben werden . 
* Der Träger der Kr ankenver s i cherung kann d i e  Be i t r äge i n  
* den Fä l l en vor schr e i ben , i n  denen d i es zur E r l e i ch t erUng 
* der Be i t r agse i nzah l ung zweckmäß i g  er sche i nt . Für d i e  i n  
* der Unfa l l - und Pen s i onsver s i cherung Te i l ver s i cher t en 
* und für d i e  nur i n  der Pens i on sver s i cherung 
• Te i l vers 1 cher t en s i nd d i e  Be i t räge an den Träger der 
* K r ankenver s i cherung bez i ehungswe i se an den Träger der 
* Pens i onsver s i cherung e i nzuzah l en ,  be i dem d i e  Me l dungen 
* gemäß § 33 Abs . 2 bez i ehungswe i se § 37 a zu er s t a t t en 
* s i nd .  

( 4 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Ver zugs z i nsen 

§ 59 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

* ( 3 )  Der 1 m  AbS . 1 vorgesehene Ze i t r aum von e l f Tagen 
* beg i nn t  i n  den Fä l l en , i n  denen d i e  Be 1 t r äge vom T r äger * der K rankenver s i cherung gemäß § 58 Abs . 3 dem 
* Be i t r agsschu l dner vorgeschr i eben werden , er s t  m i t Ab l au f  
* des zwe i t en Tages nach Au fgabe der Be i t r agsvor schre i bung 
* ( s i e  g i l t  a l s  Zah l ungsau f forderung ) zur Pos t ; w 1 rd d i e  
• Be i t ragsvor sch r e i bung durch Organe des T r äger s  der 
* K rankenver s i cherung zuges t e l l t ,  so beg i nn t  d i e  F r i s t m i t 
* dem Ze i t punk t der Zus t e l l un g . Darüber h i naus k an n  d i e  
* S a t zung des Trägers der K ran!(�nv�r:�tcher1J.OQ für 
• bes l liiiiite � Völ'ltreHr agssc u l dnern - sowe i t d i es 
* aus Gründen der Verwa l t ungsvere i n fachung er forder l i ch 
* i s t - und für knappschaf t l i che Bet r i ebe den im Abs . 1 
* vorgesehenen Ze i t r aum von e l f Tagen m i t e i nem anderen 
* a l s  dem dor t angegebenen Ze i t punk t beg 1 nnen l as sen . 

( 4 )  unveränder t .  
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ASVG-Ge l t ende Fas sung 

Ha f t ung für Be i t r ag s SChu l d i gke i t en 

§ 6 7 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Der Be t r i ebsnach fol ger ha f t e t  für d i e  Be i t räge , 
d i e  se i n  Vorgänger i m  Bet r i eb zu zah l en gehabt hät t e ,  
unbeschade t der for t dauernden Ha f t ung des Vorgängers und 
unbeschade t der Ha f t ung des Be t r i ebsnach fo l gers nach 
§ 1 409 ABGB , für d i e  Z e i t von höchs t ens zwö l f Mona t en , 
vom Tage des E rwerbes zurückgerechne t ,  1 m  F a l l e  e i ner 
An frage be im Ver s i cherung s t räger j edoch nur mi t dem 
Be t rag , der i hm a l s  Rück s t and ausgew i esen worden i s t . 

SE I TE 1 5  

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

H a f t ung für Be i t r agSSChu l d i gk e 1 t en 

§ 6 7 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t . 

* ( 4 )  Der E rwerber e i nes Bet r i ebes ha f t e t  für Be i t räge , 
* d i e  se i n  Vorgänger zu z ah l en gehab t hät t e .  unbeschade t 
* der for t dauernden Ha f t ung des Vorgänger s  sow i e  der 
* Ha f t ung des Be t r i ebsnach fo l gers nach § 1 409 ABGB und der 
* Haf t ung des E rwerbers nach § 25 des Hande l sgese t zbuches 
* für d i e  Ze i t  von höchst ens zwö l f Monat en vom Tag des 
* E rwerbes zurückgerechne t .  Im F a l l  e i ner Anfr age be i m  
* Ver s i cherungs t r äger ha f t et e r  j edoch nur mi t dem Be t r ag ,  
* der i hm a l s  Rück s t and ausgew i esen worden 1 s t . 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
• 
* 
* 
* 
* 
* 

( 5 ) Abs . 4 g i l t  n i ch t  be i e i nem E rwerb aus e i ner 
Konkursmasse oder i m  Zuge e i nes 
Vo l l s t reckungsver fahrens . 

( 6 )  Geh t  der Bet r i eb auf 

1 .  e i nen Angehör i gen des Be t r i ebsvorgänger s gemäß 
Abs . 7 ,  

2 .  e i ne am Bet r i eb des Vorgänger s  wesen t l i ch 
bet e i l i g t e  

Per son gemäß Abs . 8 oder 

3 .  e i ne Per son m i t wesen t l i chem E i n f l uß auf  d i e  
Geschä f t s führ ung des Be t r i ebsvorgänge r s  ( zB 
Geschä f t s führer , l e i t ender Anges t e l l t er ,  Prokur i s t ) ,  

über , so ha f t et d i eser Bet r i eb snachfol ger ohne Rück s i cht  
au f das dem Be t r i ebsübergang zugrunde l i egende 
Rech t sgeSChä f t  w i e  e i n  E rwerber gemäß Abs . 4 ,  s o l ange er 
n i ch t nachwe i s t , daß er d i e  Be i t r ag s schu l den n i c h t  
kann t e  b zw .  t ro t z  se i ner S t e l l ung i m  Be t r i eb des 
Vor gänger s n i ch t  kennen konn t e .  

( 7 )  Angehör i ge gemäß Abs . 6 Z 1 s i nd : 

1 .  der Ehega t t e ;  

2 .  d i e  Verwand t en i n  ger ader L i n i e und d i e  
Verwanctten zwel ten und drH t en Grades i n  der 
S e i t en l i n i e ,  und zwar auch dann , wenn d i e  Verwand t scha f t  
au f e i ner unehe l i chen Gebur t beruh t : 

3 .  d i e  Ver sChwäger t en i n  gerader L i n i e  und d i e  
Ver schwäger t en zwe i t en Grades i n  der S e i t en l i n i e ,  und 
zwar auch in Fä l l en unehe l i cher Verwand t scha f t ; 
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ASVG-Ge l t ende F a ssung ASVG-Vorgesch l .  F a ssung 

• 4 .  d i e  Wah l ( P f l ege ) e l t er n  und d i e  
* Wah l ( P f l ege ) k 1 nder ö 

* 5 .  der Lebensgefähr t e ;  

* 6 .  d i e  1m § 32 Abs . 2 der Konkur sordnung genann t en 
• Per sonen . 

* ( 8 )  E i ne Per son i s t an e i nem Bet r i e b  wesen t l i ch 
* be t e i l i g t , wenn s i e  zu mehr a l s  e i nem V i er t e l  An t e i l am 
* Be t r i ebskap i t a l  hat . Be i der Beur t e i l ung des An t e i l es am 
• Bet r 1 ebskap 1 t a l  1 s t  der wahre w i r t scha f t l i che Geha l t  und 
* n i ch t  d i e  äußere E r sche i nungs form des S achverha l t es 
* maßgebend . 0 1 e  § §  22 b i s  24 der Bundesabgabenordnung 
* s i nd s i nngemäß anzuwenden . 

• ( 9 )  S t ehen W i r t scha f t sgü ter , d i e  e i nem Bet r i eb 
* d i enen , n i ch t  1 m  E i gen t um des Bet r i eb s i nhaber s ,  sonder n  
* 1 m  E i gen t um e i ner der 1 m  Abs . 6 genann t en Per sonen , so 
* h a f t e t  der E i gen t ümer der Wi r t scha f t sgü t er mi t d 1 esen 
* Gü t ern für d i e  Be i t r äge , so l ange er n i ch t  nachwe i s t , daß 
* er d i e  Be i t r ags schu l den n i ch t  kann t e  b zw . t ro t z se i ner 
* S t e l l ung im Bet r i eb n i ch t  kennen konn t e .  

* ( l a )  O i e  zur Ver t re t ung j ur i s t i scher Per sonen 
* beru fenen Per sonen und d i e  geset z l i chen Ver t re t er 
* n a t ü r l i cher Per sonen h a f t en neben den durch s i e  
* ver t re t enen Be i t r agsschu l dnern für d i e  von d i esen zu 
* en t r i ch t enden Be i t rägen i nsowe i t ,  a l s  d i e  Be i t r äge 
* 1 n fo l ge schu l dh a f t er Ver l e t zung der den Ver t re t er n  
* au fer l egt en P f l i ch t en n i ch t  en t r i ch t e t  wurden . 

* ( 1 1 )  Not are , Rech t sanwä l t e und W i r t scha f t s t r euhänder 
* h a f t en wegen Hand l ungen , d i e  s i e  i n  AusObung i hr e s  
* Beru fes be i der Ber a t ung i n  Be i t ragssachen vorgenommen 
* haben , gemäß Abs .  1 0  nur dann , wenn d i ese Hand l ungen 
* e i ne Ver l e t zung i hrer Ber u f sp f l i ch t en en t ha l t en .  Ob 
* e i ne so l che Ver l e t zung der Ber u fsp f l i ch t en vor l i eg t , 1 s t 
* au f Anze i ge des Ver s i cherung s t räger s  i m  
* D i sz i p l i nar ver fahren zu en t sche i den . 

Rück forderung ungebühr l i ch en t r i ch t e t er Be i t r äge Rück forderung ungebühr l i ch en t r i ch t e t er Be i t r äge 

§ 69 . Zu UngebOhr en t r i ch t e t e  Be i t räge können 
irulerna l b  von z.wa l  �en nach def> 2 en lung 
zurückge forder t werden . Wi rd d i e  Ungebüh r l 1 chke 1 t der 
En t r i ch t ung der Be 1 t räge durch den Ver s i cherung s t räger 
aner kann t oder im Verwa l t ungsve r fahren fes t ges t e l l t ,  so 
können d i ese Be 1 t r äge i nnerha l b  von zwe i Jahren nach dem 
Anerkenn t n i s  bez i ehungswe i se nach dem E i n t r i t t  der 
Rech t s k r a f t  der Fes t s t e l l ung 1 m  Verwa l t ungsver fahren 
zurückge forder t werden . O i e  Rück forderung von Be i t r ägen , 
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• 
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* 

§ 69 . ( 1 )  Zu Un�ebuhr entrjchtete Be i träge kOOnen , 
Sowel1 im f'01 genden n i cht s  anderes bes t immt w i rd ,  
zurückgeforder t werden . Das Rech t au f �ück forderung 
ver j ähr t b i nnen zwe i Jahren nach deren Zah l ung . Der Lau f 
der Ver j äh r ung des Rück forderungsrech t e s  w i rd durch 
E i n l e i t ung e i nes Verwa l t ungsver fahrens zur Herbe i führung 
e i ner E n t sche 1 dung , aus der s 1 ch d i e  Ungebühr l i chke 1 t  
der Be i t r agsen t r  1 ch t ung erg i b t , b 1  s·  zu e i nem 
Anerkenn t n i s  durch den Ver s i cherungs t räger bzw . b 1 s  zum 
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ASVG-Ge l t ende F a ssung ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

durch we l che e i ne Forma l ver s i cherung begründet wurde , * E i n t r i t t  der Rech t sk r a f t  der E n t sche i dung i m  
sow i e  von Be i t r ägen zu e i ner Ver s i cherung , aus der i n  * Verwa l t ungsver fahren gehemmt . 
der Z e l t ,  für we l che Be i t r äge ungebühr l i ch en t r 1 ch t e t  * 
wurden , e 1 ne Le i s t ung erbrach t wurde , i s t  * 
ausgesch l ossen . D 1 e  Rück forderung s t eh t  dem Ver s i cher t en * 
zu , sowe i t  er d i e  Be i t räge se l bs t  get r agen hat , i m  * 
übr i gen dem D i en s t geber . * 

SE I TE 1 7  
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( 2 )  D 1 e  Rück forderung von Be i t r ägen , durch we l che 
e i ne Forma l ver s 1 cherung beg ründe t wurde , sow i e  von 
Be i t r ägen zu e i ner Ver s 1 cherung , aus we l cher i nnerha l b  
des Ze i t r aumes , für den Be i t r äge ungebühr l i ch e n t r i ch t e t  
worden s i nd , e i ne Le i s t ung erbracht wurde . i s t für den 
gesamten Ze i t r aum ausgesch l ossen . Desg l e i chen i s t d i e  
Rück forderung ausgesch l os sen , wenn nach dem Ze i t r aum , 
für den Be i t r äge ungebühr l i ch en t r i ch t e t  worden s i nd ,  
e i ne Le i s t ung zuerkannt worden i s t und d i e  Be i t r äge auf 
den Best and oder das Ausmaß des Le i s t ungsanspruches von 
E i n f l uß waren , es se i denn , der zur Le i s t ungser b r i ngung 
zust änd i ge Ver s i cherungs t r äger hä t t e d i e  Mög l i chke i t ,  i m  
Wege e i ner W i ederau fnahme des Ver fahrens ( §  69 
A l l geme i nes Verwa l t ungsver fahrensgese t z  1 950 ) neuer l i ch 
über den Le i s t ungsanspruch zu ent sche i den . 

( 3 )  Wenn s t a t t des Ver s i cher ungs t räger s ,  an den d i e  
Be i t räge z u  Ungebühr e n t r i ch t e t  worden s i nd , e i n  anderer 
Ver S i Cherungs t räger zur Le i s t ungserb r i ngung zus t änd i g  
war und dem er s t eren Ver s i cherungs t r äger gegenüber dem 
l e t z t eren e i n  E r sa t zansprUCh für zu Unrech t e r b r ach t e  
Le i s t ungen gemäß § 320 b zus t eh t , ha t der unzus t änd i ge 
Ver s i cherungs t räger d i e  ungebühr l i ch ent r i ch t e t en 
Bei t räge ohne Rück s i ch t  auf d i e  Ver j ä h rungsf r i s t 
( Ab s . 1 )  für den gesamt en Ze i t r aum , für den an den 
zust änd i gen Ver S i cherung s t r äger nach t räg l i ch Be i t r äge zu 
ent r i ch t en s i nd ,  an den zust änd i gen Ver S i cherungst r äger 
zu überwe i sen . Der ü�erw i esene Bet r ag i s t auf d i e  vom 
zus t änd i gen Ver s i cherungs t räger geschu l de t en Be i t r äge 
anzurechnen . Der zust änd i ge Ver s i cherungs t räger h a t  
e i nen h i edurch a l l en fa l l s  en t s t ehenden Uber schuß a n  
Be i t r ägen dem Be i t ragsschu l dner gut zusch r e i ben bzw . , 
fa l l s d i es n i ch t  mög l i ch i s t ,  zu ers t a t t en .  

* ( 4 )  Abs . 2 g i l t  n i cht  für Be i t r äge , d i e  zwar n i ch t  
* zur Gänze ungebühr l i ch , j edoch von e i ner z u  hohen 
* B e i t r agsgrund l age 9der _�ter Anwend,,� a.1na$ �· honen 

. .- Bel tragss a f zes enf riCh t e t  worden s i nd , sofern i nnerha l b  
* des i n  Bet r acht kommenden Ze i t r aumes nur so l che 
* Le i s t ungen erbrach t wurden , d i e  auch dann , wenn d i e  
* Be i t r äge i n  r i ch t i ger Höhe en t r i ch t e t  worden wären , 1m 
* g l e i chen Ausmaß gebüh r t  hä t t en . 

* 
* 

( 5 )  W i rd d i e  Rück forderung ungebühr l i Ch en t r i ch t e t er 
Be i t r äge ge l t end gemacht ,  so h a t  der zur E n t sche i dung 
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ASVG-Ge l t ende Fassung ASVG-Vorgesch l .  F assung 

* z us t änd i ge Ver s i cherung s t r äger vorer s t  be i den 
* Ver s i cherung s t r ägern , denen nach § 4 1 1 Par t e i s t e l l ung i m  
* Ver fahren vor den Verwa l t ungsbehörden zukommt ,  sow i e  
* be i m  zus t änd i gen Landesarbe i t samt anz u f r agen , ob gemäß 
* Abs . 2 1 m  H i nb l i ck auf er bracht e  oder z u  erbr i ngende 
* Le i s t ungen aus der Unfa l l - ,  Pen s 1 ons- oder 
* Arbe i t s l osenver s i cherung e i n  E i nwand gegen d i e  
* Rücker s t a t t ung der ungebühr l i Ch ent r i Ch t e ten U n fa l l 
* Pens 1 ons- oder Arbe i t s l osenver s i cher ungsbe i t r äge 
* bes t eh t . 

* ( 6 )  O i e  Rück forderung ungebühr l i ch en t r i ch t e t er 
* Be i t r age s t eh t dem Ver S i cher t en zu . sowe i t  er d i e  
* Be i t räge se l bs t  get r agen hat , i m  übr i gen dem 
* D i en s t geber . 

Be i t r äge für Te i l vers i cher t e  i n  der Un fa l l ver s i cherung Be i t räge für Te i l ver s i cher t e  in der U n fa l l ver s i cherung 

§ 74 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t . § 74 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  O i e  Be i t r äge s i nd zur Gänze zu t r agen : ( 3 )  O i e  Be i t r äge s i nd zur Gänze z u  t r agen : 

1 .  b i s  3 .  unveränder t .  1 .  b i s  3 .  unverände r t . 

4 .  für d i e  nach § 8 Abs . 1 Z .  3 l i t .  9 
t e i l ver s i cher t en M i t g l i eder der Organe der geset z l i chen 
beru f l i chen Ver t re t ungen von der i n  Be t racht kommenden 
gese t z l i chen ber u f l i chen Ver t r e t ung ; 

5 .  unveränder t .  

( 4 )  und ( 5 )  unveränder t .  

Be i t r agsgrund l age für Se l bs t ver s i cher t e  
i n  der Krankenve r s i cherung 

§ 76 . ( 1 )  Be i t r agsgrUnd l age für den Ka l ender t ag i s t 
für d i e  

1 .  unveränder t .  

2 .  i m  § 1 6  Abs . 2 beze i chnet en Se l b s t ver s i cher t en 
der Tageswer t der Lohn s t u fe ( §  46 Abs . 4 ) , i n  d i e  der 
gemäß § 16 �. 3 genannt e ,  j ewe 1 1 s  ge1 t ende 8e t r ag 
fä l l t .  

SE I TE 1 8  

4 .  für d i e  nach § 8 Abs . 1 Z .  3 l i t .  9 
t e i l ver s i cher t en M i t g l i eder der Organe der gese t z l i chen 

* beru f l i chen Ver t re t ungen ( Beru fsvere i n i gungen ) von der 
* i n  Be t r acht kommenden geset z l i chen beruf l i chen 
* Ver t re t ung ( Berufsvere i n i gung ) ; 

5 .  unveränder t .  

( 4 )  und ( 5 )  unveränder t .  

Be i t r agsgrund l age für Se l bs t ver s i cher t e  
i n  der Krankenver s i che rung 

§ 76 . ( 1 )  8e i t r agsgrund l age für den K a l ender t ag i s t  
für d i e  

1 .  unveränder t .  

* 2 .  i m  § 1 6  Abs . 2 beze i chne ten S e l b s t ve r s i cher t en ,  
! ßcJ'-.ern d lese aas 35 .  1.&Q9RSj 8RP "oc'"' n+cht va l lendet , 
* ke i n  Hochschu l s t ud i um i m  S i nne des § 2 Abs . 1 l i t .  d des 
* S t ud i en förder ungsgese t zes abso l v i er t  haben und ke i n  
* E i nkommen i m  S i nne des § 4 des S t ud 1 en förderungsgese t zes 
* bez i ehen , der Tageswer t der Lohn s t u fe ( §  46 Abs .  4 )  i n  
* d i e  der gemäß § 7 6  a Abs .  3 genannt e ,  j ewe i l s  ge l t ende 
* Be t rag fä l l t .  
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ASVG-Ge l t ende F a ssung ASVG-Vorgesch l .  F as sung 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  ( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  D i e  Abs .  2 und 3 ge l t en n i ch t  für d i e  i m  § 1 6  
Abs . 2 beze i chne t en Per sonen . 

( 4 )  D i e  Abs . 2 und 3 ge l t en n i cht  für d i e  i m  § 1 6 
* Abs . 2 beze i chne t en Per sonen , sofern d i ese das 
* 35 . Lebensj ahr noch n i ch t  vo l l ende t , ke i n  
* Hochschu l st ud i um i m  S i nne des § 2 Abs . 1 l i t .  d des 
* S t ud i en förderungsgeset zes abso l v i er t  h aben und k e i n  
* E i nkommen 1 m  S i nne des § 4 des S t ud i en förderungsge se t zes 
* bez i ehen . 

( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  

Be i t r ag des Bundes 

§ 80 . ( 1 )  In der Pen s i onsver S i cherung l e i s t e t  der Bund 
für j edes Geschä f t sj ahr e i nen Be i t r ag i n  der Höhe des 
Bet r ages , um den 1 00 , 5  vH der Aufwendungen d i e  E r t r äge 
über s t e i gen . H i ebe 1 s i nd be i den Au fwendungen d i e  
Ausg l e i chszu l agen , bei den E r t r ägen der Bundesbe i t r ag 
und d i e  E r s ä t ze für Ausg l e i chszu l agen außer Bet r acht  zu 
l as sen . 

( 2 )  unveränder t .  

Un t er s t üt zungs fondS 

§ 84 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Dem Un t er s t ü t zungS fondS können 

1 .  unveränder t .  

* 
* 
* 
* 
* 

2 .  d i e  A l l geme i ne Unfa l l ve r s i cherungsans t a l t  und d i e  * 
Träger der Pen s i onsver s i cher ung * 

a )  b i s  zu 5 v .  H .  des 1 m  Rechnungsabsch l uß * 
n achgew i esenen Gebarungsüber Schusses , oder 

b )  b i s  zu 1 v .  T .  der E r t räge an * 
Ver s i cherungsbe i t r ägen * 

überwe i sen . 
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( 5 )  und ( 6 )  unveränder t . 

Be i t rag des Bundes 

§ 80 . ( 1 )  In der Pen s i onsver s i cherung l e i s t e t  der Bund 
für j edes Geschä f t sj ahr e i nen Be i t r ag i n  der Höhe des 
Bet r ages , um den 1 00 , 5  vH der Aufwendungen d i e  E r t räge 
über s t e i gen . H i ebe i s i nd be i den Au fwendungen d i e  
Ausg l e i chszu l agen und d i e  außerorden t l i chen Zuschüsse 
des Träger s  der Pens i onsver s i cherung a l s  D i en s t geber zur 
Rück s t e l l ung für Pen s i onszwecke . be i den E r t r ägen der 
Bundesbe i t r ag und d i e  E r sä t ze für Ausg l e i chszu l agen 
außer Bet r acht  zu l as sen . 

( 2 )  unver ände r t . 

Unt er s t ü t zungS fondS 

§ 84 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Dem Un t er s t ü t zungS fonds können 

1 .  unver änder t .  

2 .  d i e  A l l geme i ne Unfa l l ver s i cherungsans t a l t 

a )  b i s  zu 5 vH des i m  Rechnungsabsch l uß 
nachgew i esenen Gebarungsüber schus ses , oder 

b )  b i s  zu 1 vT der E r t r äge an 
Ver s i cherungsbe i t rägen . 

3 .  d i e  Träger der Pens i onsver s i cher ung von den 
E r t rägen an Ver s i cher ungsbe i t rägen b i s  zu den 
nachs t ehend angeführ t en Taus�ndsä t zen , und zwar 

a )  d i e  Pens i onsvers i cherungsans t a l t der Arbe i ter  
und d i e  Ver s i cherungsan s t a l t der 

S E I TE 1 9  
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ASVG-Ge l t ende F a s sung ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

( 3 )  Überwe i sungen nach Abs . 2 Z .  1 l i t .  b und Z .  2 
l i t .  b dür fen nur so we i t  er fo l gen , daß d i e  M i t t e l  des 
Un t er s t üt zungs fondS am E nde des Gesch ä f t s j ahres be i den 
Träger n der Kr ankenver s i cherung den Be t r ag von 5 v .  T .  
der F r , r�ge an Ver s i cherungsbe i t rägen , be i den Träger n 
der Un fa l l ver s i cherung und der Pens i onsver S i cherung den 
Bet r ag von 2 v .  T .  der E r t r äge an Ver s i cher ungsbe i t rägen 
n i ch t über s t e i gen . 

* ös t er r e i ch i schen E i senbahnen b i s  zu 1 , l ' vT ,  

* b )  d i e  Pens i onsver s i cherungsan s t a l t  der 
* Anges t e l l ten b i s  zu 1 , 0 vT und 

* c )  d i e  Ver s i cherungsans t a l t des ös t er r e i ch i schen 
* Bergbaues b i s zu 3 , 0 vT 

* überwe i sen . 

* ( 3 )  Überwe i sungen nach Abs . 2 Z 1 l i t .  b ,  Z 2 l i t .  b 
* und Z 3 dür fen nur so we i t  er fo l gen , daß d i e  M i t t e l  des 
* U n t er s t ü t zungS fonds am E nde des Geschä f t sj ahres 
* 
* 
* 
* 
* 

* 1 .  be i den Trägern der Kr ankenver s i cher ung den 
* Bet r ag von 5 vT , 
* 2 .  be i den Trägern der Un fa l l ver s i cherung den Bet r ag 
* von 2 vT und 

* 3 .  be i den Trägern der Pen s i onsver s i cherung den 
* nach s t ehend angeführ t en Tausends a t z ,  und zwar 

* a )  be i der Pen s i on s ve r s i cherungsan s t a l t  der 
* Arbe i t er und der Ver s i cherungsans t a l t der 
* österre i ch i schen E i senbahnen 2 , 2  vT , 

* b )  be i der Pen s i ons ve r s i cherungsan s t a l t  der 
* Anges t e l l ten 2 , 0 vT und 

* c )  be i der Ver s i cherungsans t a l t  des 
* ös t er re i ch i schen Bergbaues 6 , 0 vT 

* der E r t räge an Ver s i cherungsbe i t rägen n i ch t  über s t e i gen . 

( 4 )  und ( 5 )  unver änder t .  ( 4 )  und ( 5 )  unveränder t .  

An fa l l  der Le i s t ungen Anfa l l cl
er:_L�e i s t ungen 

§ 86 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  § 86 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  H i n t erb l i ebenenpens ; onen aus der 
Pens ; onsver s i cherung , mi t Ausnahme sol cher nach e i nem 
Pen s i onsempfänger , f a l l en m i t dem E i n t r i t t  des 
Ver s i cherungsfa l l es an , wenn der An t r ag b i nnen sechs 
Mon a t en nach E i n t r i t t  des Ver s i cherungs fa l l es ges t e l l t  
w i r d ;  d i ese An t r ag s fr i s t beg i nn t  be i 

S E I TE 20 

( 3 )  H i n t er b l i ebenenpenS i onen aus der 
Pens i onsver s i cherung , mi t Ausnahme s o l cher nach e i nem 
Pen s i onsempfänger , fa l l en m i t dem E i n t r i t t  des 
Ver s i cherungs fa l l es an , wenn der An t rag b i nnen sechs 
Mon a t en nach E i n t r i t t  des Ver s i cherungs fa l l es ges t e l l t  

* w i rd .  D i e  An t r agsfr i s t be i Wa i senpens i onsberech t i gt en 

SE I TE 20 
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ASVG-Ge l t ende F a s sung 

Wa i senpen s i onsberech t i gt en , d i e  er s t  nach dem E i n t r i t t  
des Ver s i cherungs f a l l es geboren werden , m i t dem Tag der 
Gebur t .  H i n t er b l i ebenenpens i onen nach e i nem 
PenS l onsemp fänger fa l l en un t er der g l e i chen 
Vorausset zung ml t dem dem Ver s i cher ung s fa l l fol genden 
Mona t ser s t en an . W i rd der An t r ag au f d i e  Pens i on er s t  
nach Ab l au f  d i eser F r l s t  ges t e l l t ,  s o  fä l l t d i e  Pens i on 
er s t  m i t dem Tag der An t r ags t e l l ung an . A l l e  übr l gen 
Pens i onen aus der Pens i onsver s i cherung fa l l en m i t dem 
S t i ch t ag an . 

( 4 )  und ( 5 )  unveränder t .  

Ruhen der Le l s t ungsan spr üche be i Ab l e i s t ung 
des Präsen zd l en s t e s  

§ 89a . Für  d i e  Dauer d e s  auf Grund der Bes t i mmungen 
des Wehrgese t zes 1 978 zu l e l s t enden orden t l l chen oder 
außerorden t l i chen Präsenzd l en s t e s  ruht der An spruch des 
Wehrp f l tch t i gen au f Le i s t ungen der geset z l i chen 
Kr ankenver s i cher ung für se i ne Per son . 

Ver fa l l von Le i s t ungsansprüchen 
l n fo l ge Ze l t ab l aufes 

§ 1 02 . ( 1 )  Der Anspruch a u f  Le l s t ungen aus der 
Kr ankenver s l cherung 1 s t be l sons t l gem Ver l us t  b i nnen 
zwe i Jahren nach se i nem E n t s t ehen , be i nach t räg l i cher 
Fes t s t e l l ung der Ver s l cherungsp f l i ch t  oder 
Ver s i cher ungsberech t i gung b i nnen zwe i Jahren nach 
Rech t sk r a f t  d i eser Fes t s t e l l ung ge l t end zu machen . Be i 
Ge l d l e i s t ungen i s t h i ebe i der Ze i t r aum zw i schen dem 
Ent s t ehen des Anspruches und dem Ze i t punk t , i n  dem d i e  
Le i s t ung gemäß § 1 04 auszuzah l en i s t , außer Be t r acht zu 
l assen . 

( 2 )  b l s  ( 5 )  unveränder t .  

RÜCk forderung zu Unrech t erbr ach t er Le l s t ungen 

§ 1 07 .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Das Recht au f Rück forderung nach Abs . 1 ver j ähr t 
b i nnen zwe l Jahren nach dem Z e i t punk t , i n  dem dem 
Ver s i cherungs t räger bekann t geworden i s t ,  daß d i e  
L e i s t ung z u  Unrech t erbrach t worden i s t . 

SE I TE 2 1  
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* ver l änger t s i ch um d i e  Dauer e i nes Ver fahrens zur 
* Fes t s t e l l ung der Vater scha f t  und beg i nn t  be i 
* Wa i senpens i onsberech t i g t en , d i e  er s t  nach dem E i n t r i t t  
* des Ver s l cherungs fa l l e s  geboren werden , m i t dem Tag der 
* Gebur t .  H i n t erb l i ebenenpens l onen nach e i nem 
* Pens i onsemp fänger fa l l en un t er der g l e i chen 
* Vor ausset zung mi t dem dem Ver s i cherungs fa l l fo l genden 
* Mona t ser s t en an . Wi r d  der An t rag au f d i e  Pens i on er s t  
* nach Ab l au f  d i eser F r i s t  ges t e l l t ,  s o  fä l l t  d l e  Pens i on 
* er s t  m i t dem Tag der Ant rags t e l l ung an . A l l e  übr i gen 
* Pen s i onen aus der Pens i onsver s i cher ung fa l l en m i t dem 
* S t i cht ag an . 

( 4 )  und ( 5 )  unveränder t .  

Ruhen der Le l s t ungsansprüche be i Ab 1 e i s t ung 
des Präsenzd i en s t es 

* § 89 a .  F ü r  d i e  Dauer des aufgr und der Bes t l mmungen 
des Wehrgese t zes 1 978 zu l e l s t enden orden t l l chen oder 

* außerorden t l l chen Präsenzd l en s t es - ausgenommen be l den 
* i n  § 8 Abs . 1 Z 5 genann t en Per sonen - r uh t  der Anspruch 
* des Wehrp f l i ch t l gen au f Le i s t ungen der geset z l i chen 
* K rankenver s i cherung für se i ne Per son . 

Ver fa l l von Le 1 s t ungsanspr üchen 
i n fo l ge Ze l t ab l au fe s  . 

§ 1 02 . ( 1 )  Der Anspruch au f Le i s t ungen aus der 
K r ankenver s l cherung 1 s t be i sons t i gem Ver l us t  b i nnen 
zwe i J ahren nach se l nem E n t s t ehen , be l nach t r ä g l l cher 
Fes t s t e l l ung der Ver s l cherungs p f l i ch t  oder 
Ver s i cher ungsberech t l gung b i nnen zwe l J ahren nach 
Rech t sk r a f t  d i eser Fes t s t e l l ung ge l t end zu machen . Be l 

* Ge l d l e i s t ungen ver l änger t s i ch d i ese F r i s t  um j ene 
* Z e l t en , i nnerha l b  deren d l e  Le i s t ung gemäß § 1 04 
* auszuzah l en 1 s t . 
* 

( 2 )  b i s  ( 5 )  unver änder t .  

RÜCk forderung zu Unrech t erbrach t er Le i s t ungen 
�cc� 1 107 .  ( , ) unverander t .  

* 
* 
* 
* 

( 2 )  Das Rech t au f RÜCk forderung nach Abs . 
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* a )  bes t eh t  n i ch t , wenn der Ver s i cherung s t r äger 
* erkennen muß t e ,  daß d i e  Le i s t ung zu Unrech t 
* erbracht worden 1 s t : 

* b )  verj ähr t b i nnen zwe i Jahren nach dem Ze i t punk t , 
* i n  dem dem Ver s i cherung s t räger bekann t geworden 
* i s t , daß d i e  Le i s t ung zu Unrech t erbrach t 
* worden 1 s t . 

( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  ( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Anpassung der Ren ten aus der Unfa l l ver s i cherung Anpassung der Ren t en aus der Un fa l l ver s i cherung 

§ 1 08g . ( 1 )  M i t W i rk samke i t  ab 1 .  Jänner e i nes j eden 
Jahres s i nd d i e  Ren t en aus der Unfa l l ver s i cherung mi t 
dem Anpassungsfak t or zu ver v i e l fachen ; sowe i t Ren t en 
n i ch t  nach fes t en Be t rägen bemes sen s i nd ,  g i l t  d i es 
j edoch nur dann , wenn der Ver s i cherungs fa l l vor dem 
1 .  Jänner des vorangegangenen J ahres e i nge t re t en i s t , 
und zwar m i t der Maßgabe , daß d i e  e r s t ma l i ge Anpas sung , 
sofern der Ver s i cherungs fa l l  i m  zwe i t en Ha l bj ahr 
e i nge t re t en i s t , m i t dem um 0 , 5  erhöh t en ha l ben 
Anpassungs fak t or vor zunehmen i s t . 

( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Be i t ragszusch l äge 

§ 1 1 3 .  ( 1 )  Den im § 1 1 1  ange führ ten Per sonen 
( S t e l l en ) , d i e  Anme l dungen zur P f l i ch t ver s i cherung n i ch t 
oder ver spä t e t  er s t a t t en oder e i n  zu n i edr i ges E n t ge l t 
me l den , kann e i n  Be f t r agszusch l ag b i s  zum zwe i fachen 
Ausmaß der nachzuzah l enden Be i t r äge vorgeschr i eben 
werden . Be i der Fes t set zung des Be i t ragszUSch l ages hat  
der Ver s i cherungs t räger d i e  w i r t scha f t l i chen 
Verhä l t n i sse des Be i t r agsschu l dner s , das Ausmaß der 
nachzuzah l enden Be i t r äge und d i e  Ar t des Me l dever s t oßes 
zu berück s i ch t i gen . 

SE I TE 22 

§ 1 08g . ( 1 )  M i t W i rk samke i t  ab 1 .  Jänner e i nes j eden 
Jahres s i nd d i e  Ren t en aus der Unfa l l vers i cherung m i t 

* dem Anpassungs fak t or zu verv i e l fachen ; d i e  er s tma l i ge 
* Anpa ssung von Ren t en , d i e  n i ch t  nach fes t en B e t r ägen 
* bemes sen s i nd ,  i s t ab dem auf den E i n t r i t t  des 
* Ver s i cherungs fa l l es fo l genden 1 .  Jänner m i t dem um 0 , 75 
* erhöh t en v i er t en Te i l des Anpassungs fak t or s  vor zunehmen . 
* 
* 
* 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Be i t r agszUSch l äge 

§ 1 1 3 .  ( 1 )  Be i t r agszusch l äge können den i n  § 1 1 1 
genann t en Per sonen ( S t e l l en )  i n  fo l genden Fä l l en 
vorgeschr i eben werden : 

* 1 .  Wenn e i ne Anme l dung zur P f l i ch t ver s i cherung n i c h t  
* er s t a t t e t  worden i s t oder wenn das E n t ge l t  n i ch t  
* geme l det  worden i s t , k ann e i n  Be i t r agSZUSch l ag b i s  zum 
* Doppe l t en j ener ee tträga. �L1 1e auf d� zeH ab 8eginft der 
� . l'TlTch t ver s 1 cherung b i s  zur Fes t s t e l l ung . des Feh l ens der 
* Anme l dung bzw . b i s  zur Fes t s t e l l ung des En t ge l t es durch 
* den Ver s i cherung s t r äger en t fa l l en ,  vorgeschr i eben 
* werden . 

* 
* 
* 

2 .  Wenn e i ne Anme l dung zur P f l i ch t ver s i cherung 
ver spä t e t  er s t a t t e t  worden 1 s t oder . wenn das E n t ge l t 
ver spä t e t  geme l det worden i s t ,  kann e i n  Be i t r agszUSch l ag 
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* b i s  zum Doppe l t en j ener Be i t räge , d i e  a u f  d i e  Z e i t ab 
* Beg i nn der P f l i ch t ver S i cherung b i s  zum E i n t re f fen der 
* ver spä t et en Anmel dung bzw . b i s  zum E i n t re f fen der 
* ver spä t e t en Me l dung des E n t ge l t es be im 
* Ver s i cher�ngs t r äger en t fa l l en ,  vorgeschr i eben werden . 

* 3 .  Wenn e i n  zu n i edr i ges E n t ge l t  geme l de t  worden 
* 1 s t , kann e i n  Be i t r agszusch l ag b i s  zum Doppe l t en der 
* D i f ferenz zw i schen den Be i t r ägen , d i e  s i ch aus dem zu 
* n i edr i g  geme l de t en E n t ge l t ergeben , und den t a t säCh l i ch 
* gebührenden Be i t r ägen vorgeschr i eben werden . 

* Be i der Fes t set zung des Be i t ragszusch l ages h a t  der 
* Ver s i cherungs t räger i nsbesondere d i e  W i r t scha f t l i chen 
* Verhä l t n i sse des Be i t r ags schu l dner s und d i e  Ar t des 
* Me l dever s t oßes zU berück s i ch t i gen . Der Be i t ragszusch l ag 
* dar f j edoch d i e  Höhe der Ver zugsz i nsen n i ch t  
* unt e r schre i t en , d i e  ohne se i ne Vor schre i bung aufgrund 
* des § 59 Abs . 1 für d i e  nachzuzah l enden Be i t räge zu 
* ent r i ch t en gewesen wären . 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  ( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  § 1 1 2 Abs . 3 g i l t  ent sprechend . 

Anspruchsberech t i gung während der Dauer 
der Vers i cherung und nach dem Aus sche i den 

aus der Ver s i cherung 

§ 1 22 .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Für Ver s i cherungs fä l l e ,  d i e  nach dem E nde der 
Ver s i cherung oder nach Ab l au f  des im AbS . 1 l i t .  b 
beze i chnet en Ze i t raumes e i n t re t en ,  s i nd Le i s t ungen , und 
zwar auch für Fami l i enangehör i ge ,  nach Maßgabe der 
f o l genden Bes t i mmungen zu gewähren : 

1 .  unverände r t . 

2 .  an Per sonen , d i e  i nnerha l b  der l e t z t en zwö l f 
Mon a t e  vor dem AusSChe i den aus der durch e i ne 
Beschä f t i gung ( e i n  Lehr- oder Ausb i l dungsverhä l t n 1 s )  
begr ünde t en P f 1 1 ch t ver s i cherung m i ndes t en s  26 Wochen 
oder, unm i t t e l bar vorher m i ndes t en s  S.Ilchs WOChen . 

\leFSTcher t  wa·ren und sog l e i ch nach dem Aus sche i den aus 
der P f l i ch t ver s i cherung erwerbs l os geworden s i nd , wenn 
der Ver s i cherungs fa l l  während der E rwerbs l os i gke i t und 
b i nnen d r e i  Wochen nach dem Aussche i den aus der 
P f l i ch t ver s i cherung e i n t r i t t . War der Ver s i cher t e  i m  
Ze i t punk t des Aussche i dens a u s  der P f l i c h t ver s i cherung 
i n fo l ge K r ankhe i t arbe i t sun fäh i g  oder bes t and zu d i esem 
Ze i t punk t Anspruch auf Wochenge l� , so beg i nn t  d i e  F r i s t 

SE I TE 23 

* ( 5 )  § 83 und § 1 1 2 Abs . 3 ge l t en en t sprechend . 

Anspr uchsberech t i gung während der Dauer 
der Ver s i cherung und nach dem Aussche i den 

aus der Ver s i cherung 

§ 1 22 .  ( 1 )  unveränder t �  

( 2 )  Für Ver S i cherungs fä l l e ,  d i e  nach dem Ende der 
Ver s i cherung oder nach Ab l au f  des im Abs . 1 l i t .  b 
bez e i chne t en Ze i t r aumes e i n t re t en , s i nd Le i s t ungen , und 
zwar auch für F am i l i enangehör i ge ,  nach Maßgabe der 
fo l genden Bes t i mmungen zu gewähr en : 

1 .  unveränder t .  

2 .  an Per sonen , d i e  i nnerha l b  der l e t z t en zwö l f 
Mon a t e  vor dem Aus sche i den aus der durch e i ne 
Beschä f t i gung ( e tn Lehr- oder Ausb l 1 dungsverhä l t n i s )  
begr ünde t en P f 1 1 ch t ver s i cherung m i nde s t en s  2 6  Wochen 
Odar �U te 1 bar vor.ner Mifldestern;. � Wochen . 
ver s i cher t waren und sog l e i ch nach dem Aussche i den aus 
der P f 1 1 ch t ve r s i cherung erwerbs l os geworden s 1 nd ,  wenn 
der Ver s i cherungs f a l l während der E rwerbs l os i gke i t und 
b i nnen dre i  Wochen nach dem Aussche i den aus der 
P f l i c h t ver s i cherung e i n t r i t t . War der Ver s i cher t e  i m  
Z e i t punk t des Aussche i dens aus der P f l i ch t ver s i cherung 
i n fo l ge Krankhe i t  arbe i t sun fäh i g  oder bes t and zu d i esem 
Ze i t punk t Anspruch auf Wochenge l d , so beg i nn t  d i e  F r i s t  
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von d r e i  Wochen e r s t  ab dem E r l öschen des AnsprUChes au f 
Krankenge l d  ( An s t a l t sp f l ege ) bzw . Wochenge l d  zu l au fen . 
D i e  F r i s t von dre i  Wochen ver l änger t S i Ch um d i e  Dauer 

von d r e i  Wochen er s t  ab dem E r l öschen des Anspruches auf 
Krankenge l d  ( An s t a l t s p f l ege ) bzw . Wochenge l d  zu l au fen . 
D i e  F r i s t  von d r e i  Wochen ver l änge r t  s i ch um d i e  Dauer 
e i nes au f Grund der Bes t i mmungen des Wehr geset zes 1 978 
zu l e i s t enden orden t l ichen oder außeror den t l i chen 
P räsenzd 1 enstes bzw . e i nes au f Grund der Bes t i mmungen 
des Z i v i l d i enstgeset zes zu l e i s t enden orden t l i chen oder 
außerorden t l i chen Z i v i l d i en s t e s . E i n 
Bes t a t t ungSkos t enbe 1 t r ag i s t auch zu gewähren , wenn der 
Ver s 1 cherungs fa l l  des Todes er s t  nach Ab l au f  von d r e i  
Wochen nach dem Aussche i den a u s  d e r  P f l i ch t ver s i cherung , 
aber noch während der Gewähr ung ( des Ruhens )  von 
Krankenge l d ,  Ans t a l t sp f l ege oder Wochenge l d  e i nge t re t en 
1 s t .  

* e i nes au fgrund der Bes t immungen des Wehrgeset zes 1 97 8  zu 
* l e i s t enden orden t l i chen oder außerorden t l i chen 
* P räsenzd 1 en s t e s  - ausgenommen um Z e i t en e i ner 
* P f l i ch t ver s i cherung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 - bzw . e i nes 
* aufgrund der Bes t i mmungen des Z i v i l d i ens t gese t zes zu 
* l e i s t enden ordent 1 1 chen oder außerorden t 1 1 chen 
* Z i v i l d i en s t es . E i n Bes t a t t ungSkost enbe i t r ag i s t  auch zu 
* gewähren , wenn der Ver s i cherungs fa l l des Todes e r s t  nach 
* Ab l au f  von d r e i  Wochen nach dem Aus sche i den aus der 
* P f l i ch t ver s i cherung , aber noch während der Gewährung 
* ( des Ruhens ) von Kr ankenge l d ,  Ans t a l t sp f l ege oder 
* Wochenge l d  e 1 nget re t en i s t . 

( 3 )  b 1 s  ( 5 )  unverändert . 

Anspruchsberecht 1 gung für Angehör 1 ge 

§ 1 23 .  ( 1 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  Kommt e i ne mehr fache Angehör i genscha f t  nach * 
Abs . 2 1 n  Be t r ach t , so w i rd d i e  Le i s t ung nur e i nma l * 
gewähr t .  Le i s t ungsp f l i cht i g  i s t  der Ver s i cherungs t räger , * 
be i dem d i e  Le i s t ung zuer s t  i n  Anspruch genommen w i rd .  * 

( 7 )  und ( 8 )  unveränder t .  

( 9 )  D i e  1 m  Abs . 2 Z 1 sow i e  Abs . 7 und 8 genann t en * 
Per sonen ge l t en nur a l s  Angehör i ge ,  sowe i t e s  s i ch n i cht * 
um Per sonen hande l t ,  d i e  i m  § 2 Abs . 1 des * 
Bundesgese t zes über d i e  Soz i a l ver s i cherung fre i beru f l i ch * 
se l bs t änd i g  E rwerbs t ä t i ger , BGB 1 . Nr . 624/ 1 978 , * 
angeführ t s 1 nd . * 
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* 
* 
* 
* 
* 

* 
. , 

( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Anspruchsberech t i gung für Angehör i ge 

§ 1 23 .  ( 1 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  Kommt e i ne mehr fache Angehör i genscha f t  i n  
Bet racht , so w i rd d 1 e  Le i s t ung nur e i nma l gewäh r t . 
Le i s t ungsp f 1 1 ch t i g  i st der Ver s i cherungst räger , be l dem 
d l e  Le i s t ung zuers t  i n  Anspruch genommen w i rd .  

( 7 )  und ( 8 )  unveränder t .  

( 9 )  E i ne i m  Abs . 2 Z 1 sow i e  Abs . 7 und 8 genann t e  
Per son g i l t  nur a l s  Angehör i ger , sowe i t  e s  s i ch n i cht um 
e l ne Per son hande l t , d i e  

a )  i m  § 2 Abs .  1 des Bundesgeset zes über d i e  
Soz i a l ver s i cherung fre l beru f l i ch se l bs t änd i g  
E rwerbs t ä t i ger , BGB 1 . Nr . 624/ 1 978 , oder i m  § 1 
Abs . 1 des Not ar ver s i cherungsgese t zes 1 972 , 
BGB 1 . Nr . 66/ 1 972 , angeführ t i s t  oder 

b )  e i ne PenS i on nach den i n  l i t .  a genann t en 
8undesgesetzen 1JeLtetlt . 

SE I TE 24 

165/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
159 von 179

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



ASVG-Ge l t ende Fassung 

Sonder rege l ungen für Se l bs t ver s i cher t e  
und Pens i on i s t en 

§ 1 24 .  ( 1 )  Be i den Se l bs t ver s i cher t en i n  der 
Kr ankenver s i cherung , ausgenommen d i e  i m  § 1 6  Abs . 2 
beze i chne t en , i s t d i e  Le i s t ungspf l i cht a l l geme i n ,  sowe i t 
n i ch t für e i nze l ne Le i s t ungen e i ne l ängere War t eze i t  
vorgesehen 1 s t , von der E r fü l l ung e i ner War t eze i t von 
d r e i  Mona t en unmi t t e l bar vor E i n t r i t t  des 
Ver s i Cherungsfa l l es abhäng i g .  Durch d i e  S a t zung kann d i e  
War teze i t  auf sechs Monat e unmi t t e l bar vor E i n t r i t t  des 
Ver s i cherungsfa l l es erwe i t er t  werden . D i e  S a t zung kann 
ferner für Se l bs t ver S i cher t e  auch den Kr e i s  der 
Angehör i gen e i nschränken , doch dür fen d i e  K i nder C §  1 23 
Abs . 2 Z .  2 b i s  6 )  n i ch t  ausgesch l ossen werden . 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

Le i s t ungen be i mehr facher Ver s i cherung 

§ 1 28 .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  D i e  Best i mmungen des Abs . 1 ge l t en ent spreChend , 
wenn neben e i ner Krankenver s i cherung nach d i esem 
Bundesgese t z  e i ne Krankenver s i cherung auf  Grund der i m  
§ 2 Abs . 2 beze i chnet en Vor schr i ft en be t e i l i g t  i s t . 

RUhen des Krankenge l danspruches 

§ 1 43 .  ( 1 )  Der Anspruch auf Kr ankenge l d  ruh t : 

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  sO l ange der Ver S i Cher t e  Z i v i l d i en s t  i m  S i nne des 
Z i v i l d i en s t gese t zes le i st e t . 

ASVG-Vorgesc h l . Fas sung 

Sonder rege l ungen für Se l bs t ver s i che r t e  
und Pens i on i s t en 

§ 1 24 .  C l )  Be i den Se l bs t ver s i cher t en i n  der 
* Kr ankenver s i cherung i s t  d i e  Le i s t ungsp f l ; ch t  a l l geme i n ,  
* sowe i t  n i ch t  für e i nze l ne Le i s t ungen e i ne l ängere 
* War t eze i t  vorgesehen i s t , von der E r fÜ l l ung e i ne r  
* war teze i t  von dre i Mon a t en unmi t t e l bar vor E i n t r i t t  des 
* Ver s i cherungs fa l l es abhäng i g .  D i es g i l t  n i c h t  für d i e  i m  
* § 1 6  Abs . 2 bez e i chne t en Per sonen , sofern s i e  das 
* 3 5 . Lebensj ahr noch n i ch t  vo l l ende t , ke i n  
* Hochschu l s t ud i um i m  S i nne des § 2 Abs . 1 l i t .  d 
* S t ud i enförderungsgese t z  abso l v i er t  haben und ke i n  
* E i nkommen i m  S i nne des § 4 S t ud i en förderungsgese t z  
* bez i ehen . Durch d i e  S a t zung kann d i e  war t eze i t  au f sechs 
* Mon a t e  unmi t t e l bar vor E i n t r i t t  des Ver s i Cherungs f a l l es 
* erwe i t e r t  werden . D i e  S a t zung kann ferner für 
* S e l b s t ver s i cher t e  auch den Kre i s  der Angehör i gen 
* e i nschränken , doch dür fen d i e  K i nder ( §  1 23 Abs . 2 Z .  2 
* b i s  6 )  n i ch t  ausgesch l os sen werden . 

* 
* 
* 
* 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

Le i s t ungen be i mehr facher Ver s i cherung 

§ 1 28 .  ( 1 )  unveränder t . 

( 2 )  Au fgehoben . 

Ruhen des Kr ankenge l d anspruches 

§ 1 43 .  ( 1 )  Der Anspruch auf Krankenge l d  r u h t : 

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  so l ange der Ver s i cher t e  Z i v i l d i en s t  1 m  S i nne des 
* Z i v 1 l d i en s t geset zes l e i s t e t ; 

* 6 .  sol ange der Ver s i cher t e  P räsenzd i en s t  i m  S i nne 
* {ies Wehrgeset zes � le-+stet u"eI �emäB�n-a- Ab� . 1 Z 5 
* a l s  Ze i t so l da t  i n  der Kr anken- und i n  der 
* Pens i onsver s i cherung t e i l ver s i cher t 1 s t .  

( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  ( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  
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ASVG-Ge l t ende Fas sung 

Wochenge l d  

§ 1 62 .  ( 1 )  We i b l i chen Ver s i cher t en gebühr t .  für d i e  
l e t z ten ach t Wochen vor der vor auss i ch t l i chen 
E n t b i ndung , für den Tag der E n t b i ndung und für d i e  
er s t en ach t Wochen nach der En t b i ndung e i n  t äg l i ches 
Wochenge l d .  Mü t t er nach FrÜhgebur t en ,  Mehr 1 1 ngsgebur ten 
oder Ka 1 ser schn 1 t t en t b l ndungen erha l t en gas Wochenge l d  
nach der En t b i ndung durch zwö l f  Wochen . Uber d l e  
vor s t ehenden F r i s t en vor und nach der E n t b i ndung h i naus 
gebühr t das Wochenge l d  ferner für j enen Ze i t r aum , 
währ end dessen D 1 ens t nehmer 1 nnen auf Gr und besonderer 
Vor schr 1 f t en des Mu t ter schu t z rech t es 1m E i nz e l f a l l auf 
Grund des Zeugn i s ses e 1 nes Arbe 1 t s 1 nspek t l onsar z t es oder 
e l nes Amt sar z t es n 1 ch t  besChä f t l g t  werden dür fen , we l l  
Leben oder Gesundhe l t  von Mut t e r  oder K l nd be l For t dauer 
der Beschä f t l gung gefährde t wäre . 

( 2 )  b 1 s  ( 5 )  unver änder t .  

Berufskr ankhe 1 t en 

§ 1 77 .  ( 1 )  A l s  Berufskrankhe l t en ge l t en d i e  1 n  der 
An l age 1 zu d l esem Bundesgeset z beze 1 chnet en Kr ankhe 1 t en 
unter den dor t ange fÜhr t en Vorausset zungen , wenn s 1 e  
durCh beru f l i che Beschä f t l gung i n  e i nem i n  S pa l t e 3 der 
An l age beze i chne t en Un t ernehmen verur sach t s i nd .  

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

Bemes sungsgrund l age unter Berücks i cht i gung 
der Be i t r agsgrund l agen 

§ 1 79 .  ( 1 )  In der Unfa l l ver s i cherung i s t 
Bemessungsgrund l age , sowe 1 t s i e  n i ch t  nach § 1 8 1  zu 
ermi t t e l n  1 s t , d i e  Summe der a l l geme i nen 
Be l t r agsgrund l agen i m  l e t z t en J ahr vor dem E i n t r i t t  des 
Ver s i cherungs fa l l es . D i eser Summe s i nd d i e  im l e t z t en 
Jahr "ar Q&IJI E 1ntr 1 U .4a$.�\lar $ icnerung$-fa l les 
ange fa l l enen Sonder zah l ungen b 1 s  zu dem s i ch aus § 54 
Abs . 1 e rgebenden Höchs t be t r ag zuzusch l agen , sowe i t  für 
s i e  Sonderbe i t räge fä l l i g geworden s i nd .  D i ese 
Bes t i mmungen s i nd auf d i e  gemäß § 7 Z .  3 l i t .  b i n  der 
Un fa l l ver s i cherung Te 1 l vers i cher t en so anzuwenden , a l s  
ob für s i e  Be i t räge zur Unfa l l ver s i cherung w i e  für 
Vo l l ver s i cher t e  zu en t r i ch t en wären . 
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ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

Wochenge l d  

§ 1 62 .  ( 1 )  We i b l i chen Ver s i cher t en gebühr t für d i e  
l e t z t en ach t Wochen vor der vor auss i ch t l i chen 
E n t b i ndung , für den Tag der E n t b i ndung und für d i e  
er s t en ach t Wochen nach der E n t b i ndung e i n  t äg l i ches 

* Wochenge l d .  We i b l i che Ver s i cher t e  nach F r ühgebur t en ,  
* Mehr 1 1 ngsgebur t en oder Ka i ser schn 1 t t en t b i ndungen 
* erha l t en . das Wochenge l d  nach der E n t b i ndung durch zwö l f  
* Wochen . Uber d i e  ' vor s t ehenden F r 1 s t en vor und nach der 
* E n t b i ndung h i naus gebühr t  das Wochenge l d  ferner für 
* j enen Ze i t r aum , während des sen D 1 en s t nehmer 1 nnen au f 
� Grund besonderer Vor schr i f t en des Mu t t er schu t zrech t e s  1 m  
* E i n ze l fa l l auf Grund des Zeugn i s ses e 1 nes 
* Arbe i t s i nspek t l onsar z t es oder e i nes Amt sar z t es n i ch t  
* beschä f t i gt werden dür fen , we l l  Leben oder Gesundhe i t  
* von Mu t t er oder K i nd be i For t dauer der Beschä f t i gung 
* gefährdet wäre . 

( 2 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Beru fskrankhe i t en 

§ 1 77 .  ( 1 )  A l s  Beru fskr ankhe i t en ge l t en d i e  i n  der 
* An l ange 1 zu d i esem Bundesgese t z  beze i chnet en 
* K r ankhe 1 t en unt er den dor t ange führ t en Vor ausse t zungen , 
* wenn s i e  durch Ausübung der d i e  Ver s i cherung 
* begr ündenden Beschä f t i gung i n  e i nem i n  S pa l t e  3 der 
* An l age beze 1 chne t en Un t ernehmen verursacht s i nd . 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

Bemessungsgrund l age unter BerÜCk s i ch t i gung 
der Be i t r agsgrund l agen 

§ 1 79 .  ( 1 )  Bemes sungsgrund l age . sowe i t s i e  n i ch t  nach 
§ 1 8 1  zu ermi t te l n  1 s t , i s t d i e  Summe der a l ' geme 1 nen 
Be i t ragsgrund l agen 1m Ka l ender j ahr vor dem E 1 n t r 1 t t  des 
Ver s i cherungs fa l l es . Sonder zah l ungen nach § 49 Abs . 2 
s i nd be i der Bemessung i n  der We i se zu berück s 1 ch t 1 gen , 
dalL.cUe Bemessungsw-urui1 age UID ejoen dur-.Ch ,U e  Sat zung 
des Ver S i cherungs t r äger s a l l geme i n  fes t zuset zenden 
Hunder t sa t z  erhöh t  w i rd ;  der Hunder t sa t z  k ann . 
e i nhe i t l i ch oder gesonder t  für bes t 1 mm t e  Gruppen von 
Ver s 1 cher t en un t er Bedach t nahme auf den 
Durchschn 1 t t swer t der für d i e  Be i t r agsbemessung 
heranzuz i ehenden Sonder z ah l ungen ( §  54 Abs . 1 )  
fes t geset z t  werden . Werden j edoch d i e  Sonder zah l ungen 
aufgrund e 1 ner Fes t se t zung gemäß § 54 Abs . 2 m i t e i nem 
e i nhe i t l i chen Hunder t sa t z der a l l geme i nen 
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ASVG-Ge l t ende Fas sung 

( 2 )  Hat d i e  Ver s i cherung noch n i ch t e i n  Jahr , aber 
m i ndes t en s  sechs Wochen gedauer t ,  so i s t 
Bemessungsgrund l age der Be t r ag ,  der s i ch be i 
en t sprechender Anwendung des Abs . 1 ergeben würde , wenn 
d i e  Ver s i cherung durch e i n  vo l l es Jahr bes t anden hä t t e .  

( 3 )  Hat d i e  Ver s i cherung noch n i cht sechs Wochen 
gedauer t ,  so i s t  d i e  Bemessungsgrund l age au f Grund der 
Be i t r agsgrund l agen zu errechnen , d i e  für Ver s i cher t e  
derse l ben Ar t m i t ähn l i cher Ausb i l dung i n  der se l ben 
Gegend z u t r e f fen . 

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

• Be 1 t r agsgrund l age der Berechnung der Sonderbe 1 t r äge 
• zugrunde ge l eg t , so 1 s t  d 1 e  S umme der a l l geme 1 nen 
* Be i t r agsgrund l agen um d 1 esen Hunder t sa t z  zu erhöhen . 

• ( 2 )  D 1 e  Bes t 1mmungen des Abs . 1 s i nd auf d 1 e  gemäß 
* § 7 Z 3 1 1 t .  b 1 n  �er Un fa l l verS i cherung 
• Te l 1 vers i cher t en so an·zuwenden , a l s  ob für s i e  Be i t r äge 
* zur Unfa l l ver s i cher ung w i e  für Vo l l ver s i cher t e  zu 
* ent r i ch t en wären . 

* ( 3 )  Hat d i e  Ver s i cherung i m  Ka l ender j ahr vor dem 
* E i n t r i t t  des Ver s i cherungs fa l l es m i ndes t ens sechs Wochen 
* . gedauer t ,  so i s t  Bemessungsgrund l age der Be t rag ,  der 
* s i ch be i en t sprechender Anwendung des Abs . 1 ergeben 
• würde , wenn d i e  Ver s i cherung während des ganzen 
• Ka l enderj ahres bes t anden hät t e .  

• ( 4 )  Hat  d i e  Ver s i cherung i m  Ka l ender j ahr vor dem 
* E i n t r i t t  des Ver s i cherungs f a l l es wen i ger a l s  sechs 
• Wochen gedauer t ,  so 1 s t  d i e  Bemessungsgrund l age au fgrund 
• der Be i t r agsgrund l agen zu errechnen , d i e  für Ver S i cher t e  
* der se 1 ben Ar t mi t ähn l i cher AUSb i l dung i n  der se l ben 
* Gegend z u t r e f fen . 

Bemessungsgrund l age nach fes t en Bet r ägen Bemessungsgrund l age nach fes t en Bet r ägen 

§ 1 8 1 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Für d i e  gemäß § 8 Abs . 1 Z .  3 1 i t .  c i n  der 
Unfa l l ver s i cherung Te i l ver s 1 cher t en g i l t  a l s  
Bemessungsgrund l age das 360fache der Be i t r agsgrund l age 
gemäß § 74 Abs .  2 .  

( 5 )  unveränder t .  

Bemessungsgrund l age i n  sons t i gen F ä l l en 

§ 1 8 1 a .  ( 1 )  unver änder t .  

( 2 )  Abs . 1 g i l t  ent sprechend für d i e  E rm i t t l ung der 
Bemessungsgrund l age i n  den Fä l l en des § 1 76 ,  wenn der 
Ver l e t z te oder Getöt e t e  zur Ze i t  de s  E intr i t tes des 
Ver S i cherungsfa l l es i n  der Un fa l l vers i cherung ver s i Cher t 
war . Wenn der Ver s i cherungs f a l l i n  Ausübung der den 
M i t g l i edern der im § 1 76 AbS . 1 Z . 7  genann t en 
Körper scha f t en ( Vere i n i gungen ) ob l i egenden P f l i ch t en 
e i nge t r e t en 1 s t , g i l t  i m  F a l l e  e i ner zu d i esem Ze i t punk t 
bes t ehenden Zusa t z ver s i cherung gemäß § 22a a l s  
Bemessungsgrund l age das 1 1 /2- fache des s i ch nach § 1 8 1  
Abs . l er s t er S a t z  j ewe i l s  ergebenden Be t r ages , sofern 
s 1 ch n i ch t  aus der Anwendung der § §  1 78 b i s  1 8 1  e i ne 

SE I TE 27 

§ 1 8 1 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unverände r t . 

* ( 4 )  ·FÜr d i e  gemäß § 8 Abs . 1 Z 3 l i t .  c und f i n  der 
Un fa l l ver s i cherung Te i l ve r s i cher t en g i l t  a l s  
Bemessungsgrund l age das 360fache der Be i t r agsgrund l age 
gemäß § 74 Abs . 2 .  

( 5 )  unveränder t .  

Beme ssungsgrund l age i n  sons t i gen F ä l l en 

§ 1 8 1 a .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Abs . 1 g i l t  en t sprechend für d I e  E rm i t t l ung der 
Beme s sungsgrund l age in den F ä l l en des § 1 76 ,  wenn der 
Ver- latua · Qder  Gatötata zur �-- �  . .c mtJ" H ta. Ga. 
Ver S i Cherungs f a l l es i n  der Unfa l l ver s i cherung ver s i cher t 
war . Wenn der Ver s i cherungs f a l l i n  Ausübung der den 
M i t g l i eder n der im § 1 76 Abs . l  Z . 7  genann t en 
Körper scha f t en ( Vere i h i gungen ) ob l i egenden P f l i c h t en 
e i nget re t en i s t ,  g1 1 t  i m  F a l l e e i ne r  z u  d i esem Ze i t punk t 
bes t ehenden Zusat zver s i cherung gemäß § 22a a l s  
Bemessungsgrund l age das 1 1 /2- fache des s i ch nach § 1 8 1  

* Abs . l j ewe 1 1 s  ergebenden Bet r ages , sofern s i ch n i cht aus 
* der Anwendung der § §  1 78 b i s  1 8 1  e i ne höhere 
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ASVG-Ge l tende Fassung 

höhere Bemessungsgrund l age erg i b t . 

Anspruch auf Ver seh r t enren t e  

§ 203 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Wegen Arbe i t sunfä l l en der gemäß § 8 Abs . 1 Z .  3 
l i t .  h und i i n  der Un fal l vers i cher ung Te i l ver s i cher t en 
sow i e  wegen e i ner Ber u f skr ankhe i t  i m  S i nne des § 1 77 
Abs . 2 und 3 bes teht nur dann Anspruch au f 
Ver sehr t enren t e ,  wenn d i e  dadurch bew i r k t e  M i nderung der 
E rwerbs fäh i gke i t  über dre i Monate nach dem E i n t r i t t  des 
Ver S i cherungs fa l l e s  h i naus m i ndes t ens 50 v .  H .  be t rägt . 

Bemessung der Ver sehr t enren t e  

§ 205 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Ver sehr t e ,  d i e  Anspruch auf e i ne Ver sehr t enren t e  
von m i ndes t ens 5 0  v .  H .  oder a u f  mehrere 
Ver sehr t enren t en haben , deren Hunder t sä t ze zusammen d i e  
Zah l 50 erre i chen , ge l t en a l s  Schwerver sehr t e .  

E n t schäd i gung aus mehreren Ver s i cherungs f ä l l en 

§ 2 1 0 .  ( 1 )  W i rd e i n  Ver seh r t er neuer l i ch durch e i nen 
Arbe i t sun fa l l oder e i ne Berufskrankhe i t geSChäd i g t  und 
bet räg t  d i e  durch d i ese neuer l i che SChäd i gung a l l e i n  
verur sach t e  M i nder ung der E rwerbs fäh i gke i t  m i ndes t ens 
1 0  v.  H . , sO i s t  d i e  Ent schäd i gung aus d i esen mehreren 
Ver s i cherungs fä l l en nach Maßgabe der Abs . 2 b i s  4 
fes t zus t e l l en ,  sofern d i e  Gesamtmi nderung der 
E rwerbs fäh i gke i t  20 v .  H .  ( be i  den nach § 8 Abs . 1 Z .  3 
l i t .  h und i t e i l vers i cher t en Schü l er n  und S t Uden t en 
50 v .  H . ) erre i ch t . Be i der Fest s t e l l ung der 
Gesamtm i nderung der E rwerbs fäh i gke i t s i nd auch zu 
berück s i cht i gen : 

a )  b i s  f )  unveränder t .  

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

S E I TE 28 

ASVG-Vorgesc h l . Fassung 

• Bemessungsgrund l age erg i b t . 

Anspruch auf Ver seh r t enren t e  

§ 203 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Wegen Arbe i t sunfä l l en der gemäß § 8 Abs . 1 Z .  3 
l i t . h und i i n  der Unfa l l ver s i cherung Tei l ver s i cher t en 
sow i e  wegen e i ner Beru f s k r ankhe i t  i m  S i nne des § 1 77 
Abs . 2 und 3 bes t eh t  nur dann Anspruch auf 
Ver sehr t enren t e , wenn d i e  dadurch bew i r k t e  M i nderung der 
E rwerbs fäh i gke i t über drei  Mona t e  nach dem E i nt r i t t  des 

• Ver s i cherungs f a l l es h i naus m i ndes t en s  50 v.  H .  bet räg t ; 
* d i e  Ver sehr t enren t e  gebühr t für d i e  Dauer der M i nderung 
• der E rwerbs fäh i gke i t um m i ndes t en s  50 vH . 

Bemessung der Ver sehr t enren t e  

§ 205 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t . 

( 4 )  Ver sehr t e ,  d i e  Anspruch auf e i ne Ver sehr t enren t e  
* von m i ndes t en s  50 vH oder auf mehrere Ver sehr t enren t en 
* nach d i esem oder e i nem anderen Bundesgese t z  h aben , deren 
* Hunder t sä t ze zusammen d i e  Zah l 50 er r e i chen , ge l t en a l s  
* Schwerver sehr t e .  

• 

• 
• 
* 
• 
* 
* 

Ent SChäd i gung aus mehreren Ver s i cherung s fä l l en 

§ 2 10 .  ( 1 )  W i rd e i n  Ver sehr t e r  neuer l i ch durch e i nen 
Arbe i t sunfa l l  oder e i ne Berufskrankhe i t  geSChäd i g t  und 
bet r äg t  d i e  durch d i ese neuer l i che SChäd i gung a l l e i n  
verursach t e  M i nderung ger E rwerb s fäh i gke i t m i nde s t en s  
1 0  vH , s o  i s t  d i e  Ent SChäd i gung aus d i esen mehreren 
Ver s i cherungs fä l l en nach Maßgabe der Abs . 2 b i s  4 
fes t zus t e l l en ,  sofern d i e  Gesamtm i nder ung der 
E rwerbs fäh i gke i t  20 vH "( be i  den nach § 8 Abs . 1 Z 3 
l i t .  h und i t e i l ver s i cher t en Schü l er n  und S t uden t en ,  
ferner be i M i t berück s i ch t i gung e i ner Beru fskr ankhe i t  i m  
S i nne des § 1 77 Abs . 2 50 vH ) erre i ch t . Be i der 
Fest s t e l l ung der Gesamtmi nderung der E rwerbs fäh i gk e i t  
s i nd auch zu berück s i ch t i gen : 

a )  b i s  f )  unverände r t . 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  
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ASVG-Ge l t ende F a s sung 

Übergangsren t e  und Übergangsbe t r ag 

§ 2 1 1 .  ( 1 )  Ver s i cher ten ,  für d i e  be l der For t set zung 
l hrer b l sher i gen Beschä f t i gung d i e  Gefahr bes t eh t , daß 
e i ne Beru fskr ankhe i t  en t s t eht oder s i ch ver sch l ech t er t , 
k ann , um i hnen den Ubergang zu e i ner anderen 
E rwerbs t ä t i gk e i t ,  der s i e  d i eser Gefahr n i cht ausset z t , 
zu ermög l i chen und e i ne h i edurch verur sach t e  M i nderung 
des Verd i en s t e s  oder sons t l ge w i r t scha f t l i che 
Benaco t e i l l gung auszug l e i chen , l ängs ten s  für zwe i Jahre 
e i ne Ubergangsren t e  b i s  zur Höhe der Vo l l r en t e  gewähr t 
werden . An S t e l l e  d i eser ze i t l i chen Ren t e  k ann e i n  dem 
e i nze l nen Fa l l  angemessener Ubergangsbe t rag gewähr t  
werden , der höchs t en s _ den Bet r ag der Jahresvo l l ren t e  
er r e i chen dar f .  Der Ubergangsbe t rag kann auch i n  
Te i l be t r ägen ausgezah l t  werden . 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

E r s a t z ze i t en nach dem 3 1 . Dezember 1 955 

§ 227 . A l s  E r s a t z ze i t en aus der Ze i t  nach dem 
3 1 . Dezember 1 95 5  ge l ten 

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  i n  dem Zwe i g  der Pen s l onsver s i cherung , i n  dem d i e  
l e t z t e  vor angegangene Be i t r agsze i t  vor l i eg t , d i e  Ze l t en , 
während derer der Ver s i cher t e  nach dem 3 1 . Dezember 1 970 
wegen Arbe i t s l os i gke l t e i ne Ge l d l e i s t ung aus der 
Arbe i t s l osenver s i cherung bezog ; 

6 .  unveränder t .  

7 .  i n  dem Zwe i g  der Pen s l onsver s i cherung , i n  dem d i e  
l e t z t e  vor angegangene Be i t r ag s ze i t vor l i eg t , d i e  Ze i t en , 
i n  denen auf Grund der Bes t i mmungen des 
Wehrgeset zes 1 978 orden t l i cher oder außerordent l i cher 
Präsenzd i en s t  oder auf Grund der Bes t i mmungen des 
Z i v i l d i en s t geset zes orden t l i cher oder außerorden t l i cher 
Z1 v14d1eAst oelei stet w i rd ,  

8 .  i n  dem Zwe l g  der Pens i onsver s i cherung , i n  dem d i e  
er s t e  nach fo l gende Be i t rags- oder E r sa t z ze i t vor l i eg t , 
d i e  Ze l t en , i n  denen au f Grund der Bes t i mmungen des 
Wehrgeset zes 1 978 orden t l l cher oder außerorden t l i cher 
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ASVG-Vorgesch l .  F assung 

Übergangsr en t e  und Übergangsbe t r ag 

§ 2 1 1 .  ( 1 )  Ver s i cher ten , für d i e  be i der For t se t z ung 
i hrer b l sher i gen Beschä f t i gung d i e  Ge fahr bes t eh t , daß 
e i ne Ber u f s k r ankhe i t  en t s t eh t  oder s i ch ver sch l ec h t er t ,  
kann , um i hnen den Ubergang zu e i ner anderen 

* E rwerbs t ä t i gke i t ,  d l e  s i e  d i eser Ge fahr n i ch t  ausset z t , 
zu ermög l i chen und e i ne h i edurch ver ur sach t e  M i nderung 
des Verd i en s t e s  oder son s t i ge w i r t scha f t l i che 
Benaco t e l l i gung auszug l e i chen , l ängs t ens für zwe i J ahre 
e i ne Ubergangsren t e  b i s  zur Höhe der Vol l ren t e  gewähr t 
werden . An S t e l l e  d i eser ze i t l i chen Ren t e  kann e i n  dem 
e i nze l nen F a l l angemes sener Ubergangs bet rag gewähr t 
werden , der höchs t en s . den Be t r ag der J ahresvo l l re n t e  
erre i chen dar f .  Der Ubergangsbe t r ag kann auch i n  
Te i l be t rägen ausgezah l t  werden . 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

E r s a t z ze l ten nach dem 3 1 . Dezember 1 9 5 5  

§ 227 . A l s E r s a t z z e i t en aus der Ze i t  nach dem 
3 1 . Dezember 1 95 5  ge l t en 

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  i n  dem Zwe i g  der Pen s l onsver S i cherung , i n  dem d i e  
l e t z t e vor angegangene Be i t r agsze i t  vor l l eg t , d i e  Ze i t en , 

* während derer der Ver s l cher t e  nach dem 3 1 . Dezember 1 970 
wegen Arbe i t s l os i gke i t e i ne Ge l d l e i s t ung aus der 

* Arbe i t s l osenver s i cherung nach dem 
* Arbe i t s l osenve r s i cher ungsgese t z  1 977 , BGB 1 . Nr . 609 , 
* 9der Uberbrückungsh i l fe nach dem 
* Uberbrückungsh i l fegese t z ,  BGB 1 . Nr . 1 74/ 1 963 , bezog ; 

* 
* 
* 
* 
* 

6 .  unveränder t .  

7 .  i n  dem Zwe i g  der Pens i onsver s i cherung , i n  dem d i e  
l e t z t e vor angegangene Be l t ragsze i t  vor l i eg t , d i e  Ze i t en , 
i n  denen au f Grund der Best i mmungen des 
Wehrgeset zes 1 978 orden t l l cher oder außerorden t l i cher 
Präsenzd l en s t  - ausgenommen Ze i t en e i ner 
P f l i c h t verS l cherung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 - oder a u f  
�. der � t 1fl'l'llUngen t:tes- 'l-tV+M�t� t �  
ordent l i cher oder außerorden t l i cher Z i v i l d l en s t  
ge l e i s t et  w i r d ;  

8 .  i n  dem Zwe i g  der Pens i on sver s i cherung , i n  dem d i e  
er s t e  nach fo l gende Be i t r ags- oder E r sa t zze i t  vor l i eg t , 
d i e Ze i t en , i n  denen auf Grund der Bes t i mmungen des 
Wehrgeset zes 1 97 8  orden t l i cher oder außeror dent l i cher 

S E I TE 29 

165/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
164 von 179

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



ASVG-Ge l tende Fassung 

Präsenzd i en s t  oder auf Grund der Bes t immungen des 
Z i v i l d 1 en st geset zes orden t l i cher oder außerorden t l i cher 
Z i v i l d i en s t  ge l e i s t et w i rd ,  sofern n i ch t Z .  7 anzuwenden 
i s t ; 

9 .  unveränder t .  

1 0 .  l n  dem Zwe i g  der Pens i onsver s i cherung , I n  dem 
d l e  l e t z t e  vorangegangene Be l t r. agsze i t vor l l egt , Ze i t en , 
während derer der Ver s i cher t e  Ubergangsge l d  gemäß § 1 99 
bzw . § 306 bezog ; 

1 1 .  unveränder t .  

E r sa t z ze i t en a l l geme l ner Ar t aus 
der Ze i t  vor dem 1 .  Jänner 1 956 

§ 228 . ( 1 )  A l s  E r s a t z z e l t en aus der Z e i t vor dem 
1 .  Jänner 1 956 ge l t en 

1 .  b l s  3 .  unveränder t .  

4 .  I n  dem Zwe i ge der Pen s i onsver s l cherung , i n  dem 
d l e  l e t z t e  vorangegangene Be i t r ags- oder E r s a t z ze i t 
vor l i eg t , Zei t en ,  während derer der Ver s i cher t e  i n fo l ge 
e i ner F re i he i t sbeschränkung - sofern es s l ch n 1 cht um 
Ze i t en e l ner F re i he i t sbeschränkung au f Grund e i ner Tat  
hande l t , d i e  nach den ös t er r e i ch i schen Gese t zen im 
Ze i t punk t der Begehung s t r a fbar war oder s t r a fbar 
gewesen wäre , wenn s i e im I n l and gese t z t  worden wäre -
an der Ver fügung über se i ne Arbe i t sk r a f t  geh i nder t 
gewesen i s t . D i ese Ze i t en ge l t en nur dann a l s  
E r sat z ze i t en ,  wenn i hnen e ine Be i t r ags- oder E r sa t zze i t  
vorangeht ;  

5 .  b i s 9 .  unveränder t .  

( 2 )  unveränder t .  

- �wartezeTf -al s- al l geme i ne Vorausset zung 
der Le i s t ungsansprüche 

§ 235 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  D i e  War t eze i t  en t fä l l t  für e i ne L e i s t ung aus dem 
Ver s l cherungs fa l l  der gem i nder t en Arbe i t s fäh i gke i t oder 
aus dem Ver s i cherungsf a l l des Todes , wenn 
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ASVG-Vorgesch l .  F.assung 

* Pr äsenzd i en s t  - ausgenommen Ze l ten e i ner 
* P f l l ch t ver s i cherung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 - oder auf 
* Grund der Bes t i mmungen des Z i v l l d l en s t gese t zes 
* orden t l i cher oder außerorden t l i cher Z i v i l d i ens t  
* ge l e l s t e t  w l rd ,  sofern n i ch t  Z .  7 anzuwenden i s t ; 

9 .  unver änder t .  

1 0 .  I n  dem Zwe i g  der Pens l onsver s l cherung � i n  dem 
d l e  l e t z t e  vor angegangene Be i t r. agsze i t vor l i eg t , Ze i t en , 
während derer der Ver s i cher t e  Ubergangsge l d  gemäß § 1 99 

* bzw . § 306 d i eses Bundesgese t zes , gemäß § 1 64 des 
* Gewerb l i chen Soz i a l ver s i cherungSgese t zes bzw . gemäß 
* § 1 56 des Bauern-Soz l a l ver s i cherungsgeset zes bezog ; 

1 1 .  unveränder t .  

E r s a t z ze l t en a l l geme i ner Ar t aus 
der Ze i t  vor dem 1 .  Jänner 1 956 

§ 228 . ( 1 )  A l s  E r sa t z ze i t en aus der Ze i t  vor dem 
1 .  Jänner 1 956 ge l t en 

1 .  b i s  3 .  unveränder t .  

* 4 .  i n  dem Zwe i g  der Pens i onsver s i cherung , i n  dem d i e  
* l et z t e  vor angegangene Be i t r ags- oder E r sa t z ze i t 
* vor l i eg t , nach dem 9 .  Ma i 1 945 ge l egene Ze i t en ,  während 
* derer der Ver s i cher t e  i n fol ge e i ner 
* F r e i he i t sbeschränkung - sofern es s i ch n i ch t  um Z e i t en 
* e i ner Fre1he i t sbesChränkung au fgrund e i ne r  T a t  hande l t ,  
* d l e  nach den ös t er r e l ch 1 schen Gese t zen i m  Z e i t punk t der 
* Begehung s t r a fbar war oder s t r a fbar gewesen wär e ,  wenn 
* s i e  im I n l and gese t z t  worden wäre - an der Ver fügung 
* über se i ne Arbe i t sk r a f t  geh 1 nder t gewesen i s t . D i ese 
* Ze l t en ge l t en nur dann a l s  E r s a t z ze i t en ,  wenn i hnen e 1 ne 
* Be l t r ags- oder E r s a t z ze i t vor angeh t ;  

5 .  b 1 s  9 .  unveränder t .  

( 2 )  unveränder t .  

War t ez e i t  aI s aTTgeme fne Vor au s set iüng� 
der Le 1 s t ungsansprüche 

§ 235 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  D i e  Wa r t e ze i t ent fä l l t  für e i ne Le i s t ung aus dem 
Ver s i cherungs fa l l  der gemi nder t en Arbe i t s fäh i gke i t  oder 
aus dem Ver s i Cherungs f a l l des Todes , wenn 
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ASVG-Ge l t ende Fas sung ASVG-Vorgesch l .  F as sung 

a )  unveränder t .  a )  unver änder t .  

b )  der S t 1 ch t ag ( §  223 Abs . 2 )  vor dem vo l l ende t en 
2 1 . Leben sj ahr des Ver s 1 cher t en l i egt  und der * 

b )  der S t 1 ch t ag ( §  223 Abs . 2 )  vor dem vO l l endet en 
2 4 .  Lebensj ah r  des Ver s i cher t en l 1 eg t und der 
Ver s i cher t e  m 1 nde s t en s  sechs 
Ver s i cherungsmon a t e  erworben h a t ; 

Ver s 1 cher t e  m 1 ndes t en s  sechs 
Ver s 1 cherungsmon a t e  erwor ben hat ; 

c )  unveränder t .  

Berück s i ch t i gung der Be i t r agsgr und l agen 
i n  der Bemessungsgrund l age 

§ 242 . ( 1 )  b 1 s  ( 5 )  unveränder t . 

( 6 )  Das Be 1 t r agsj ahr umfaß t  den Be i t r agsze 1 t r aum 
( §  44 Abs . 2 ) , 1 n  den der 1 .  Jänner e 1 ne s  Jahres fä l l t ,  
un'd d 1 e fol genden vo l l en Be H r ag s ze H r äume d 1 eses 
Jahres i es ende t j eden fa l l s mi t dem dem S t i c h t ag ( §  223 
Abs . 2 ,  vor angehenden Tag . 

( 7 )  unveränder t .  

Sonderbes t immungen für Ze i t en , für d i e  
Be 1 t räge nachen t r i ch t e t  wurden 

§ 2 5 1 . ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  D i e  Vor sch r 1 f t en des Abs . 4 er s t er S a t z  ge l t en 
auch , wenn der Ver s 1 cherungs fa l l schon vor dem 
1 .  J än ner 1 956 e i nge t re t en 1 s t . 

Vorze i t i ge A l t er spen s i on be 1 Arbe 1 t s l os i gke i t 

§ 253a . ( 1 )  Anspruch auf vor ze i t 1 ge A l t er spens i on be i 
Arbe i t s l os i gke i t  h a t  der Ver s i cher t e  nach Vo l l endung des 
60 . Leben s j ahres , d 1 e  Ver s 1 cher t e  nach Vo l l endung des 
55 . Leben s j ahres , wenn d i e  War t eze i t er fü l l t  1 s t ( §  236 ) 
und der ( d i e )  Ver s 1 cher t e  1 nnerha l b  der l e t z t en fün fzehn 
Mon a t e  vor dem S t 1 ch t ag ( §  223 Abs . 2 )  mi nde s t en s  
5 2  Wochen wegen Arbe i t s l os 1 gke 1 t e i ne Ge l d l e i s t ung aus 
der Arbe i t s l osenver s i cherung bezogen h a t , für d i e  
we i t er e  Dauer der Arbe i t s l os i gke i t .  Dem Bezug von 
Ge ld le 1sfUhgeh ��ner ArCe�t s losenvers�cherung s t eh t  
d a s  Vor l i egen e 1 ner neu t r a l en Ze1 t gemäß § 234 Abs . 1 
Z .  2 oder e i ner E r s a t zze i t  gemäß § 227 Z .  6 sow i e  e i n  
Ze i t r aum von höchs t ens neun Mona t en ,  für den e i ne 
Vergü t ung aus An l aß der Beend i gung des 
D i ens t verhä l t n i s se s  ( §  49 ) gewähr t w i rd ,  g l e i ch .  Be i 
der Fes t s te l l ung der Vorausset zungen für e i nen so l chen 
Anspruch haben j edoCh Be i t r ag smon a t e  der f r e i w i l l i gen 

S E I TE 3 1  

c )  unveränder t .  

Berück s i ch t i gung der Be i t r agsgrund l agen 
1 n  der Bemessungsgrund l age 

§ 242 . ( 1 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  Das Be 1 t r agsj ahr umfaß t den Be i t r ag s ze i t r aum 
( §  44 Abs . 2 ) , i n  den der 1 .  Jänner e 1 nes Jahres f ä l l t ,  
und d i e  fo l genden vo l l en Be 1 t ragsze 1 t räume d 1 eses 

* Jahres . 
* 

( 7 )  unveränder t .  

Sonde r bes t 1 mmungen für Ze i t en , für d i e 
Be i t r äge nachen t r 1 ch t e t  wurden 

§ 2 5 1 . ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

* ( 5 )  D i e  Vor schr i f t en des Abs . 4 g e l t en auch , wenn der 
* Ver s i cherungs fa l l schon vor dem 1 .  Jänner 1 95 6  
* e i nget reten 1 s t . 

Vor ze i t i ge A l t er spen s 1 0n be i Arbe i t s l os 1 gke 1 t 

§ 2 53a . ( 1 )  Anspruch a u f  vor ze i t i ge A l t er spen s 1 0n be 1 
Arbe i t s l os i gke i t hat  der Ver s i cher t e  nach Vo l l endung des 
60 . Lebensj ahres , d 1 e  Ver s 1 cher t e  nach Vo l l endung des 
55 . Lebensj ahres , wenn d i e  War t eze 1 t  er fü l l t  i s t ( §  236 ) 
und der ( d i e )  Ver s i cher t e  i nnerha l b  der l e t z t en f ü n f zehn 
Monat e vor dem S t i ch t ag ( §  223 Abs . 2 )  m i ndes t en s  
52 Wochen wegen Arbe 1 t s l os i gke i t e i ne Ge l d l e i s t ung aus 
der Arbe i t s l osenver s 1 cherung bezogen h a t , für d i e  
we 1 t ere Dauer der Arbe i t s l os i gk e i t .  Dem Bezug von 

* 6e«tle 1 s t t.tngefl  aus· eer MGEi1 t& l��n\lQl'.1ch .. rung s tehen 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

Ver s icherung für d i e  E r fü l l ung der . War t eze i t  außer 
Ansat z zu b le i ben . 

* 
* 

ASVG-Vorgesc h l . Fassung 

* 1 .  das Vor l i egen e i ner n eu t r a l en Ze i t  gemäß § 234 
* Abs . 1 Z 2 ,  

* 2 .  e i ne E r sat z ze i t  gemäß § 227 Z 6 ,  

* 3 .  e i n  Ze i t r aum von höchs t en s  neun Mona t en ,  für den 
* e i ne Vergü t ung aus An l aß der Beend i gung des 
* D i ens t verhä l t n i sses ( §  49 Abs .  3 Z 7 )  gewähr t  w i rd ,  

* 4 .  Ze i t en der Arbe i t s l os i gke i t ,  für d i e  
* Künd i gungsent schäd l gung gebühr t ,  

* g l e i ch . Be l der Fes t s t e l l ung der Vor ausset zungen für 
* e i nen so l chen Anspruch haben j edoch B e i t r agsmon a t e  der 
* f r e i w i l l i gen Ver s i cherung für d i e  E r fü l l ung der 
* War t eze i t außer Ansa t z  z u  b l e i ben . .  

( 2 )  unveränder t . ( 2 )  unveränder t .  

K i nder zusch l ag K i nder zusch l ag 

§ 2 6 1  a .  ( 1 )  Der s i ch nach § 26 1 ergebende Hunder t sa t z  
erhöh t s i ch bei e i ner we tb l i chen Ver s i cher t en für j edes 
l ebendgeborene K i nd ,  sofern d i e  Ver s i cher t e  im Ze i t punkt 
der Gebur t i hren Wohns i t z im I n l and hat , unbeschade t 
Abs . 2 und 4 ,  i m  Ausmaß von 3 vH der 
Bemessungsgrund l age , wenn mehrere Bemes sungsgrund l agen 
angewendet werden , der höchs t en BemessungsgrUnd l age 
( K i nder zusch l ag ) . 

( 2 )  D i e  Summe der Hunder t sä t ze nach Abs . 1 und nach 
§ 2 6 1  Abs . 2 darf be i Vor l i egen von wen i ger a l s  
6 1  Ver s i cherungsmona t en 27 n i cht über s t e i gen . 

D l eser Hunder t sa t z  erhöht s i ch für j eden we i t eren 
Ver s l cherungsmon a t  vom 6 1 . Monat b i s  zum 3 59 . Mona t  um 
0 , 1 .  

( 3 )  W i rd e i n  K i nd an K i ndess t a t t  angenommen und w i rd 
d l e  Wah l k i ndsch a f t  vor Vo l l endung des dr 1 t t en 
lebensj ahres des K i ndes begr ündet , so gebühr t  der 
K i nder zusch l ag der Adop t i vmu t t er ans t e l l e der im Abs . 1 
beze i Chne t en Ver s i cher t en .  

( 4 )  Be i Vor l i egen von mehr a l s  359 
Ver s i cherungsmon a t en gebühr t  ke l ne E rhöhung des s i ch 

SE I TE 32 
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§ 2 6 1  a .  ( 1 )  Der s i ch nach § 26 1 ergebende Hunde r t s a t z 
er höh t s i ch be i e i ner we i b l i chen Ver s i cher t en für j edes 
l ebendgeborene K i nd ,  sofern d i e  Ver s i cher t e  im Z e i t punk t  
der Gebur t i hren Wohn s  i t z  1,m I n  1 and h a  t ,  unbeSchade t 
Abs . 2 und 5 ,  1 m  Ausmaß von 3 vH der . 
Bemes sungsgr und l age , wenn mehrere Bemes sungsgrund l agen 
angewendet werden , der höchs t en Bemes sungsgrund l age 
( K 1 nderzusch l ag ) . . 

( 2 )  D i e  Summe der Hunder t sä t ze nac h  Abs . 1 und nach 
§ 2 6 1  Abs . 2 dar f den Grenzhunder t s a t z  nach Abs .  3 n 1 ch t  
über s t e i gen . I s t  d i e  S umme der Hunder t sä t ze nach § 26 1 
Abs .  2 und 3 k l e i ner a l s  der s i ch au fgrund der d i eser 
Summe zugrunde l i egenden Ver s 1 cherungsmon a t e  und Mon a t e  
für d i e Bemes sung des Zurechnungszusch l ags ( §  2 6 1  
Abs . 3 )  ergebende Gren zhunder t sa t z  nach Abs . 3 ,  dar f d i e  
Summe der Hunder t sä t ze nach Abs . 1 ,  nach § 2 6 1  Abs . 2 
und § 2 6 1  Abs . 3 den Grenzhunder t sa t z  n i cht  über s t e 1 gen . 

( 3 )  Der Grenzhunder t sa t i ·t>eträgt be t Vor 1 1 egen von 
wen i ger a l s  6 1  Ver s i cherungsmonaten bzw . Mon a t en für d i e  
Bemessung des Zurechnungszusch l ag s  27 . E r  erhöh t s i ch 
für j eden we i t  eren Ver s 1 cherungsmona·t bzw . Mona t für d 1 e 
Beme ssung des Zurechnungszusch l ag s  vom 6 1 . Mon a t  b 1 s  zum 
360 . Mona t  um 0 , 1 .  

( 4 )  Wi rd e i n  K i nd an K i ndess t a t t angenommen und w i rd 
d i e  Wah l k i ndschaft vor Vo l l endung des d r i t t en 
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

nach § 26 1 ergebenden Hunder t sa t zes . 

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

* Lebensj ahres des K i ndes begründe t , so gebÜhr t der 
* K 1 nder zusch l ag der Adop t 1 vmu t t er ans t e l l e  der 1m Abs . 
* beze 1 chne ten Ver s l cher t en .  

* ( 5 )  Be i Vor l i egen von mehr a l s  359 
* Ver s i cherungsmona t en und wenn d i e  Summe der Hunder t sä t ze 
* nach § 26 1 Abs . 2 und 3 größer oder g l e i ch dem s i ch 
* aufgrund der d i eser Summe zugrunde l i egenden 
* Ver s 1 cherungsmona t e  und Mon a t e  für d i e  Bemessung des 
* Zurechnungszusch l ags ergebenden Grenz hunder t sa t z  nach 
* Abs . 3 i s t , gebühr t ke i ne E rhöhung des s i ch n ach § 26 1 
* ergebenden Hunder t sa t zes . 

Vor ze i t i ge Knappscha f t sa l ter spen s i on Vor ze i t i ge �napPscha f t sa l t er spens i on 
be i Arbe i t s l os i gke i t be i Arbe i t s l os i gke i t 

§ 276a . ( 1 )  Anspruch auf vor ze i t i ge 
Knappscha f t sa l t er spen s i on be i Arbei t s l os i gke i t hat  der 
Ver s i cher t e  nach Vo l l endung des 60 . Lebensj ahres , d i e  
Ver s i cher t e  nach Vo l l endunQ des 55 . Lebensj ahres , wenn 
d i e  War t eze i t e r fü l l t  i s t  ( §  236 ) und der ( d i e )  
Ver s i cher t e  i nnerha l b  der l e t z t en fün f zehn Mon a t e  vor 
dem S t i ch t ag ( §  223 Abs . 2 )  mi nde s t ens 52 Wochen wegen 
Arbe i t s l os i gke i t  e i ne Ge l d l e i s t ung aus der 
Arbe i t s l osenver s i cherung bezogen hat , für d i e  we i t ere 
Dauer der Arbe i t s l os i gke i t .  Dem Bezug von Ge l d l e i s t ungen 
aus der Arbe i t s l osenver s i cherung s t eh t  das Vor l i egen 
e i ner neu t r a l en Ze i t  gemäß § 234 Abs . 1 Z .  2 oder e i ner 
E r sa t zze i t gemäß § 227 Z .  6 sow i e  e i n  Ze i t r aum von 
höchs t en s  neun Mon a t en , für den e i ne Ver�ü t ung aus An l aß 
der Beend i gung des D i en s t verhä l t n i s ses ( §  49 ) gewähr t  
w i rd ,  g l e l c h .  Be i der Fes t s t e l l ung der Vorausse t zungen 
für e i nen so l chen Anspr uch haben J edoch Be i t r agsmon a t e  
der fre i w i l l i gen Ver s i cherung f ü r  d i e  E r fü l l ung der 
War teze i t  außer Ans a t z  zu b l e i ben . 

SE I TE 33 

§ 276a . ( 1 )  Anspruch auf vor ze i t i ge 
Knappscha f t sa l t er spens i on be i Arbe i t s l os i gke l t  h a t  der 
Ver s i cher t e  nach Vo l l endung des 60 . Lebensj ahres , d i e  
Ver s i cher t e  nach Vo l l endung des 55 . Lebensj ahres , wenn 
d i e  War t eze i t er f ü l l t  i s t ( §  236 ) und der ( d i e )  
Ver s 1 cher t e  i nnerha l b  der l e t z t en fün f zehn Mon a t e  vor 
dem S t i cht ag ( §  223 Abs . 2 )  m i nde s t en s  52 Wochen wegen 
Arbe i t s l os 1 gke i t e i ne Ge l d l e l s t ung aus der 
Arbe 1 t s l osenver s i cherung bezogen hat , für d i e  we i t ere 
Dauer der Arbe l t s l os i gke i t .  Dem Bezug von Ge l d l e i s t ungen 

* aus der Arbe i t s l osenvers i cherung s t ehen 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 1 .  das Vor 1 1 egen e i ner neu t r a l en Ze l t  gemäß § 234 
* Abs . 1 Z 2 ,  

* 2 .  e i ne E r sa t z ze 1 t  gemäß § 227 Z 6 ,  

* 3 .  e i n  Ze i t r aum von höchs t ens neun Mon a t en , für den 
* e i ne Vergü t ung aus An l aß der Beend i gung des 
* D i en s t verhä l t n l sses ( §  49 Abs . 3 Z 7 )  gewähr t  w i rd ,  

* 4 .  Z� i t en der Arbe i t s 1�ifgk� i t ,  für d i e  
* Künd l gungsen t schäd i gung gebühr t ,  

* g l e i ch .  Bei  der Fest s t e l l ung der Vor ausset zungen für 
* e i nen so l chen Anspruch haben j edoch Be i t r agsmon a t e  der 
* f r e i w 1 l l i gen Ver s i cherung für d i e  E r fü l l ung der 
* War t eze l t außer Ansa t z  zu b l e i ben . 
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ASVG-Ge l t ende F a ssung 

( 2 )  unveränder t .  

K i nder zusch l ag 

§ 284 a .  ( 1 )  Der s i ch nach § 284 ergebende Hunder t s a t z  
erhöh t s i ch be i e i ner wei b l i chen Ver s i cher t en für j edes 
l ebendgeborene K i n d ,  so fern d i e  Ver s i cher t e  im Ze i t punkt  
der Gebur t i hren Wohns i t z i m  In l and hat , unbeschadet 
Abs . 2 und 4 ,  im Ausmaß von 3 vH der 
Bemessungsgrund l age , wenn mehrere Bemessungsgrund l agen 
angewende t werden , der höchs t en Bemessungsgrund l age 
( K i nder z usch l ag ) . 

( 2 )  O i e  Summe der Hunder t sä t ze nach Abs . 1 und nach 
§ 284 Abs . 2 dar f bei Vor l i egen von wen i ger a l s  
6 1  Ver s i cherung smon a t en 27 n i ch t  über s t e i gen . D i eser 
Hunder t sa t z  er höh t s i ch für j eden we i t eren 
Ver s i cherungsmon a t  vom 6 1 .  Monat b i s  zum 279 . Monat um 
0 , 1 .  

( 3 )  W i rd e i n  K i nd an K i ndess t a t t  angenommen und w i r d 
d i e Wah l k i ndscha f t  vor Vo l l endung des dr i t t en 
Lebensj ahres des K i ndes begründe t , so gebühr t der 
K i nder zusch l ag der Adop t i vmu t t er ans t e l l e  der im Abs . 1 
bezei chne t en Ver s i cher t en .  

( 4 )  Be i Vor l iegen von mehr a l s  279 
Ver S i cherungsmon a t en gebÜhr t  ke i ne E r höhung des s i ch 
nach § 2 84 er gebenden Hunder t sa t zes . 

S E I TE 3 4  

ASVG-Vorgesch l . Fassung 

( 2 )  unver änder t .  

K i nder zusch l ag 

§ 284 a .  ( 1 )  Der s i ch nach § 2 84 ergebende Hunder t sa t z 
erhöh t s i ch be i e i ner we i b l i chen Ver s i cher t en für j edes 
l ebendgeborene K i nd ,  sofern die Ver s i cher t e  i m  Ze i t punk t 
der Gebur t i hren Wohn s i t z  1 m  I n l and h a t , unbeschadet 

* Abs . 2 und 5 ,  1 m  Ausmaß von 3 vH der 
Bemes sungsgrund l age , wenn mehrere Bemessungsgrund l agen 
angewende t werden , der höc h s t en Bemes sungsgrund l age 
( K i nder zusch l ag ) . 

( 2 )  D 1 e  S umme der Hunder t sä t ze nach Abs . 1 und nach 
* § 2 84 Abs . 2 dar f den Grenzhunder t s a t z  nach Abs . 3 n i ch t  
* über s t e i gen . I s t  d i e  Summe der Hunder t sä t ze nach § 284 
* Abs . 2 und 3 k l e i ner a l s der s i ch au fgrund der d i eser 
* Summe zugrunde l i egenden Ver s i cherungsmon a t e  und Mona t e  
* für d i e  Beme ssung des Zurechnungszusch l ag s  ( §  2 84 
* Abs . 3 )  ergebende Grenzhunde r t s a t z  nach AbS . 3 ,  dar f  d i e 
* Summe der Hunder t sä t ze nach Abs . 1 ,  nach § 284 Abs . 2 
* und § 284 Abs . 3 den Grenzhunder t sa t z n i ch t  über s t e i gen . 

* ( 3 )  Der Grenzhunder t sa t z  bet r ägt be i Vor l i egen von 
* wen i ger a l s 6 1  Ver s i cherungsmon a t en bzw . Mon a t en für d i e 
* Bemessung des Zurechnungszusch l ags 27 . E r  erhöh t s i ch 
* für j eden wei t eren Ver s i cherungsmona t  b zw . Mona t  für d i e  
* Bemessung des Zurechnungszusch l ags vom 6 1 . Mona t  b i s  z um 
* 280 .  Mona t  um 0 , 1 .  

* ( 4 )  Wi rd e i n  K i nd an K i nde s s t a t t angenommen und w i rd 
* d i e  Wah l k i nd scha f t  vor Vo l l endung des d r i t t en 
* Lebensj ahres des K i ndes begründet , so gebühr t der 
* K i nder zusch l ag der Adop t i vmu t t er ans t e l l e der im Abs . 1 
* bez e i Chne ten Ver s i Cher t en . 

* ( 5 )  Be i Vor l i egen von mehr a l s  279 
* Ver s i cherungsmona t en und wenn d i e  S umme der Hunder t sä t ze 
* nach § 284 Abs . 2 und 3 größer oder g l e i ch dem s i ch 
* au fgrund der d i eser Summe zugrunde l i egenden 
* Ver s i Cherungsmon a t e  und Mon a t e  für d i e  Beme ssung des 
* Zurechnungs zusch l ag s  ergebenden Grenzhunder t sa t z  nach 
* Ab§"" :3 i s t , gebühr t  ke i ne E r höhung des s i ch nach § 2 84 
* ergebendem Hunaer t sat �es ; �_ � �o_� . 
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

H i n t erb l i ebenenpens ionen . Ausmaß 

§ 289 . Für das Ausmaß der H i n t erb l i ebenenpen s i onen und 
für d i e  Abfer t i gung der Wi twenpens i on ge l t en d i e  §§ 264 
b i s  267 ent sprecheno m i t der Maßgabe . daß an d i e  S t e l l e  
der Inva l i d i t ä t spens i on d i e  Knappschaf t svo l l pens i on .  an 
d i e  S t e l l e  der A l t er spens i on d i e  
Knappscha f t sa l t er spen s i on t r i t t .  

Un t erha l t sansprüche und Net t oe i nkommen 

§ 294 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Wenn und sol ange das Net t oe i nkommen des • 

Unt erha l t sp f l icht i gen i n  den F ä l l en des Abs . 1 l i t .  a 
und b n i ch t  nachgew i esen w i r d .  i st anzunehmen , daß d i e  
Höhe der monat l i chen Un terha l t sverp f l i ch t ung 30 v .  H .  
des Dre i ß i gfachen der Höchs t be i t r agsgrund l age i n  der 
Pens i on sver s i cherung ( §  45 Abs . 1 l i t .  b )  be t rägt . I s t  
d i e  Unt erha l t s forderung trot z durchge führ t er 
Zwangsmaßnahmen e i nsch l i e ß l ich ger 1 cht 1 i cher 
E xeku t i on s führung une i nbr 1 ng l i ch oder er sche i n t  d i e  
Ver f o l gung des Unt erha l t sanspruches of fenbar 
auss i ch t s l os ,  unterb l e i bt e i ne Zurechnung zum 
Ne t t oe i nkommen . 

( 4 )  unveränder t .  

Anwendung der Bes t immungen über d i e  
Pens i onen auf d i e  Ausg l e i chszU l age 

§ 295 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Be i Anwendung der Bes t immungen der § §  89 Abs . 3 
Z .  3 ,  90 und 94 b i s  96 i st d i e  Ausg l e i ch s zu l age außer 
Be t r ach t zu l as sen . 

Überwe i sungsbet räge 

§ 3 1 1 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  Der Überwe i sungsbet r ag be t r ägt für j eden i n  e i nem 
nach d i esem Bundesgese t z  pens i on sver s i cherungsfre i en 
oder n ach f rüherem Rech t ren t enver s i cherungs fre i en 
D i en s t verhä l t n i s  zugebrach t en Monat 7 v .  H .  des auf den 
Mona t  en t fa l l enden E n t ge l tes ( §  49 ) ,  au f das der 
D i ens tnehmer im l e t z t en Monat vor sei nem Aussche i den 
( §  1 1  Abs .  5 )  Anspruch gehabt hat , höchs t ens j edoch von 

SE I TE 3 5  

ASVG-VorgeSch l .  Fassung 

H i n terb1 1 ebenenpens 1 onen , Ausmaß 

§ 289 . Für das Ausmaß der H i n t erb l i ebenenpens i onen und 
* für d i e  Ab fer t i gung der W i t wen ( Wi t wer ) pens i on ge l ten d i e  
* § §  264 b i s  267 en t sprechend mi t "der Maßgabe , daß an d i e  
* S t e l l e  der Inva 1 1 d i t ä t spenS i on d i e  
* Knappschaf t svo l l pens i on .  a n  d i e  S t e l l e  der A l t er spens i on 
* d i e  Knappscha f t sa l t er spen s i on t r i t t .  

Unt erha l t sansprüche und Net t oe i nkommen 

§ 294 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Wenn und sol ange das Net t oe i nkommen des 
Unt erha l t sp f l i ch t i gen i n  "den Fä l l en des Abs .  1 1 i t .  a 
und b n i cht nachgew i esen w i rd ,  i s t anzunehmen , daß d i e  
Höhe der mona t l i chen Un terha l t sverp f l i ch t ung 30 v .  H .  
des Dre i ß i gf achen der Höchs t be i t r agsgrund l age 1 n  der 
Pen s i onsver S i cherung ( §  45 Abs . 1 1 1 t .  b )  bet r äg t . I s t  
d i e  Unt erha l t s forderung t ro t z  durChgeführ t er 
Zwangsmaßnahmen e i nsch l i e ß l i ch ger i ch t l i cher 

* E xeku t i on s führung ganz oder t e i l we 1 se une i nbr i ng 1 i ch 
* oder er sche i n t  d i e  Ver f o l gung des Unt erha l t sanspruches 
* of fenbar auss i ch t s l os .  unterb l e i b t  e i ne Zurechnung zum 
* Ne t t oe i nkommen bzw . er fo l gt e i ne Zurechnung nur b i s  zur 
* Höhe des t e i l we i se ge l e i s t e t en Un terha l t es . 

( 4 )  unver änder t .  

Anwendung der Bes t immungen über d i e  
Pens i onen auf d i e  Ausg l e i ch s zu l age 

§ 295 . ( 1 )  unveränder t .  

* ( 2 )  Be i Anwendung der Bes t immungen der § §  90 und 94 
* b i s  96 i s t  d i e  Ausg l e i ch s zu l age außer Bet r acht zu 
* l assen . 

Überwe i sungsbe t r äge 

§ 3 1 1 .  ( 1 )  b i s  ( 4) - unve-i-änder L 

( 5 )  Der Überwe i sungsbet r ag bet rägt für j eden i n  e i nem 
nach d i esem Bundesgese t z  pens i onsve r s i cherungs f r e i en 
oder nach früherem Rech t ren t enver s i cherungs fre i en 
D i ens t verhä l t n i s  zugebracht en Monat  7 v .  H .  des auf  den 
Monat en t fa l l enden E n t ge l t es ( §  49 ) ,  auf das der 
D i ens t nehmer im l e t z t en Monat  vor s e i nem Aus sche i den 
( §  1 1  Abs . 5 )  Anspr uch gehabt hat . hÖChs t ens j edoch von 
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ASVG-Ge l t ende F assung 

dem Bet r ag von 1 800 S ,  wenn das Aus sche i den vor dem 
, .  Augu s t  1 954 er fo l g t e  b zw . be i spät erem Aussche i den 
höchs t en s  vom Dre i ß i gfachen der 1m Ze 1 t punk t des 
Aussche 1 dens 1 n  Ge l t ung ges t andenen 
Höchs t be i t r agsgrund l age i n  der Pens i onsver s i cherung 
( §  45 AbS . 1 l i t .  b ) . Der Hunder t sa t z  ermäß i gt s 1 ch 
au f 1 für Ze i ten e i ner Beschä f t i gung i m  S i nne des § 229 
Abs . 1 Z .  1 l i t .  a und b ,  wenn d i ese Ze i t en be i früherem 
W i rksamke i t sbeg i nn d i eses Bundesgese t zes i m  S i nne des 
§ 308 Abs . 2 pens i on sver s i cherungsfr e i  gewesen wären . 
War der D i en s t nehmer unmi t t e l bar vor se i nem Aus sche i den 
aus dem pen s i onsver s i Cherungs fre i en D i en s t verhä l t n i s  
gegen E n t fa l l d�s E n t ge l t es beur l aub t , so i s t der 
Berechnung des Uberwe i sungsbe t r ages das l e t z t e  vol l e  
Mona t sen tge l t  zugrunde z u  l egen , auf das der 
D i en s t nehmer vor se i ner Beur l aubung Anspruch h a t t e .  
Kür zungen des E n t ge l t es ,  i nsbesondere aus An l aß e i ner 
S. uspend 1 erung , s i nd be i der Ber echnung des 
Vberwe i sungsbe t r ages n i cht  zu berücks i ch t 1 gen . Der 
Uberwe i sungsbe t r ag er höh t s i ch ,  unbeschade t der 
Bes t i mmungen des § 1 75 des Gewer b l i chen 
Soz i a l ver s i cherungsgese t zes und des § 1 66 des 
Bauern-Soz i a l ver s i cherungsgeset zes , um e i nen aus An l aß 
der Au fnahme i n  das pen s 1 0nsver s i cherungs fre i e  
Q i en s t verhä l t n i s  a n  den D i en s t geber ge l e i s t e t en 
Uberwe i sungsbe t r ag ;  e i n  sol cher Uberwe i sungsbe t r ag i s t 
m i t dem für das Jahr se i ner Zah l ung a n  den D i en s t geber 
ge l t enden Au fwer t ungs fak tor ( §  1 08 c )  au fzuwer t en .  
Ze i t en , während derer ke i n  Anspruch auf E n t ge l t  aus dem 
D i en $ t verhä l t n i s  bes t anden h a t ,  s i nd be i der Berechnung 
des Uberwe i sungsbet r ages nur dann zu berück s i ch t i gen , 
wenn d i ese Z e i t en für d i e  Bemessung des RUhegenusses 
angerechne t wurgen . Sowe i t  während e i ner Ze i t ,  d i e  der 
BereChnung des Uberwe i sungsbet r ages zugrunde ge l eg t  
w i rd ,  v om  D i en s t geber Be i t räge z u r  We i t er ver s i cherung i n  
der Pen s j on sver s i cherung ent r i ch t e t  wurden , s i nd d i ese 
auf den Uberwe i sungsbe t r ag anzurechnen . 

E r s a t z anspruch des Tr äger s der 
Soz i a l h i l fe 

§ 324 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  W i rd ei n  Ren tem(Pens i on s ) berech t i gt er auf Kos t en 
e i nes Träger s  der Soz i a l h i l fe i n  e i nem 
A l t e r s ( S i echen ) h e i m  oder Für sorgeer z i ehungshe i m ,  e i ner 
He i l - und P f l egeans t a l t  für Nerven- und Ge i s t eskranke , 
e i ner T r i nkerhe i l s t ä t t e oder e i ner ähn l i chen E i nr i ch t ung 
ver p f l egt , so geht für d i e  Ze i t  d i eser Ans t a l t sp f l ege 
der Anspruc h  au f Ren te bez i ehungswe i se Pen s 1 0n 
( e i nsch l i eß l i ch a l l fä l l i ger Zu l agen und ZUsch l äge ) b 1 s  
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dem Bet r ag von 1 800 S ,  wenn das AusSChe i den vor dem 
, .  Augus t  1 954 er fo l gt e  bzw . be 1 spä t erem AUS SChe i den 
höchs t en s  vom Dre i ß i gfachen der i m  Ze i t punk t des 
Aussche i dens i n  Ge l t ung ges t andenen 
Höchs t be i t r agsgrund l age i n  der Pen s i onsver s i cher ung 
( §  45 Abs .  1 l i t .  b ) . Der Hunder t sa t z  ermäß i g t  s i ch 
auf  1 für Z e i t en e i ner Beschä f t 1 gung i m  S i nne des § 229 
Abs . 1 Z .  1 l i t .  a und b ,  wenn d i ese Ze i t en be i f rüherem 
W i r k samke i t sbeg i nn d i eses Bundesgese t zes i m  S i nne des 

. §  308 Abs . 2 pen s i onsver s i cherungs f r e i  gewesen wären . 
War der D i en s t nehmer unmi t t e l bar vor se i nem Aussche i den 
aus dem pen s i onsver s i Cherungs fre i en D i en s t ve r hä l t n i s  

* gegen E n t f a l l d�s E n t ge l t s  beur l aubt , so i s t der 
BereChnung des Uberwe i sungsbet r ages das l e t z t e  vo l l e 
Monat sen t ge l t zugrunde zu l egen , auf das der 

* D i en s t nehmer zum Ze i t punk t des Aussche i dens Anspruch 
* gehabt  hät t e ,  wenn er n i c h t  beur l aub t gewesen wäre . 
* Kürzungen des E n t ge l t es ,  i nsbesondere aus An l aß e i ner 
* Suspend i er ung , s i nd be i der BereChnung des 
* Qberwe i sUngsbe t r ages n i ch t  zu berück s i ch t 1 gen . Der 
* Uberwe i sungsbe t r ag erhöh t s i ch , unbeschadet der 
* Bes t i mmungen des § 1 75 des Gewer b l i chen 
* Soz i a l ver s i cherungsgeset zes und des § 1 66 des 
* Bauern-Soz 1 a l ver S i cherungsgese t zes , um e i nen aus An l aß 
* der Au fnahme i n  das pen s i onsver s i cherungs f re i e  
* Q i en s t verhä l t n i s  an den D i en s t geber ge l e i s t e t en 
* Uberwe 1 sungsbe t ragj  e i n  sol cher Uberwe i sungsbe t r ag 1 s t  
* m i t dem für das Jahr s e i ner Z ah l ung an den D i en s t geber 
* ge l t enden Au fwer t ungs fak t or ( §  1 08 c )  aufzuwer t en .  
* Ze i t en , während derer ke i n  Anspruch auf E n t ge l t aus dem 
* D i en $ t verhä l t n i s  bes t anden h a t , s i nd be i der BereChnung 
* des Uberwe i sungsbet r ages nur dann zu ber ück s i ch t i gen , 
* wenn d i ese Ze i t en für d i e  Bemessung des Ruhegenusses 
* angerechnet wurgen . Sowe i t während e i ner Ze i t ,  d i e  der 
* Berechnung des Uberwe i sungsbe t r ages zugrunde ge l egt 
* w i rd ,  vom D i en s t geber Be i t r äge zur We i t erver s i cherung i n  
* der Pens j onsver s i cherung en t r i ch t e t wurden , s i nd d i ese 
* auf den Uberwe i sungsbe t rag anzurechnen . 

E r s a t zansprUCh des Träge r s  der 
Soz i a l h i l fe 

§ 324 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

{3) W1 rd e 1 n  �ten ( Penstons )berecht tgter auf Kos t en  
e i nes Träge r s  der Soz i a l h i l fe i n  e i nem 
A l t er s ( S i echen ) he 1 m  oder Für sorgeer z i ehungshe i m ,  e i ner 
He i l - und P f l egeans t a l t  für Nerven- und Ge i s t eskr anke , 
e i ner Tr i nkerhe i l s t ä t t e  oder e i ner ähn l i chen E i nr i ch t ung 

* bzw . außer ha l b  e i ner d i eser E i n r i Ch t ungen im R ahmen 
* e i nes F am i l i enverbandes oder auf e i ner P f l eges t e l l e  
* e i ner k i rch l i chen .oder anderen k ar i t a t i ven Vere i n i gung 
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

zur Höhe der Verpf l egskos t en . höch s t en s  j edoch b i s  zu * 
80 v .  H . •  wenn der Ren t en ( Pens i ons ) berech t i g t e  au f Grund * 
e 1 ner gese t z 1 1 chen Verp f l i ch t ung für den Unt erha l t  e i nes * 
Angehör 1 gen zu sorgen ha t .  b 1 s  z u  50 v .  H .  d ieses * 
Anspruches auf den T räger der Soz i a l h 1 l fe übe r . Der vom * 
Anspruchsübergang er faß t e  Bet rag vermi nder t s 1 ch für * 
j eden we l teren unt erha l t sberech t l g t en Angehör l gen um j e  * 
1 0  v .  H .  d l eses Anspruches . Wenn und sowe 1 t  d 1 e  * 
Ver p f l egskosten durch den vom Anspruchsübergang er faß t en * 
Bet r ag noch n l ch t  gedeck t  s i nd .  geh t auch e i n  * 
a l l fä l l l ger Anspruch au f H l l f l osenzuschuß höch s t en s  b l s  * 
z u  80 v .  H .  au f den Träger der Soz l a l h i l fe über . D i e dem * 
Ren t en ( Pens l ons ) berech t i gt en für se i ne Angehör i gen zu * 
be l assenden Bet räge können vom Ver s i cherungs t räger * 
unmi t t e l bar an d i e  Angehör i gen ausgezah l t  werden . * 

( 4 )  unveränder t . 

* 
* 
* 

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

verp f l eg t , so geht für d l e  Ze l t  d l eser P f l ege der 
Anspruch auf R en t e  b zw .  Pens l on ( e 1 nsch l i eß l 1 ch 
a l l fä l l i ger Zu l agen und ZUSCh l äge ) b l s  zur HÖhe der 
Ver p f l egsko s t en höch s tens j edoch b i s  zu 80 vH , wenn der 
Rent en ( Pens 1 0n S }ber ech t i g t e  a u fgrund e i ner ges e t z l i chen 
Verp f 1 1 ch t ung für den Un t er ha l t  e i ne s  Angehör l gen zu 
sorgen hat , b 1 s  zu 50 vH d l eses Anspruches auf den 
Träger der Soz l a l h i l fe über . Der vom AnsprUChsübergang 
e r f aß t e  Be t r ag vermi nder t s l ch für j eden we l t eren 
un t erha l t sberech t l gt en Angehör i gen um j e  1 0  v .  H .  
d 1 eses Anspruches . Wenn und sowe 1 t d i e  Ver p f l egskos t en 
durch den vom Anspruchsübergang er faß t en Be t r ag noch 
n 1 ch t  gedec k t  s i nd , geh t auch e i n  a l l fä l 1 1 ger Anspruch 
au f H i l f l osenzuschuß höchs t ens b i s  z u  80 v .  H .  a u f  den 
Träger der Soz 1 a l h i l fe über . D i e  dem 
Ren t en ( Pens i on s ) berech t i gt en für se i ne Angehör i gen z u  
be l assenden Bet räge können vom Ver S i cherungs t r äger 
unmi t t e l bar an d i e  Angehör i gen ausgez ah l t  werden . 

( 4 )  unveränder t .  

Bevor schussung von Pen s i onen aus der 
Pens l onsver s i cherung aus den M i t t e l n  

der Arbe i t s l osenver s i cherung 

Bevor schussung von Pens i onen aus der 
* Pens i onsver s i cherung und des Übergangsge l de s  

§ 33 1 .  H 1 n s i ch t l i ch der Bevor schussung der Pens i onen 
aus der Pen s i onsver s i cherung aus den M i t t e l n  der 
Arbe i t s l osenver s i cher ung , der Rücker s t a t t ung sol cher 
Le i s t ungen an das Arbe i t samt und der Anrechnung auf d i e  
nachzuzah l enden PenS i onsbe t räge ge l t en d i e  e i nsch l äg i gen 
Vor schr i f t en des Arbe i t s l osenver s i cherungsgese t zes 1 977 , 
i n  der j ewe i l s  ge l t enden F a s sung . 

Abgabe von He i l m i t t e l n  

§ 350 . ( 1 )  He i l mi t t e l  ( §  1 36 )  dür fen von den 
ö f fen t l i chen Apot heken ( är z t l i chen Hausapot heken ) für 
Rechnung der Tr äger der Kr ankenver s i cherung nur 
abgegeben werden , wenn s i e  von e i nem m i t dem Träger der 
KFaRItSAVSI'S1Qhliilrung m e1nliillll V&r t r agsverhä l t n t s  
s t ehenden Ar z t  ver schr i eben werden und nach den vom 
Haup t verband er l assenen R i Ch t l i n i en über d i e  ökonomi sche 
Ver schr e 1 bwe 1 se ( §  3 1  Abs . 3 Z .  1 1 )  zur fre i en 
Ver schre 1 bung zuge l assen oder aber - sowe i t e i ne che f
oder kon t ro l l är z t l i che Bew i l l i gung i n  d i esen R i ch t l i n i en 
vorgesehen i s t  - vom Chef- oder Kon t ro l l ar z t  bew i l l i g t  
s i nd .  

( 2 )  unver änder t .  

SE I TE 37 

* aus den M l t t e l n  der Arbe i t s l osenver s i cherung 

§ 33 1 .  H i n s i ch t l i ch der Bevor schus s u�g der Pens i onen 
* au s der Pens i onsver s i cherung b zw . des Ubergarlgsge l des 
* aus der Pens i ons- oder U n fa l l ver s i cherung aus den 
* M i t t e l n  der Arbe i t s l osenver s i cherung , der Rücker s t a t t ung 
* so l cher Le i s t ungen an das Arbe i t s amt und der Anrechnung 
* au f d i e  nachzuzah l enden Pen S i onSbet räge ge l t en d i e  
* e i nsch l äg i gen Vor schr i f t en des 
* Arbe i t s l osenver s i cherungsgeset zes 1 977 , i n  der j ewei l s  
* ge l t enden F a s sung . 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

Abgabe von He i lm i t t e l n  

§ 350 . ( 1 )  He i l mi t t e l  ( §  1 36 )  dür fen von den 
ö f fen t l i chen Apot heken ( är z t l i chen Hausapot heken ) für 
Rechnung der Träger der Kr ankenver s i cherung nur 
abgegeben werden , wenn s i e  von e i nem m i t dem T räger der 
Kcaruumver s 1 cher un� l n  e l nl;llTl __ yert[aQ§verl"l� 1 t n i s  
s t ehenden Ar z t  ver schr i eben werden und n ach den 
R 1 cht l i n i en über d 1 e  ökonom i sche Ver schre i bwe i se sow i e  
dem He i lmi t t e l ver ze i Chn l s  ( §  3 1  Abs . 3 Z 1 1 )  ohne chef
oder kon t ro l l är z t 1 1 che Bew 1 l l i gung abgegeben werden 
können oder wenn d i e  Abgabe vom Che f- oder Kon t r o l l ar z t  
bew i l l i g t  i s t . 

( 2 )  unveränder t .  
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ASVG-Ge l t ende Fassung 

Ver s i cherungsver t re t er 

§ 420 . ( 1 )  b i s  ( 4 )  unverander t .  

( 5 )  D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungSkör per ver sehen i hr 
Amt auf Grund e i ner öffen t l i chen Verp f l i ch t ung a l s  
Ehrenamt : i hre Tat i gke i t  i n  Ausübung d i eses Amtes 
begründet k e i n  D i en s t verhä l t n i S  zum Ver S i cherungs t r ager . 
Den M i t g l i edern der Verwa l t ungskörper , ferner den aus 
i hrer Funk t i on ausgesch i edenen Obmännern ,  
Obmann-S t e l l ver t re t er n , Vor S i t zengen und 
Vor s i t zenden-S t e l l ver t re t er n  der UberwachungsaussChüs se , 
Vor s i t zenden und Vor s i t zenden-S t e l l ver t re t er n  der 
Landes s t e l l enaus schü s se sow i e  den H i n t er b l i ebenen der 
genann t en Funk t i onäre können j edoch E n t schäd i gungen 
gewähr t  werden . D i e  Ent sche i dung über d i e  Gewähr ung der 
E n t SChäd i gungen sow i e  über i hr Ausmaß ob l i eg t  dem 
Vor s t and . Der Bundesmi n i s t er für soz i a l e  Verwa l t ung h a t  
h i e für nach Anhörung des Haup t ver bandes Grundsät ze 
au fzu s t e l l en und für ver b i nd l i ch zu erk l ären ; i n  d i esen 
Grundsä t zen s i nd e i nhe i t l i che Höch s t sä t ze für 
Re i sekost enen t schäd i gungen und S i t zungsge l der sow i e  
un t er Berück s i ch t i gung des ör t l i chen Wi r kungsber e i ches , 
der Zah l der Ver s i cher t en und der Dauer der 
Funk t i on s ausübung ( BGB 1 . Nr . 704/ 1 976 , Ar t . V Z . 2 1 ) -

1 .  Jänner 1 977 . 

a )  Höch s t s ä t ze für d i e  F unk t 1 0n sgebühren der 
M i t g l i eder der Verwa l t ungskör per fes t zuset zen 
und 

b )  das Höchs t ausmaß und d i e  Vorau s s e t zungen für 
d i e  Gewährung von E n t schäd i gungen an 
ausgesch i edene Funk t i onäre bzw . deren 
H i n t er b l i ebene i n  der We i se zu rege l n ,  daß d i e  
Gewährung der E n t schäd i gung un t er Bedach t nahme 
au f d i e  R i ch t l i n i en für d i e  pen s i onsrec h t l i chen 
Verhä l t n 1 sse der 
Soz i a l ve r s i cherungsbed i en s t e t en von der 
E r r e i chung e i nes bes t i mmt en An fa l l sa l t er s  sow i e  
von e i ner M i ndest dauer der Ausübung der 
Funk t i on abhäng i g  gemacht w i r d ;  ferner i s t 
vorzusehen , daß auf d i e  E n t schäd i gung a l l e 
e 1Rk�lAft� � .w5g&scn!eQenen Funk.t lonär s  bzw . 
der H i n t er b l i ebenen mi t Ausnahme der Pen s i on 
aus der gese t z l i chen Soz i a l ver s i cherung 
anzurechnen s i nd :  n i ch t  anzurechnen i s t ferner 
e i n  Ruhe- oder Ver sorgungsgenuß von e i ner 
öf fent l i ch-rech t l i chen Geb i et skörper scha f t , 
i nsowe i t  er nach Ar t und Ausmaß m i t e i ner 
Pen S i on aus der geset z l i chen Soz i a l ver s i cher ung 
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Ver s i cherungsver t re t e r  

§ 420 . ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper ver sehen i hr 
Amt auf Grund e 1 ner öffen t l i chen Ver p f l i ch t ung a l s  
Ehrenamt : i hre Tät i gke i t i n  Ausübung d i eses Amt es 
beg ründe t ke i n  D i en s t verhä l t n i s  zum Ver s i cher ungs t r äger . 
Den M i t g l i eder n  der Verwa l t ungSkörper , ferner den aus 
i hrer Funk t i on ausgesch i edenen Obmänner n ,  
Obmann-S t e l l ver t reter n , Vor S i t zengen und 
Vor s i t zenden-S t e l l ver t re t er n  der Uberwachungsaus schüsse , 
Vor s i t zenden und Vor s i t zenden-S te l l ve r t re t ern der 
L andess t e l l enau s schüs se sow 1 e  den H i n t erb l i ebenen der 
genann t en F unk t 1 0näre können j edoch E n t SChäd i gungen 
gewähr t  werden . D i e  E n t sche i dung über d i e  Gewährung der 
E n t SChäd i gungen sow i e  über i hr Ausmaß ob l i eg t  dem 
Vor s t and . Der Bundesm i n i s t er für soz i a l e Verw a l t ung h a t  
h i e für nach Anhörung d e s  Haupt verbandes Grund sä t ze 
au f zu s t e l l en und für ver b i nd l i ch z u  erk l ären : i n  d 1 esen 
Grundsät zen s i nd e i nhe i t l i Che Höch s t s ä t ze für 
Re i sekos t enen t schäd i gungen und S i t zungsge l der s ow i e  
un t er Berücks i cht i gung des ör t l i chen W i r k ungsber e i ches , 
der Zah l der Ver s i cher t en und der Dauer der 
Funk t i onsau sübung ( BGB 1 . Nr . 704/ 1 976 , Ar t . V Z . 2 1 ) -
1 .  J änner 1 977 . 

a )  Höch s t sät ze für d i e  F unk t i onsgebühren der 
M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper fes t zu s e t zen 
und 

b )  das Höchs t ausmaß und d i e  Vor ausset zungen für 
d i e  Gewährung von E n t schäd i gungen an 
ausgesch i edene Funk t i onäre bzw . deren 
H i n t er b l i ebene i n  der We i se zu rege l n ,  daß d i e  
Gewährung der E n t SChäd i gung un t er Bedac h t nahme 
auf d i e  R i ch t l i n i en für d i e  pen s i onsrec h t l i chen 
Ver hä l t n i sse der 
Soz i a l ver s 1 cherungsbed i en s t e t en von der 
E r r e i chUng e i ne s  bes t imm t en An f a l l sa l t e r s  sow 1 e  
von e i ner M l ndes tdauer der Ausübung der 
Funk t i on abhäng i g  gemacht w i rd ;  fer ner 1 s t 
vor zusehen , daß auf d i e  E n t schäd i gung a l l e  
E i nkün f t e  des ausgesch i edenen F unk t i on ä r s  bzw . 
der H " nl erbi H�benen mlr AUSnatnne der Pens i on 
aus der geset z l i chen S oz i a l verS i cherUng 
anzurechnen s i nd :  n i ch t  anzurechnen i s t ferner 
e i n  Ruhe- oder Ver sorgungsgenuß von e i ner 
ö f fent l i ch-rech t l i chen Geb i et skörper scha f t , 
i nsowe i t er nach Ar t und Ausmaß mi t e i ner 
Pens i on aus der geset z l i chen Soz i a l ve r s i cherung 
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ASVG-Ge l t ende Fassung ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

verg l e i chbar 1 s t . verg l e i chbar i s t .  

* § 1 07 Abs . 4 g i l t  en t sprechend . 

( 6 )  und ( 7 )  unveränder t .  ( 6 ) und ( 7 )  unveränder t .  

Vor s i t z  l n  den Verwa l t ungskörpern Vor s 1 t z  1 n  den Verwa l t ungskörpern 

§ 43 1 .  ( 1 )  Den Vor S i t z  im Vor s t and hat der vom 
Vor s t and auf dessen Amt Sdauer gewäh l t e Obmann zu führen . 
Der Obmann und se i ne S t e l l ver t re t er s i nd b e i  den Trägern 
der K r ankenver s i cher ung aus der M 1 t t e des Vor s t andes zu 
wäh l en .  Be l den im § 428 Abs . 1 Z .  2 b i s  6 genannten 
Ver s i cherungsans t a l t en muß der Obmann der Ans t a l t weder 
a l s  Ver s 1 cher ter noch a l s  D i en s t geber angehören . Be i der 
A l l geme i nen Unfa l l vers i cherung s an s t a l t muß der Obmann 
der Ans t a l t der D l en s t geber angehör en . 

* § 43 1 .  ( 1 )  Den Vor s i t z  i m  Vor s t and und l n  der 
* Haupt ver samm l ung hat  der vom Vor s t and au f dessen 
* Amt sdauer gewäh l t e Obmann zu führen . Der Obmann und 
* se l ne S t e l l ver t r e t er s i nd be l den Trägern der 
* Kr ankenver s i cherung aus der M i t t e des Vor s t andes zu 
* wäh l en .  Be i den im § 428 Abs . 1 Z .  2 b l s  6 genann t en 
* Ver s l cherungsan s t a l ten muß der Obmann der Ans t a l t  weder 
* a l s Ver s i cher t er noch a l s  O i ens t geber angehören . Be l der 
t A l l geme i nen Un fa l l ver s l cherungsans t a l t muß der Obmann 
* der Ans t a l t  der D l en s t geber angehören . 

( 2 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Ar t en und Zusammenset zung der Verwa l t ungskörper 

§ 433 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Oer Vor s t and bes t eh t  aus 

a )  und b )  unveränder t .  

c )  1 5  we i t eren M i t g l i edern der Hau p t versamml ung * 
oder S t e l l ver t reter n  s o l cher M i t g l i eder , von * 
denen zehn der Gruppe der D i en s t nehmer und fün f * 
der Gruppe der D i en s t geber anzugehören haben . * 

* 
Gehör t der Präs i dent weder a l s D i en s t geber noch a l s  * 
Ver s i cher ter e i nem dem Haup t verband angesch l os senen * 
Ver s i cherungs t räger an , so gehören dem Vor s t and anst e l l e  . * 
von 1 5  1 6  we i t ere M i t g l i eder der Haup t versamm l ung oder * 
S t e l l ver t reter so l cher M i t g l i eder an , und zwar e l f  aus * 
der Gruppe der O i en s t nehmer und fün f aus der Gruppe der * 
D i en s t geber . Für j edes der u n t er l i t .  a und c * 
bezeichneten M itg) 1a!1eL..Qes Vor s t andes i s t  aus der M i t t e * 
der Haup t versamm l ung , für j edes der unter , i t .  b , 
beze i chne t en M i t g l i eder des Vor s t andes i s t aus der M 1 t t e * 
der i n  Be t racht kommenden Ausschüs se e i n  S t e l l ver t r e t er * 
zu wäh l en ;  der S t e l l ver t reter hat  i m  F a l l e der * 
z e i t we i 1 1 gen Ver h i nderung des M i t g l i edes S i t z und S t i mme * 
1 m  Vor s t and . * 
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* 
* 
* 

( 2 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Ar t en und Zusammense t z ung der Verwa l t ungskörper 

§ 433 � ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Oer Vor s t and bes t eh t aus 

a)  und b )  unveränder t . 

c )  1 5  we i t eren von der Haupt ver samml ung aus i hrer 
M i t t e oder aus dem K re i s  der S t e l l ver t re t er 
l hrer M i t g l ieder zu wäh l enden M i t g l i eder n , von 
denen zehn der Gruppe der D i ens tne hmer und fün f 
der Gruppe der O i en s t geber anzugehören haben . 

Gehör t der Präs i dent weder a l s  O i en s t geber noch a l s  
Ver s i cher t er e i nem dem Haup t verband angesch l os senen 
Ver S i Cherung s t r äger an , so gehören dem Vor s t and a n s t e l l e  
von 1 5  1 6  we i t ere M i t g l i eder der Haup t ver samml ung oder 
S t e l l ver t re t er so l cher M i t g l i eder an , und zwar e l f aus 
der Gruppe der D i en s t nehmer und fünf aus der Gruppe der 
0 1 en s t geber . Für j edes der un t er l l t . a und c 
ßeZE:llCTlne t en MHgl feder des -VorstalideS �st von der 
Haupt versamml ung aus i hr er M i t t e oder aus dem K re i s der 
S t e l l ver t r et er i hrer M i t g l i eder e i n  S t e l l ver t r e t er zu 
wäh l en ;  für j edes der u n t er l 1 t .  b beze i chne t en 
M i t g l i eder �es Vor s t andes i st von dem i n  Be t r acht 
kommenden Aus schuß aus se 1 ner M l t t e e i n  S t e l l ver t r e t e r  
zu wäh l en ;  der S t e l l ver t r e t er ha t 1 m  F a l l e der 
ze i twe i l i gen Ver h i nderung des M i t g 1 1 edes S i t z und S t 1 mme 
i m  Vor s t and . 
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ASVG-Ge l t ende F assung 

( 4 )  und ( 5 )  unver änder t .  

( 6 )  D i e  Ver t re t er i n  der Hau p t ver samm l ung und i n  �en 
S ek t i onsausschüssen s i nd von den Vor s t änden , d i e  
Ver t re t e r  i m  Überwachungsausschuß von den 
Überwachungsausschüs sen der i n  Bet r acht kommenden 
Ver s i cherungs t räger aus i hrer M i t t e oder aus der M i t t e 
der Haup t ver samml ung des be t ref fenden 
Ver s i cherungs t räger s ,  d i e  Ver t r e t er im Vor s t and von der 
Haup t ver samm l ung des Haup t verbandes aus i hrer M i t t e zu 
wäh l en .  Das Bundesm i n i s t er i um für soz i a l e Verwa l t ung hat 
d i e  au f d i e  e i nze l nen en t sendeberech t i g ten 
Verwa l t ungSkörper ent f a l l enden Z ah l en der D i en s t nehmer
und der D i en s t geberver t reter und un ter Bedacht nahme au f 
d i e  durchschn i t t l i che Zah l der Ver s i cher t en i n  den 
e i n z e l nen Beru fsgruppen ( §  42 1 Abs . 1 )  d i e  Gruppen zu 
bes t immen , aus denen d i e  Ver t re t er zu wäh l en s i nd .  I n  
der Haup t versamm l ung so l l  auf j edes L and m i ndes t ens e i n  
Ver t r e t er ent fa l l en . D i e  Ver t re t er der Träger der 
Se l b s t änd i gen-Pens i onsver s i cherUngen und der Träger der 
Se l bs t änd i gen-Kr ankenver s i cherUngen zäh l en auf d i e  
Gruppe der D i en s t geber . 

( 7 )  unveränder t .  

Au fgaben der Haup t ver samml ung 

§ 435 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Der Hau p t versamml ung e i ner Be t r i ebskr ankenkasse 
ob l i eg t  auch d i e  S t e l l ung e i nes An t r ages au f AU f l ösung 
der Krankenkasse an das Bundesmi n 1 s t er 1 um für soz i a l e  
Verwa l t ung ( §  23 Abs . 3 vor l e t z ter S at z ) . 

( 3 )  Über d i e  i m  Abs . 1 Z .  2 und 4 und i m  Abs . 2 
genann t en Gegens t ände kann nur m i t e i ner Meh r he i t  von 
zwe i Dr i t t e l n  der abgegebenen S t i mmen gü l t i g BeSCh l uß 
gefaß t werden . D i e  Au fs i ch t sbehörde kann e i ne vor l äu f i ge 
Ver fügung t r e f fen , wenn i nner h a l b  e i ner von i hr 

SE I TE 40 

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

( 4 )  und ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  D i e  Ver t re t er i n  der Haupt ver s amm l ung und i n  den 
Sek t i onsausschüssen s i nd von den Vor s t änden , d i e  
Ver t r e t er i m  ÜberWaChUngsausschuß von den 
Überwachungsau sschüssen der i n  Be t r ach t kommenden 
Ver S i Cherungs t r äger aus i hrer M i t t e  oder aus der M i t t e 
der Haupt ver samm l ung des be t re f fenden 

* Ver s i cherungs t r äger s  zu wäh l en .  Der Bundesm i n i s t er für 
* soz i a l e  Verwa l t ung hat  d i e  auf d i e  e i n ze l nen 
* ent sendeberech t i g t en Verwa l t ungSkörper ent fa l l enden 
* Zah l en der D i en s t nehmer- und der D i ens t geberver t re t er * und un t er Bedach t n ahme auf d i e  durchschn i t t l i che Z ah l  
* der Ver s i Cher t en i n  den e i nze l nen Ber u f sgruppen ( §  42 1 
* Abs . 1 )  d i e  Gruppen zu bes t i mmen , aus denen d i e  
* Ver t re t er zu wäh l en s i nd .  I n  der Haup t ver samml ung so l l 
* auf j edes L and m i ndes t en s  e i n  Ver t r e t er en t fa l l en .  D i e  
* Ver t r e t er der Träger der 
* Se l bs t änd i gen-Pens i onsver s i cherUngen und der T r äger der 
* S e l b s t änd i gen-Kr ankenver s i cher Ungen zäh l en auf d i e  
* Gruppe der D i en s t geber . 
* 

( 7 )  unveränder t .  

Au fgaben der Haupt ver samm l ung 

§ 435 . ( 1 )  unveränder t .  

* ( 2 )  D i e  Haupt versamml ung des Haup t verbandes h a t  * j äh r l i ch m i ndes t en s  e i nma l zusammenzu t r e f fen . S i e  i s t  
* vom Vor s t and e i nzuberu fen . I h r  i s t j eden fa l l s  
* vorbeha l t en : 

. 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

1 .  d i e  E r fÜ l l ung der i n  Abs . 1 Z 1 und 5 angefÜh r t en 
Au fgaben für den Bere i ch des Haupt ver bandes ; 

2 .  d i e  Besch l uß fas sung über den Rechnungsabsch l uß 
für den Haupt verband und für d i e  be i i hm er r i Ch t e t en 
Fonds , sow i e  über d i e  E n t l as t ung des Vor s t andes sow i e  
der s t änd i gen Ausschüsse gemäß § 453 Abs . 2 und der 
Sek t i onsausschüsse gemäß § 440 : 

* 3 .  d i e  Besch l uß fas sung über d i e  S a t zung _ 

* ( Mu s t er sa t z ung gemäß § 455 Abs . 2 )  und deren Anderung . 

* ( 3 )  Der Haupt ver samm l ung e i ner Bet r i ebsk r ankenkasse 
* Ob l i eg t  auch d i e  S t e l l ung e i nes An t r ages auf Auf l ösung 
* der Krankenkasse an das Bundesm i n i s t er i um für soz i a l e  
* Verw a l t ung ( §  2 3  Abs . 3 vor l e t z t er S a t z ) .  * 
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ASVG-Ge l t ende F a s sung 

fes t gese t z t en F r i st e i n  gü l t i ger B esch l uß der 
Haup t ver s amm l ung über d 1 e  S a t zung und deren Änderung 
n i cht zus t ande kommt .  D i e  vor l äu f i ge Ver fügung der 
Auf s i c h t sbehörde t r i t t  außer Kr a f t , soba l d  e i n  
gese t zmäß i ger gü l t i ger Besch l u ß  der Haup t ver samml ung 
über d i e  S a t zung bez i ehungswe i se deren Anderung ge faßt  
und der Au fs i ch t sbehörde zur  Kenn t n i s  geb r ach t worden 
i s t .  Be i Ab l ehnung der Ent l a s t ung hat  d i e  
Au fs 1 ch t sbehörde zu ent sche i den . 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

ASVG-Vorgesch l .  F a ssung 

* ( 4 )  Über d i e  i m  Abs . 1 Z 2 und 4 ,  i m  Abs . 2 Z 2 und 3 
* und 1 m  Abs .  3 genann t en Gegens t ände k ann nur m 1 t e 1 ner 
* Meh r he i t  von zwe i Dr i t t e l n  der abgegebenen S t i mmen 
* gÜ l t i g Besch l uß ge faß t werden . D i e  Au f s i ch t sbehörde k ann 
* e i ne vor l äu f 1 ge Ver fügung t re f fen , wenn i nnerha l b  e i ner 
* von i hr fes t gese t z ten F r i s t e i n  gü l t i ger Bes�h l uß der 
* Haupt versamm l ung über d i e  S a t zung und deren Anderung 
* n i ch t  zus t ande kommt .  D i e  vor l äu f i ge Ver fügung der 
* Aufs i cht sbehörde t r 1 t t  außer Kra f t , soba l d  e i n  
* geset zmä ß i ger gÜ l t i ger Besch l u ß  der Haup t ver s amm l ung 
* über d i e  S a t zung bez i ehungswe i se deren Anderung gefaß t 
* und der Au f s i ch t sbehörde zur Kenn t n 1 s  gebrach t worden 
* i s t . Be i Ab l ehnung der E n t l a s t ung hat d i e  
* Au f s i ch t sbehörde zu ent sche i den . 

Ausg l e i chs fonds der Krankenver s i cherung s t r äger Ausg l e i chs fonds der Kr ankenver s i cherung s t r äger 

§ 447 a . ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  § 447 a .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  Von den Jahrese i nnahmen ( Abs . 2 )  s i nd 20 vH zur 
B i l dung e i ner RÜCk l age zu verwenden , d i e  nur zur Deckung 
e i ne s  außerorden t l i chen AUfwandes aus den im § 447 c 
Abs .  1 l i t .  -a ange führ t en Gründen her angezogen werden 
dar f .  E r r e i cht d i ese Rück l age d i e  Höhe von 2 , 4  v .  H .  der 
Summe der Be i t r agse i nnahmen der Geb i e t skrankenkassen , 
der Ver s i cherungsans t a l t des ös t er r e i ch i schen Bergbaues 
und der Soz i a l ver s i cherungsans t a l t der gewer b l i chen 
W i r t scha f t  a l s  Träger der Krankenver s i cher ung i m  
vor angegangenen Ka l ender j ah r , dann i s t d i e  Rück l age 
n i cht we 1 t er zu erhöhen . D i e  Rück l age i s t  z i nsbr 1 ngend 
i n  münde l s 1 cheren i n l änd i schen Wer t pap i eren oder i n  
E i n l agen be i Kred i t un t ernehmen anzu l egen , au f we l che d i e  
Vor ausset zungen des § 446 Abs . 1 Z .  4 zu t re f fen . 

Ausg l e i ch s fonds der Pen s i onsver s i cherung s t r äger 

§ 447g . ( 1 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  Der Haup t verb9 nd hat nach dem 20 . e i nes j eden 
Ka l endermonates d i e  Uberwe i sungen nach Abs . 5 nach den 
Au f t e i l ungssch l üs se ln des i n  Be t r acht kommenden 
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( 5 )  Von den J ahrese i nnahmen ( Ab s . 2 )  s i nd 2 0  v H  zur 
B i l dung e i ner Rück l age zu verwenden ,  d i e  nur zur Deckung 
e i ne s  außerorden t l i chen AUfwandes aus den 1 m  § 447 c 
Abs . l 1 1 t .  a ange fÜhr t en Gründen herangezogen werden 

* dar f .  E r r e i ch t  d i ese Rück l age d i e  HÖhe von 1 vH der 
Summe der Be i t r agse i nnahmen der Geb i e t skr ankenkassen , 
der Ver s i cherungsans t a l t des ös t er r e i ch i schen Bergbaues 
und der Soz i a l vers i cherungsans t a l t der gewerb l i chen 
W i r t schaft a l s  Träger der Kr ankenver s i cherung 1 m  
vorangegangenen Ka l ender j ahr , dann i s t d i e  Rück l age 
n i ch t  we i t er zu erhöhen . D i e  Rück l age i s t z i nsbr i ngend 
i n  münde l s i cheren i n l änd i schen Wer t pa p i eren oder i n  
E i n l agen be i Kred i tunt ernehmen anzu l egen , au f we l che d i e  
Vorausset zungen des § 446 Abs . 1 Z .  4 z u t re f fen . 

Ausg l e i chs fonds der Pen s 1 onsver s 1 cherungs t r äger 

§ 447g . ( 1 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  Der Haup t ver b9nd hat  nach dem 20 . e i ne s  j eden 
Ka l endermonates d i e  Uberwe i sungen nach Abs . 5 nach den 
Auf t e i l ungs sch l üs se l n  des 1 n  Bet r acht kommenden 
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ASVG-Ge l t ende F a ssung 

Geschä f t sj ahres zu bevor schussen ; h i ebe i s i nd a l l e  be i 
1 hm j ewe i l s  e i nge l angten Bet r äge an d i e  T r äger der 
Pens i on sver s i cherung nach Abs . 1 so rech t ze i t i g zu 
überwe i sen daß d i e  Vor schüs se für d i e  Pen s i onszah l ung 
des fo l genden K a l endermona tes zur Ver fügung s t ehen . 

( 7 )  und ( 8 )  unveränder t .  

Geme i nsame Bes t i mmungen 

§ 453 . ( 1 )  und ( 2 )  unver änder t .  

SE I TE 42 

ASVG-Vorgesch l .  Fassung 

Geschäf t s j ahres zu bevor schus sen ; h i eb e i  s i nd a l l e  be i 
i hm j ewe i l s  e i nge l ang t en B e t r äge an d 1 e  Träger der 
Pen s i on sver s i cherung nach Abs . 1 so r ech t ze i t i g zu 
überwe i sen daß d i e  Vor schüs se für d i e  Pen s 1 0n s z ah l ung 

* des fol genden K a l endermon a t e s  zur Ver fügung s t ehen . Um 
* e i ne ungüns t i ge Kas sen l age e i nes T räger s der 
* Pen s 1 0nsver s i cherung ganz oder t e i l we i se zu beheben , 
* kann der Haupt verband zusä t z l i che Vor SChuß zah l ungen 
* vornehmen . 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
'" 

* 
* 
* 
* 
* 

( 7 )  und ( 8 )  unveränder t .  

Geme i nsame Bes t i mmungen 

§ 453 . ( 1 )  und ( 2 )  unver änder t .  

( 3 )  Durch d i e  S a t zung des Ver s i cherungs t r äger s ( de s  
Haupt verbande s ) k ann vor gesehen werden , daß 
Ange l egenhe i t en , d i e  i n  den W i rkungsber e i ch der 
Haupt ver samm l ung , des Vor s t andes oder e i nes durch d i e  
S a t z ung er r i ch t e t en s t änd i gen Ausschusses f a l l en ,  be i 
Ge fahr i m  Ver z ug zur Abwendung e i nes dem 
Ver s i cherung s t r äger ( dem Haupt ver band ) drohenden 
Schadens bzw . zur S i cherung e i nes dem 
Ver s i cherung s t r äger ( dem Haupt verband ) en t gehenden 
Vor t e i l e s  vor l äu f i g  durch Ver fügung des Obmannes ( de s  
P r ä s i den t en d e s  Haup t ve rbandes )  z u  r ege l n  s i nd ,  wenn d e r  
i n  Bet r ach t kommende Verwa l t ungskörper n i ch t  r ech t ze i t i g 
zusammen t re t en k ann . D i e  Ver fügungen s i nd i m  
E i nvernehmen mi t den S t e l l ver t re t er n  des Obmannes ( des 
P r ä s i den t en ) zu t re f fen , bei  i hrer Abwesenhe i t  ode r  
i hrer Verh i nderung auch ohne deren M i t w i r kung . Der 
Obmann ( Der P r ä s i den t ) h a t  i n  der ar t i gen F ä l l en vom 
zus t änd i gen Verwa l t ungskörper d i e  nach t r äg l i che 
Genehmi gung e i nzuho l en .  

( 4 )  Abs . 3 g i l t  auch für Ange l egenhe i t en , i n  denen 
der Vor s t and gemäß § 438 Abs . 1 im E i nver s t ändn i s  m 1 t 
dem Uberwachungsausschuß vor zugehen h a t . I n  s o l chen 
Ange l egenhe i t en hat der Obmann ( Pr ä s i den t ) ,  wenn d i es 
ohne Auf schub mög J i ch i s t , auch das E i nvernehmen m i t dem 
Vor s i t zenden des Uberwachungsausschu s ses her zu s t e l l en .  
p' i eser h a t  d i e  von i hm abgegebene S t e l l ungnahme dem 
Uberwachungsaus schuß zur nach t räg l i chen Besch l uß f as sung 
vorzulegen . 

( 5 )  I n  Ange l egenhe i t en , d i e  i n  den W i r kungskre i s  des 
Landes s t e l l enausschusses fa l l en , g i l t  Abs .  3 
en t sprechend mi t der Maßgabe , daß d i e  dor t bez e i chnet en 
Be fugn i s se des Obmannes ( Pr ä s i den t en )  dem Vor s i t zenden 
des bet r ef fenden Verwa l t ungskörpe r s  zus t ehen . 
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ASVG-Ge l t ende F a ssung 

Ver S i cherungsbe i t r äge 

§ 466 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Der Be i t ragsberechnung w 1 rd e 1 n  
Tagesarbe i t sver d i en s t  zugrunde ge l egt , der en tweder 
e i nhe i t l ich für a l l e  be i e i ner Geb i e t skrankenkasse 
kur z fr i st i g beschä f t i g t en Arbe i t er oder nach Gesch l ech t , 
A l t er s s t u fen oder anderen wesen t l i chen Merkma l en 
ver sch i eden i n  den Sat zungen der Geb i e t skrankenkas sen 
fes t zuset zen i s t . D i eser Tagesarbe i t sverd i enst ha t 
annähernd dem durchschn i t t l i chen Tagesarbe i t sver d i enst 
der sons t vo l l ver s i cher t en unge l ernten Arbe i t er i n  der 
Land- und For s t w i r t scha f t  der bet re f fenden Gruppe be i 
der i n  Bet rach t kommenden Geb i e t skrankenkasse zu 
en t sprechen . 

( 3 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Begün s t i g t e  Erwerbung von Anwa r t schaf t en und Ansprüchen 

§ 502 . ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  Abs . 4 g i l t  auch für Per sonen , be i denen 
nachwe i s l i ch e i ne Auswanderung aus Gründen , auf d i e  der 
( d i e )  Bet re f fende ke i nen E i n f l uß ha t te ,  e r s t  nach dem 
9 .  Ma i 1 945 mög l i ch war , wenn d i e  Auswanderung n i ch t  
spä t er a l s  am 3 1 . Dezember 1 949 er fol g t  1 s t . 

( 6 )  D i e  Vor schr i f ten der Abs . 1 b i s  5 ge l t en auch , 
wenn der Ver s i cherungs fa l l  schon vor dem 1 .  Jänner 1 956 
e i nget r e t en 1 s t . 
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VerS i Cherungsbe i t räge 

§ 466 . ( 1 )  unverändert .  

( 2 )  Der Be i t ragsberechnung w i rd e i n  
Tagesarbe i t sverd i en s t  zugrunde gel eg t , der en t weder 
e i nhe i t l ich für a l l e  be i e i ner Geb i e t sk r ankenka s se 

* ver s i cher t en ,  k u r z fr i s t i g beschä f t i gt en Arbe i t er oder 
* nach Gesch l echt , A l t er ss t u fen oder anderen wesen t l i chen 
* Merkma l en ver sch i eden i n  den Sat zungen der 
* Geb i et skrankenkassen fes t zuset zen i s t . D i eser 
* Tagesar be i t sverd i enst ha t annähernd dem 
* durchschn i t t l i chen Tagesarbe i t sverd i en s t  der son s t  
* vo l l ver s i cher t en unge l er n t en Arbe i t er i n  der Land- und 
* F or s t w i r t scha f t  der be t r e f fenden Gruppe be i der i n  
'" Bet racht kommenden Geb i e t skrankenka s se z u  en t sprechen . 

'" 
'" 
* 
'" 
* 
'" 

'" 
'" 
'" 
'" 
'" 
'" 
'" 

( 3 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Begüns t i g t e  E rwerbung von Anwar t scha f t en und Ansprüchen 

§ 502 . ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  Abs .  4 g i l t  en t spreChend auch für Per sonen , d i e  
s i ch nach dem 9 .  Ma i 1 945 i n  Ös t erre i ch au fgeha lten 
haben und danach ausgewander t s i nd , sofern d i ese 
Auswanderung aus Gründen , auf d i e  der ( d i e )  Be t re ffende 
k e i nen E i n f l uß hat t e ,  n i c h t  früher mög l i ch war und s i e  
n i ch t  spä t er a l s  am 3 1 . Dezember 1 949 er fO l gt i s t . 

( 6 )  Abs . 1 g i l t  auch für Per sonen , d i e  vor der Haf t , 
S t ra fe ,  Anha l t ung, Arbe i t s l os i gke i t  oder AUSbür ge r ung 
aus Gründen , auf  d i e  der ( d i e )  Be t r e ffende k e i nen 
E i n f l uß hat t e ,  k e i ne Be H ragsze H en gemäß § 226 oder 
E r s a t z z e i t en gemäß §§ 228 und 229 zurückge l eg t  haben , 
sofern der ( d i e )  Bet re ffende am ] 2 .  Mär z  1 938 s e i nen 
Wohn s i t z  im Geb i e t  der Repub l i k Os t er r e i ch h a t t e .  

'" ( 7 )  Be i der Anwendung der Vor schr i f t en der Abs . 1 b i s  
'" 5 g i l t  § 228 Abs .  1 Z 3 mi t der Maßgabe , daß Schu l j ahre , 
'" d i e  aus e 1 nem der 1 m  § 500 genann t en Gründe abgebrochen 
'" werden muß t en , a l s  vo l l endet ge l t en . 

'" ( 8 )  D i e  Vor schr i ft en der Abs . 1 b i s  7 ge l t en auch , 
'" wenn der Ver s 1 cherungs f a l 1  schon vor dem 1 .  Jänner 1 95 6  
'" e i nget re t en i s t �  
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ASVG-Ge l t ende F as sung ASVG-Vorgesch l .  F a s sung 

• ABSCHNITT V I  

• Sonder bes t i mmung fOr Zol l aussch l ußgeb i e t e  

• § 506 b .  Zur DurchfOhrung der Soz i a l ver s i cherung i n  
• Zol l aus sch l ußgeb i e t en kann der Bundesm i n i s t er fOr 
• soz i a l e  Verwa l t ung das Nähere . w i e  i ns besondere d i e  
* Fes t set zung von Sch i l l i ngbe t r ägen i n  Be t r ägen i n  der 
* j ewe i l s  1 m  Zo l l aus sch l ußgeb i e t  ge l t enden F r emdwährung . 
• durch Verordnung r ege ln . 
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